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Probleme mit dem 
Stoffwechsel 


JEDEN MONAT NEU! 


Leser werben Leser +++ Leser 


Lieber Leser 


CODE ist ein. Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, die in der 
Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 

CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 

CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 

CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre 
politischen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen 
davon aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten 
jene nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 
CODE wird in den Fragen des Antizionismus von jüdischen Persönlichkeiten beraten, die 
der Redaktion ausdrücklich bestätigt haben: »Wir kennen die Zeitschrift und finden darin 
kein Material, das seiner Natur nach anti-semitisch ist, und verstehen die Position, die 
Unterschiede zwischen Zionismus und Judaismus aufzuzeigen. Obwohl wir nicht mit allen 
vertretenen Positionen übereinstimmen mögen, unterstützen wir das Recht darauf, politi- 
sche Ansichten darzustellen.« Dieser Satz wurde von sechs namhaften Rabbinern unter- 
zeichnet. 

CODE verfügt auch auf anderen Gebieten über kompetente Mitarbeiter: Victor Mar- 
chetti, Autor des bekannten Bestsellers über den CIA, war stellvertretender Direktor des 
CIA; Mark Lane, ein bekannter Washingtoner Rechtsanwalt, hat Prozesse wegen der 
Ermordung des US-Präsidenten John F. Kennedy gegen CIA-Mitarbeiter geführt; C. 
Gordon Tether, der für den Finanzteil zuständig ist, arbeitet seit langem für die »Financial 
Times«. 

CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 
CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, 
Kollegen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg« 


Vielen Dank 
Ihr Verlag Diagnosen 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 


Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von 
72,- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 72,- zuzüglich DM 15,- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-7250 
Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


ID Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Unterschrift 
Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 


ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 
m) über den Betrag von 72,- DM anbei (Ausland: 

DM 87,- Gegenwert in ausländischer Währung 

zum Tageskurs) 


[] Bittet um Übersendung einer Rechnung. 


Bank/Ort 
Bankleitzahl Name 
Kontonummer Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


PostleitzahV/Stadv/Land 


Do ra ar ae 


Deutschland 
6 Schaden für deut- 
sche Interessen 


Thema ist die antideutsche. 


Politik von Bundespräsi- 
dent Richard von Weiz- 
säcker, die immer stärker 
den deutschen Interessen 
schadet. 


Als Bundespräsident mischt sich 
Richard von Weizsäcker immer 

intensiver in die Tagespolitik ein 
und vertritt internationalistische 
Interessen. 


7 Polens Probleme 


oO 


Exclusives aus Politik und Wirtschaft 


Finanzen 


18 Der Kapitalismus 
ist putzmunter 


19 Hemmungsloser 
Wettbewerb der 


Banker 

Die Auflösung des kalten 
Krieges könnte den Wett- 
lauf zwischen den großen 
Handelsblöcken der Welt 
einen neuen Auftrieb 
geben. 


22 Geschäfte am 
Roulettetisch 


Der Terminhandel bringt 
seine Probleme mit sich. 
An sich ist es nichts Ver- 
werfliches, aber an einer 
»beweglichen Börse« ver- 
dient nur der Berufsspeku- 
lant, der Sonderkonditio- 
nen bei seiner Bank hat, 
oder die Banken selbst. 


23 Der Yen erobert 
Pearl Harbor 


Internationales 
25 Der CIA schreibt 


Geschichte als 
Propaganda und 
Desinformation 


Hier wird in aller Kürze zu- 
sammengefaßt, was der 
ClAüber die Jahre hinweg 
durch seine verschiedenen 
heimlichen Propaganda- 
und Desinformationspro- 
gramme erreicht hat. 
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Der rumänische kommunisti- 
sche Diktator Nikolai Ceausescu 
war der Liebling des westlichen 
politischen Establishments. 


” 


38 Zurück zu den jüdi- 
schen Grundlagen 


39 Politische Krise % 


der israelischen 
Regierung 
Die innere politische Lage 
in Israel, kompliziert 

' durch intensive persön- 
liche Rivalitäten der Füh- 
rung, verschlechtert sich 


mit der deutschen 
Minderheit 


Wiedergutmachung 
der DDR für Israel 


US-Präsident John F. Kennedy 
benutzte den CIA bei mehreren 
Versuchen den kubanischen Dik- 
tator Castro zu ermorden. 


31 Wer war Ceausescu? 


viel schneller als allgemein 
wahrgenommen wird. 


10: Gregor Gysi: Ein 
Lenin im Schafspelz 
12 Widerstand gegen 


Verbot von 
Naturheilmitteln 


14 Völkerrechtlich ist 
Bonn souverän 


36 


37 


Für Nikolai Ceausescu, 
den »unabhängigen 
Mann«, ließen deutsche 
Bundeskanzler und ameri- 
kanische Präsidenten den 
roten Teppich ausrollen. 
War er für den Westen das 
»Genie«, das die »selbst- 
regierende« Nation nach 
dem Image der internatio- 
nalen Medien führte? 


Jitzhak Shamir, Israels Premier, 
wird von dem Verdacht geplagt, 
daß sich die USA immer stärker 
in die israelische Innenpolitik 
einmischen. 


Fidel Castro expor- 
tiert den Marxismus 


Was bringt Israel 
die Zukunft? 

40 Noriegas Mossad- 

Connection 


Revisionismus 


44 Der Morgenthau- 
Plan 


Der amerikanische Finanz- 
minister Henry Morgen- 
thau diente von Januar 
1934 bis Juli 1945 in Präsi- 
dent Franklin D. Roose- 
velts Kabinett. Er war 
einer der engsten Freunde 
des amerikanischen Präsi- 
denten. 


51 David Irving: Haft- 
befehl in Österreich 
Blumen in der DDR 


Zum Auftakt seiner welt- 
weiten Vortragsreisen für 
1990 erhielt David Irving 
eine Einladung von Kultur- 
direktor Matschke der 
Stadt Dresden, um anläß- 
lich des 45. Jahrestages der 
Zerstörung eine Rede im 
Rahmen der Trauerfeier- 
lichkeiten zu halten. 


Der britische Historiker David 
Irving besuchte Dresden und ent- 
schuldigte sich für den entsetz- 
lichen Holocaust an den Deut- 
schen in Dresden. 


56 Presse: 
»Junge Freiheit« 


60 Die Antwort von 
Professor Ernst 
Nolte auf den 
»Leuchter-Report« 


SBEN RUE: 


4. Jahrgang 


61 David Irving: 
Wahrheit macht! 
frei! 

Der britische Historiker 
David Irving ist Herausge- 
ber des Prozeßgutachtens 
»The Leuchter Report«, 
das eine längst fällige wis- 
senschaftliche Kontro- 
verse unter Historikern 
des Dritten Reiches über 
Auschwitz und das Vorhan- 
densein überhaupt der be- 
rüchtigten Gaskammern 
auslöste. 


62 Probleme mit den 
Gaskammern 
Fred A. Leuchter, der ame- 
rikanische Experte für 
Gaskammern, nimmt Stel- 
lung zu ergänzenden Fra- 
gen zu seinem Gutachten. 
Es geht um die Witterungs- 
einflüsse auf die Trümmer 


in Auschwitz. 


Fred A. Leuchter ist der Experte 
für Gaskammern. Sein Gutach- 
ten über Auschwitz hat für inter- 
nationale Aufmerksamkeit 
gesorgt. 


63 Der Historikerstreit 
und die. 
Eigenschaften von 
Preußisch Blau 


EVER ELLE SZENE ELLE EEE BDEELDECEE WERE 


Nr. 4 April 1990 


Ständige Rubriken 
16 Deutschland- 


Journal 

Strafbefehl nach geglück- 
ter Flucht; Schriftliche Be- 
gründung des »Soldaten- 
Urteils«; Acht Millionen 
Tonnen Obst und Gemüse 
vernichtet; Bundesrepu- 
blik größter Handelspart- 
ner des Ostens; Berliner 
Senat gibt Millionen für jü- 
disches Museum; Co op 
will Gewerkschaftsholding 
verklagen; Vogts für ge- 
samtdeutsche Bundesliga; 
Hilfsaktion zur Rettung 
Dresdens; Steuerzahler 
muß 100000 DM zahlen; 
Frauen setzen sich in Ober- 
ammergau durch; Leiden- 
schaftliche Liebe macht 
Studenten nicht dümmer; 
Ausländische Terroristen 
dürfen bei Foltergefahr 
nicht abgeschoben wer- 


"den; SPD läßt Worten 


keine Taten folgen; Von 
Weizsäcker bereit für ge- 
samte Präsidentschaft; In- 
dizien für Ermordung Bar- 
schels mehren sich; Mölle- 
mann rechnet mit Welle 
von DDR-Sudenten. 


Banker-Journal 
Weltbank bedroht Bangla- 
desch; US-Pleiten sind ein 
Wachstumsgeschäft; Kis- 
singer als Schuldeneintrei- 
ber für Chase Manhattan; 
Stellvertretender US-Au- 
Benminister als Kissingers 
Bote; Thailand fürchtet, 
USA verlieren Drogen- 
krieg; Japan ist Weltfüh- 
rer; Rafi Eitans Rückkehr 
zur Spionage. 


34 Europa-Journal 


42 


= 


Konsortium für Sänger- 
Raumfahrzeug gegründet; 
Franzosen demonstrierten 
Laser-Waffensystem; Kri- 
tik am angelsächsischen 
Chaos; ADL lobt »Viertes- 
Reich«-Hysterie; Papst 
plädiert für moralische 
Werte; Albanien richtet 
seine Dissidenten hin; Wie 
London vietnamesische 
Flüchtlinge behandelt; Bri- 
tische Navy hat neue Laser- 
geschütze; Sowjets wurden 
bei der rumänischen Revo- 
lution zu Rate gezogen. 


Nahost-Journal 
ADL kritisiert US-Army; 
Der Bombenanschlag auf 
den Pan-Am-Flug 103; Hi- 
storische Auslegung der 
Intifada; Wer spricht für 
die US-Juden? 


Impressum 


Vertrauliches 

Peking verstärkt Unter- 
drückung der Studenten; 
Stürzt das syrische Mario- 
nettenregime der Super- 
mächte?; Aufschwung der 
Fundamentalisten in Alge- 
rien; Neues Waffenabkom- 
men zwischen Iran und den 
USA; Garcia wütend über 
US-Invasion in Panama; 


* Sowjetische Juden sollen 


Westbank besiedeln; 
China vor neuen Protesten 
der Freiheitskämpfer; Chi- 
nesische Kulturrevolution 
kehrt zurück. 


Leserbriefe 


Richard von Weizsäcker 
Schaden 

fur deutsche 
Interessen 


Alfred König 


In der Vergangenheit hat CODE bereits wiederholt über die antideut- 
sche Politik von Bundespräsident Richard von Weizsäcker als auch 
über dessen manchmal recht dubios erscheinenden »privaten« Ge- 
schäfte berichtet. Nicht zu vergessen, die augenscheinliche Fahnen- 
flucht von Weizsäckers in den letzten Kriegstagen. Und leider hat der 
Bundespräsident auch in den vergangenen Wochen und Monaten wie- 
der mehr als einmal den deutschen Interessen geschadet. 


Konnte man die Begnadigung 
der beiden »Spioninnen aus 
Liebe«, der 54jährigen früheren 
Sekretärin im Bundespräsidial- 
amt Höke und der 45jährigen 
Falk, im Rahmen der Gescheh- 
nisse in der DDR und der Freilas- 
sung bundesdeutscher Agenten 
noch gutheißen, muß aber die 
Begnadigung der RAF-Terrori- 
sten Verena Becker auf größtes 
Unverständnis stoßen. Die 1974 
inhaftierte Becker war 1977 we- 
gen sechsfachen Mordversuchs 
zu lebenslanger Haft verurteilt 
worden, nachdem sie 1975 zwi- 
schenzeitlich im Austausch gegen 
den Berliner CDUVorsitzenden 
Peter Lorenz freigepreßt, 1977 
aber zusammen mit dem Terrori- 
sten Günter Sonnenberg wieder 
festgenommen worden war. 


Die Öffentlichkeit wurde 
erstspäter informiert 


Bereits im März des vergangenen 
Jahres hatte von Weizsäcker trotz 
heftiger Proteste und größter Be- 
denken von Generalbundesan- 
walt Kurt Rebmann die RAF-Ter- 
roristin Angelika Speidel begna- 
digt, die im zwölfen Jahr ihrer 
Haft am 30. Juni dieses Jahres 
freigelassen werden soll. 


Zwei Dinge gibt es dabei, die auf 
besondere Empörung stoßen 
müssen. So erfolgte die Freilas- 
sung Beckers am 30. November, 
dem Tag, an dem der Vorstands- 
vorsitzende der Deutschen 
. Bank, Alfred Herrhausen, einem 
gekauften Mordanschlag der 
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RAF zum Opfer fiel. Die Öffent- 
lichkeit wurde über die Begnadi- 
gung aber erst rund eine Woche 
später informiert — mit der Be- 
gründung, Verena Becker habe 
um Geheimhaltung gebeten. 


Das zeitliche Zusammentreffen 
der Haftentlassung mit dem 
Mord des mehr und mehr natio- 
nalen Interessen vertretenden 
Herrhausen — was nichts an der 
Kritikwürdigkeit großer Teile der 
Geschäftspraktiken des größten 
deutschen Bankhauses ändert - 
nannte ein Sprecher des Bundes- 
präsidialamtes zwar als »unglück- 
lich«, doch Becker, die in der 
Haft angeblich völlig vom Terro- 
rismus abgerückt sei, »war und 
ist gnadenwürdig«. 


Die deutsch-polnische 
Grenzfrage 


Man stelle sich einmal diesen 
menschenverachtenden Zynis- 
mus vor: Ein Mann wird von den 
(angeblichen Ex-)Freunden Bek- 
kers erschossen — wobei wohl als 
sicher gelten darf, daß Becker, 
ähnlich wie der auch frühzeitig 
begnadigte Wackernagel nach 
wie vor linksextreme Positionen 
vertritt —, und am selben Tag spa- 
ziert eine (Ex-)Terroristin seelen- 
ruhig in die Freiheit — statt aus 
Anstand und Achtung gegenüber 
den Angehörigen des Ermorde- 
ten die Begnadigung zumindest 
für ein paar Wochen zu verschie- 
ben. Und dem Bundespräsiden- 
ten fällt nichts anderes ein, als 
diesen Skandal als »unglücklich« 
bezeichnen zu lassen. 


Ein weiteres Kapitel der neue- 
sten Skandalliste des Bundesprä- 
sidenten ist die deutsch-polni- 
sche Grenzfrage. Einleitend muß 
gesagt werden, daß der Bundes- 


präsident laut Grundgesetz mehr 


oder weniger eine Repräsen- 
tationsrolle wahrzunehmen hat, 
aber keineswegs befugt ist, in die 
aktuelle Politik einzugreifen. Ge- 
nau dies tat aber von Weizsäcker, 
als er sagte: »Auch wenn keiner 
von uns für einen gesamtdeut- 
schen Souverän zu sprechen ver- 


mag, so können, müssen und wol- 


len wir doch für uns selbst klar 
und eindeutig reden. Und das 
heißt, an der heutigen polnischen 
Grenze wird sich nach dem Wil- 
len von uns Deutschen jetzt und 
in der Zukunft nichts ändern.« 


Daneben stellt diese Einmi- 
schung von Weizsäckers in die ak- 
tuelle Tagespolitik einen ganz 
klaren Verfassungsbruch dar. Was 
ist das für ein Parlament und wel- 
chen Sinn hat das Grundgesetz ei- 
gentlich, wenn ein Bundespräsi- 
dent wiederholt gegen die Verfas- 
sung verstoßen kann, ohne daß 
jemand dagegen angeht? 


Überhaupt ist die betreffende 
Regelung in Artikel 61 des 
Grundgesetzes äußerst wider- 
sprüchlich. Danach muß »der 
Antrag auf Erhebung der An- 
klage gegen den Bundespräsiden- 
ten von mindestens einem Viertel 
der Mitglieder des Bundestages 
oder einem Viertel der Stimmen 
des Bundesrates« gestellt wer- 
den, wobei der Beschluß dann so- 
gar einer Zwei-Drittel-Mehrheit 
bedarf. Das bedeutet aber nichts 
anderes, als daß ein Bundepräsi- 
dent ganz bewußt gegen die Ver- 
fassung verstoßen kann, wenn er 
mindestens ein Drittel plus eins 
der Mitglieder des Bundestags 
oder des Bundesrats hinter sich 
weiß. Da die SPD, die Grünen, 
die FDP und auch Teile der 
Union in der deutsch-polnischen 
Grenzfrage klar antideutsche Po- 
sitionen vertreten, bleiben also 
alle eventuellen Verfassungsver- 
stöße von Weizsäckers unge- 
sühnt. 


Einmischung in 
die Tagespolitik 


Wäre es denn nicht richtiger - so 
muß zwangsläufig die Frage lau- 
ten -, daß das Verfassungsgericht 
von sich aus tätig werden muß, 
wenn es den Verdacht hat, der 
Bundespräsident habe gegen das 
Grundgesetz verstoßen? Selbst 


auf die »Gefahr« hin, daß sich 
dieser Verdacht später als haltlos 
erweist. Welchen Sinn hätte denn 
sonst das Grundgesetz, wenn es 
von Opportunisten jederzeit um- 
gangen werden kann? 


Daß von Weizsäcker eben nicht 
deutsche, sondern rein interna-.: 
tionalistische Interessen vertritt, 
bewies er auch erneut beim tradi- 
tionellen Neujahrsempfang der 
in Bonn akkreditierten Botschaf-. 
ter. Der Bundespräsident wandte 
sich in seiner Ansprache gegen: 
ein »Vorpreschen« der Deut- 
schen bei der Überwindung der 
Teilung Europas und Deutsch- 
lands. Von Weizsäcker nannte als 
Reihenfolge der Ziele: Frieden, - 
Europa, Einheit! An diesen Ver- 
fassungsgeboten habe sich nichts 
geändert: »Sie gehören untrenn- 


‚bar zusammen, die Teilung Euro- 


pas und die Teilung Deutschlands 
haben die selben Ursachen und 
lassen sich nur gemeinsam über- 
winden.« 


Bonn halte an diesem Ziel fest - 
schon wieder eine grundgesetz- 
lich nicht erlaubte Einmischung 

in die Tagespolitik —. 


Entschlossen müsse die Wirt- 
schafts- und Währungsunion der 
EG angestrebt werden. Der Bun- “ 
despräsident sprach sich für eine 
weitere Bindung der Bundesre- 
publik an die USA aus. Dies ent- 
spreche den »gemeinsamen men- 
schenrechtlichen Überzeugun- 
gen und Interessen«. Ist es denn 
wirklich mit den »menschen: 
rechtlichen Überzeugungen« ver- 
einbar, wenn die USA ein ande- 
res Land - in diesem Fall Panama 
- überfallen, hunderte von Zivili- 
sten töten und völkerrechtswi- 
drig in andere Botschaften ein- 
dringen und damit das gleiche‘ 
tun, was sie.dem Iran vorwarfen?: 


Einen »Ehrentitel 
für Genscher« 


Trotz anderslautender Medien- 
propaganda ist Bundesaußenmi- 
nister Genscher heute unbestrit: 
ten der Mann, der durch sein Auf- 
treten in der Welt neben von . 
Weizsäcker den wirklichen deut- 
schen Interessen am meisten ge- 
schadet hat. Während das Wort 
»Genscherismus« zuerst in den 
USA erfunden wurde und eigent- 
lich eine zu starke Annäherungs- 
politik an den Osten kennzeich: 
nete, bezeichnete von Weizsäk: 
ker dieses Wort bei der Vergabe 
des Theodor-Heuss-Preises ar 


eben diesen Genscher als »Ehr- 
entitel für verantwortliche Ver- 
ständigungs- und Friedenspoli- 
tik«. Genscher sei »die vertrau- 
ensbildende Maßnahme in Per- 
son«, der es gelungen sei, im Aus- 
land die Interessen der Deut- 
schen glaubwürdig zu vertreten. 


Natürlich kein Wort über die Ver- 
zichtspolitik Genschers - warum 
“ nehmen sich diese Leute eigent- 
lich kein Beispiel an den Japa- 
nern, die bis heute beharrlich auf 
der Rückgabe der in den letzten 
Kriegstagen von den Sowjets ge- 
raubten Kurilen-Inseln beharren 
—, auch kein Wort darüber, daß es 
eben nicht dieser Genscher war, 
der die friedliche Revolution in 
der DDR ermöglichte. 


Diese machten ausschließlich die 
Menschen möglich, die beseelt 
durch Gorbatschows Glasnost- 
und Perestroika-Politik die bun- 
desdeutschen Botschaften in Po- 
len, der DDR, der Tschechoslo- 
wakei und vor allem in Ungarn 
‚im wahrsten Sinne des Wortes 
stürmten. Und es war doch eben 
dieser Genscher, der eben diese 
Leute davor abhalten wollte und 
der sogar zeitweise die Türen der 
. Botschaften absperren ließ, so 
daß die Flüchtenden über die 
Zäune klettern mußten und sich 
dabei oftmals zum Teil schwer 
verletzten. 


‚Die Gespräche, die Genscher mit 
den Regierungen Ungarns und 
der CSSR führte, brachten dann 
‘doch nur die Ergebnisse, die 
durch die Entwicklung von vor- 
'neherein klar waren und die nur 
durch massiven Einsatz von mili- 

- tärischer Gewalt hätten verhin- 
dert werden können. Genscher 
schmückt sich also mit fremden 
Federn - wie es oft Leute tun, die 
groß erscheinen wollen, dies aber 
ın Wirklichkeit in keinster Weise 
sind! 


Die strittige Rolle 
als Gesellschafter 


CODE hat in der Vergangenheit 
mehrfach über den Kampf vom 
Amtsgerichtsdirektor a. D., Ru- 
dolf Deichner, gegen den Bun- 
despräsidenten berichtet. So 
warf dieser von Weizsäcker unter 
anderem vor, an einem Kapitaler- 
höhungsschwindel bei der Bre- 
mer Vulkan AG beteiligt gewesen 
zu sein, trotz entsprechenden ge- 
setzlichen Verbots auch heute 
noch aktiver Gesellschafter der 
Robert Bosch Stiftung, die den 


Bosch-Konzern beherrsche, zu 
sein und einen Notar zu Falschbe- 
urkundung veranlaßt zu haben. 


Wie - leider - nicht anders zu er- 
warten war, wurden trotz der aus- 
führlichen Begründungen zu- 
meist überhaupt keine Ermitt- 
lungsverfahren gegen den Bun- 
despräsidenten eingeleitet. 


Und selbst in einem so klaren Fall 
wie dem nachfolgend noch ein- 
mal kurz skizzierten, weigerte 
sich die Staatsanwaltschaft Stutt- 
gart ein Ermittlungsverfahren 
einzuleiten und verwarf Deich- 
ners Anzeige beziehungsweise 
wurde das gegen den Notar Kel- 
ler eingeleitete binnen kürzester 
Zeit eingestellt. 


Ging aus der Niederschrift der 
Gesellschafterversammlung vom 
19. November 1987 nämlich mit- 
telbar noch hervor, daß von Weiz- 
säcker trotz des in Artikel 55 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes stehen- 
den Berufsverbots noch als akti- 
ver Gesellschafter der Robert 
Bosch Stiftung tätig war, so än- 
derte der betreffende Notar Kel- 
ler dies am 3. April 1989 derge- 
stalt ab, daß von Weizsäcker sich 
an der Abstimmung nicht betei- 
ligt hatte. 


Ende des vergangenen Jahres hat 
der »Rechtswissenschaftliche Ar- 
beitskreis Mannheim«, dem 


Deichner. vorsteht, nun bei der - 


Generalstaatsanwaltschaft Köln 


eine Anzeige gegen den Bundes- 


präsidenten wegen des »Ver- 
dacht der Beteiligung am Völker- 
msrd ($ 220a StGB)« einge- 
reicht. Wörtlich heißt es dort: 
»Dr. Richard von Weizsäcker war 
in seiner Eigenschaft als Ge- 
schäftsführender Gesellschafter 
der Chemiefirma Boehringer-In- 
gelheim maßgebend .an der Liefe- 
rung des Kampfstoffes »Agent 
Orange«, von dem die USA zwi- 
schen 1962 und 1970 57.000 Ton- 
nen über Vietnam und Laos ver- 
sprühten, beteiligt ..: 


Das Problem mit 
Agent Orange 


In der Anzeige heißt es weiter: 
»Tatsächlich ging unter von Weiz- 
säcker die Weiterentwicklung des 
Hauses Boehringer steil nach 
oben. Der offizielle Hauptliefe- 
rant für »Agent Orange«, Dow 
Chemical in Midland/Michigan, 
lobte den »großartigen Koopera- 
tionsgeist«, den der Boehringer- 
Konzern zeigte.« Oo 


Ostdeutschland 


Polens 


Probleme mit 


der deutschen 
Minderheit 


Alfred König 


Das Thema um die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als polnische 


Westgrenze ist in der Bundesrepublik derzeit neben der Öffnung der 


innerdeutschen Grenze das zweite große Hauptthema. Kaum ein Tag 
vergeht, an dem nicht irgendein »deutscher« oder polnischer Politiker 
von der Bundesregierung den verbindlichen Verzicht auf urdeutsche 
Gebiete verlangt. Daß die Polen aber ihrerseits nicht bereit sind, der 
»deutschen Minderheit in Polen« auch nur die geringsten Rechte zuzu- 
erkennen, zeigt, daß den Polen nicht an Aussöhnung, sondern aus- 
schließlich am alten Chauvinismus- und Imperialismusstreben gelegen 


ist. 


Besonders bezeichnend für die- 
ses Streben war die Entscheidung 
des Wojewodschaftsgerichts Op- 
peln - hierzulande mit dem Amts- 
gericht vergleichbar -. Dieses 
hatte sich im Juni des vergange- 
nen Jahres geweigert, eine »So- 
zialkulturelle Vereinigung der 
deutschen Minderheit in Polen« 
ins Vereinsregister einzutragen, 
mit der Begründung: »Es gibt in 
Polen keine deutsche Minder- 
heit«. Damit wurden den hun- 
derttausenden, wenn nicht noch 
Millionen dort lebenden Deut- 
schen die elementarsten Grund- 
rechte verweigert, zum. Beispiel 
Gottesdienste in deutscher Spra- 
che abhalten zu dürfen, deutsche 
Kulturveranstaltungen durchzu- 
führen, Grundrechte, die selbst 
im tiefsten Afrika heute jedem 
Negerstamm gewährt werden. 


Deutsche Vereine 
sind in Gefahr 


Die Anwälte der geplanten Ver- 
einigung legten daraufhin Be- 
schwerde ein, mit der Begrün- 
dung, die erste Instanz hätte sich 
ausschließlich an die polnischen 
gesetzlichen Vorschriften des Ver- 
einsrechts halten müssen, aber 
keine Prüfung »Minderheit ja 
oder nein« vornehmen dürfen. 
Da es dies aber nun einmal getan 


hat, hätte es auch alle Umstände 
berücksichtigen müssen. 

Das oberste Gericht der Repu- 
blik Polen schloß sich nun diesen 
Argumenten an, weigerte sich 
aber dennoch, die Vereinigung 
von sich aus ins Vereinsregister 
einzutragen. Vielmehr wurde die 
erste Instanz angewiesen, sich an 
die Kriterien des Vereinsrechts zu 
halten. Dieses sieht nach der im 
vergangenen Jahr erfolgten No- 
vellierung vor, daß alle Organisa- 
tionen zugelassen werden müs- 
sen, deren Statuten nicht mit gel- 


“ tendem Recht kollidieren. Die- 


ses bedeutet aber nichts anderes, 
als daß frühestens für Anfang 
Mai mit einer Entscheidung, ob 
die Pflege der deutschen Sprache 
und Kultur gegen polnisches 
Recht verstoße, zu rechnen ist. 


Der Eifer der Deutschen 
weckt Verdacht! 


Nicht genug dessen, fügte der 
Vorsitzende Richter seiner Ent- 
scheidung noch eine »persönli- 
che Bemerkung« an, mit. der er 
alle Verfahrensbeteiligte zur Be- - 


- sonnenheit mahnte. Es müsse 


auch berücksichtigt werden, daß 
in einem Teil der polnischen Be- 
völkerung das Wiederaufleben ei- 
ner landsmannschaftlichen Orga- 
nisation der Deutschen »als Ge- 
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Ostdeutschland 


Polens 
Probleme mit 
der deutschen 
Minderheit 


fahr« empfunden werde. Diese: 


Angste seien »begründet aus 
dem Verhalten der deutschen 
Minderheit während des Zweiten 
Weltkriegs« und würden genährt 
durch »Außerungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland«. 


Bundesdeutsche Politiker wer- 
den aber nicht müde, trotz der 
nicht anders als rassistisch zu be- 
zeichnenden Versklavung der vor 
allem in Oberschlesien lebenden 
Deutschen die völkerrechtlich 
verbindliche Anerkennung der 
Oder-Neiße-Linie als polnische 
‚Westgrenze - sofern dies ohne ei- 
nen Friedensvertrag überhaupt 
geht — oder zumindest eine für 
alle Zeiten bindende Erklärung 
des Bundestags und der DDR- 
Volkskammer zu fordern. Dieses 
sollte bedingungslos geschehen - 
also auch ohne die Forderung, 
daß die polnische Regierung ih- 
rerseits Entgegenkommen bei 
der Gewährung von Minderheits- 
rechten zeigen müsse. 


Wer nun erwartet hatte, daß 
Papst Johannes Paul II., bekannt- 
lich der Pole Karol Wojtyla, als 
Oberhaupt aller christlichen 
Menschen nun auch die Belange 
der in Polen lebenden Deutschen 
wahrnehmen und seinen unbe- 
streitbaren Einfluß in Richtung 
Ausgleich einsetzen würde, sah 
sich getäuscht. Vielmehr sieht 
sich der Papst nach wie vor in er- 
 ster Linie als Pole und miß- 
braucht damit sein Amt auf das 
schärfste. 


Die Politik des 
polnischen Papstes 


So äußerte er sich auf eine in der 
Januarnummer der Jesuiten- 
Zeitschrift »Stimmen der Zeit« 
von einem Deutschen geäußerte 
Kritik zu Papst-Außerungen 
über Geburtenkontrolle und 
Empfängnisregelung, der theore- 
tisch abstrakte Eifer »der Deut- 
schen« wecke bei ihm den Ver- 
dacht, »die Deutschen« wollten 
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nur recht haben und alles besser 
wissen, wogegen er »als Papst 
und Pole« allergisch sein müsse. 


Obwohl Papst Johannes Paul I. 
sich immer wieder für die Beseiti- 
gung der die Menschen trennen- 
den Grenzen eingesetzt hatte, 
fiel der Hinweis auf den Fall der 
innerdeutschen Grenze im Wort 
zum Sonntag des Papstes hierzu 
mehr als dürftig aus. Auch ein 
zweitägiges Arbeitstreffen der 
deutschen Bischöfe mit dem 
Papst Mitte November 1989 
nutzte dieser nicht zu positiven 
Worten. Vielmehr sagte er sogar 
so gut wie gar nichts hierzu. 


Dafür fordert der Papst aber in 
fast unklausulierter Form die An- 
erkennung der Oder-Neiße-Linie 
als polnische Westgrenze und 


:seine Abneigung gegen Deutsch- 


land ist fast unverhohlen erkenn- 
bar. So heißt es in der päpstlichen 
Neujahrsansprache: »Die bösen 
Folgen des vor 50 Jahren entfes- 
selten Zweiten Weltkriegs raten 
zur Wachsamkeit. Es ist immer 
möglich, daß jahrhundertelange 
Rivalitäten erwachen, daß sich 
Konflikte zwischen ethnischen 
Minderheiten wieder entzünden, 
Nationalismen verhärten. Des- 
halb ist es notwendig, daß Eu- 
ropa als Gemeinschaft der Natio- 
nen auf der Grundlage der Prinzi- 
pien von Helsinki 1975 entsteht, 
welche die Konferenz über Si- 
cherheit und Zusammenarbeit in 
Europa so glücklich aufgestellt 
hat.« 


Doch es kommt noch »besser«: 
Im Päpstlichen Jahrbuch 1989 hat 
sich der Vatikan quasi selbst die 
endgültige Grenzziehung vorbe- 
halten. Am 23. Januar 1973 hat 
der »Heilige Stuhl« nämlich für 
jene kirchlichen Gebiete in der 
DDR, die Teile der westdeut- 
schen Erzbistümer Osnabrück, 
Hildesheim, Paderborn, Fulda 
und Würzburg waren - nämlich 
Schwerin, Magdeburg und Er- 
furt-Meiningen -, die in der gan- 
zen Kirche einzigartige Form ge- 
funden, sie bischöflichen Aposto- 
lischen Administratoren (»per- 
manenter constituti, für ständig 
geschaffen«) zuzuordnen. Diese 
Administratoren sind aber direkt 
dem Papst unterstellt. Jedoch 
scheint die Rechtsform die Ge- 
meinsamkeit des alten Territo- 
riums zu wahren. 


Wie schaut es aber bei der Kir- 
chenprovinz Görlitz aus, die einst 
dem Breslauer Erzbischof unter- 


stand? Diese ist nun als Apostoli- 
sche Administratur aus dem Kir- 
chenverband mit Breslau heraus- 
genommen, wie es im neuen 
kirchlichen Gesetzbuch Canon 
3712 heißt »ob speciales et graves 
omnio rationes« (»wegen beson- 
derer und wirklich schwerwie- 
gender Gründe«). Zwar wird da- 
mit de jure der Vorbehalt einer 
noch ausstehenden friedensver- 
traglichen Regelung bejaht, de 
facto besteht aber eine eigenstän- 
dige polnische Kirchenprovinz. 


Polen will seinen 
Raub bestätigt haben 


Anders sieht es dagegen bei den 
polnischen »Ostgebieten« aus, 
die die Polen nach Ende des Er- 
sten Weltkriegs von der Sowjet- 
union raubten und die von der 
UdSSR nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs wieder in ihr Staatsge- 
biet (zurück-)einverleibt wur- 
den. So erscheint das Erzbistum 
Lemberg, das nun in der Ukraini- 
schen Sozialistischen Sowjetrepu- 
blik liegt, nach wie vor im Päpstli- 
chen Jahrbuch unter »Polen«, 
und sein Apostolischer Admini- 
strator residiert unverdrossen im 
polnischen Lubaczow. 


Der polnische Staatspräsident Ja- 
ruzelski hat nun vorgeschlagen, 
daß »alle Alliierten und vor allem 
die wichtigsten Siegermächte 
zum 45. Jahrestag des Sieges 
über Hitler-Deutschland im Mai 
dieses Jahres feierlich die polni- 
schen Grenzen bestätigen“ sol- 
len. Sein Land verfolge aufr' ..«- 
sam die deutsche Entwicklung, 
die vor all in den fundamenta- 
len Frag... »bisher nicht zufrie- 
denstellend gelöst wurde«. Und 
der polnische Außenminister 
Skubiszewski forderte sogar ein 
neues Sicherheitssystem, »um 
die Entstehung einer so großen 
Macht im Herzen Europas zu 
neutralisieren«. 


Ausgleich in den 
Grenzfragen 


Bereits aus diesen ganz wenigen 
Beispielen, denen noch viele an- 
dere folgen könnten, ergibt sich 
also, daß die absolute Mehrheit 
der Polen - selbst die doch so frei- 
heitliche Solidarnosc - einig in 
dem Bestreben ist, ohne auch nur 
das geringste Zugeständnis ihrer- 
seits die von ihnen besetzten 


deutschen Ostgebiete in ihr Land 
einzuverleiben. Auf der anderen 
Seite werden aber auch die Polen 
nicht müde, ständig von einer.eu- 
ropäischen Einigung zu reden. 


Wie könnte nun aber eine alle 
Seiten befriedigende Lösung aus- 
sehen? Hierzu gibt es in Schle- 
sien selber bereits einige interes- 
sant erscheinende Denkmodelle. 


Ein Plan baut in etwa auf den Äu- 

Berungen des Generalsekretärs 

des Bundes der Vertriebenen 
(BdV), Koschyk, auf, dererklärt 
hatte, Ziel von Verhandlungen 

müsse es sein, in der Grenzfrage 

einen Ausgleich zu suchen. Die- 
ses Ziel könnte etwa wie folgt 

aussehen: 

Im Rahmen der wohl kaum noch 

aufzuhaltenden Schaffung eines: 
geeinten Europas - wohingegen 

im Prinzip auch nichts einzuwen- 

den ist, solange dies auf Basis ei- 


'ner weitestgehenden Souveräni- 


tät der jeweiligen Nationalstaa- 
ten geschieht und lediglich eine 
Öffnung und Einigkeit in unter- 
geordneten Dingen bedeutet - 
könnte unter gewissen Umstän- 
den durchaus auch die Oder- 
Neiße-Linie weiterhin als unan- 
rührbare Demarkationslinie tole- 
riert werden. 


Im Gegenzug müßten die Polen 
dann den ostdeutschen Gebieten 
eine weitestgehende Souveräni- 
tät oder sogar den Status einer 
Freihandelszone zusichern und 
den dort lebenden Deutschen 
und Deutschstämmigen den Bei- 
behalt der deutschen Staatsbür- 
gerschaft gewähren. Deutsch 
müßte in diesen Gebieten als 
zweite Amtssprache anerkannt 
und die Freiheit der deutschen 
Kultur und Religionsausübung 
gewährleistet werden. Enteig- 
nete Ländereien müßten zurück- 
gegeben beziehungsweise falls 
dies aus humanitären Gründen 
nicht möglich ist, durch ver- 
gleichbare Ländereien ersetzt 
werden. 


Die unbeschränkte Reise- und 
Zollfreiheit wäre eine weitere 
Voraussetzung genauso wie die 
Offenlegung aller in polnischen 
Archiven aufbewahrten Unterla- 

en über die Konzentrationslager 
des Dritten Reichs, die sich auf 
polnischem Gebiet befanden. 
Auch dürfte es zu keinen wei 
teren »Kriegsverbrecherprozes- 
sen« kommen, sondern müßte 45 
Jahre nach Kriegsende eine Am- 
nestie durchgeführt werden. OD 


Wiedergut- 
machung für 


Israel 


Alfred König 


Das Weltjudentum hat eines seiner größten Ziele erreicht: Die DDR 
hat nun - 45 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges - wie schon die 
Bundesrepublik zuvor den Juden Wiedergutmachungsansprüche zu- 
gebilligt. Wörtlich heißt es in dem von DDR-Ministerpräsident Mo- 
drow an den Vorsitzenden des Jüdischen Weltkongresses, Edgar 
Bronfman, gerichteten Schreiben: »Die DDR anerkennt ihre humani- 
täre Verpflichtung gegenüber den Überlebenden des jüdischen Vol- 
kes, die unter Naziunterdrückung gelitten haben, und bekräftigt die 
Bereitschaft zur solidarischen materiellen Unterstützung ehemaliger 
Verfolgter des Naziregimes jüdischer Herkunft.« 


Nachdem nun in der SED der 
Jude Gregor Gysi und in der SPD 
der Jude Ibrahim Böhme das Sa- 
gen haben, war dieser Schritt 
überfällig und kam von daher 
nicht überraschend. Bisher hatte 
die DDR unter Berufung auf ihr 
»antifaschistisches Verständnis« 
Wiedergutmachungszahlungen 
abgelehnt. Erst im vergangenen 
Jahr wollte Honecker mit einer 
ersten derartigen Zusage Vorbe- 
halte vor allem der amerikani- 
schen Juden vor seinem Staatsbe- 
such in den USA ausräumen. Da- 
mals wurde gerüchteweise die 
Summe von 500 Millionen Dollar 
genannt. Diese käme dann zu 
den 90 Milliarden DM hinzu, die 
die Bundesrepublik bislang ge- 
zahlt hat. 


So begann es mit der 
Wiedergutmachung 


Doch erst wenn man sich noch 
einmal anschaut, wie es mit der 
Wiedergutmachung begann, wird 
einem bewußt, wie hier ein Land 
bis auf den heutigen Tag ausge- 
saugt wird - und wie mächtig das 
Judentum ist. 


Angefangen hatte alles 1951 als 
der Staat Israel, obwohl er wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges 
überhaupt noch nicht existiert 
hatte, Reparationsforderungen 
gegen die Bundesrepublik gel- 
tend machte. 

Am 10. September 1952 schloß 
dann die damalige Bundesregie- 


rung unter Kanzler Konrad Ade- 
nauer mit dem Staat Israel den 
Wiedergutmachungsvertrag ab, 
in dem sich Westdeutschland ver- 
pflichtete, in einer Zeitspanne 
von zwölf Jahren an Israel drei- 
einhalb Milliarden DM zu zah- 
len. Dabei darf nicht vergessen 
werden, welchen starken interna- 
tionalen Druck die Juden auf die 
Bundesrepublik ausübten und 
die drei westlichen Siegermächte 
sich bis zur Unterschrift dieses 
Vertrages weigerten, den Staats- 
vertrag zu unterzeichnen. 


Statt Beweispflicht 


Glaubwürdigkeit 


Erst ein halbes Jahr nach dieser 
Unterzeichnung der kollektiven 
Wiedergutmachung beschloß 
dann der Bundestag am 8. April 
1953 das Bundesentschädigungs- 
gesetz, das die individuelle Ent- 
schädigung aller angeblichen 
Opfer des Nationalsozialismus 
regelte. 


Der Präsident der Jüdischen 
Weltkongresse, Nahum Gold- 
mann, antwortete in einem Inter- 
view mit der »Allgemeinen Wo- 
chenzeitung der Juden in 
Deutschland« am 17. März 1961 
auf die Frage: »Sind Sie der Auf- 
fassung, daß das, was die Bundes- 
republik materiell an Wiedergut- 
machung getan hat, ausreichend 
ist?« wie folgt: 

»Die Leistungen, die die Bundes- 
republik an Israel leistet, sind ein 


ganz kleiner Teil des gesamten 
Wiedergutmachungskomplexes. 
Das übersieht man manchmal. 


. Während die gesamte Wiedergut- 


machung wahrscheinlich an die 
18 bis 20 Milliarden kosten wird - 
Bund und Länder zusammen - 
bekommt Israel davon nur drei 
Milliarden ... Ich erinnere mich, 
in.den ersten Diskussionen mit 
dem damaligen Finanzminister 
Schäffer war die große Meinungs- 
differenz, daß er schätze, es 
werde acht Milliarden kosten. 
Das betrachtete er als zuviel. 
Und wir schätzten auf sechs Mil- 
liarden. Heute ist klar, daß die 
Sache zwischen 18 und 20 Milliar- 
den kosten wird ...« 


Der.obige Dr. Schäffer warnte 
dann 1957 als Bundesjustizmini- 
ster vor einer Fortsetzung der 
Wiedergutmachungszahlungen 
in der bisherigen Form. Wie er 
sagte, waren bis 1961 acht bis 
neun Milliarden Mark an Wieder- 
gutmachung vorgesehen gewe- 
sen. 


Die Forderungen wurden 
immer höher 


Da aber für den tatsächlichen 
Schaden »keine Beweispflicht, 
sondern Glaubwürdigkeit« erfor- 
derlich sei, habe sich diese 
Summe inzwischen auf 27 bis 29 
Milliarden DM für den gleichen 
Zeitraum erhöht. Fast sechs Mil- 
liarden DM müsse der deutsche 
Steuerzahler alleine für die aus- 
ländischen Rechtsanwälte auf- 
bringen, die von jeder Schadens- 
summe 20 Prozent Erfolgshono- 
rar (der damalige nordrhein- 
westfälische  Familienminister, 
Wilhelm Meyer, sprach sogar von 
»bis zu 50 Prozent«) kassierten. 
Es soll nur am Rande erwähnt 
werden, daß Schäffer von allen 
Seiten, besonders natürlich der 
jüdischen auf das heftigste ange- 
griffen wurde. 


Doch 1961 bedeutete natürlich 
nicht das Ende der Wiedergutma- 
chung. Vielmehr teilte das Bun- 
desfinanzministerium am 29. No- 
vermber 1963 in ihren »Finanzpo- 
litischen Mitteilungen« auf Seite 
1872 mit: »Die Bundesregierung 
ist der Ansicht, daß sich für die 
Durchführung der Wiedergutma- 
chung in ihrer bisherigen Form 
zuzüglich von 4,5 ‚Milliarden 
Mark für die beiden Novellen 
zum BEG und BRUG ein Volu- 
men von rund 40 Milliarden 
Mark ergibt. Sie glaubt, daß die- 
ses Volumen nicht überschritten 


werden darf.« Die Verbände der 
Betrofffenen verlangten aber be- 
reits zu diesem Zeitpunkt 15 bis 
20 Milliarden DM mehr. Wie 
leichtfertig dabei mit den deut- _ 
schen Steuergeldern umgegan- 
gen wurde, schilderte Ernst Ehr- 
mann in der »Zeit« vom 6. März 
1964 wie folgt: »Der Regierungs- 
entwurf des Schlußgesetzes sah 
... vor, daß die Kapitalentschädi- 
gung für Ausbildungsschaden im- 
mer auf 10.000 Mark zu erhöhen 
ist, wenn sich »die Schädigung in 
der Ausbildung nachhaltig auf 
das berufliche Fortkommen aus- 
gewirkt hat«. Auf Vorschlag des 
Bundesrates, dem sich die Bun- 
desregierung angeschlossen hat, 
wurde jedoch diese Vorschrift da- 
hin abgeändert, daß die Kapital- 
entschädigung in allen Fällen auf 
10.000 Mark zu erhöhen ist, un- 
abhängig davon, ob der Ausbil- 
dungsschaden sich auf das beruf- 
liche Fortkommen ausgewirkt 
hat oder nicht.« 


Wie wir heute wissen, hörte die 
Wiedergutmachung auch bei 60 
Milliarden DM nicht auf. Insge- 
samt wurden seitens der Bundes- 
republik bis heute fast 90 Milliar- 
den DM gezahlt. Es kann mit Si- 
cherheit davon ausgegangen wer- 
den, daß die 100 Milliarden- 
Hürde auch noch übersprungen _ 
werden wird. 


Und das Weltjudentum schämt 
sich nicht, trotz der katastropha- 
len Finanzlage der DDR Geld zu 
verlangen. Immerhin sagte Isra- 
els Botschafter in der Bundesre- 
publik, Benjamin Navon: »Wir 
glauben nicht, daß ein Gespräch 
mit der DDR beim Geld zu be- 
ginnen hat. Zuerst wollen wir 
moralische, ethische wie auch po- 
litische Gespräche.« Nach dem 
»Zuerst« wird dann aber tüchtig 
die Hand aufgehalten. 


Dabei ist es selbstverständlich 
nicht so, daß die Juden in der 
DDR ohne Entschädigung ge- 
blieben sind. Wie alle »Opfer des 
Faschismus« beziehen Betrof- 
fene eine Zusatzrente, Gesund- 
heitsbeihilfe und bei Erwerbs- 
minderung Leistungen aus der 
Sozialversicherung, die denen 
bei Betriebsunfällen gleichen, 
auch wenn sie keine Versiche- 
rungszeiten aufweisen können. 
Dazu kommt erhöhter Urlaub, 
Vorrechte bei der Zuteilung von 
Wohnraum, bei der Beschaffung 
von Hausrat und die Gewährung 
von Studienbeihilfen für Kinder. 

Oo 
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DDR 


- Ein Lenin im 
'Schafspelz 


Martin Voigt 


»Es wird uns gelingen, die Mehrheit der Bevölkerung zu überzeugen, 
wie wichtig die Eigenständigkeit der DDR ist!«, Worte von Gregor 
Gysi, dem Vorsitzenden der PDS-Kommunisten in der DDR. 


Man wird unwillkürlich an Le- 
nin, den Einpeitscher des Bol- 
schewismus, erinnert — richtiger 
Name Wladimir Iljitsch Uljanow 
-, wenn man die rhetorischen Fi- 
nessen, die ausladende Gestik 
und die Rabulistik des derzeiti- 
gen SED-PDS-Kommunisten- 
chefs beobachtet, dessen Familie 
es in der DDR zu hohen Posten 
brachte. Sein Vater — seit 1931 
KPD, als Jude nach 1933 emi- 
griert, 1945 von der Roten Ar- 
mee als Bürgermeister eingesetzt 
- ist unter Ulbricht und Honek- 
ker bis zum Minister aufgestie- 
gen. Seine Mutter, ebenfalls 1933 
aus rassischen Gründen emi- 
griert, brachte es bis zur Abtei- 
lungsleiterin für kulturelle Bezie- 
hungen mit dem Ausland im 
DDR-Kultusministerium. Er 
selbst, seit jungen Jahren eifriger 
Ulbricht- und Honecker-Gefolgs- 
mann, stiegin den Jahren des Un- 
rechts-Staates bis zum Vorsitzen- 
den der SED-Rechtsanwaltsver- 
einigung auf, dem Bund der li- 
nien- und parteitreuen Anwälte 
also. 


Nach wie vor 
davon überzeugt 


Diese Familie versteht etwas von 
kommunistischer Strategie und 
Propaganda. »Sicher bin ich 
Kommunist und nach wie vor da- 
von überzeugt, daß der Bau der 
Mauer erforderlich war«, erklärt 
dieser Feind der deutschen Wie- 
dervereinigung, der sogar von 
manchen westlichen Medien we- 
gen seines Eintretens für »Recht- 
staatlichkeit« hochgelobt wird. 


Auf dem SED-Parteitag sprach 
er sich scharf gegen eine Vereini- 
gung der »beiden deutschen Staa- 
ten« aus, weil sie »Forderungen 
nach der Wiederherstellung der 
Grenzen von 1937. auslösen wür- 
den«. 
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Gregor Gysi: »Sicher bin ich 
Kommunist und nach wie 
vor überzeugt, daß der Bau 
der Mauer erforderlich war.« 


Dieser Mann sucht und findet 
alle möglichen und unmöglichen 
Argumente, um die deutsche 
Einheit zu torpedieren. Auf sein 
Betreiben wurde auf dem jüng- 
sten SED-Parteitag folgender 
Beschluß angenommen: 

»Im Ergebnis des Zweiten Welt- 
kriegs und der Nachkriegsent- 
wicklung lebt die deutsche Na- 
tion in zwei Staaten und Berlin 
(West). "Die Zweistaatlichkeit 
der Deutschen ist zu einem un- 
verzichtbaren Garanten für Frie- 
den, Sicherheit und Stabilität in 
Europa geworden. Die Eigen- 
ständigkeit der »DDR« ermög- 
licht eine historische Chance ei- 
ner deutschen Alternative des de- 


mokratischen Sozialismus in 
gleichberechtigter Nachbarschaft 
zu allen Staaten Europas.« 


Vorsicht vor 
diesem Lenin! 


Bei allem Jubel und aller Freude 
über die Offnung der Mauer am 
9. November 1989 und des Bran- 
denburger Tores vor Weihnach- 
ten: Noch nie war die Gefahr der 
»endgültigen« Trennung und 
Spaltung West- und Mittel- 
deutschlands so groß wie in den 
nächsten Wochen und Monaten. 


Daß die widernatürliche und bar- 
barische, von den Siegern und ih- 
ren Helfershelfern von Adenauer 
bis Ulbricht gezogene und verfe- 
stigte »Zonengrenze«, die »De- 
markationslinie« mit Mauer, Sta- 
cheldraht und Minenfeldern in 
der Mitte Deutschlands und Eu- 
ropas nicht ewig bestehen würde, 
war klar. Alle Völker der Welt 
schüttelten den Kopf über diese 
Deutschen, die sich so lange und 
widerstandslos dem Siegerwillen 
beugten und auch noch versuch- 
ten, ihn 150prozentig ‚überzuer- 
füllen - in Ost und West. 

Nun aber besteht die Gefahr, daß 
diese von den Besatzungsmäch- 
ten gezogene Zonen-Demarka- 
tionslinie in angeblich »freier 
Selbstbestimmung« - jetzt erst - 
zu dem wird, was sie nie war: zu 
einer Grenze, zu einer richtigen, 
wirklichen, anerkannten Grenze. 


he Wr a Ser PER ee unge Ze 


»Die Grenze soll friedlich und 
freundlich sein, aber eben eine 
Grenze«, erklärte einer der ge- 
fährlichsten Gegner der Wieder- 
vereinigung in West- und Mittel- 
deutschland, der SED-PDS- 
Kommunistenführer Gregor 
Gysi, der die DDR gegen uner- 
wünschte Einflüsse aus der 

Bundesrepublik »abschotten« 
möchte. 


Gysi beschwerte sich, daß die 
Opposition in der DDR in einem 
Maße Unterstützung aus der 
Bundesrepublik erhalte, die »al- 
len internationalen Gepflogen- 


heiten«  widerspräche. Welch 
eine Bösartigkeit allein dieser 
Begriff! Wie kann eine durch Be- 
satzungsdiktat in Zonen .ge- 
trennte Nation nach »internatio- 
nalen Gepflogenheiten« mitein- 
ander verkehren? 

In Wahrheit und im Gegensatz zu 
Gysis Beschwerde akzeptieren, 
unterstützen und stabilisieren 
Bundeskanzler Kohl und die Re- 
gierung des westdeutschen Teil- 
staatprovisoriums die in keiner 
Weise legitimierte SED-Regie- 
rung in einem Maß, daß die Op- 
positionsgruppen teilweise die 
Hoffnung auf einen wirklichen 
Umbruch verloren hätten und die 
Zahl der resignierenden Über- 
siedler ständig zunimmt. 


In einer gemeingefährlichen ge- 
meinsamen Strategie von Politi- 
kern und Medien in Ost und West 


werden jetzt Popanze aufgebaut, 
. mit denen man das Ziel 
»Deutschland einig Vaterland« 
verhindern und eine anerkannte 
Zweistaatlichkeit schaffen will. 


Da wurden in der DDR einige Pa- 
rolen gesprüht, unter anderem: 
»Besatzer raus«. In der Bundes- 
republik ist das nicht nur die jah- 
relange, unablässige Forderung 
aller wirklich wiedervereini- 
gungs-bestrebten Deutschen, 
sondern seit Jahren endlich auch 
Erkenntnis und Programm der 
Linken und Grünen: Abzug der 
Besatzungsmächte aus Ost und 
West, Austritt aus der Nato und 
Warschauer Pakt. Und auch Op- 
positionssprecher in Mittel- 
- deutschland fordern das gleiche, 
weil es der einzige Weg zur deut- 
schen Einheit ist. 


Weil junge, ungestüme Deutsche 
das nun parolenhaft verkürzten - 
wenn es nicht die Tat und Provo- 
kation von Agenten war, was 
eher zu vermuten ist —, wird ein 
ebenso riesiger, wie lächerlicher 
Popanz aufgebaut, den die PDS- 
Führung dazu benutzt, ihre Stasi- 
Truppen wieder aufzubauen. 


Im Westen kennen wir solche 
Praktiken und Volksverdum- 
mungs-Kampagnen seit vielen 
Jahren, zum Beispiel die be- 
rüchtigte »Kölner-Synagogen- 
Schmiererei«, mit der verhindert 
wurde, daß eine mißliebige Par- 
tei den ansonsten erwarteten 
Wahlerfolg erreicht. Erst Jahre 
später wurde bewiesen, daß es 
keine »Neofaschisten« sondern 
KGB-Agenten waren. 


Die verbissen um ihr Überleben 
und um ihre Macht kämpfenden 
Kommunisten um Gysi und Mo- 
drow vermarkten nun schamlos 
die angebliche neofaschistische 
Gefahr und Bedrohung der 
DDR. Fast 250.000 Demonstran- 
ten ließen sich verdummen und 
mißbrauchen, um gegen diese 
»Gefahr« und gegen die Wieder- 
vereinigung zu demonstrieren. 
Qui bono? Wem nutzt es? 


Der Popanz 
»polnische Westgrenze« 


Da wird der Popanz aufgebaut, 
die getrennte oder gemeinsame 
Garantie der »polnischen West- 
grenze« sei eine Voraussetzung 
zum Abriß der Zonengrenze zwi- 
schen Mittel- und Westdeutsch- 
land. 


Die Siegermächte haben völker- 
rechtswidrig bestimmt, daß Ost- 
deutschland bis auf weiteres un- 
ter polnische Verwaltung gestellt 
würde. Sie haben bestimmt, daß 


‘ die Grenzen in einem späteren 


Friedensvertrag festgelegt wür- 
den. Halten wir uns daran! Was 
soll das Geschwätz beiderseits 
der Zonengrenze von der not- 
wendigen Vorab-Anerkennung 
der »polnischen Westgrenze«? 
Warum sollen wir uns dem Sieger- 
willen widersetzen oder ihn über- 
erfüllen? 


Die Bundesrepublik hat keine ge- 
meinsame Grenze mit Polen, und 
die DDR erhebt keine Ansprü- 
che auf »polnische Gebiete«. Bis- 
her erheben nur die Polen An- 
sprüche auf deutsche Gebiete. 
Ein gesamtdeutscher Souverän, 
mit dem ein Friedensvertrag und 
Grenzfragen verhandelt werden 
könnten, muß erst geschaffen be- 
ziehungsweise wieder handlungs- 
fähig gemacht werden: eine deut- 
sche Nationalversammlung, die 
sich in freier Selbstbestimmung 
entweder auf die völkerrechtlich 
bis heute fortgeltende Weimarer 
Reichsverfassung beruft und 'sie 
übernimmt oder sich eine neue 
Verfassung gibt. 

Die Voraussetzung dafür ist ganz 
schlicht und einfach die Aufhe- 
bung der alliierten Zonen-De- 
markationslinie zwischen West- 
und Mitteldeutschland, und das 
ist ganz allein die Sache von uns 
Deutschen. Denn welche der Sie- 
germächte wollte und würde uns 


vor den Augen der Welt wohl vor- 


schreiben, jetzt »freiwillig« eine 
echte, wirkliche Grenze zwi- 
schen uns zu schaffen? 


Natürlich müssen wir auf die 
Nachbarstaaten und ihre militäri- 
schen und wirtschaftlichen Inter- 
essen und Besorgnisse Rücksicht 
nehmen. Wir wollen das auch. 
Die Sowjets können nicht zulas- 
sen, daß die Nato- und US-Ar- 
mee bis an die Oder-Neiße-Linie 
vorrücken. Also raus aus der 
Nato und Warschauer Pakt! Ein 
friedliches Deutschland braucht 
keine Beschützer, weil keine Be- 
droher da sind und die Auseinan- 
dersetzungen irgendwelcher »Be- 
schützer« nur in Deutschland 
stattfinden und ihre Schützlinge 
vernichten würde. 


Die Regierungen und Hinter- 
grundmächte unserer »Freunde 
und Verbündeten« - nicht »die 
Franzosen«, sondern Herr Mit- 
terrand, nicht »die Engländer«, 


sondern deren international ge- 
steuerte Presse-Mafia — fürchten 
die gesamtdeutsche Vorherr- 
schaft in der EG. Also raus aus 
der westeuropäischen Klein- und 
Teil-EG bis zur Schaffung einer 
wirklichen europäischen Ge- 
meinschaft, in der das 80-Millio- 
nen-Volk der Deutschen nur ei- 
nes unter vielen ist. 


Das sind die Fragen, die anste- 
hen, die nächsten Aufgaben - 
nicht ein Streit um die angebliche 
polnische Westgrenze. 


Nichts in der 
Geschichte ist endgültig 


Falls mit der »polnischen West- 
grenze« die von den Siegern per 
Buntstift auf einer Landkarte 
willkürlich gezogene Oder- 
Neiße-Linie gemeint ist: Wer wie 
Genscher, Frau Süßmuth und an- 
dere unnötigerweise und völker- 
rechtlich völlig unwirksam deren 
»Anerkennung« fordert, . wohl 
wissend, daß sie damit selbst ge- 
gen das beschworene Grundge- 
setz und verfassungswidrig han- 
deln und von der Regierung Un- 
mögliches fordern, nämlich ge- 
gen klare Urteile des Bundesver- 
fassungsgerichtes zu verstoßen, 
baut absichtlich Hürden auf, Bar- 
rikaden und Hindernisse gegen 
das Nahziel der staatlichen Ein- 
heit Mittel- und Westdeutsch- 
lands, indem er in unserem 45 
Jahre lang umerzogenen, see- 
lisch und geistig verwirrten Volk 
neue Gräben aufreißt. 

Wieso sollte das Festhalten an 
jahrhundertealten Heimatrech- 
ten und die Berufung auf welt- 
weit anerkannte Völkerrechtsnor- 
men und UN-Beschlüsse die Wie- 
dervereinigung West- und Mittel- 
deutschlands gefährden? 


Halten wir es mit den Vorgaben 
der Sieger von 1945, nehmen wir 
uns die Haltung der Juden und 
Polen in ihrer wechselhaften Ge- 
schichte zum Vorbild und ver- 
trauen wir darauf, daß nichts in 
der Geschichte: der Völker end- 
gültig ist, zumal wenn es nicht ge- 
recht geregelt ist. 


Der Popanz der »polnischen 
Westgrenze« hat mit dem aktuel- 
len, großen und ersehnten Ziel 
dieses Jahres 1990 - Deutschland 
einig Vaterland - nichts, aber 
auch gar nichts zu tun. Lassen wir 
uns nicht aufputschen, auseinan- 
derdividieren undvom Ziel ablen- 
ken. Do 


Wie geht es weiter 
mit der DM, 
Dollar, Yen, 
Schweizer Franken? 


Wie ist die Konstellation der 
Deutschen Mark? 


Welche Disharmonien 
erwartet die deutsche 
Währung? 


Gibt es in den Jahren 1989 
und 1990 Gefahren für die 
DM? 


Ist es ratsam in den nächsten 
Jahren den Dollar zu horten 
oder US-Aktien zu 
erwerben? 


Wird die Schweiz am 
europäischen ECU- 
Abenteuer teilnehmen? 


Werden die Japaner 
letztendlich die USA 
wirtschaftlich und finanziell 
total kontrollieren? 


Wird der japanische Yen den 
Dollar als Weltwährung 
ablösen? 


Welche Rolle spielt die 
Weltbank in den 
kommenden Jahren? 


' Eine Dokumentation auf 


kosmobiologischer Basis 
versucht die kommenden 
Entwicklungen an der Börse 
zu untersuchen und 
Tendenzen für die 
Weltwährungen aufzuzeigen. 


Was passiert mit dem Geld, 
den Aktien, welche 
Parallelen gibt es zu 
vergangenen Ereignissen. 
Dies sind die Themen der 
Dokumentation 

DIE ZUKUNFT DER 
WELTFINANZEN 

von Otto Munkwitz. 


Die Dokumentation erhalten 
Sie für 60 DM bei 


Otto Munkwitz 
Kappenmühle 7 
D-6403 Flieden. 
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Medizinbetrieb 


Widerstand 
gegen Verbot 
von Natur- 
heilmitteln 


Hans-Joachim Gerdesheim 


Das Vorhaben von Bundesarbeitsminister Norbert Blüm (CDU) im 
Rahmen von notwendigen Kostensenkungen im Gesundheitswesen 
nun auch einen großen Teil der Naturheilmittel wegen angeblichen 
Nichtbeweises ihrer Wirksamkeit aus der Erstattungspflicht der Kran- 
kenkassen herauszunehmen — Kombinationspräparate mit mehr als 
drei beziehungsweise sechs arzneilich wirksamen Bestandteilen - oder 
sogar ganz zu verbieten, stößt auf immer mehr Widerstände. Einer der 
vehementesten Gegner dieser Reform ist der niedersächsische Mini- 
ster für Wirtschaft, Technologie und Verkehr, Walter Hirche (FDP). 


Bereits am 19. Oktober des ver- 
gangenen Jahres hatte Hirche ei- 
nen ersten Brief an Blüm ge- 
schrieben. Neben der »Sorge um 
viele Arbeitsplätze in mittelstän- 
dischen Betrieben« hat Hirche 
den »Anschein, daß die Grund- 
gedanken, die den Entwurf prä- 
gen, das vom Bundestag in einer 
früheren Entscheidung gefor- 
derte plurale Wissenschaftsver- 
ständnis zugunsten einer einseiti- 
gen Schulmedizin verengen«. 


Naturheilmittel nicht 
teuerer sondern billiger _ 


Das Ziel Blüms ist es, den gesetz- 
lichen Krankenkassen durch 
seine Maßnahmen einen Betrag 
zwischen 180 und 220 Millionen 


DM bei einem Gesamtaufwand . 


von etwa 5,5 Milliarden DM für 
umstrittene Arzneimittel (Stand 
1988) einzusparen. Doch eine in 
Hirches Ministerium bereits am 
2. Oktober erstellte Studie 
schrieb hierzu folgendes: »Be- 
kanntermaßen sind Negativlisten 
in Erstattungsfragen im Sinne ei- 
ner Kostendämpfung eine höchst 
fragwürdige Lösung. Erfahrungs- 
gemäß werden dadurch kosten- 
steigernde und medizinisch be- 
denkliche Substitutionsprozesse 
angeregt. Anstelle der von der je- 
weiligen Negativliste betroffenen 
Präparate werden oft teurere, 
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stärkere und unter anderem ne- 
benwirkungsreichere Medika- 
mente eingesetzt. 


Der  Regierungsentwurf des 
BMA _ (Bundesarbeitsministe- 
riums) läßt diese Zusammen- 
hänge außer Acht. Der Entwurf 
stellt nämlich auf eine besonders 
ausgeprägte Substitution ab. 
Wenn Arzneimittel mit einem 
Umsatz von rund 1,5 Milliarden 
DM betroffen sind und die Entla- 
stung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung auf circa 180-220 
Millionen DM beziffert wird, 
dann zeigt sich, daß selbst in den 
Annahmen der Bundesregierung 
die Substitutionseffekte mit etwa 
1,3 Milliarden DM den Einspa- 
reffekt um ein Mehrfaches über- 
steigen und zwischen der ange- 
strebten Einsparung und der er- 
warteten Substitution ein deutli- 
ches Mißverhältnis besteht.« 


Verunsicherung bei 
Arzten und Patienten 


»Dabei sind«, so die Studie wei- 
ter, »all diese Zahlen prognosti- 
sche Schätzwerte und von vorne- 
herein mit Unsicherheit behaftet. 
Nachweislich falsch ist die Be- 
hauptung, viele der ausgegrenz- 
ten Arzneimittel seien. über- 
durchschnittlich teuer. Statt des- 
sen gilt, daß ein Großteil der be- 


troffenen Präparate besonders 
im  Naturheilverfahrensbereich 
bewährte Medikamente darstel- 
len, die seit langem auf dem 
Markt sind und niedrige Preise 
haben. Hiernach ist es von vorne- 
herein mehr als ungewiß, ob 
durch die jetzt beabsichtigte Er- 
weiterung der Negativliste tat- 
sächlich eine Einsparung erzielt 
wird. Sicher ist allerdings eine er- 
hebliche Verunsicherung bei Arz- 
ten und Patienten sowie ein mas- 
siver Eingriff in die Sortimentsge- 
staltung vor allem mittelstän- 
disch strukturierter Pharmazie- 
hersteller. Es wird geschätzt, daß 
aufgrund der beabsichtigten Ne- 
gativliste etwa jede zehnte ärztli- 
che Verordnung geändert werden 
müßte. Die damit einhergehen- 
den Therapieprobleme sind of- 
fensichtlich.« 


Doch nicht nur die wirtschaftli- 


che Seite, sondern vor allem auch 
die durch Blüms Vorhaben ent- 
stehenden gesundheitlichen Ge- 
fahren sind nach Ansicht des nie- 
dersächsischen Ministers sehr 
groß: »Für die therapeutische 
Anwendung in einem bestimm- 
ten Indikationsgebiet sind aus- 
schließlich Nettoeffekte relevant 
und nicht die pharmakologischen 
Wechselwirkungen der Bestand- 
teile miteinander. Jedes Mono- 
präparat verhält sich, in den Or- 
ganismus gebracht, sofort wie ein 
Kombinationspräparat. Auch 
hier werden ausschließlich Netto- 
effekte beobachtet, »die« — und 
jetzt kommt es -, »zumeist mit 
schweren Nebenwirkungen be- 
haftet sind. Dies tritt im Bereich 
der Naturheilverfahrensmetho- 
den nicht auf, da die angewand- 
ten Kombinationspräparate ei- 
nerseits durch allgemeine An- 
wendungsverfahren über. Jahr- 
zehnte (zum Teil Jahrhunderte) 
vor allem aber durch die individu- 
elle Erfahrung des Arztes im ver- 
antwortungsvollen Umgang mit 
dem Patienten »geprüft« worden 
sind und nicht in problemati- 
schen Tierversuchen oder den zu- 
meist im Hinblick auf chronische 
Krankheiten und Tumore wenig 
aussagekräftigen randomisierten 
Doppelblindstudien.« 


ebenfalls auf die angeblich wis- 


senschaftliche Erkenntnis be- 
rufe, daß nämlich »die kumulati- 


ven und wechselseitigen positi- ' 
ven und negativen Wirkungen bei 


mehr als drei Wirkstoffen in einer 
Arzneimittelkombination wis- 
senschaftlich grundsätzlich nicht 


mehr beurteilbar« seien, lasse 


diese Prüfungsrichtlinie aber bei 
Altpräparaten, um die es bei der 
geplanten Negativliste im we- 
sentlichen geht, die »konkrete 
Erfahrung« als Erkenntnisgrund- 
lage zu. Diese soll jetzt aber im 
Kassenerstattungsbereich igno- 
riert werden. »Das ist wissen- 
schaftlich unhaltbar und geht ge- 
gen das Interesse der Patienten«, 
so Hirche in der Studie. 


Daneben werde in dem Blüm- 
Entwurf auch übersehen, daß für 
einen Gesundungsprozeß nicht 
nur naturwissenschaftlich exakt 
nachvollziehbare Wissenschafts- 
ergebnisse maßgeblich sind, son- 


dern auch persönliche Einstellun- ° 


gen sowie Wohlbefinden und Le- 
bensqualität. 


Die Studie folgert weiter: »Der 


Entwurf des Bundesministers für 


Arbeit und Sozialordnung für 
eine Negativliste orientiert sich 
ausschließlich an schulmedizini- 
schen, zellularpathologischen 
Kategorien, verneint den gesetz- 
lich gewollten Wissenschaftsplu- 
ralismus, der im übrigen auch sei- 
nen Niederschlag in der gesetzli- 
chen Vorschrift im $ 34 Abs. 3 
Satz 3 Gesundheitsreformgesetz 
findet, wonach bei dem Entwurf 
einer entsprechenden Rechtsver- 
ordnung, wie jetzt vorgelegt, bei 
der Beurteilung von Arzneimit- 
teln der besonderen Therapie- 
richtungen wie homöopathi- 
schen, phytotherapeutischen 
(auf pflanzlicher Basis hergestell- 
ten Arzneimitteln; der Verfasser) 
und anthroposophischen Arznei- 
mitteln der besonderen Wir- 
kungsweise dieser Arzneimittel 
Rechnung zu tragen ist. 


Verstoß gegen das wissen- 
schaftliche 
Selbstverständnis 


Gegen die Interessen 
der Patienten 


Daneben verstoße das vorgese- 
hene Verbot auch gegen den Ent- 
wurf der Arzneimittelprüfungs- 
richtlinie des Gesundheitsmini- 
steriums. Während dieser sich 


Der vorgelegte Entwurf verstößt 
gegen diese gesetzliche Vor- 
schrift, da nach dem wissen- 
schaftlichen Selbstverständnis 
dieser genannten Therapierich- 
tungen ein solcher pauschaler 
Ansatz von maximal sechs wirk- 
samen arzneilichen Bestandtei- 
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len als Obergrenze für die gesetz- 
liche Erstattung in der Kranken- 
versicherung wissenschaftstheo- 
retisch unhaltbar ist.« 


Diesem Diktum sei nämlich die 
Verpflichtung des Herstellers vor- 
ausgegangen, mit hohem finan- 
ziellem Aufwand Wirksamkeits- 
nachweise zu erbringen. Aber 
auch Heilmittel mit derart nach- 
gewiesener Wirksamkeit wären 
von der Verordnung betroffen. In 
diesem Falle wäre ebenfalls der 
Grundsatz des Vertrauensschut- 
zes mißachtet, da dem pharma- 
zeutischen, meistens mittelstän- 
dischen Hersteller keine Mög- 
lichkeit bleibe, auf diese Situa- 
tion zu reagieren. 


Reduziere er nämlich die Zahl 
der Arzneiinhaltsstoffe, liege 
nicht mehr dasselbe Arzneimittel 
vor, mit dem die dem Bundesge- 
sundheitsamt eingereichten Er- 
fahrungen gemacht wurden. 
Eine Neuzulassung nach den Be- 
stimmungen des derzeit gültigen 
Arzneimittelgesetzes komme 
aber aus ökonomisch und vor al- 
lem auch aus sachlich nicht zu lei- 
stenden Anforderungen — Tier- 
versuche, kontrollierte klinische 
Studien - nicht in Betracht. 


»Da von der pharmazeutischen 
Herstellerseite somit kein Ersatz 
für die von der Erstattungspflicht 
ausgeschlossenen Arzneimittel 
geleistet werden kann, ist eine 
ordnungsgemäße Arzneimittel- 
versorgung bei den besonderen 
Therapieeinrichtungen für die 
Bevölkerung nicht mehr gewähr- 
leistet, da es sich ja nicht um den 
Ausschluß real, sondern lediglich 
in administrativer Hinsicht hypo- 
thetisch unwirksamer Präparate 
handelt, die lediglich einer will- 
kürlichen Anforderung nicht ge- 
nügen. 


Wertvolle Erfahrungen 
werden aufs Spiel gesetzt 


Aus Sicht der Ärzteschaft er- 
scheint es dabei noch wichtiger, 
die Entwicklung und Zulassung 
neuer Heilmittel zu erleichtern, 
als auf eine generelle Beschrän- 
kung der Zahl der Inhaltsstoffe 
zu verzichten.« 


Die Überprüfung der Wirksam- 
keit zum Beispiel der homöopa- 
thischen Arzneimittel müsse da- 
bei »am Gesunden als Erkennt- 
nisgrundlage« erfolgen. »Es ist 
ein eklatanter Verstoß«, heißt es 


in der Studie weiter, »gegen das 
vom Bundestag 1976 aufgestellte 
Postulat vom Wissenschaftsplura- 
lismus, wenn allen Therapieein- 
richtungen, die aus der naturwis- 
senschaftlichen Medizin - die ei- 
gene Erkenntnisgrundlagen auf- 
weist — stammende klinische 
Doppelblindstudie als einziges 
anerkanntes Erkenntnisinstru- 
ment abverlangt wird. 


Verstehbarkeit und damit »Beur- 
teilbarkeit« innerhalb der Thera- 
pierichtung ist dabei unabhängig 
von der Zahl der Inhaltsstoffe 
(auch ein Präparat, in dem ledig- 
lich fünf Substanzen zusammen- 
gefaßt sind, kann »unverständ- 
lieh< sein). Staatlichen Organen 
kann es aber nicht zukommen, 
zwischen den verschiedenen wis- 
senschaftlichen Ansätzen der 
Therapierichtungen zu unter- 
scheiden und sich somit zum 
»Wissenschaftsrichter< aufzuwer- 
fen. Die garantierte Freiheit der 
Wissenschaft würde auch durch 
einseitige ökonomische Entschei- 
dungen staatlicher Organe ver- 
letzt.« 


Die Studie kommt zu dem 
Schluß: »Mit der vorgeschlage- 
nen Rechtsverordnung kann der 
erklärte Zweck und das gesteckte 
Ziel keinesfalls erreicht werden. 
Demgegenüber werden jedoch 
wertvolle Erfahrungen aufs Spiel 
gesetzt, tiefe Eingriffe in die The- 
rapiefreiheit riskiert, gesunde 
wirtschaftliche Strukturen umge- 
brochen und leichtfertig Arbeits- 
plätze in sehr großer Zahl aufs 
Spiel gesetzt.« 


Als »Anlage 2« überreichte Hir- 
che dem Bundesarbeitsminister 
die Ergebnisse einer im Juni des 
vergangenen Jahres durchgeführ- 
ten Umfrage des Allensbach In- 
stituts. Diese trug den bezeich- 
nenden Titel »Die junge Genera- 
tion wendet sich den Naturheil- 
mitteln zu«. 


Meinung von Ärzten und 
Patienten ist wichtiger 


In dieser Umfrage wurde zum er- 
sten Mal seit 1984 wieder nachge- 
messen, wie groß heute der Kreis 
der Verwender von Naturheilmit- 
teln in der Bevölkerung ist. Die- 
ser Kreis hat sich Allensbach zu- 
folge seit Anfang der 70er Jahre 
stürmisch entwickelt. So gehör- 
ten in diesen Tagen »im weitesten 
Sinn« mit 58 Prozent mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung zu dem 


Kreis, der schon Naturheilmittel 
verwendet hat. Vor allem sei aber 
in den vergangenen 19 Jahren die 
regelmäßige Verwendung dieser 
Mittel von 30 auf 46 Prozent ge- 
stiegen! Die große Zunahme der 
Anhänger dieser Therapieform 
habe sich dabei vor allem bei der 
jüngeren Bevölkerung, den Un- 
ter-45jährigen, zugetragen. 


Insgesamt 81 Prozent der befrag- 
ten 2.000 Bundesbürger haben 
sich nach Angaben Allensbachs 
dafür ausgesprochen, daß Natur- 
heilmittel auch in Zukunft ver: 
kauft werden dürfen. Besonders 
von den Arzten wurde gefordert, 
daß sie sich zukünftig mehr für 
den Gebrauch dieser Mittel ein- 
setzen sollen. 


Interessant ist auch das Ergebnis 
zu der Frage, woran es liege, 
wenn bei einem Naturheilmittel 
die Wirksamkeit nicht mit den bei 
chemischen Mitteln angewand- 
ten Prüfungen erzielt werden 
kann. Während 49 Prozent die 
Wirkung von Arzneimitteln als 
anders und damit mit den Che- 
motests nicht nachprüfbar erklär- 
ten, sagten nur neun Prozent, 
daß Naturheilmittel keine »rich- 
tige Wirkung« hätten. 


Bei der Frage, was geschehen 
müsse, wenn die Naturheilmittel 
bei den Prüfungen keine wissen- 
schaftlich nachweisbaren Wir- 
kungen zeigten, lehnten 62 Pro- 
zent ein Verordnungsverbot ab 
und forderten, daß die Meinung 
von Ärzten und Millionen von 
Patienten wichtiger zu werten 
sei. Ebenfalls mit überwältigen- 
der Mehrheit lehnten die Befrag- 
ten ab, daß beispielsweise Kräu- 
tertees, Knoblauchpillen oder 
Arnikasalbe künftig nur noch in 
Apotheken und nicht mehr wie 
bisher auch in Drogerien und Re- 
formhäusern verkauft werden 
sollten. 


"Wie groß die Angst vor Nebenwir- 


kungen bei chemischen Mitteln 
ist, läßt sich aus den Antworten 
auf diese Frage erkennen. So 
glauben nur zwölf Prozent der 
bundesdeutschen Bevölkerung, 
daß die Nebenwirkung von che- 
mischen Arzneimitteln gering ist. 


41 Prozent schätzen sie für mittel- 
groß ein, während die Mehrheit 
(42 Prozent) sogar von großen 
Nebenwirkungen ausgeht. Bei ei- 
ner Skala von 0 bis 10 (ganz ge- 
ringe bis sehr große Nebenwir- 
kungen) kommen diese Medika- 


mente auf eine Wertung von 6,8. 

Anders dagegen bei den Natur- 
heilmitteln. Dort glauben nur 
zwei Prozent der Bevölkerung an 
große und zwölf Prozent an mitt- 


lere Nebenwirkungen. 74 Pro- 


zent erwarten sogar gar keine 
oder nur geringe. Dementspre- 
chend schneiden diese Mittel mit 
einer Bewertung von 2,3 deutlich 
besser ab als Chemotherapeu- 
tika. 


Insgesamt kommt Allensbach zu 
dem Ergebnis: »Die Ablehnung 
der Bevormundung ist deutlich 
zu erkennen.« 


Zeigt die Allensbach-Umfrage 
nur das Stimmungsbild auf, das 
subjektiv ist und durchaus nicht 
immer mit den Realitäten über- 
einstimmen muß, so deckt die im 
Auftrag des niedersächsischen 
Wirtschaftsministers Walter Hir- 
che erstellte Studie aber ganz 
klar nicht nur die Schwach- 
punkte, sondern, was viel wichti- 
ger ist, die Gefahrenpunkte, die 
von der Reform Blüms zu erwar- 
ten sind, schonungslos auf. Es 
zeigt sich, daß dieses ganze Re- 
formvorhaben in Wirklichkeit ein 
Schritt zurück ist. 


Angst vor den 
Nebenwirkungen 


Über Jahrhunderte erprobte und 
bewährte Mittel sollen verboten 
werden, zugunsten einer immer 
stärkeren Verseuchung des Kör- 
pes mit chemischen Mitteln, wo- 
bei natürlich nicht übersehen 
werden soll, daß diese Mittel bei 
manchen Krankheiten unver- 
zichtbar sind. 


Das geplante Verbot vieler Natur- 
arzneimittel ist aber auch aus ei- 
nem ganz anderen Punkt unver- 
ständlich. Viele Kräutertees oder 
Kräutermischungen, zum Bei- 
spiel Schwedenkräuter, sind eine 
billige, dafür, aber hochwirksame 
Vorbeugung vor vielen Krankhei- 
ten. Regelmäßig angewandt las- 
sen sie viele Krankheiten erst gar 
nicht aufkommen oder nur in 
stark abgemilderter Form - und 
das für umgerechnet wenige 
Pfennig pro Tag. 


Dies aber wiederum paßt der 
Chemielobby natürlich ganz und 
gar nicht in den Kram. Denn die- 
ser Personenkreis stellt ein unge- 
heures Potential dar, darum soll- 
ten viele Naturarzneimittel ver- 
boten werden. 0 
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Deutschland 


'Volker- 
rechtlich 
souverän 


Harald Anders 


45 Jahre nach Kriegsende, nur wenige Wochen nach der Volkskam- 
merwahl in der DDR wird auch für den Blindesten der Beweis gelie- 
gert: Die Alliierten betrachten die Bundesrepublik noch immer nicht 
als souveränes Land, sondern vielmehr als besiegten Feindstaat, über 
dessen Zukunft andere zu urteilen haben. Wie anders ist es denn zu er- 
klären, daß jetzt eine Sechser-Konferenz - bestehend aus den vier Alli- 
ierten und den »beiden« deutschen Staaten sowie Ländern mit Beob- 
achterstatus - sowie eine EG-Konferenz über die Wiedervereinigung 
- in Wirklichkeit nur eine Teil-Wiedervereinigung von West- und Mit- 
teldeutschland ohne Einbeziehung Ostdeutschlands - beraten. 


Entlarvend war die Begründung 
der Amerikaner, mit der den Po- 
len eine Mitsprache bei den Bera- 
tungen über die deutsche Einheit 
zugesprochen wurde - es soll nur 
daran erinnert werden, daß Po- 
len schon in den dreißiger Jahren 
durch sein fast größenwahnsinnig 
zu nennendes Verhalten letztend- 
lich der Auslöser des deutsch-pol- 
nischen Kriegs war, und nicht das 
Deutsche Reich -: Eine Spreche- 
rin des amerikansichen Außenmi- 
nisteriums erklärte, man erkenne 
zwar die Sorgen und Interessen 
der deutschen Nachbarstaaten 
an, die USA, die Sowjetunion, 
Frankreich und Großbritannien 
hätten aber aus der Kriegs- und 
Nachkriegszeit stammende be- 
sondere Rechte und Pflichten, 
die sie mit den beiden deutschen 
Staaten besprechen müßten. 


Immer noch 
Siegerallüren 


Daß in der UdSSR wohl von al- 
len »Siegermächten« noch die 
größte Sympathie für Deutsch- 
land vorherrscht, dürfte unbe- 
stritten sein, doch ändert dies 
letztendlich nichts an den Siege- 
rallüren, die auch dort herrschen. 
So erklärte der Leiter der Inter- 
nationalen Abteilung des Zen- 
tralkomitees der KPdSU, der frü- 
here Botschafter der UdSSR in 
der Bundesrepublik, Falin, kürz- 
lich, daß es nunmehr an der Zeit 
und auch notwendig sei, mit der 
Bundesrepublik einen Friedens- 
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vertrag abzuschließen. In diesem 
würden dann die »Rechte und 
Pflichten Deutschlands definiert, 
womit wir einen Schlußstrich un- 
ter die Periode des Krieges zie- 


- hen könnten«. 


Hierzu und zu anderen ähnlichen 
Erklärungen, speziell der Frau 
Thatchers, hörte man seitens 
»unserer« Bundesregierung je- 
doch so gut wie nichts, zumindest 
nichts den skandalösen Außerun- 
gen Angemessenes. 


Interessant ist, was einige mit 
dem Völkerrecht bewandte Män- 
ner hierzu denken: Danach gibt 
es heute, 45 Jahre nach Beendi- 
gung des zweiten Völkerringens, 
kein Land mehr - Friedensver- 
trag hin, Friedensvertrag her -, 
das rioch in irgendeiner Art und 
Weise über die Bundesrepublik 
verfügen oder zumindest Einfluß 


in irgendwelchen Belangen aus- . 


üben könnte. 


Die Gewalt 
des Faktischen 


Zwar sei es richtig, daß die Alli- 
ierten sich im Deutschlandver- 
trag und anderen Verträgen ein 
Mitspracherecht über gewisse 
Punkte betreffend die Bundesre- 
publik hätten einräumen lassen. 
Doch seien auch diese mit Ablauf 


dieses langen Zeitraums nichtig: 


geworden. Daran ändere auch 
der formelle Kriegszustand zwi- 
schen Deutschland und diesen 


Ländern, der nur durch ein Waf- 
fenstillstandsabkommen unter- 
brochen sei, nichts. 


Vielmehr sei durch die »Gewalt 
des Faktischen« und dem langen 
Zeitablauf der Waffenstillstand 
stillschweigend in einen Frie- 
densvertrag übergegangen. 
Denn alle, aber auch wirklich alle 
Experten seien sich heute einig, 
daß beispielsweise Frankreich 
ohne Bruch des Völkerrechts 
nicht wegen irgendwelcher an- 
geblicher Gefahren für ihr Land 
durch eine Wiedervereinigung 
und der »Befürchtung«, daß 
Deutschland dann militärisch zu 
stark sei und in der Vergangen- 
heit Frankreich ja bereits mehr- 
fach »überfallen« habe, das 
Waffenstillstandsabkommen ein- 
seitig auflösen und einen »Präv- 
entivschlag« gegen Deutschland 
vornehmen oder wieder in die 
ehemalige französische Besat- 
zungszone einmarschieren 
könnte. 


Dies sowie die Tatsache, daß ein 
Waffenstillstand, alleine ‘schon 
vom Verständnis her, kurzfristig 
aufgebaut und nicht für einen 
Zeitraum von 45 Jahren gedacht 
sei, habe die völkerrechtliche 
Konsequenz, daß -zumindest für 
die drei ehemaligen westlichen 
Besatzungszonen - stillschwei- 
gend ein Friedensvertrag schon 
seit Jahren in Kraft getreten sei. 
Die relativ wenigen Rechte, die 
die Alliierten hier noch in An- 
spruch genommen hätten - zum 
Beispiel Truppenstationierung 
oder etwa die Überwachung des 
Funk- und Fernmeldeverkehrs — 
scien zum einen durch NATO- 
Verträge überlappt und zum an- 


„deren insgesamt an den sämtli- 


chen Souveränitätsrechten eines 
Staates so gering, daß hieraus 
eine so extrem starke Machtausü- 
bung, wie man sie unter einer Be- 
satzung etwa gleich jener der 
UdSSR in Afghanistan versteht, 
im Sinne des Völkerrechts nicht 
gegeben sei. 


Nur Berlin ist 


eine Ausnahme 


Anders sehe es sicherlich auch 
heute noch in Berlin aus und 
habe es bis vor kurzem auch in 
der DDR ausgesehen, da dort 
alle vier Alliierten noch laufend 
und in großem Umfang Besat- 
zungsrechte ausübten, wie bei- 
spielsweise die Zulassung nur ih- 
nen genehmer Parteien (Stich- 
wort: Verbot der NPD in Berlin), 


die Befehlshoheit in allen militä-. 
rischen und polizeilichen Din- _ 
gen, den zwangsweisen Beitritt 
der Staaten zum Beispiel in den 
Warschauer Pakt und Comecon. 


Anders als in der Bundesrepu- 
blik, wo zwar durch die NATO- 
Verträge eine gewisse Befehls- 
hoheit abgetreten wurde, in vie- 
len Fällen aber doch ausschließ- 
lich deutsche Oberbefehlshaber. 
verantwortlich sind. Da die 
UdSSR jetztabererklärthabe,es 
sei alleine Sache der Deutschen, 
ob sie sich wiedervereinigen oder 
nicht und wie dann das politische 
System dieses vereinten (Teil-) 
Deutschlands aussehe, habe sie 
damit völkerrechtlich auch ihrer- 
seits die Besatzung aufgegeben 
und Mitteldeutschland in die 
volle Souveränität entlassen. 
Wenngleich sicherlich zugestan- 
den werden müsse, daß die Sou- 
veränität : der Bundesrepublik 
und auch noch der DDR in vielen 
Punkten eingeschränkt sei, 
müsse aber berücksichtigt wer- 
den, daß dies weniger für das 
»tägliche Leben« gelte, sondern 
in der Regel nur für Ausnahmesi- 
tuationen. Dies rechtfertige dann 


aber im völkerrechtlichen Sinne 


nicht mehr den Status einer Be- : 


. satzung, selbst wenn die jeweili- 


gen Regierungen der Bundesre- 
publik diese durch ihr Verhalten 
oder .durch »Nichtnegieren« 
quasi stillschweigend duldeten. 
Wenn es aber völkerrechtlich 
keine Besatzung mehr gebe, sei 
damit auch der Zustand des Waf- 
fenstillstandes durch die lange 
Zeitdauer stillschweigend in ei- 
nen formellen Frieden überge- 
gangen. 


Bonns Verzicht 
auf Souveränität 


Dies werde auch durch die Auf- 
nahme der Bundesrepublik in die 
NATO, EG, UN und anderer Or- 
ganisationen, wo die Bundesre- 
publik gleichberechtigt neben 
den ehemaligen Feindstaaten 
sitze und von den Westalliierten 
sogar als Verbündeter bezeichnet 
werde, bestätigt. Denn mit ei- . 
nem jetzigen Verbündeten könne 
man sich nicht in einem Zustand 
des Waffenstillstandes, also. im 
Sinne des Wortes »in einem laten- 
ten Kriegszustand« befinden. 

Und von daher sei es auch ganz 
alleine Sache der Deutschen, ob 
sie weiterhin einem militärischen 
Bündnis angehören oder militä- 
risch lieber neutral werden wol- 
len. IM 


ANZEIGE 


oo: DIE WELTNEUHEIT: OHNE WASSER — OHNE REINIGUNGSMITTEL 
IN SEKUNDEN GLASKLARE FENSTER | 


elektrischer Fensterreiniger 


Machen Sie Schluß mit dem 
unangenehmen und lästigen 
Fensterputzen. Jetzt können 
Sie auf einfache und pro- 
blemlose Art alle glatten Flä- 
chen (Fenster, Spiegel, Glas- 
türen, Fliesen usw.) reinigen. 
Hygienisch und keimfrei. 
Ohne Streifen. 


Die Funktionsweise 


Der neue elektrische Fenster- 
reiniger Blitz-Blank-Meister 
funktioniert ohne großen 
Aufwand: ohne Wasser, 
ohne Reinigungsmittel! 


Sie fahren nach Aufheizen 
des Gerätes leicht über die zu 
säubernde ‚Fläche. Eine 
leichte Dampfschicht zwi- 
schen der zu reinigenden 
Fläche und dem Gerät löst 
jeden Schmutz sorgfältig 
und sauber auf. Ideal auch 
für Wintergärten und Büro/ 
Ladengeschäfte mit großen 
Schaufenstern. 


Einige Auszüge aus den zahlreichen 
Erfahrungsberichten unserer Kunden: 


Eheleute Staps aus Wiggensbach sind begeistert und schreiben: 
Schon bei unserer Bestellung waren wir mehr als skeptisch. Wie wird 
das „Ding“ wohl funktionieren? Aber schon nach drei „Übungs- 
fenstern“ waren wir hellauf begeistert. Eine tolle Idee! 


Dr. Petri aus Vechta ist auch vom Blitz-Blank-Meister überzeugt und 
berichtet: 

Als Skeptiker glaubte ich nicht so recht an die Wirksamkeit Ihres 
angebotenen Gerätes. Ich entschloß mich jedoch zum Kauf. Meine 
bisherigen „Fensterputzverrenkungen“ hinterließen nur ein „schlam- 
piges“ Ergebnis, so daß meine Frau erst richtig „ran“ mußte. Heute 
habe ich die Fakultät gewechselt und bin zum Fensterputz-Meister 
aufgestiegen; beim dritten Arbeitsgang waren die Scheiben kristall- 


klar dank des Blitz-Blank-Meisters. Ich freue mich schon jetzt auf: 


die großen Augen meiner Frau beim Anblick der glasklar zu erken- 
nenden Umwelt. 


Frau Küchle aus Albstadt schreibt: 

Ihren Blitz-Blank-Meister habe ich jetzt ausgiebig verwendet und bin 
sehr begeistert. Fensterputzen war lange Zeit ein großes Problem für 
mich, da ich nichtmehr auf Leitern steigen kann. Der Reiniger erspart 
mir dies, und so bereitet es mir jetzt gar keine Probleme mehr. Fenster- 
putzen könnte direkt-ein neues Hobby von mir werden... 


Frau Gierß aus Stuttgart 1 ist ebenfalls begeistert: 

Ich habe den Blitz-Blank-Meister erhalten und sofort in Betrieb 
genommen. Ich bin sehr angetan, konnte ich doch auf zweimal 
meine gesamten Fenster sauber machen (15 Fenster — große!) Die 
Handhabung ist einfach, das Gerät ist nicht zu schwer, die Verlän- 
gerung auch auf größere Höhen mit Besenstiel sehr gut. 
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Ein faires Angebot: 
14 Tage zur Probe 


Leser von CODE, sich von den 
Vorteilen des Blitz-Blank-Meisters 
überzeugen. Deshalb bieten wir Ih- 
nen an, das Gerät 14 Tage lang zu 
testen. 

Fordern Sie den elektrischen Fenster- 
reiniger ohne Vorauszahlung und 
| Verpflichtung mit dem untenstehen- 
den Coupon oder einfach per Telefon 
an. Sie haben dann die Möglichkeit, 
das Gerät auszuprobieren. Sollten 
Sie, entgegen unserer Erwartung, 
nicht mit dem Blitz-Blank-Meister 
zufrieden sein, so können Sie diesen 
gegen eine Gebühr von DM 15 wieder 
an uns zurückschicken. Sie zahlen 
diese Gebühr nur im Fall der Rück- 
sendung. Wir sind jedoch sicher, daß 
Sie den tollen Fensterreiniger behal- 
ten werden. In diesem Fall überwei- 
u sen Sie nur den Kaufpreis in Höhe 

'von DM 198. 


UNSER GESCHENK: 
Alle Leser von CODE, 
die einen BLITZ-BLANK-MEISTER bestellen, 
erhalten 10 Reinigungstücher GRATIS. 


Wenn auch Sie in Zukunft ohne Reinigungsmittel und ohne 
Wasser Ihre Fenster, Spiegel, Glastüren, Fliesen usw. einfach 
und ohne Kraftaufwand säubern wollen, so sollten Sie noch 
heute den Coupon ausschneiden und senden an: 
VITAL-Versand Tien GmbH, Bentheimer Str. 11, 

4460 Nordhorn, oder schnell telefonisch (05921) 4074. 


BESTELL-COUPON 


Ja, auch ich möchte 
demnächst auf moderne 
und begeisternde Art 
Fenster reinigen und 
bestelle: 


Name 
Vorname 


Straße 


Gratis-Infos 


U Zustellung des 
Blitz-Blank-Meisters - 
komplett mit 10 Tüchern 


U auf Rechnung/zur Probe- 
ÜOl per Nachnahme 


PLZ/Ort 


Unterschrift 


VITAL-Versand Tien GmbH, Bentheimer Str. 11, 4460 Nordhorn . 


Wir möchten, daß auch Sie, liebe 


Deutschland- 


Journal 


Strafbefehl 
nach geglückter 
Flucht 


Daß es auch in Bayern übereif- 
rige Gesetzeshüter gibt, bewies 
jetzt die  Staatsanwaltschaft 
Traunstein. Diese schickte zwei 
jungen Männern Strafbefehle 
über 1.500 DM und 2.000 DM zu 
- wegen »Ausweismißbrauch zur 
Verschleierung der Identität«. 
Was war geschehen? Der 20jäh- 
rige Ronny Schiwek und der 
25jährige Thomas Neumann hat- 
ten im Mai des vergangenen Jah- 
res Ausreiseanträge aus der 
DDR gestellt. Während Schiwek 
ausreisen durfte, wurde dies Neu- 
mann verweigert. 


Im Oktober trafen sie sich in Bu- 
dapest. Neumann reiste dann mit 
Schiweks bundesrepublikani- 
schem Paß über Österreich nach 
Bayern. Der 20jährige folgte 
dann wenig später mit einem Er- 
satzpaß der Deutschen Botschaft 
nach Bayern. Ihr Pech war, daß 
sie die Flucht der Polizei schilder- 
ten. 2 


Möllemann 
rechnet 
mit Welle 
von DDR- 
Studenten 


Bundesbildungsminister Mölle- 
mann will nicht ausschließen, 
daß in den kommenden Monaten 
rund 100.000 junge Menschen 
aus der DDR an den ohnehin 
überfüllten bundesdeutschen 
Hochschulen studieren wollen. 
Da »mit Sicherheit« sämtliche 
Studenten aus Mitteldeutschland 
voll _unterstützungsberechtigt 
seien, bedeute dies »auf einen 
Schlag« etwa ein Drittelmehr Ba- 
fög, erklärte der Minister. 


Möllemann forderte daher, den 
Bundesbildungsetat im kommen- 
den Jahr um mindestens 15 Pro- 
zent, »eher werden sogar 20 Pro- 
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zent gebraucht«,' aufzustocken. 
Mit dieser Forderung wolle er 


‚auch die Bundesländer zwingen, 


mehr Geld für die Hochschulen 
auszugeben. Am katastrophal- 
sten 'hätten sich die Pro-Kopf- 
Ausgaben für die Studierenden 
in Nordrhein-Westfalen entwik- 
kelt. DO 


Schriftliche 
Begründung 
des »Soldaten- 
Urteils« 


Das Landgericht Frankfurt hat 
jetzt nach mehreren Monaten die 
schriftliche Begründung des am 
20. Oktober 1989 ergangenen so- 
genannten »Soldaten-Urteils« 
vorgelegt. Damals war ein Arzt 
unter Aufhebung des Urteils ei- 
nes Schöffengerichts vom Vor- 
wurf der Beleidigung und Volks- 
verhetzung freigesprochen wor- 
den. Der Arzt hatte bei einer Dis- 
kussion mit Schülern in Anwe- 
senheit eines, Jugendoffiziers 
1984 die Soldaten der Bundes- 
wehr als »potentielle Mörder« 
bezeichnet. In der gleichen Dis- 
kussion sagte der Angeklagte 
weiter: »In der Bundeswehr gibt 
es einen Drill zum Morden über 
15 Monate lang, besonders in den 
ersten drei Monaten.« 


In der 47 Seiten langen schriftli- 
chen Urteilsbegründung heißt es 
nun, daß die Außerungen zwar 
eine Beleidigung des angespro- 
chenen Jugendoffiziers und der 
Bundeswehr seien, der Ange- 
klagte jedoch »in Wahrnehmung 
berechtiger Interessen« gehan- 
delt habe. Dem Grundrecht auf 
freie Meinungsäußerung sei in 
diesem Fall der Vorrang vor dem 
Schutz der Ehre einzuräumen ge- 
wesen. Die Frankfurter Staatsan- 
waltschaft, der Verteidigungsmi- 
nister für die Bundeswehr als Ne- 
benkläger sowie der Jugendoffi- 
zier haben beim Oberlandesge- 
richt Frankfurt Revision gegen 
dieses Urteil eingelegt. oO 


Hilfsaktion 
zur Rettung 
Dresdens 


Eine Hilfsaktion ‚zur Rettung 
Dresdens hat die Berliner CDU 
gefordert. Die Erhaltung und 


Wiederaufbau der Stadt, die im 
Zweiten Weltkrieg durch briti- 
sches  Flächenbombardement 
zum Großteil zerstört wurde, 
seien »eine große Aufgabe für 


‚alle Deutschen«. Die CDU ap- 


pellierte in diesem Zusammen- 


hang auch an USA und Großbri- . 


tannien, sich am Wiederaufbau 
der Dresdner Frauenkirche zu 
beteiligen. Ohne diese »schönste 
Barockkirche der Welt«, die 
ebenfalls bis auf die Grundmau- 
ern niederbrannte, sei der Wie- 
deraufbau Dresdens gar nicht 
denkbar, da. diese Kirche für 
Dresden eine vergleichbare Be- 
deutung wie das Brandenburger 
Tor in Berlin habe. Der Dresdner 
Stadtrat für Stadtentwicklung 
und Stadtgrün, Gängler, betonte, 
ohne Hilfe von außen »ist Dres- 
den nicht mehr zu retten«. m 


Bundesrepublik 
größter 
Handels- 
partner des 
Ostens 


Die Bundesrepublik ist der mit 
Abstand größte Handelspartner 
des Ostblocks. Alleine in den er- 
sten sechs Monaten des vergan- 
genen Jahrs betrug der Warenaus- 
tausch mit den Ländern Osteuro- 
pas umgerechnet rund 14,6 Mil- 
liarden Dollar. Der zweitpla- 
zierte, Italien, brachte es dage- 
gen nur auf etwa fünf Milliar- 
den Dollar und damit nur auf gut 
ein Drittel des deutschen Osthan- 
dels. Als großer Pluspunkt hier- 
für erweist sich dabei die geo 
graphische Nähe zu diesen Län- 
dern. 


Acht Millionen 
Tonnen Obst 
und Gemüse 
vernichtet 


Die Europäische Gemeinschaft 
hat in den vergangenen fünf Jah- 
ren insgesamt rund acht Millio- 
nen Tonnen Obst und Gemüse 
vernichtet. Damit sollen die 
Preise hochgehalten werden, wie 
die Arbeitsgemeinschaft der Ver- 
braucherverbände berichtete. 
Nicht nur, daß diese insgesamt 
viele Milliarden DM kostete, viel 


verwerflicher ist, daß gleichzeitig 
auf der Welt viele hunderttau- 
send Leute eines Hungertodes : 
sterben, während hier aus reiner 
Profitgier Lebensmittel auf den 
Müll gekippt werden. oO 


Indizien für 
Ermordung 
Barschels 

mehren sich 


Die Indizien, daß der frühere 
schleswig-holsteinische Minister- 
präsident Uwe Barschel am 10. 
Oktober 1987 ermordet wurde 
und nicht Selbstmord begangen 
hat, mehren sich. Jüngst veröf- 
fentlichte die schweizerische Zei- 
tung »Tribune de Geneve« ein 
aus den Untersuchungsakten 
stammendes Bild des Zimmer- 
schlosses, auf dem deutliche Spu- 
ren einer gewaltsamen Beschädi- 
gung zu erkennen sind. Bislang 
war dies von der Untersuchungs- . 
richterin Claude-Nicole Nardin 
stets abgestritten worden. u 


Berliner 
Senat gibt 
Millionen 
für jüdisches 
Museum 


Ungeachtet der desolaten Fi- 
nanzlage Berlins, die sich durch 
die Offnung der innerdeutschen 
Grenze noch verschlechtert hat, 
hat der rot-grüne Berliner Senat 
jetzt die Erweiterung des Berlin- 
Museums um die Abteilung »Jü- 
disches Museum« beschlossen. 
In der Investitionsplanung sind 
für dieses Projekt, mit dessen 
Bauarbeiten im kommenden 
Jahr begonnen werden soll, rund . 
77 Millionen DM vorgesehen. 


Co op will 
Gewerkschafts- 
holding 
verklagen 


Der Einzelhandelskonzern Co 
op hat jetzt von der Gewerk- 
schaft Millionen DM verlangt. 
Grund dafür sind mehrere angeb- 


liche »Transaktionen zum Nach- 
teil der Co op«. Die Gesamt- 
summe soll sich auf 691 Millionen 
DM belaufen. Für Ansprüche in 
Höhe von 300 Millionen DM lie- 
gen bereits Rechtsgutachten von 
mehreren namhaften Professo- 
ren vor. Hintergrund ist, daß die 
BGAG viele Jahre die Geschäfts- 
politik der Co op kontrolliert 
hatte und dabei die Interessen 
der Co op AG schwer geschädigt 
haben soll. m) 


Vogts für 
gesamtdeutsche 
Bundesliga 


Eine gesamtdeutsche Fußball- 
Bundesliga mit 20 Vereinen, dar- 
unter vier aus der DDR, hat der 
künftige Fußball-Nationaltrainer 
Berti Vogts gefordert. »Später 
müßte die Liga dann verkleinert 
werden«, sagte der designierte 
Nachfolger von Teamchef Franz 
Beckenbauer in einem Interview. 
Der 43jährige glaubt nicht an Wi- 
derstände hiergegen aus den Rei- 
hen der bundesdeutschen Erstli- 
gaclubs. »Wir sind doch alle zu 
sehr Deutsche, um uns dagegen 
zu wehren.« 


Auch hält es Vogts nicht für aus- 
geschlossen, daß bereits in der 
Europameisterschafts-Qualifika- 
tion für die Endrunde 1992 eine 
gemeinsame deutsche Natio- 
nalmannschaft antritt. »Viel- 
leicht führt die rasante politische 
Entwicklung ja dazu, daß es nur 
noch eine Vierer-Gruppe mit ei- 
ner gesamtdeutschen Mann- 
schaft gibt«, sagte Vogts. Bei der 
Auslosung im Januar dieses Jah- 
res war dem deutschen Auswahl- 
team neben den Nationalmann- 
schaften von Belgien, Wales und 
Luxemburg auch die EIf der 
DDR zugelost worden. Oo 


Von Weizsäcker 
bereit für 
gesamtdeutsche 
Präsidentschaft 


Obwohl Bundespräsident Ri- 
chard von Weizsäcker (CDU) 
-sich offiziell noch nicht zu den 
Plänen für eine gesamtdeutsche 
Präsidentschaft seinerseits geäu- 
Bert hat, verlautet offiziell aus 
‚dem Präsidialamt: »Richard ist 


"hierzu gerne bereit.« Und ob- 


wohl sich die Stimmen aus der 
SPD mehren, ihren Ehrenvorsit- 
zenden Willy Brandt für dieses 
Amt zu nominieren, werden dem 
Ex-Kanzler und Friedensnobel- 
preisträger hierfür so gut wie 
keine Chancen eingeräumt. 
»Wenn Weizsäcker will, kann ihm 
dieses Amt keiner streitig ma- 
chen.« Angesichts »der mit nichts 
zu vergleichenden Situation« 
wird in Bonn bereits laut darüber 
nachgedacht, die bislang auf ma- 
ximal zehn Jahre befristete Präsi- 
dentschaft »ausnahmsweise« um 
weitere fünf Jahre zu verlängern. 
Do 


"Ausländische 


Terroristen 
dürfen bei 
Foltergefahr 
nicht abgescho- 
ben werden 


Das Bundesverfassungsgericht 
hat kürzlich’ein Urteil zum Asyl- 
recht getroffen, das die innere Si- 
cherheit der Bundesrepublik auf 
das höchste gefährdet. Danach 
haben aktive Mitglieder und 
Sympathisanten ausländischer 
Terrororganisationen zwar kei- 
nen Anspruch auf Asyl, dürfen 
aber bei »Gefahr von Folter oder 
erniedrigender Behandlung« 
nicht in ihre Heimatländer abge- 
schoben werden. Die »erniedri- 
gende Behandlung« oder gar die 
»Folter«, die diese Terroristen ih- 
ren Opfern zuteil haben werden 
lassen, scheinen die Richter des 
höchsten deutschen Gerichts da- 
gegen nicht zu interessieren. U] 


SPD läßt 
Worten keine 
Taten folgen 


Die SPD hat in den vergangenen 
Wochen massive Kritik an der 
Bundesregierung wegen angeb- 
lich mangelnder materieller Hilfe 
für die DDR geübt. Soforthilfe in 
zweistelliger Größenordnung 
war nur ein Vorschlag von vielen. 
Was aber wirklich von diesem 
Getöne zu halten ist, kennzeich- 
nen folgende. Zahlen: Während 
die CDU- und CSU-regierten 
Bundesländer bis Ende Februar 
insgesamt 648,5 Millionen DM 


aus Haushaltsmitteln für Wirt- 
schaftshilfen an die DDR zur Ver- 
fügung stellten, waren es im glei- 
chen Zeitraum seitens der SPD- 
regierten Länder nur 48,55 Mil- 
lionen DM - weniger als ein drei- 
zehntel der seitens der CDU und 
CSU bewilligten Gelder. 


Am krassesten ist das Mißver- 
hältnis in Nordrhein-Westfalen, 
das mit rund 17 Millionen Ein- 
wohnern das bevölkerungsreich- 
ste Bundesland ist. Dennoch 
stellt die SPD-Regierung unter 
Ex-Kanzlerkanditat Johannes 
Rau nur 34 Millionen DM für die 
DDR zur Verfügung. In Hessen 
mit seinen 5,5 Millionen Einwoh- 
nern sind es dagegen 250 Millio- 
nen DM. Schlußlicht ist, wie 
nicht anders zu erwarten war, das 
Saarland. Der designierte Kanz- 
lerkandidat der SPD, Oscar La- 
fontaine, ist lediglich zu einer Fi- 
nanzspritze von lächerlichen 1,25 
Millionen DM bereit. 


Steuerzahler 


muß 
100.000 DM 
zahlen 


Für einen typischen Fall von Par- 
teibuch-Karriere muß jetzt nach 
neunjähriger Prozeßdauer der 
Steuerzahler 100.000 DM zahlen. 
Folgendes war geschehen: Dr. 
Wolfgang Franz, der 1969 nach 
seinem Studium im Bundesge- 
sundheitsministerium anfing und 
dort schnell wegen seiner ausge- 
zeichneten Leistungen die Kar- 
riereleiter hochkletterte, machte 
sich 1977 bei der damaligen Mini- 
sterin Antje Huber (derzeit stell- 
vertretende nordrhein-westfäli- 
sche SPD-Landesvorsitzende) 
unbeliebt, weil er bei Personal- 
entscheidungen auf Einhaltung 
des Beamtenrechts pochte und 
gegen die Parteibuch-Karriere 


des Huber-Günstlings S. oppo- ° 


nierte. 


Dieser, ein verdientes SPD-Mit- 
glied, wurde als Leiter ihres Mini- 
sterbüros eingestellt, im Schnell- 
verfahren zum Ministerialrat und 
nur zwei Monate später zum »Mi- 
nisterialrat de Luxe« mit der sehr 
hohen Besoldungsgruppe B 3 be- 
fördert. Rechtliche Bedenken 
hiergegen tat Huber, wie später 
im Prozeß bekannt wurde, mit 
dem Hinweis ab, S. habe »viel für 
die Partei getan, was zu honorie- 
Ten sei«. 


Für den unbequemen Personalre- ©" 


ferenten Franz hatte dessen Wi- 
derspruch dagegen harte Konse- 
quenzen: Nicht nur, daß er 1980 


* bei der Beförderung übergangen 


wurde, folgte dann auch noch die 
(Straf-)Versetzung in das unbe- 
deutende Referat »Jugendhilfe«. 


Bei dem ersten Verfahren, indem 
es um die Versetzung ging, recht- 
fertigte Huber diese mit dem Ver- 
merk von Ministerialdirektor K., 
wonach Dr. Franz mit Arbeitsver- 
weigerung gedroht habe. Als 
Zeuge gestand K. dann jedoch, 
er habe diesen Vermerk so auf 


„ausdrückliche Anweisung« von 


Huber gefertigt. Dr. Franz be- 
kam vom Gericht recht, was dann 
auch höchstrichterlich bestätigt 
wurde. 


Im zweiten Verfahren, das Dr. 
Franz wegen der unterbliebenen 
Beförderung anstrengte, urteilte 
das Gericht, das hierfür »nicht 
sachliche Kriterien ausschlagge- 
bend« gewesen seien, vielmehr 
sei Franz der einzige der zur Be- 
förderung anstehenden Beamten 
gewesen, der als »hervorragend 
geeignet« beurteilt worden sei. 
Das Gericht verurteilte das Mini- 
sterium zur Zahlung von 
63.157,60 DM für die entgange- 
nen Bezüge zuzüglich vier Pro- 
zent Zinsen (rund 13.000 DM). 
Auch dies wurde später vom 
Oberlandesgericht in letzter In- 
stanz bestätigt. 


Obwohl für Schadensersatzzah- 
lungen laut Gesetz der halbe 
Steuersatz gilt, behandelte das 
Finanzamt St. Augustin die Über- 
weisung wie eine normale Ge- 
haltszahlung und verlangte den 
vollen Steuersatz. Gerüchte wol- 
len wissen, daß hiefür »der lange 
Arm« Hubers verantwortlich sei. 
Das mittlerweile wieder angeru- 
fene Gericht erklärte nun lapi- 
dar: »Eine Entschädigung, die 
ein Beamter wegen pflichtwidrig 
unterlassener Beförderung von 
seinem Dienstherrn enthält, un- 
terliegt dem ermäßigten Steuer- 
satz.« 


Möglicherweise folgt bald der 
nächste Prozeß,. da sich Franz 
und das Ministerium nämlich 
noch über den Grundsatz der ma- 
thematischen Prozentrechnung 
für die Zinsen streiten. Das inter- 
essante ist, daß es also bereits 
eine große Koalition gibt: denn 
das Bundesgesundheitsministe- 
rium wird heute von der CDU- 
Ministerin Lehr geleitet. OD 


17 


Geld 


Der 


Kapitalismus 
ist putzmunter 


C. Gordon Tether 


Der Kommunismus-Sozialismus mag tot sein, aber der Kapitalismus 
ist leider noch immer putzmunter. Die Epoche machende politische 
Umwälzung, die sämtliche osteuropäischen Satelliten Sowjetrußlands 
in den letzten Monaten heimgesucht hat, ging in den einzelnen Län- 
dern auf verschiedene Weise vor sich. 


. Aber zwei Folgen hatte sie in je- 


dem Fall. Eine ist die Beseitigung. 


der Regierungsform des Polizei- 
staates, die das Leben aller Bür- 
ger der jeweiligen : Länder seit 
dem Zeitpunkt, als sie gegen 
Ende des Zweiten Weltkrieges 
dem Stalinismus zum Opfer fie- 
len, beherrscht hat. 


Auch Moskau kehrt sich 
vom Sozialismus ab 


Die andere ist der völlige Ver- 
zicht auf die kommunistische 
Ideologie, nach der bisher nach 
dem Willen ihrer sowjetischen 
Herren jeder Aspekt des alltägli- 
chen Lebens gestaltet werden 
sollte. 


In der Sowjetuntion war Michail 
Gorbatschow etwas zurückhal- 
tender damit, im formellen Sinn 

. mit der Beendigung des Kommu- 
nismus-Sozialismus reinen Tisch 
zu machen. Aber was den Abbau 
von Polizeistaatmethoden be- 
trifft, so brachte Moskau selbst 
den Stein ins Rollen. 


Und es scheint ziemlich klar zu 
sein, daß jedes Zögern seitens 
des Kremls dem Kommunismus 
den Rücken zu kehren weniger 
von einer Entschlossenheit ihn 
am Leben zu halten als von der 
Angst zeugt, daß ein Verzicht auf 
ihn auf breiter Basis die Wirt- 
schaftsreform eher schwieriger 
gestaltet als ihr dienlich sein 
- könnte. 


- Wasfürden derzeitigen Standdes 
Nachdenkens der neuen Sowjet- 
regierung über diese Frage 
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höchst bedeutsam ist, ist die Tat- 
sache, daß die Sowjetunion kei- 
nesfalls im Wege stand als seine 
osteuropäischen Satelliten den 
Kommunismus-Sozialismus über 
Bord warfen. 


Wie ein offizieller Sprecher des 
Kremis es ausdrückte, als er ge- 
fragt wurde, etwas zu dieser An- 
gelegenheit zu sagen, war Mos- 
kau ganz glücklich darüber, daß 
die einzelnen Länder »die Sache 
auf ihre Weise regelten«. 


Moskaus 
heilige Kuh 


Da ist auch noch der Punkt, daß 
ein großer Teil der wirtschaftli- 
chen Neuordnung, die der Kreml 
durchzuführen versucht, den Ver- 
zicht auf viele Aspekte des Kom- 
munismus, so wie er in der 
UdSSR fast das ganze gegenwär- 
tige Jahrhundert praktiziert 
wurde und der zur heiligen Kuh 
geworden ist, impliziert. 


Kurz gesagt: Wir können uns jetzt 
ein ziemlich klares Bild darüber 
machen, mit welcher Form des 
politischen und wirtschaftlichen 
Lebens die Bestandteile des So- 
wjetblocks von nun an nichts 
mehr zu tun haben wollen. Was 
noch geklärt werden muß ist die 
Frage, wodurch das System des 
bösen Imperiums, wie Präsident 
Reagan es einmal nannte, ersetzt 
werden soll. Die neugebildeten 
Regierungen in den Satelliten- 
staaten haben davon gesprochen 
den »Sozialismus« zum Schlüssel- 
thema der Reformprogramme zu 
machen, zu deren Durchsetzung 


sie sich dh verichtet haben. Aber 
das ist offenkundlich ein ver- 
schwommener Begriff. 

Wie verschwommen er ist, sieht 
man schon an der Vielfalt der po- 
litischen Parteien, die ihn in ih- 
rem Namen führen und die heute 
überall in der Welt tätig sind. Es 
könnte bedeuten, daß die mit 
neuen Besen Kehrenden ledig- 
lich ins Auge gefaßt haben so et- 
was weiterzuverfolgen was man 
»Kommunismus mit menschli- 
chem Antlitz« nennen könnte. 
Oder es würde bedeuten, daß 
man die Form des nach dem kapi- 
talistischen System orientierten 
Sozialismus übernimmt, wie er 
schon seit langem in Schweden 
praktiziert wird. 


Kommunismus mit 
menschlichem Antlitz? 


Es kann kein Zweifel darüber be- 
stehen, daß es einige Zeit dauern 
wird, den Schlamassel zu sortie- 
ren, den die Revolution im Kiel- 
wasser hinterlassen hat. Wir wer- 
den erleben, wie die Überbleib- 
sel der ehemaligen kommunisti- 
schen Regierungen versuchen 
werden, sich an der Macht in der 
Form des »New Look« zu klam- 
mern und sich mit den neuen Par- 
teiungen, die die Umwälzung 
nach oben spült, herumschlagen 
werden. 


Wie dieses Gerangel schließlich 
ausgehen wird, läßt sich offen- 
sichtlich noch. nicht sagen. Was 
bereits deutlich ausgemacht wer- 
den kann ist, daß dieses Machtva- 
kuum von den großen Bataillo- 
nen der westlichen Kapitalisten 
energisch ausgebeutet werden 
wird. 


Sie sind zum Eingreifen durch die 
Versicherungen europäischer 
und amerikanischer Politiker er- 
muntert worden, daß der Nieder- 
gang des Kommunismus im So- 
wjetblock eine direkte Folge des 
Erfolges des Vormarsches des Ka- 
pitalismus der Marktkräfte im 
Westen sei. 


Natürlich, wenn es solch eine 
Umwandlung bei den osteuropäi- 
schen Satelliten gegeben hat, 
dann folgt daraus, daß sich plötz- 
lich ein riesiges neues Gebiet der 
Welt für alle möglichen Tätigkei- 
ten des kapitalistischen Systems 
eröffnet hat. 


Es braucht nicht besonders be- 
tont zu werden, daß kein Grund 


dafür besteht, warum eine grö- 
Bere Expansion solcher interna- 
tionaler Wirtschaftstätigkeiten 
keine wohltätigen Folgen haben 
sollte, wenn die Völker des We- 
stens wie auch des Ostens dabei 
Empfindsamkeit an den Tag le- 
gen. Es ist in diesem Zusammen- 
hang angebracht darauf hinzu- 
weisen, daß, obwohl das Ange- 
bot an Gütern aus westlichen In- 
dustrien dazu neigt die Nachfrage 
zu überschreiten, im Sowjetblock 
ein ernsthaftes Unterangebot auf 
diesem Gebiet vorherrscht. 


Jagd nach Posten 
und Profiten 


Es muß jedoch gesagt werden, 
daß bislang die Bemühungen des 
westlichen Kapitalismus, die Ex- 
plosion des Sowjetblocks in seine 
Berechnungen einzubeziehen, 
allzuviel von der Postenjägerei 
widerspiegelt, die sich im ameri- 
kanischen Süden im Kielwasser 
des Krieges zwischen den Staaten 
entwickelte. Die Vertreter des 
Großgeschäfts im Westen sind 
aus allen Richtungen hineinge- 
strömt. Ihr offensichtliches Ziel 
besteht allzu oft darin, das der- 
zeit in der Region vorherr- 
schende Chaos auszubeuten, um 
sich Unterschriften auf Verträgen 
zu sichern, die die osteuropäi- 
schen Länder vielleicht noch ein- 
mal bedauern werden. 

Einer der beunruhigendsten Ge- 
sichtspunkte dieser Entwicklung 
ist die Eröffnung in den Haupt- 
städten des Sowjetblocks, darun- 
ter Moskau, von mächtigen Mis- 
sionen, die sich aus westlichen 
Banken zusammensetzen. Gelei- 
tet von solch bemerkenswerten 
Persönlichkeiten wie der ehema- 
lige Leiter des New Yorker Bank- 
arms des Federal Reserve Board, 
besteht ihre Zielsetzung darin, 
die Regierungen des New Look 
über ihre Teilnahme am interna- 
tionalen Bankgeschäft im allge- 
meinen und über die Gelegenhei- 
ten, die dieses für die Lockerma- 
chung von Krediten zur eigenen 
Verwendung im besonderen, zu 
beraten. 


Man kann von den neuen For- 
men des Kapitalismus, die sich in 
den letzten beiden Jahrzehnten 
im Westen entwickelt haben, 
kaum behaupten, daß sie der ka- 
pitalistischen Lebensart Ehre 
machen. Man kann nur hoffen, 
daß diesem Bericht nicht noch 
ein weiteres schimpfliches Kapi- 


- telhinzugefügt werdenmuß. DI 


Kapitalismus 


Hemmungs- 


loser 


Wettbewerb 
der Banker 


C. Gordon Tether 


Die Auflösung des kalten Krieges könnte dem Wettkampf zwischen 
den großen Handelsblöcken der Welt einen neuen Auftrieb geben. 


Die von den Vereinigten Staaten 
und den meisten anderen fortge- 
schrittenen Industrieländern be- 
triebenen Exzesse in der Geldpo- 
litik, bei dem Versuch die aus den 
siebziger Jahren ererbten Infla- 
tionsprobleme in den Griff zu be- 
kommen, gestalteten die An- 
fangsjahre des vergangenen Jahr- 
zehnts für die Weltwirtschaft 
ringsumher zu einer schwierigen 
Zeit. Aber die Dinge besserten 
sich merklich, als die Behand- 
‚lung der Krankheit Erfolge zei- 
tigte, die eindrucksvoll genug wa- 
ren, um eine beträchtliche Verrin- 
gerung der Dosierung zuzulas- 
sen. 


Schuldenkrise als 
Münhlstein am Hals 


Für die meisten Länder begann 
eine Zeitspanne der wirtschaftli- 
chen Expansion, die, an ge- 
schichtlichen Maßstäben gemes- 
sen, ungewöhnlich lange anhielt. 
Unglücklicherweise, das muß ge- 
sagt werden, umspannte sie nicht 
den Teil der Weltbevölkerung, 
der ihrer am meisten bedurfte: 
die Bewohner der dritten Welt. 


Für die meisten dieser Länder 
war die Zeit unmittelbar nach der 
gigantischen Anleihewelle, : zu 
der sie das internationale Bank- 
wesen in den siebziger Jahren er- 
mutigt hatte, ein gewaltiger 
Sprung in den Bedienungskosten 
für Auslandsschulden. Es war 
schlimm genug Verheerung in ih- 
ren Auslandszahlungen anzurich- 
ten und damit den wirtschaftli- 
chen Fortschritt, den sie in den 


vorangegangenen 30 Jahren mit 
Mühe erzielen konnten, urplötz- 
lich in das Gegenteil zu verkeh- 
ren. 


Obwohl die Schuldenkrise den 
meisten darunter leidenden Län- 


dern immer noch wie ein Mühl- 


stein am Hals hängt, gibt ihnen 
der Beginn der neunziger Jahre 
eine gewisse Rechtfertigung zum 
Optimismus. 


Aber für die übrige Welt sind die 
Aussichten verhältnismäßig gut. 
Wie die American Express Bank, 
die die Szene untersucht hat, es 
in ihrem neuesten Bulletin for- 
muliert, »ist auch nach einer un- 
gewöhnlich langen Expansion, 
die damit verbundene typische 
Anhäufung von Problemen, be- 
sonders Inflation, immer noch 
nicht zu schwerwiegend«. 


Ein optimistischerer 
Ton bei Banker 


Die Hauptsorge, so wird im Bul- 
letin festgestellt, besteht darin, 
daß man sich zu sehr auf Zins- 
sätze verläßt, um die gewünsch- 
ten Wachstumsquoten zu erzie- 
len, da vergangene historische 


Erfahrungen darauf hindeuten, 


daß eine erfolgreiche Feinabstim- 
mung schwer zu bewerkstelligen 
ist. f 


Bis vor kurzem, so wird man sich 
erinnern, drückten die Fachge- 
lehrten ihre Besorgnis über. die 
Möglichkeit aus, daß die welt- 
weite Expansionsbewegung sich 
entweder überschlagen oder als 


Folge der vorübergehenden Sätti- 


gung des Appetits der Öffentlich- 
keit auf Verbrauchsgüter an 
Triebkraft verlieren könnte. 


Wenn bei den Voraussagern jetzt 


eine Tendenz vorhanden ist, ei- 
nen optimistischeren Ton anzu- 
schlagen, so ist das teilweise mit 
dem Denkanstoß über diesen 
Aspekt der Weltangelegenheiten 
durch die politische Umwälzung 
in Osteuropa und die dadurch 
ausgelöste Liquidierung des kal- 
ten Krieges zu erklären. 


In einer Hinsicht ist dies natür- 
lich eine Entwicklung, die darauf 
abgezielt sein könnte, die 
Bremse zu betätigen bei einer 
Art von Wirtschaftstätigkeit, die 
lange Zeit eine der Hauptstützen 


der weltweiten Expansion dar- 


stellte: Das Wachstum des Han- 
delsverkehrs mit Waffen. 


Es gibt zwei Gründe dafür, 
warum die gängige Meinung da- 
hin tendiert, daß dieses, nach Ab- 


. wägung, seinen Einfluß in die 


umgekehrte Richtung: geltend 
machen wird. Einer ist darin zu 
sehen, daß offenbar allgemein 
akzeptiert wird, daß ungeachtet 
der Annäherung zwischen Ost 
und West die Einstellung zur Ab- 
rüstung auf beiden Seiten des 
ehemaligen Eisernen Vorhangs 
vorsichtig genug sein wird, um zu 
gewährleisten, daß sich die Ab- 
wärtsbewegung der Industrietä- 
tigkeit in dieser Hinsicht nur ganz 
allmählich vollzieht. 


Viele Kredite für den 
ehemaligen Ostblock 


Der andere Grund ist in der 
weit. verbreiteten Ansicht zu 
sehen, daß die politische Um- 
wandlung Osteuropas und die 
damit einhergehende Eröff- 
nung von Gelegenheiten zu 
Handelsgeschäften mit einem 
gewaltig großen Bereich, der 
der westlichen Geschäftswelt 
bislang weitgehend verschlos- 
sen war, führen muß. 


Großes weltweites 
Interesse geweckt 


Es ist nicht schwer vorauszuse- 
hen, daß der Einfluß des letz- 
teren Faktors auf ‘das welt- 
weite Wachstum den des erste- 
ren leicht mehr als zunichte- 
machen könnte. Und es liegen 
in der Tat schon viele Beweise 


dafür vor, daß das Interesse 
der westlichen Geschäftswelt 
durch Hinweise darauf ge- 
weckt wird, daß den Sowjet- 
blockländern des New Look 
sehr viele Kredite zur Verfü- 
gung stehen werden, um die 
Dinge ins Rollen zu bringen. 


Amerika, die Bundesrepublik 
Deutschland und verschie- 
dene andere europäische Län- 
der haben bereits wesentliche 
offizielle Darlehen zugesagt. 
Und man kann ziemlich sicher 
darauf warten, daß größere in- 
ternationale Bankinstitutio- 
nen nicht mehr lange hinter- 
herhinken werden, um selbst 
aktiv zu werden. 


Es gibt natürlich, das braucht 
nicht gesagt zu werden, keine 
Garantie dafür, daß der Faktor 
der osteuropäischen Explo- 
sion sich auf eine so wohltätige 
Art und Weise auswirken wird, 
wie allgemein angenommen 
wird. Sogar wenn, wie einiger- 
maßen sicher zu sein scheint, 
Glasnost nicht durch eine Ge- 
genrevolution ins Gegenteil 
verkehrt wird, so besteht im- 
mer noch die Gefahr, daß die 
Rivalitäten zwischen den Par- 
teiungen, die den Kommunis- 
mus von der Zentralbühne ver- 
jagt haben, die Region noch 
monatelang, wenn nicht jahre- 
lang, in Aufruhr halten wer- 
den. 


Möglichst ein großes 
Stück vom Kuchen 


Nicht weniger relevant für die 
Frage, wohin die Weltwirtschaft 
von hier aus gehen wird, ist, wie 
weit ihr Wohlergehen durch die 
lebhafter werdende Kriegsfüh- 
rung zwischen den internationa- 
len Handelsblöcken, die sich in 
den achtziger Jahren mächtig ent- 
wickelt haben - Westeuropa, ' 
Nordamerika und die von Japan 
angeführte Gruppe des Pazifi- 
schen Beckens - untergraben 
werden könnte. 


Ihre Bemühungen sich das größt- 
mögliche Stück aus dem interna- 
tionalen Wirtschaftskuchen zu si- 
chern, gibt bereits Anlaß zu be- 
trächtlichen Spannungen. Und- 
dies wird unvermeidlich noch 
durch den Vormarsch des Fu- 
sionswahnsinns verstärkt, der 
zum Hauptmerkmal der jüngsten 
Evolution des kapitalistischen 


"Systems geworden ist. oO 
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Banker- 
Journal 


Weltbank 
bedroht 
Bangladesch 


Die Weltbank schaltete sich in 
eine Kampagne gegen die Regie- 
rung des Präsidenten General- 
leutnant Ershad von Bangla- 
desch ein, heißt es in Berichten 
, aus der Hauptstadt Dakka. Der 
Vertreter der Bank in Dakka wies 
in einem Interview warnend dar- 
aufhin, daß Auslandsdarlehen an 
Bangladesch - 85 Prozent des 
Haushaltes dieses Landes sind 
von Auslandshilfe abhängig - dar- 
unter leiden würden, wenn die 
Hilfsgelder nicht in angemesse- 
ner Weise verwendet werden. 
Dies bedeutet, daß Bangladesch 
aufhören muß, seine Bevölke- 
rung zu ernähren. 


Das Länd erhält etwa zwei Mil- 
liarden Dollar pro Jahr von den 
Gläuberstaaten, dem Klub von 
Paris, aber im Augenblick stek- 
. ken immer noch fast fünf Milliar- 
den Dollar aus Hilfsgeldern in 
der unbenutzten Pipeline, weil 
Dakka mit der entsprechenden 
Finanzierung aus dem - Inland 
nicht nachkommen kann. 


Francis Van Gigch, der Vertreter 
der Weltbank, führte Bangla- 
desch’s Unfähigkeit im Inland - 
hier beträgt das Prokopfeinkom- 
men 170 Dollar pro Jahr - Hilfs- 
mittel für Lohnerhöhungen zu 
mobilisieren auf »unkluge Be- 
schaffung von Nahrungsmittelge- 
treide« zurück. Van Gigch be- 
schwert sich darüber, daß Bangla- 
desch versucht Reis zu kaufen, 
obwohl das Land mit einer rei- 
chen Ernte rechnet. 


Regierungssprecher weisen je- 
doch ausdrücklich darauf hin, 
daß ein »Puffervorrat« von we- 
sentlicher Bedeutung sei, um im 
kommenden Jahr mit einem mög- 
lichen Nahrungsmittelmangel fer- 
tigzuwerden, da — ganz abgese- 
hen von Wirbelstürmen und an- 
deren Katastrophen, die Bangla- 
desch regelmäßig verwüsten - 
gute und schlechte Ernten sich in 
der Geschichte des Landes einan- 
der abgelöst haben. Oo 
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Rafı Eitans 
Rückkehr zur 
Spionage 


“ Rafel Eitan (der »anrüchige 


Rafi«) ist wieder im Spionagege- 
schäft und operiert in der Bene- 
lux-Region — Belgien, Nieder- 
lande, Luxemburg -, verlautet 
aus Kreisen des israelischen Ge- 
heimdienstes. Eitan hat die La- 
kam (Lishka Lekishrey Mada) - 
das Office of Scientific Liaison, 
die spezielle wissenschaftliche 
Spionageeinheit des Verteidi- 
gungsministeriums, die den Jona- 
than Pollard-Spionageeinsatz ge- 
gen amerikanische Geheimdien- 
ste durchführte, wieder zum Le- 
ben erweckt. 


Eitan wurde von seiner Position 
als Leiter von Israels größter 
Chemiefirma in den aktiven Spio- 
nagedienst zurückberufen, »um 
in dem neuen BSP(Bruttosozial- 
produkt)-Krieg auszuhelfen«. 
Wie aus diesen Quellen verlau- 
tet, hat Israel erkannt, daß das 
Ende des kalten Krieges zwi- 
schen dem Westen und dem so- 
wjetkommunistischen Imperium 
auch den Beginn eines neuen 
Krieges, einer internationalen 
Wirtschaftskonkurrenz, - signali- 
siert. 


»Es wird ein Frei-für-alle sein, in 
dem die USA, Japan und die Eu- 
ropäische Gemeinschaft (EG) 
alle gegeneinander konkurrieren 
werden«, verlautet aus Kreisen 
der israelischen Geheimdienste. 

»Aber Israel kann auch ein Mit- 
spieler sein, indem es vertrauli- 
che technische Daten zur eigenen 
Verwendung oder zum Verkauf 


an den höchsten Anbieter unter 


den Hauptwettbewerbern er- 
wirbt.« = 


Wie berichtet, baut Eitan seinen 
Betrieb im Benelux-Bereich aus 
zwei Gründen auf. Erstens, es ist 
das technologische Zentrum Eu- 
ropas und bietet daher guten Zu- 
gang zu aller Art von Daten, nach 
denen die Israelis streben. Und 
zweitens versetzt die kosmopoli- 
tische Atmosphäre Lakam in die 
Lage, sich mit allen Seiten der 
neuen Wirtschaftskonkurrenz, 
darunter die osteuropäischen 
Länder und die Sowjetuntion, zu 
befassen. 


Aus Kreisen der amerikanischen 
Abwehr verlautet, daß die Art 
von Geheimorganisation, die 


. cher 


Eitan in den Benelux-Ländern 
aufbauen will, fast mit Lakams 
ursprünglichen Missionen in den 
USA identisch ist - bis die israeli- 
sche Spionageorganisation durch 
ihren »Abstecher« in das ameri- 
kanische Nachrichtendienstwe- 
sen durch die Pollard-Affäre ent- 
larvt wurde. 


»Die Israelis stehlen schon seit 
Jahren technische Informationen 
von uns«, sagte ein ehemaliger 
Geheimdienstoffizier des ameri- 
kanischen Verteidigungsministe- 
riums. »Aber es besteht keine 
Möglichkeit alles zu verwerten, 
was sie erworben haben. Einen 


Teil der Daten mußten sie ande- 


ren Interessenten weitergeben, 
und der wahrscheinlichste Emp- 
fänger muß die Sowjetunion ge- 
wesen sein.«' DO 


Kissinger 

als Schulden- 
eintreiber für 
Chase 
Manhattan 


Der dicke Henry Kissinger, der 
sich einst den Zorn Lateinameri- 
kas zuzog, indem er mit päpstli- 
Autorität verkündete: 
»Nichts bedeutendes ist jemals 
aus dem Süden gekommen«, 
fügte seiner Abneigung gegen die 
Region eine ‚neue Dimension 
hinzu, als er sagte: »Ich unter- 
stütze Präsident Bush, aber die 
Invasion Panamas ist nur ein 
»Zwischenfalk.« 


Kissinger sieht seine Aufgabe in 
der unverzüglichen Schulden- 
dienstzahlung an seine Kunden, 
wie die Chase Manhattan Bank, 
die weit wichtiger ist als ein Wie- 
deraufleben von »Zwischenfäl- 
len der Kanonenboot-Diploma- 
tie«. 


Henry Kissinger wählte zu sei- 
nem Kompagnon auf einer dieser 
kleinen Schuldeneintreibungs- 
fahrten - diesmal nach Venezuela 


. - den Modedesigner Oscar de la 


Renta. Er machte einen dreistün- 
digen Besuch in Caracas, wo er 
mit Präsident Carlos Andres 
Perez zusammentraf. Er reiste 
von Santa Domingo dorthin, wo 
de la Renta eine Villa namens 
»La Romana« besitzt, die Kissin- 
gers reguläre Zuflucht zur Son- 
nenwende ist. Dazu stellte der 


Cisneros-Clan von Venezuela 
Kissinger wieder einmal sein Pri- 
vatflugzeug zur Verfügung. 


Die Cisneros haben viel mit 
Henry Kissinger gemeinsam, be- 
sonders seit sie den Vertrieb eines 
Buches in Venezuela unterban- 
den, das sie mit Finanzinstituten 
und Personen in Verbindung 
bringt, von denen man glaubt, 
daß sie in Drogengeldwäsche ver- 
wickelt sind. Einige von Kissin- 
gers eigenen Kunden sind natür- 
lich auch in die Drogengeldwä- 
sche verwickelt, darunter die 
Midland Bank PLC, dessen Ge- 
schäftsbereich in Händen des 
Vorstandsvorsitzenden von Kis- 
singer Associates, Larry Eagle- 
burger, lag. Eine Midland Filiale 
wurde 1985 strafrechtlich ange- 
klagt, weil sie über drei Milliar- 
den Dollar gewaschen hat, die 
wie das US-Finanzministerium ° 
glaubt, aus Erlösen von Opium 
und Heroin aus dem Goldenen 
Dreieck stammt. oO 


US-Pleiten 
sind ein 
Wachstums- 
geschäft 


Wall Streets neue Geschäftskon- 
junktur ist die massive Welt der 
Zusammenbrüche und Kon- 
kurse, schreibt die »New York Ti- 
mes«. »Pleiten sind ein Wachs- 
tumsgeschäft«, meint ein Banker 
der Wall Street zur Einstellung 
»gegenüber der Welle von Fir- 
menzusammenbrüchen, die für 
jene blühende Finanzindustrie, 
die sich auf Firmenzusammen- 
brüche spezialisiert hat, eine 
Konjunktur herbeiführen wird. 
Größere Maklerhäuser, darunter 
First Boston, Shearson und Dre- 
xel, verwenden mehr Energie auf 
die Umorganisation und Um- 
strukturierungen, womit sie An- 
gebotskriege für Konkursspezia- 
listen auslösen«. Die gleichen 
Häuser, deren Rat und Ge- 
schäftsleitungsexpertisen den 
Zusammenbruch dieser Firmen 
verursacht haben, »bereiten sich 
darauf vor, über die kommenden 
Jahre hinweg gewaltige Gebüh- 
ren einzustreichen, um die Fehler 
zu korrigieren, die sie selbst mit- 
verursacht haben. 


Und wenige an der Wall Street 
kritisieren dieses Konzept. Ein 
Banker sagt dazu: »Solange die 


Leute eines Finanzengineerings 
bedürfen, wird Wall Street mit im 
Spiel sein und dementsprechend 
Geld machen.« 


Gewinne zu machen mit der Wie- 
dergutmachung ihrer eigenen 
Untaten ist bei der Wall Street 
große Tradition.« 


Es ist »praktisch unmöglich eine . 


Bank oder eine Anwaltsfirma mit 
Erfahrung zu finden, die nicht be- 
reits in die Campeau-Situation 
verwickelt ist. »Alle Berater an 
der Wall Street werden bei die- 
sem Handel Höchstgewinne er- 
zielen«, meint ein Banker und 
verweist dabei auf das Jung- 


Bonds-Imperium von Robert - 


Campeau. Häuser wie First 
Boston, das auf wertlosen Cam- 
peau-Papieren in Höhe von 500 
Millionen Dollar hängengeblie- 
ben..ist, streben danach, ihren 
Verlust wieder hereinzuholen, 
indem sie ihre eigenen Opfer 
prüfen und nach unbedarften un- 
tersuchen, um denen Neuschul- 
den zu verkaufen, damit die Zin- 
sen daraus die Verluste ausglei- 
chen.« DO 


Stellver- 
tretender US- 
Außenminister 
als Kissingers 
Bote 


Kaum hatte Henry Kissinger 
seine Stimme erhoben, um die 
Aufregung in Lateinamerika 
über Panama abzuwinken, als 
sein ehemaliger Angestellter und 
heutiger stellvertretender ameri- 
kanische Außenminister, Law- 
rence Eagleburger, von US-Präsi- 
dent George Bush als Leiter ei- 
ner Kommission entsandt wurde, 
vorgeblich um die Finanzbedürf- 
nisse Panamas zu ermitteln. Aber 
das US-Außenministerium 
wollte nicht ausschließen, daß 
Eagleburger in Wirklichkeit we- 
gen eines Vorstoßes in allerletz- 
ter Minute entsandt worden sein 
könnte, den Vatikan unter Druck 
zu setzen, den General Manuel 
Noriega aus der päpstlichen Nun- 
tiatur in Panama City freizuge- 
ben. 


Dies war der gleiche Larry Eagle- 
burger, der nach seiner China- 
reise im Dezember 1989, wo er 
mit Deng Xiaoping, dem 


»Schlächter von Peking«, zusam- 
mentraf und veranlaßte, daß Kis- 
singer im amerikanischen Fernse- 
hen mit Nachdruck darauf hin- 
weisen sollte, daß die Kritik an 
der Reise unbegründet sei, weil 
»alle Arten von Fragen über 
Menschenrechte«, die während 
dieses Besuches aufgeworfen 
wurden, bald bekannt gemacht 
würden. 


Eine dieser Fragen, von denen 
Kissinger behauptete, Eaglebur- 
ger habe sie aufgeworfen, be- 
faßte sich mit dem Recht des chi- 
nesischen Dissidenten Fang 
Lizhi, der in der amerikanischen 
Botschaft in Peking Unterschlupf 
gefunden hat. 


Der eigentliche Zweck von Ea-: 


gleburgers Reise nach Panama 
wird möglicherweise erst in Mo- 
naten bekannt werden. Aber was 
Eagleburger auch immer in Wirk- 
lichkeit getan haben mag, er gab 
sicherlich keine Bargeldverspre- 
chungen für den Schaden von 
Milliarden Dollar ab, der durch 
die amerikanische Militär-Taktik 
angerichtet wurde. Bei der 
Dienstreise Eagleburgers sei von 
einer läppischen Summe von 70 
Millionen Dollar die Rede gewe- 
sen. 


Eagleburger soll gesagt haben, 
Panamas Wirtschaftsprobleme 
seien durch »Mißwirtschaft und 
Korruption des Noriega-Re- 
gimes« entstanden - eine feine 
Art, die Vereinigten Staaten trotz 
der zwei Jahre dauernden ameri- 
kanischen Sanktionen und der 
schweren Bombardierung von 
Panama City aus dem Schneider 
zu lassen. 


Zbigniew Bızezinski, Carters 
ehemaliger Berater für Nationale 
Sicherheit, der heute mit Henry 
Kissinger in US-Präsident Bushs 


Foreign Intelligence Advisory 


Board (PFIAB) sitzt, empfahl, 
Eagleburger für einen neuen Auf- 
gabenbereich vorzusehen: Über- 
wachung aller amerikanischen 
Hilfsprogramme für, Osteuropa. 
Wie der Sprecher des National 
Democratic Policy Committee, 
Scott Thompson, die einzige Per- 
son, die gegen Lawrence Eagle- 
burgers Ernennung stimmt, im 
vergangenen Frühjahr warnend 
sagte, gehörten zum Geschäfts- 
bereich von Eagleburgers Klien- 
ten bei Kissinger Associates meh- 
rere Firmen, die Milliarden von 
Dollar in Osteuropa investiert 
haben, wodurch sich die Frage 


großer Interessenkonflikte er-: 


hebt, falls er wieder einmal mit 
Fragen des Ost-West-Handels zu 
tun haben sollte. 


Nicht nur befinden sich Banken ° 


von Gläubigern von Kissinger 
Associates in Osteuropa - darun- 
ter Polen, wo Kissinger sich für 
eine Art von Sparprogramm im 
Stil des Internationalen, Wäh- 
rungsfonds eingesetzt hat, das 
die Solidarnosc-Regierung in 
Mißkredit und möglicherweise 
zu Fall bringen wird -, sondern 
Eagleburger hat. sich auch auf 
Geschäfte spezialisiert, als er in 
Jugoslawien tätig war. Er war 
Mitglied des Vorstands von Glo- 
bal Motors, die den Yugo produ- 
ziert, und ist Mitglied der LBS- 
Bank von New York, selbst eine 
Filiale der jugoslawischen Ljubl- 
janska Banka, in deren Vollbesitz 
sie sich befindet, und die 1988 we- 
gen Geldwäsche in Tateinheit mit 
versuchten Übertretungen des 
Arms Control Act (Waffenbe- 


wirtschaftungsgesetz) unter An-. 
DO 


klage stand. 


[) 
Thailand 
fürchtet, USA 
verlieren 
Drogenkrieg 
»Amerika verliert den Heroin- 
krieg« lautet die Überschrift der 
Bangkoker Tageszeitung »Thai 
Rat«. In dem Artikel wird zu ei- 
ner Ansprache Stellung bezogen, 
die der amerikanische Botschaf- 
ter Daniel O’Donohue vor der 


amerikanischen Handelskammer 
gehalten hat. 


Der Artikel berichtet, daß etwa 
40 bis 50 Prozent des in den Verei- 
nigten Staaten verkauften Hero- 
ins aus Thailand komme, und daß 
80 bis 85 Prozent des in New York 
vertriebenen Heroins aus Südost- 
asien über Thäiland_ geliefert 
werde, da die Haupterzeugerge- 
biete sich im nahegelegenen 
Burma befinden. 


»Die Vereinigten Staaten können 
sich. nicht aus der Drogenbe- 
kämpfung zurückziehen. sonst 
wird die Welt glauben, daß Präsi- 
dent Bush vor den bösartigen 
Elementen kapituliert und es zu- 
läßt, daß sie die Welt beherr- 
schen. Wir sind nicht der Mei- 
nung, daß Präsident Bush die 
Welt irgendwie enttäuscht hat, 


weil er Kolumbien im Kampf ge- 
gen die Hauptkokain-Zentren 
nicht ernsthaft unterstützt hat. 
Zu einer Zeit, in der Kolumbien 
wegen dieser Mafia beinahe ge- 
fallen wäre, geben die Vereinig- 
ten Staaten bekannt, es sei dabei 
im Heroinkrieg in Südostasien 
eine Niederlage zu erleiden. 
Kein Wunder, daß das Prestige 
der Vereinigten Staaten sich in 
vielen Regionen so stark ver- 
schlechtert, daß sogar die Ko- 
kainmafias öffentlich eine Beloh- 
nung von 750 Millionen Dollar 
auf den Kopf des Präsidenten 


“Bush ausgesetzt haben.« m) 


Japan ist der 
Weltführer 


Japan wird in diesem Jahr drei- 
mal mehr pro Kopf in neue Fabri- 
ken, Roboter und Maschinen in- 
vestieren, schreibt die »Washing- 
ton Post«. Japanische Firmen set- 
zen 86 Prozent der Roboter der 
Welt ein - 175.000 im Vergleich zu 
33.000 in den Vereinigten Staa- 
ten, laut Statistik der japanischen 
Industrie-Roboter-Gesellschaft - 
und die Kluft wird immer größer. 


Eine japanische Firma, Fanuc, 
beherrscht 70 Prozent des japani- 
schen Marktes und etwa die 
Hälfte des Weltmarktes in nume- 
risch gesteuerten Maschinen. Fa- 
nuc hat zusammen mit der schwe- 
dischen ASEA Joint-Ventures 
mit General Motors und General 
Electric zur Lieferung von Robo- 
tern und RoboterTechnologie ins 
Leben gerufen. OD 
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- Börse 


Geschäfte am 
Roulettetisch 


Günther Jansen 


Eine seriös aufgemachte Börse kann durchaus einen hohen volkswirt- 
schaftlichen Nutzen aufweisen. Dies hat die deutsche Börse gerade in 
den Nachkriegsjahren und auch noch vor fünf, sechs Jahren - von ein- 
zeinen Übertreibungen abgesehen - oftmals bewiesen. Unternehmen 
wurden so durch Kapitalerhöhungen oder durch Beteiligung finanz- 
starker Partner die Möglichkeit gegeben, sich der geänderten Struktur 
und dem internationalen Wettbewerbsdruck anzupassen. Skandale, 
wo beispielsweise Banken Dritten durch ungerechtfertigte Kreditkün- 
digungen Aktienpakete spottbillig abjagten und diese wenig später mit 
Riesengewinn wieder verkauften, gab es zwar immer - doch bildeten 
diese glücklicherweise die Ausnahme 


Geändert hat sich dies aber alles 
nun, seit einige windige Köpfe 
den Terminhandel für sich ent- 
deckten. Der Terminhandel ist an 
sich nichts Verwerfliches - genau 
wie eine Wette, die erst verwerf- 
lich wird, wenn sie von einem Ver- 
brecher benutzt wird. Ursprüng- 
lich war der Terminhandel als rei- 
nes Absicherungsgeschäft ver- 
standen gewesen. 


Das Terrain für 
Spekulanten 


Das deutsche Unternehmen, das 
seine Waren nach den USA lie- 
ferte, gleichzeitig aber ein Zah- 
lungsziel von, sagen wir mal, 
sechs‘ Monaten vereinbarte, 
kaufte sich eine Dollar-Verkaufs- 
option über den Rechnungsbe- 
trag, mit der Dollar nach Ablauf 
“der Sechs-Monate-Frist zum sei- 
nerzeitigen Kurs verkauft wer- 
den konnten. Zwar mußte das 
Unternehmen hierfür eine Prä- 
mie bezahlen, war aber vor Kurs- 
. verlusten abgesichert. Stieg der 
Dollar, dann wurde der zusätzli- 
che Währungsgewinn eben etwas 
geschmälert. Der Nutzen über- 
wog das Risiko aber bei weitem. 
Oder wußte ein Unternehmen, 
daß es in einigen Monaten einen 
hohen Betrag erhalten würde, 
glaubte aber gleichzeitig, daß der 
später für seinen Auftrag benö- 
tigte Rohstoff zum Beispiel auf- 
grund unklarer politischer Ver- 
‚ hältnisse im Kurs steigen müßte, 
konnte es sich nun auf Termin die 
Lieferung dieses Rohstoffes si- 
chern, mußte hierfür aber nur ei- 
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nen Einschuß von in der Regel 
fünf bis zehn Prozent leisten (die 
deutschen Banken verlangen nun 
aber zumeist mehr). 


Diese sehr seriösen Geschäfte 
gibt es auch heute noch in Hülle 
und Fülle. Was bedenklich 
stimmt, ist, daß der Terminhan- 
del besonders in den Vereinigten 
Staaten in den letzten drei, vier 
Jahren mehr und mehr von Be- 
rufsspekulanten - oder einfacher 
ausgedrückt: Spielern - entdeckt 
wurde. Angelockt werden diese 
durch die niedrige Einschuß- 
pflicht. Wer 50.000 Dollar ein- 
setzte, bewegte also Waren oder 
Kontrakte in Höhe von einer Mil- 
lion Dollar. 


Entweder Millionär 
oder Bettler 


Dieser gigantische sogenannte 
Hebeleffekt kann einen binnen 
weniger Tage zum Millionär oder 


-aber auch zum Bettler machen, 


besonders wenn man bedenkt, 
daß bei manchen Waren aufgrund 
dieser Hebelwirkung eine Ände- 
rung von lediglich einem Cent 


manchmal 100 Dollar Kurswert - 


ausmacht. Das gefährliche ist 
nun, daß der Kurs der Ware - und 
damit verbunden der Kurswert 
des Kontraktes überproportional 
- auch sinken kann - und wer 
dann nicht in der Lage ist, Kapi- 
tal aufzubringen, um seinen Ein- 
schuß in der erforderlichen Höhe 
zu halten, verliert alles und hat 
gegebenenfalls auch noch Schul- 
den. 


Das Schlimme ist aber nun, daß 
Anderungen der Terminkurse - 
zumindest dann, wenn es sich um 
stärkere Ausschläge handelt -, 
sich auch sofort auf den »norma- 
len« Handel niederschlagen. Ein 
ganz simples Beispiel: Kostet 
heute eine Tonne der Ware XYZ 
10.000 Dollar, wird diese aber auf 
Termin von drei Monaten nur 
noch mit 7.000 Dollar gehandelt, 
versuchen viele, heute noch zu 
verkaufen — und der Kurs sinkt. 
Kostet die Ware auf Termin drei 
Monate aber 13.000 Dollar, ver- 
suchen viele heute, noch für 
10.000 Dollar zu kaufen und’ein 
Verkaufskontrakt auf Termin 
drei Monate abzuschließen - die 
Folge sind steigende Preise. 


Verstärkt wird dies heute noch 
dadurch, daß oftmals reine Kon- 
trakte gehandelt werden, hinter 


. denen absolut keine Liefer- oder 


Bezugsabsicht steckt sowie da- 
durch, daß hochmoderne Com- 
puter mit genau darauf abge- 
schnittenen Programmen diese 
Differenzen bereits im Ansatz 
entdecken und dann sofort Kauf- 
oder Verkaufsprognosen oder 
oftmals sogar direkt Kauf- oder 
Verkaufsorders erteilen. Da dies 
aber nicht nur ein Computer 
macht, sondern jede Firma oder 
auch vermögende Privatperso- 
nen solche Computer besitzen, 
schaukeln sich diese Bewegun- 


. gen hoch. 


Mittelbare Auslöser 
waren die Computer 


Bestes Beispiel hierfür war der 
16. Oktober 1987, der als 
»Schwarzer Freitag« in die Bör- 
sengeschichte einging, da der an 
diesem Tag über 20 Prozent lie- 
gende Rückgang des Dow-Jones- 
Indexes den größten: Börsen- 
crash aller Zeiten auslöste. Insge- 
samt gaben die Kurse innerhalb 


“ kurzer Zeit um mehr als 40 Pro- 


zent nach. Der »Schwarze Mon- 
tag« vom Oktober 1929 wurde da- 
bei um ein vielfaches übertrof- 
fen. 


Mittelbar Auslöser hierfür waren 
die Verkaufsprogramme der 
Computer, die nach Unterschrei- 
ten bestimmter Indexstände Ver- 
kaufsorders in den Markt warfen. 
Da dies in großer Stückzahl er- 
folgte, wurden weitere soge- 
nannte Stop-Loss-Marken unter- 
schritten — und die nächste Ver- 
kaufswelle folgte. Das war auch 
der Grund, warum der Termin- 


handel in den USA jetzt bei Er- 
reichen bestimmter Verluste in ei- 
ner bestimmten Zeit erst einmal 
ausgesetzt wird. 
Mittelbar deswegen, weil die 
Computer zum einen von Men- 
schen programmiert werden und 
zum anderen - was noch wichti- 
ger ist — erst einmal eine Ver- 
kaufswelle da sein muß - umge- 
kehrt geht es natürlich auch mit 
steigenden Kursen -. Gleichzei- 
tig decken sich diese Leute je- 
doch mit Kaufoptionen in einer 
riesigen Größenordnung. bezie- ' 
hungsweise kaufen die billigen 
Aktien »leer«, das heißt ohne 
Geld, und verkaufen sie dann 
später mit Gewinn. 


Ein sehr hoch angesiedelter 
Händler einer der größten deut- 
schen Banken sagte dann kürz- 
lich. auch: »Geben Sie mir eine 
Vorbereitungszeit von einigen 
Wochen, Kapital von mindestens - 
einigen hundert Millionen Dollar 
oder besser noch von ein bis zwei 
Milliarden Dollar - oder im aller- - 
besten Fall einige skrupellose 
Banken oder Broker, die Leer- 


‘ verkäufe großen Umfangs zulas- 


sen -, und ich treibe Ihnen den 
Dow- Jones-Index innerhalb von 
zwei Handelstagen um minde- 
stens 500 Punkte nach unten.« 
Dieses war auch in etwa die Grö- 
Benordnung des 87er-Crashs. 
Der sogenannten »Mini-Crash« 
vom 13. Oktober des vergange- 
nen Jahres, als die Aktienkurse 
in New York um durchschnittlich 
rund fünf Prozent an einem Tag 
fielen, beruhte in erster Linie 
ebenfalls auf einem Kursein- 
bruch am Ierminmarkt. Und gibt 
es an einem Tag besonders an 
Wall Street große Ausschläge in 
die eine oder andere Richtung, - _ 
wird dies mit nahezu schlafwand- 
lerischer Sicherheit mit dem Ter- 
minhandel begründet. 


Kunststücke mit 
gestreuten Gerüchten 


Besonders einfach ist es beiden - 
im internationalen Vergleich - 
Minibörsen, zu denen auch die 
deutsche zählt. Eins der beliebte- 
sten »Kunststücke« ist es derzeit, 
den deutschen in London gehan- 
delten »Bund-Future«, also den 
Terminkontrakt auf eine langlau- 
laufende deutsche Bundesan- 
leihe, in die eine oder andere 
Richtung zu puschen. Dies geht 
schon mit wenigen Millionen 
Pfund Sterling oder sogar. mit 
einigen geschickt gestreuten Ge- 


rüchten -und die Deutschen guk- 
ken wie das Kaninchen auf die 
Schlange vormittags nach Lon- 
don, was der »Bund-Future« 
macht. Steigt dieser, sinken hier- 
zulande die Zinsen - steigende 
Rentenkurse bedeuten sinkende 
Zinsen, da die Rendite eines fest- 
verzinslichen Wertpapieres umso 
geringer ist, je höher der Kurs ist 
-, und umgekehrt. Das bedeutet 
aber nichts anderes, als daß der- 
zeit die.deutsche Rententendenz 
in London gemacht wird. 


Und dieses »Spielchen« geht bei 
allem, was an der Börse gehan- 
delt wird. Da die Aktien zumin- 
dest der großen Unternehmen 
heute nicht mehr nur an ihrer 
»Heimatbörse«, sondern rund 
um die ganze Welt gehandelt wer- 
den, eignen sich besonders die 
Tage vor Feiertagen oder vor ei- 
nem Wochenende, um die Nervo- 
sität anzuschüren: Bezeichnen- 
derweise waren der 16. Oktober 
1987 und der 13. Oktober 1989 
dann auch Freitage! 


Eine Warnung an 
Gorbatschow 


Gerüchte besagen aber auch, daß 
der »Mini-Crash« vom vergange- 
nen Oktober eine Demonstra- 
tion an UdSSR-Staats- und -Par- 
teichef Michail Gorbatschow ge- 
wesen sein soll, wie mächtig be- 
stimmte US-Gruppen sind, und 
daß er sich besser nicht mit ihnen 
anlegen soll. Pikanterweise soll 
US-Notenbankchef Alan Green- 
span - von dem Gerüchte wissen 
wollen, daß ser ein Verwandter 
des Herschel Grynspan sei, der 
1939 in Paris den Legationssekre- 
tär Ernst vom Rath umbrachte, 
was dann durch gesteuerte Aktio- 


nen in der Reichskristallnacht en- 


dete - etwa zu dieser Zeit in der 
UdSSR gewesen sein und mit 
Gorbatschow Gespräche über fi- 
nanzpolitische Themen geführt 
haben soll. 

Dollar, Deutsche Mark, Pfund, 
Sojabohnen, Erdöl, Schweine- 
bäuche - es gibt nichts, was sich 
mit entsprechenden Finanzmittel 
nicht in die eine oder andere ge- 
wünschte Richtung treiben ließe. 
Geschickt ausgestreute Gerüch- 
te, untermauert durch aus diesen 
Ländern kommende »unauffällig 
auffällige« Verkäufe - und schon 
potenzieren sich die Verkäufe 
nach dem Dominostein-Effekt. 
Ins Fäustchen lachen sich die in 
unserer Welt bejubelten »muti- 
gen Cleveren«, die zu. Tiefstkur- 


sen kaufen und dann, wenn sich 
das Gerücht wie-beabsichtigt mit 
der Zeit als »Ente« entpuppt, 
den großen Reibach machen. 
Nur zu leicht vergessen wird da- 
bei jedoch, daß oftmals kleine 
Sparer oder Anleger aus Angst, 
ihr ganzes Geld oder zumindest 
den Großteil dessen zu verlieren, 
oftmals mit Verlust verkaufen. 
Umso bedenklicher ist es nun, 
daß nun auch in der Bundesrepu- 
blik der hochspekulative Termin- 
handel wieder für jedermann zu- 
gelassen wurde, nachdem er nach 
dem Zweiten Weltkrieg nur den 
Vollkaufleuten vorbehalten und 
damit quasi auf Warensicherungs- 
geschäfte beschränkt war. Auch 
gab es vier Ausübungstermine, 
während jetzt die Option jeder- 
zeit ausgeübt werden kann. 


Besonders entlarvend ist. eine 
Antwort des für das Wertpapier- 
geschäft verantwortlichen Vor- 
standsmitglieds der Deutschen 
Bank, Horst E. Breuer. Dieser 
antwortete in einem Interview 
mit der »Welt am Sonntag« auf 
die Frage: »Nun muß der Stillhal- 
ter nicht immer zu 100 Prozent 
die Aktien besitzen, die er zur 
Verfügung stellt. Bedeutet das 
nicht, daß Hektik in die Börse 
hineinkommen kann, wenn der 
Trend gegen die Erwartungen des 


“ Stillhalters läuft und er an der 


Börse kaufen oder verkaufen 
muß?« 


Der Dumme ist der 
Kleinanleger 


Br.uers Antwort lautete: »Das 
glaube ich schon. Ich würde sa- 
gen, die Börse wird beweglicher. 
Wir haben die Erfahrur,g jaschon 
beim jetzigen Optionsgeschäft 
(gemeint ist das bis Anfang dieses 
Jahres gegoltene) gemacht. An 
den vier Ausübungstagen hat die 
Börse ganz deutlich unter dem 
Einfluß der Ausübung oder 
Nichtausübung gestanden. Künf- 
tig wird sich das, da es losgelöst 
ist von Ausübungsterminen, über 
das ganze Jahr erstrecken.« 


An einer »beweglichen Börse« 
verdient aber nur der Berufsspe- 
kulant, der Sonderkonditionen 
bei seiner Bank hat, oder die 


Banken selber. Denn der Klein- 


anleger hat meist nicht das Wis- 
sen, die Zeit und die Übersicht, 
sich hierum zu kümmern und 
zum anderen lohnt es sich für ihn 


‚angesichts der hohen Gebühren 
Q 


nicht. 
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Nirgendwo in den Vereinigten Staaten hat man die Auswirkungen ja- 
panischer Kapitalanlagen unmittelbarer gespürt als in Hawaii - ge- 
meint ist der US-Bundesstaat, nicht nur die Insel. Als Einwohner von 
Hawaii sieht unser Mitarbeiter Martin Burns diese Auswirkungen Tag 
für Tag. Nicht nur gehören japanischen Geldanlegern die meisten gu- 
ten Hotels in Hawaii, sie besitzen auch die Alleinvertretungen am Ort 
für spezielle amerikanische Einrichtungen wie Pizza Hut und Burger 


King. 


Der hauptsächlichste Einzel- 
grund für die japanische Investi- 
tionstätigkeit in Hawaii ist, Ha- 
waiis Beliebtheit als Ziel für japa- 
nische Touristen. Es ist beson- 
ders beliebt für Hochzeiten. Ha- 
waii empfängt ungefähr 1,5 Mil- 
lionen japanische Besucher pro 
Jahr, wie das Hawaii Visitors Bu- 
reau mitteilt. Hawaii ist schon 
seit langem der beliebteste Ziel- 
ort für japanische Urlauber, und 
japanische Besucher machen 
jetzt etwa 25 Prozent aller Besu- 
cher Hawaiis aus. Da die ameri- 
kanische Wirtschaft Anzeichen 
der Schwäche aufweist, wird die- 
ser Prozentsatz wahrscheinlich 
noch steigen. 


Die Gewinne gehen 
nach Japan 


Im Jahr 1988 stieg die Gesamt- 
zahl der Besucher aus allen Rich- 
tungen gegenüber 1987 um sechs 
Prozent, jedoch die 'Gesamtaus- 
gaben der Besucher stieg im glei- 
chen Zeitraum um 26 Prozent. 
Der Hauptgrund dafür ist nicht 


die Inflation — die natürlich auch 


ein Faktor ist -, sondern die Tat- 
sache, daß japanische Besucher 
im Schnitt 530 Dollar pro Tag im 
Vergleich zu 117 Dollar pro ame- 
rikanischen Tourist ausgeben. 


_ Die Flugkosten werden bei den 


Ausgaben am Ort nicht mitge- 


-rechnet, und japanische Besu- 


cher befinden sich mit größerer 
Wahrscheinlichkeit als Amerika- 
ner auf einer Gruppenreise und 


genießen daher den Vorteil trag- 
barer Gruppenpreise für Hotel- 
zimmer. Der Unterschied besteht 
darin, daß japanische Besucher 
Dinge kaufen, die daheim viel 
mehr kosten, darunter japani- 
sche Armbanduhren, Kameras 
und elektronische Geräte. Zu 
den beliebten Dingen amerikani- 
scher Herkunft gehören Golf- 
schläger, Schnaps! erstklassige 
Steaks, Zitrusfrüchte und Spe- 
zialbekleidung. 


Die Motels gehören den 
Japanern 


Die meisten Gewinne aus dem ja- 
panischen Tourismus in Hawaii 
fließen sofort wieder nach Japan 
zurück. Japanischen Geldanle- 


gern gehören alle Strandhotels an 


Honolulus berühmter Waikiki 
Beach bis auf eines; und das eine, 
das ihnen nicht gehört, das Hil- 
ton Hawaiian Village, der größte 
Hotelbesitz im Staate — soll für 


. eine Milliarde Dollar zum Ver- 
kauf stehen. Das Hilton gehört 


jetzt der Prudential Insurance‘ 
Co. und Hiltons Inc. zu gleichen 
Anteilen. 


Laut Mitteilung der Rechnungs- 


firma Kenneth Leventhal & Co. 


in Los Angeles besitzen japani- 
sche Interessengruppen jetzt 2 
Prozent der Deluxe Hotelzim- 
mer und 57 Prozent der Luxus- 
zimmer im Staat Hawaii. Bis 
Mitte 1992 werden auf den Inseln 
14 Hotels der Spitzenklasse eröff- . 
net sein, alle von Japanern er- 
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baut. Diese Hotels müssen min- 
destens zu 75 Prozent, mit einem 
Kostenpunkt von 350 Dollar pro 
Zimmer pro Nacht, besetzt sein, 
um die Rentabilitätsgrenze zu er- 
reichen. 


Hawaiis Wirtschaft beruht auf 
dem dreibeinigen Schemel Tou- 
rismus, Landwirtschaft und Mili- 
tärausgaben. Hawaiis Plantagen- 
landwirtschaft - Zuckerrohr und 
Ananas - ist. rückläufig, und ob- 
wohl eine diversifizierte Land- 
wirtschaft wie .Papayas, Guava- 
früchte, Macadamianüsse und 
Kaffee ein Teil des Rückgangs 
wieder wettmacht, wird sie wohl 
kaum die Arbeitsplätze und Inve- 
stitionen retten, die jetzt an die 
ausländische Konkurrenz verlo- 
: rengehen. 


‘ Die Militärausgaben stehen kurz 
davor, auf landesweiter Basis ei- 
nen beträchtlichen Schlag hin- 
nehmen zu müssen, und Hawaii 
wird zweifellos aufgefordert wer- 
den, einen Teil der Kosten für die 
Schließung von Militärstützpunk- 
ten aus seinen Taschen zu bezah- 
len. So verbleibt der Tourismus 
als einziger Sektor mit Wachstum 
und wird mehr und mehr von 
japanischen Eigentümern be- 
herrscht. 


Ohne Japan läuft in 
Hawaii nichts 


Die First Hawaiian Bank stellte 
in ihrem Nachrichtenbrief »Eco- 
nomic Indicators« fest: 

»In den letzten Jahren, in denen 
sich die Investitionen aus dem 
Festland Vereinigte Staaten ver- 
ringert haben, sind japanische 
Kapitalanlagen, die Japans stei- 
gende Wirtschaftsmacht und den 
Wert seiner Währung widerspie- 
geln, auf nie dagewesene Höhen 
gestiegen. Heute wird kaum ein 
Hotel gebaut oder eine größere 
Handelsentwicklung begonnen, 
ohne daß japanische Geldanleger 
daran beteiligt sind. Mit japani- 
schen Geldanlagen wurde fast je- 
des größere Hotel- und Handels- 
unternehmen in Honolulu und 
den benachbarten Inseln in den 
letzten Jahren finanziert. 
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Die kombinierte Auswirkung ja- 
panischer Geldausgaben und 
Geldanlagen war enorm. 1988 ga- 
ben japanische Besucher 3,7 Mil- 
liarden Dollar in Hawaii aus, was 
zu 6,7 Milliarden Dollar in mittel- 
baren: und unmittelbaren Ge- 
schäftsabschlüssen in der Wirt- 
schaft führte. Wirtschaftstätigkei- 
ten im Werte von rund 9,5 Millio- 
nen Dollar erfolgten auf Grund 
von japanischen Geldausgaben 
in Hawaii. Bei einem Bruttoso- 
zialprodukt in Hawaii im Jahre 
1988 von 21,3 Milliarden Dollar, 
belief sich die aus Japan einge- 
führte Wirtschaftstätigkeit auf 45 
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beitsstellen in der örtlichen Wirt- 
schaft haben, sind immer weni- 
ger in der Lage Wohnungen zu 
kaufen und in vielen Fällen auch 
nur zu mieten. In Kailua-Kona 
auf der Großen Insel Hawaii, 
Standort vieler neuer und geplan- 
ter Ferienhotels, können sich Fa- 
milien mit kleinen Kindern, bei 
denen beide Elternteile arbeiten, 
keine Wohnung leisten und müs- 
sen oft in Zelten auf öffentlichen 
Plätzen schlafen. 


Das Establishment am Ort findet 
dies für sein Image schädlich und 
die Polizei erzwingt nun eine 
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Die lukrativen Luxushotels auf Hawaii sind finanziell und von 
der Belegung her fest in der Hand der Japaner. 


Prozent oder fast die Hälfte der 
Gesamtwirtschaft Hawaiis auf 
das Jahr berechnet.« 


Ärger über japanische 
Kapitalanlagen 


Wie man sich vorstellen kann, 
hatten diese Kapitalanlagen poli- 
tische Verästelungen zur Folge 
und diese drücken sich oft als Ar- 
ger über Käufe von Einfamilien- 
häusern und Eigentumswohnun- 


gen durch Japaner aus. Auf dem . 


Höhepunkt 1987/88 kauften Ja- 
paner fast die Hälfte der Eigen- 
tumswohnungen auf dem Markt 
in Waikiki auf. Die Preise für 
Häuser in vornehmen Gegenden 
von Honolulu wie Waialae und 
Kahala haben sich mehr als ver- 
doppelt. 


Der rege Zustrom hat zwar etwas 
nachgelassen, aber es findet jetzt 
ein Überschwappen in weniger 
feine Wohngegenden statt, da die 
Preise landesweit angestiegen 
sind. Bürger von Hawaii, die Ar- 


Fünf-Tage-Begrenzung für Cam- 
ping auf staatlichen Plätzen. 


Honolulus republikanischer Bür- 
germeister, Frank Fasi, is: .ın 
ausgesprochener Gegner der um- 
sichgreifer den japanischen Inve- 
stitionen. am Mai 1988 drang Fasi 
bei der staatlichen Gesetzgebung 
darauf, den Verkauf von Wohn- 
land, Landwirtschaftsland und 
»Naturschutzland« an Ausländer, 
die nicht mindestens eine Hälfte 
des Jahres in Hawaii leben, zu 
verbieten. 


Viele Arbeitsplätze 
ohne Zukunft 


Hawaiis demokratischer Gouver- 
neur, John D. Waihee, murmelt 
etwas über das Bauen von »preis- 
lich tragbaren Wohnungen« und 
beklagt sich im Wettstreit mit Fasi 
darüber, daß nicht mehr gebaut 
wird. Aber es ist ganz entschie- 
den Hawaiis Democratic Party, 
die die Wohnungsbaupreise hoch 
halten will, und sich einen Dreck 


um die Auswirkung auf die Orts- 
einwohner kümmert. 


Trotz des derzeitigen Mangels an 
Arbeitsplätzen - die Arbeitslosig- 
keit liegt bei drei Prozent, eine 
der niedrigsten Quoten der Verei- 
nigten Staaten -, treten etwa 
Zweidrittel der Einwohner von 
Hawaii, die vom College abge- 
hen, jedes Jahr Stellungen auf 
dem Festland an. Arbeitsplätze, 
die in Hawaii reichlich zur Verfü- 
gung stehen, sind ' Dienstlei- 
stungsstellen in Hotels, Restau- 
rants und bei Einzelhändlern. 
Schlecht bezahlte Jobs ohne Zu- 
kunft sind fast überall vorhan- 
den. 


Hawaiis natürliches Bevölke- 
rungswachstum kommt daher 
von jungen Leuten vom Festland, 
die in Hawaii leben möchten, und 
denen es ganz gleich ist, welche 
Arbeitsstelle sie bekommen. Die 
andere Gruppe sind wohlha- 
bende Pensionäre. Soweit diese 
Neuankömmlinge politisch tätig 
werden, werden sie konservative 
Republikaner oder liberale De- 
mokraten. Sie passen ganz sicher- 
lich nicht in die Lokalpolitik der 
herrschenden Democratic Party 
hinein, die staatliche und örtliche 
Behörden dazu veranlaßt, Ar- 
beitsplätze und Verträge für Orts- 
ansässige mit guten Beziehungen 
zu beschaffen. 


Niedrigere Baupreise würden 
Neuankömmlinge nur ermutigen 
sich in Hawaii niederzulassen, 
die aller Wahrscheinlichkeit nach 
gegen das örtliche politische 
Establishment wählen würden. 
Daher werden recht wenige 
»preislich tragbare« Wohnungen 
gebaut, auch wenn mit dem 
Brustton der Überzeugung das 
Gegenteil behauptet wird. 


Hawaiis Zukunft liegt in 


Japans Hand 


Aber Hawaii wird seinen Marsch 
in die brave neue Welt des »Pazifi- 
schen Jahrhunderts« fortsetzen. 
Die First Hawaiian Bank behaup- 
tet, daß dies unvermeidlich ist: 


»Hawaii ist ganz klar, ob durch ei- 
gene Wahl oder durch die Um- 
stände bedingt, auf dem Wege in 
das Zeitalter der Wirtschaftsglo- 
balisierung. Eine vorsichtige 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- 
politik muß die Bedeutung und 
der Rolle Japans in Hawaiis 
Volkswirtschaft erkennen.« D 


oe 


Geschichte als 
‚Propaganda 
und Desinfor- 


mation 


Victor Marchetti 


In den Augen der Nachwelt wird es unvermeidlich so aussehen, daß 
wir bei der Wahrung unserer Freiheit diese zerstört haben. Derriesige 
heimliche Apparat, den wir aufbauten, um die Hilfsmittel und Absich- 
ten unserer Feinde nachzuweisen, diente am Ende nur noch dazu, un- 
sere eigenen Absichten zu verwirren. Jene Praxis, andere zum Wohle 
des Staates zu täuschen, führte unfehlbar dazu, daß wir uns selbst 
täuschten. Und jenes riesige Heer des heimlichen Personals, das auf- 
gebaut wurde, um diese Absichten in die Tat umzusetzen, verfing sich 
bald im Gewebe seiner eigenen krankhaften Phantasien, mit katastro- 
phalen Folgen für dieses Personal und für uns. 


Hier wird in aller Kürze zusam- 
mengefaßt, was der CIA über die 
Jahre hinweg durch seine ver- 
schiedenen heimlichen Propa- 
ganda- und Desinformationspro- 
gramme erreicht hat. Er hat sich 
selbst und den amerikanischen 
Steuerzahler, ohne es zu wissen 
und oft vorsätzlich, betrogen. 
Der CIA ist Meister der Ge- 
schichtsklitterei — sogar in der 
Herstellung seiner eigenen Ver- 
sion der Geschichte, um seinen 
institutionellen und einsatzgemä- 
ßen Zwecken zu dienen. Er kann 
das weitgehend wegen zweier 
großer Vorteile tun, die er be- 
sitzt. Einer ist die übertrieben ge- 
heime Umgebung, in der der 
CIA operiert, und der andere be- 
steht darin, daß er im wesentli- 
chen ein privates Instrument der 
Präsidentschaft ist. 


Auch das eigene Volk 
ist der Feind 


Der eigentliche Grund für die 
amtliche Geheimhaltung besteht 
in den meisten Fällen nicht darin, 
die Opposition - beschönigender 
Begriff des CIA für den Feind - 
davon abzuhalten zu erfahren, 
was vor sich geht; der Feind weiß 
das gewöhnlich. Der Haupt- 
grund für die regierungsseitige 
- Geheimhaltung ist darin zu se- 


Was den zweiten Vorteil betrifft, 
trotz des häufigen Hinweises dar- 
auf, der CIA sei ein abseits der 
Herde lebender bösartiger Ele- 
fant, sieht die Wahrheit so aus, 
daß die Agentur unter der Lei- 
tung von und als Reaktion auf 
das Präsidialamt arbeitet. Alle 
ihre‘ größeren heimlichen Ein- 
sätze werden mit direkter Billi- 
gung oder auf unmittelbare Zu- 
ordnung des Weißen Hauses 
durchgeführt. Der CIA ist eine 
Geheimwaffe des Präsidenten - 
jedes amerikanischen Präsiden- 
ten. Und jeder Präsident seit Tru- 
man hat das amerikanische Volk 
belogen, um die Agentur zu 
schützen. Wenn Lügen versag- 
ten, war es die Pflicht des CIA die 
Schuld für den Präsidenten auf 
sich zu nehmen und ihn somit zu 
schützen. Dies istim Geschäft als 
»plausibles Dementi« bekannt. 


Der CIA, der als geheimes In- 
strument der US-Regierung und 
. der Präsidentschaft fungiert, hat 
die Geschichte seit langem miß- 
braucht und manipuliert und tut 
es weiterhin. Ich machte mir erst- 
mals Sorgen um diese Ge- 


US-Präsident John F. Kennedy benutzte den CIA bei mehre- 
ren Versuchen den kubanischen Diktator Castro zu ermor- 


den. 


hen, das eigene Volk im Unkla- 
ren zu lassen, denn die Bürger 
werden auch als Opposition oder 
Feind angesehen. 


Wenn die Öffentlichkeit nicht 
weiß, was die Regierung oderder 
CIA tut, dann kann sie auch nicht 
ihre Zustimmung oder Mißbilli- 
gung für dessen Aktionen zum 
Ausdruck bringen. ‚Der CIA 
kann das Volk sogar darüber be- 
lügen, was er tut oder getan hat. 


schichtsverdrehung im Jahre 
1957, als ich als junger Offizier im 
Geheimdienst des CIA diente. 


Eines Abends, nach Dienst- 
schluß, ging ich mit einem Amts- 
kollegen, der früher ein Reporter 
für die United Press war, die Con- 
stitution Avenue hinunter. »Wie 
werden sie das jemals erfah- 
ren?«, fragte er. »Wer? Wie soll 
»wer< was jemals erfahren?«, 
fragte ich. »Wie soll das amerika- 


nische Volk jemals erfahren, was 
die Wahrheit ist? Wie soll es er- 
fahren, was wir in Wahrheit die 
ganzen Jahre hindurch getan ha- 
ben?«, sagte er. »Wir operieren 
im Geheimen, wir handeln mit 
Betrug und Desinformation, und 
dann verbrennen wir unsere Ak- 
ten. Wie sollen die Historiker je- 
mals die volle Wahrheit über das, 
was wir bei diesen verschiedenen 
Operationen getan haben, erfah- 
ren, diesen Operationen, die ei- 
nen derart großen Einfluß auf so 
viele wichtige Ereignisse in der 
Geschichte hatten?« 


- Ich konnte ihm seinerzeit nicht 


antworten. Und ich kann ihm 
heute nicht antworten. Ich weiß 
nicht, ob das amerikanische Volk 
jemals wirklich die Wahrheit über 
die vielen Dinge erfahren wird, in 
die der CIA verwickelt war. Oder 
wie es jemals die Wahrheit über 
die großen geschichtlichen Ereig- 
nisse unserer Tage erfahren soll. 
Die Regierung schreibt laufend 
Geschichte und schreibt sie neu — 
oft mit Hilfe des CIA -, um ihren 
eigenen Zwecken zu dienen. 


Nachstehend ein aktuelles Bei- 
spiel. Erst vor einigen Monaten 
fand in Moskau eine sehr selt- 
same Zusammenkunft statt. Der 
ehemalige Secretary of Defense 
(Verteidigungsminister), Robert 
McNamara, traf mit dem ehema- 
ligen sowjetischen Außenmini- 
ster Andrej Gromyko und einem 
Mitglied des kubanischen Polit- 
büros zusammen. Diese drei 
Männer waren zusammen mit un- 
tergeordneten ehemaligen Be- 
amten ihrer jeweiligen Regierun- 
gen alle in die kubanische Rake- 
ten-Krise von 1962 verwickelt ge- 
wesen, und sie waren in der so- 
wjetischen Hauptstadt zu einer 
Konferenz zusammengetroffen, 
um über das zu sprechen, was in 
jener denkwürdigen Krise, die 
fast zum dritten Weltkrieg ge- 
führt hätte, wirklich geschah. 


Die Kuba-Krise 
ein Mißverständnis 


Da ich persönlich darin verwik- 
kelt war, interessierte ich mich 
für die aus Moskau kommenden 
Nachrichtenberichte über das, 
was bei dieser ziemlich merkwür- 
digen Zusammenkunft ehemali- 
ger Beamter vor sich ging. Zu 
meiner großen Überraschung er- 
fuhr ich, daß Robert McNamara 
gesagt hatte, weder er noch die 
amerikanischen Geheimdienste 
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seien sich darüber im klaren ge- 
wesen, daß sich im Herbst 1962 
tatsächlich 40.000 sowjetische 
Soldaten in Kuba aufhielten. 


Der ehemalige Verteidigungs- 
chef der Kennedy-Regierung 
sagte auch, er und die US-Regie- 
rung hätten nicht gewußt, daß die 
paar Dutzend Mittelstreckenra- 
keten, die die Sowjets heimlich 
nach Kuba bringen wollten, tat- 
sächlich mit: Atomsprengköpfen 
bestückt und bereit waren auf 
Ziele in den USA abgefeuert zu 
werden. Außerdem behauptete 
er, die Vereinigten Staaten hätten 
nicht verstanden, daß dieser rie- 
sige militärische Aufbau durch 
die Sowjets durchgeführt worden 
war, um Kuba zu schützen und 
die USA daran zu hindern, das 
kommunistische Regime des 
Landes anzugreifen. 


Um das Maß vollzumachen, 
sagte er noch, er sei überrascht 
gewesen aus den Gesprächen in 
Moskau zu erfahren, daß die So- 
wjets und Kubaner glaubten, die 
USA hätten Pläne um die Regie- 
rung von Fidel Castro gewaltsam 
zu stürzen. Laut McNamara war 
die gesamte kubanische Raketen- 
krise ein gefährliches Mißver- 
ständnis, das wegen mangelhaf- 
ter Kommunikation unter den an 
der Beinahe-Katastrophe betei- 
ligten . "Regierungen zustande 
kam. : 


Nun, als ich hörte, was McNa- 
mara und die Band in Moskau 
spielten, sagte ich zu mir: »Ent- 
weder wird McNamara im hohen 
Alter etwas unsicher und weiß 
nicht mehr, was während der ku- 
banischen Raketenkrise geschah 
- oder es gibt einen anderen 
Grund hierfür.« 


Nun, es wurde bald offensicht- 
lich, daß McNamara keineswegs 
senil war. Was ist denn nun der 
Grund für diese merkwürdigen — 
und falschen -»Eingeständnisse« 
in Moskau? Der Grund ist, daß 
die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion sich dazu entschlos- 


26 


Sowjetführer Nikita Chruschtschow wollte auf Kuba Rake- 
ten stationieren, um jede Stadt in den USA im Visier zu 


haben. 


sen haben, wieder Freunde zu 
werden, und Washington möchte 
gerne die Bühne zur Annäherung 
an Castros Kuba vorbereiten. 


Der Weg zum neuen 
Internationalismus 


Es ist augenscheinlich von den 
derzeitigen Mächten in den USA 
beschlossen worden, ein kleines 
Zusammentreffen in Moskau zu 
veranstalten, um der Welt zu sa- 
gen, daß wir alle hinsichtlich 
Kuba etwas durcheinander waren 
und nicht wußten, was dort 1962 
geschah, weil wir seinerseit keine 
gute Verbindung zu den Sowjets 
hatten. 


So kann das amerikanische Volk 
erkennen, wie nahe wir dem 
Krieg gekommen waren, daß wir 
eine bessere Verbindung zu den 
Sowjets unterhalten müssen, und 
daß diese letztenendes gar nicht 
so üble Burschen sind. Und was 
das betrifft, Fidel Castro und 
seine Bande auch nicht. Daraus 
folgt, daß wir in ein paar Mona- 
ten mit der Abrüstung und was 


« sonst notwendig ist fortschreiten, 


um den neuen Internationalis- 
mus herzustellen, der sich zwi- 
schen Ost und West heranbildet. 
Und gleichzeitig sollten wir auch 
damit beginnen, eine neue 
Brücke nach Kuba zu errichten. 


Aber um die richtige Atmosphäre 
für die kommende Annäherung 
an Moskau und später an Kuba 
zu schaffen, war es notwendig, 
der amerikanischen Offentlich- 
keit und der Welt Angst einzuja- 
gen und ihnen einzureden, die 


Krise vom Oktober 1962 sei 
schlimmer gewesen als sie eigent- 
lich war. Um dies zu erreichen, 
trieben McNamara, ' Gromyko 
und andere ein kleines Spielchen 
— ihre eigene verdrehte Marke 
des historischen Revisionismus. 
Sie schreiben die Geschichte 
neu, um den derzeitigen Zwek- 
ken ihrer jeweiligen Regierung 
zu dienen. 


Nun dachte ich, was ist, wenn ich 
ein Reporter wäre. Wäre ich 
dann in der Lage durch diese 
kleine Charade, die in Moskau 
abgezogen wurde, hindurchzu- 
schauen? Wahrscheinlich nicht. 
Ich begann damit die »kenntnis- 
reichen« Kolumnisten, die für 
mehrere Zeitungen schreiben, zu 
studieren. Sie schreiben Dinge 
wie: »... Mein Gott, wir haben 
niemals begriffen, was die Sow- 
jets in Kuba im Schilde führten. 
Ja, wir sollten lieber etwas dage- 
gen tun.« Was McNamara und 
Freunde in Moskau sagten wurde 
jetzt Tatsache. Es wird zur Tatsa- 
che, daß wir, die US-Regierung, 
eigentlich nicht wußten, was wäh- 
rend der Raketenkrise vorging. 
Das ist eine Lüge. 


Gute Zusammenarbeit 
in der Kuba-Krise 


Wenn es jemals eine Zeit gege- 
ben hat, in der der CIA im Ge- 
heimdienstwesen der Vereinigten 
Staaten und die amerikanischen 
Streitkräfte wirklich zusammen- 
gearbeitet und ihre Bemühungen 
miteinander abgestimmt haben, 
dann war das während der kuba- 
nischen Raketenkrise. Die kuba- 


nische Raketenkrise ist wahr. 


scheinlich eines der wenigen Bei- 
spiele - vielleicht sogar das ein- 
zige - dafür, daß das Nachrichten- 
wesen wirklich so funktionierte, 
wie es in einer Krisenlage funk- 
tionieren sollte. 


Ich war seinerzeit dort und tiefin 
dieses historische Ereignis ver- 
wickelt. Ein Kollege und Freund 
von mir, Tack, damals mein Assi- 
stent, und ich waren die ur- 
sprünglichen »Kistologen« (Ki- 
stenuntersucher), eine kleine Ge- 
heimdienstkunst, die wir entwik- 
kelt hatten und die nur wenigen 
bekannt ist. Wir waren durch eine 
Reihe von professionellen Tricks, 
von denen einige unsere Eigen- 
marke waren, in der Lage zu un- 
terscheiden, was sich in gewissen 
Kisten auf sowjetischen Handels- 
schiffen befand als diese nach 
Kuba, nach Indonesien, Agyp- 
ten, Syrien und anderswohin un- 
terwegs waren. Wir konnten aus- 
einanderhalten, ob eine Kiste 
eine MiG-21, oder eine IL-28, 
oder eine SAM-2-Rakete ent- 
hielt. 


Wir taten dies auf derart amateur- 
hafte Weise, daß wir es nicht wag- 
ten, irgendjemandem von unse- 
ren Methoden zu erzählen. Wäh- 


rend das National Photographic - 


Interpretation Center (Staatli- 
ches Fotoauslegezentrum) in sei- 
ner Dienststelle im Stadtzentrum 
von Washington 1.200 Leute be- 
schäftigt und die modernste Aus- 
rüstung verwendet, um Luft- und 
Satellitenaufnahmen zu analysie- 
ren, saßen Tack und ich in unse- 
rem Büro, die Beine auf dem 
Tisch ausgestreckt, und benutz- 
ten ein lädiertes altes Lineal, um 
von sowjetischen. U-Booten ge- 
machte Fotos zu messen. Ich maß 
eine Kiste an Deck eines sowjeti- 
schen Frachters, sagen wir ein- 
mal rund Dreiviertel Zoll auf 
dem Foto groß. 


»Tack, glaubst-Du, daß dort eine 
MiG-21 hineinpaßt?« Er blät- 
terte dann ein altes Air Force- 
Handbuch durch und sagte: 
»MiG-21, Rumpflänge 25 Fuß.« 
»Nun?« »Nimm den Schwanz ab, 
und sie paßt hinein.«»Okay, nen- 
nen wir sie eine MiG-21.« 


Der sowjetische Waffen- 
aufbau in Kuba 


Wir waren ziemlich gut darin. Wir 
hatten natürlich andere Erken- 
nungshilfen. Wir konnten heraus- 


# 
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en 


finden, wann die Sowjets Schiffs- 
sendungen vorbereiteten und aus 
welchem Hafen die Schiffe aus- 
liefen. Wir wußten, welches Per- 


sonal beteiligt war, und kann . 


ten die Bestimmungsorte der 
Schiffe. So konnten wir die 
Kriegsmarine in Kenntnis setzen, 
die manchmal Überflüge durch- 
führte, manchmal die Schiffe mit 
einem U-Boot aufspürte. 


Wir ließen einen Attache in Istan- 
bul mitten in der Nacht mit einem 
Türken, den er angeworben 
hatte, hinausrudern und in einem 
sowjetischen Frachter nach drei 
Dingen schauen: seine Deckla- 
dung, wie hoch er im Wasser lag, 
und wie er hieß. 


Mit diesen und anderen sinnvol- 
len Mitteln waren wir im Sommer 
1962 in der Lage, herauszube- 
kommen, daß die Sowjets in 
Kuba einen noch nie dagewese- 
nen Waffen-Aufbau durchführ- 
ten. Während einige der anderen 
Dienststellen, nämlich die Natio- 
nal Security Agency und die De- 
fense Intelligence Agency, mit 
uns.nicht einer Meinung waren, 
konnte der CIA-Direktor John 
McCone Präsident John F. Ken- 
nedy dazu bringen, mehr Erken- 
nungsüberflüge zu genehmigen. 
Aus diesen Überflügen ging her- 
vor, daß die Sowjets SAM, Sur- 
face-to-Air Missiles (Luft-Bo- 
den-Raketen) Abschußbasen 
bauten um den Aufbau ihrer Mili- 
täranlagen zu schützen. 


Weitere Überflüge verrieten uns 
den Bau von Abschußbasen für 
sowjetische MRBN, Medium 
Range Balistic Missiles (ballisti- 
sche Mittelstreckenraketen), die 
in der Lage waren Atomspreng- 
köpfe in die meisten Städte der 
Vereinigten Staaten zu tragen. 
Wir wissen genau, wieviele es wa- 
ren, wo sie waren, und daß sie 
noch nicht bestückt waren, weil 
die Sprengköpfe noch nicht ein- 
getroffen waren. 


Die Lügen um 
dieTruppenstärke 


McNamara lügt also, wenn er be- 


hauptet, die sowjetischen Rake- 
ten in Kuba seien bestückt und 
gegen die Vereinigten Staaten ab- 
schußbereit gewesen. Im Gegen- 
teil, wir beobachteten die 
Schiffe, die die Sprengköpfe gela- 
den hatten; amerikanische 
Schiffsbesatzungen, die die Blok- 
kade durchsetzten, die Präsident 


Kennedy angeordnet hatte, gin- 
gen an Bord eines rumänsichen 
Schiffes - von dem wir wußten, 
daß es keine Waffen geladen 
hatte -, und die russischen 
Schiffe, die die Sprengköpfe gela- 
den hatten, kehrten auf hoher 
See um und fuhren heimwärts. 


Es stimmt auch nicht, daß sich 
40.000 sowjetische Soldaten in 
Kuba befanden. Wir wissen, daß 
es nur zehntausend waren, weil 
wir eine einfache aber wirksame 
Methode entwickelt hatten, sie 
zu zählen. Die Sowjets hatten 
ihre Truppen auf Passagierschif- 
fen herübergeschickt, um den 
Militäraufbau zu tarnen. 


Irgendein Genie in Moskau muß 
damals gesagt haben: »Aber 
diese Kerle müssen Zivilkleidung 
tragen; bekleiden wir sie mit 
Sporthemden.« Aber irgendje- 
mand im Kaufhaus hatte gesagt: 
»Wir haben nur zwei Sorten.« 
Daher trug eine Hälfte der Solda- 
ten eine Sorte, die andere Hälte 
die andere. Es war nicht sehr 
schwierig, sie ausfinding zu ma- 
chen. 


Und dann ähneln sowjetische So- 
daten sehr stark den unsrigen. 


: Sobald die erste Gruppe etabliert 


war, schickte der Oberst sie hin- 
aus, um einige Felsen weiß zu 
streichen und dann den Namen 
der Einheit aufzupinseln: 44. 
Feldartillerie-Bataillon. Alles, 
was wir zu tun hatten, war von ei- 
nem unserer U-2 eine Aufnahme 
davon zu machen. So war es 
leicht festzustellen, daß die sow- 
jetische Truppenstärke weit unter 
40.000 lag. Daher stimmt McNa- 
mara einer zweiten Lüge zu. 


Chruschtschow mußte 
damals zustimmen 


Die große Lüge besteht jedoch 
darin, daß die Sowjetunion nach 
Kuba kam, um die Kubaner zu 
schützen. Das war eine sekun- 
däre oder zusätzliche Erwägung. 
Der Hauptgrund für den militäri- 
schen Aufbau war, daß die Sow- 
jets seinerzeit mit ihrer Atom- 
schlagkraft so weit hinter uns wa- 
ren, daß Chruschtschow sich aus- 
rechnete, er könne einen Quan- 
tensprung machen, indem er 48 
Raketen hereinbrachte, die in je- 
der Stadt in Amerika außer Se- 
attle, Washington, einschlagen 
konnten. 

Wir sind dem Krieg auch nicht so 
nahegekommen, wie viele glau- 


ben, weil Chruschtschow wußte, 
daß er ertappt worden war. Seine 
Raketen waren nicht bestückt, 
und er hatte nicht die Truppen, 
um sie zu beschützen. Kennedy 
wußte dies, und so konnte er sa- 
gen: »Holen Sie sie heraus.« Und 
Chruschtschow mußte zustim- 
men. 


Ich muß zugeben, daß ich seiner- 
zeit etwas besorgt war und auch 


- mein Kumpel Tack war beunru- 


higt. Wir besetzten den Kriegs- 
raum rund um die Uhr, schliefen 
zwischendurch vier Stunden und 
kloppten dann wieder Dienst. 
Meine Frau hatte den Kombiwa- 
gen mit Decken und Verpflegung 
geladen, und Tacks Frau hatte 
Bereitschaftswachdienst. Wenn 
einer von ihnen einen Telefonan- 
ruf mit einem bestimmten Wort 
darin erhielt, sollte er unsere Kin- 
der holen und sie zu meiner Hei- 
matstadt in der Anthrazitregion 
im Nordosten von Pennsylvania 
fahren. Wir glaubten, sie seien 
dort sicher: Wenn sie jemals ein 
Kohlengebiet mit Tagebau gese- 
hen haben, dann glauben Sie, es 
sei bereits bombardiert worden, 
und wir hofften, die Sowjets wür- 
den das auch so sehen. 


Geheimhaltung ist 
lebensnotwendig 


Die Konferenz in Moskau ist ein 
Beispiel dafür, wie Geschichte 
umgeschrieben wird. Ein Histori- 
ker, der sich darauf verläßt, was 
er über die Erklärungen McNa- 
maras, der Russen und der Kuba- 
ner in den Zeitungen liest, wird 
die Wahrheit nie erfahren. 


Der CIA hat die Geschichte über 
die Jahre hinweg auf vielfache 
Weise fabriziert und das nicht nur 
durch seine Propaganda und Des- 
information, sondern durch die 
Tarnberichte, die er für seine Ein- 
sätze verwendet, und durch Ver- 
tuschunen, wenn ein Einsatz 
schiefgelaufen ist. Dann erfolgt 
das »plausible Dementi«, das den 
Präsidenten schützt. 


Alle diese Techniken haben eines 
gemeinsam und hängen von ei- 
nen ab: Geheimhaltung. Ge- 
heimhaltung wird bewahrt nicht 
um der Opposition — beschöni- 
gender Begriff des CIA für den 
Feind — die Wahrheit über das, 
was geschieht, vorzuenthalten, 
denn der Feind weiß gewöhnlich, 
was los ist. Geheimhaltung be- 
steht um zu verhindern, daß die 


US-Präsident Lyndon B. 
Johnson nutzte den CIA, um 
die USA in das Vietnam- 
Abenteuer hineinzuziehen. 


Öffentlichkeit erfährt was vor 
sich geht, weil die in vieler Hin- 
sicht der wirkliche Feind ist. 


Wenn die Öffentlichkeit wüßte, 
was der CIA tut, könnte sie sa- 
gen: »Wir mögen das nicht, was 
Sie tun -— höhren Sie auf damit«, 
oder: »Sie leisten keine gute Ar- 
beit- machen Sie Schluß damit!» 
Die Öffentlichkeit könnte auch 
eine Abrechnung über das ausge- 
gebene Geld und die eingegange- 
nen Risiken verlangen. 


Daher ist Geheimhaltung für den 
CIA absolut lebenswichtig. Ge- 
heimhaltung deckt nicht nur lau- 
fende Operationen, sondern be- 
steht nach deren Beendigung 
weiter, vor allem wenn sie ver- 
pfuscht worden sind. Dann müs- 
sen sie mit weiteren Lügen abge- 
deckt werden, die die Offentlich- 
keit natürlich nicht als Lügen er- _ 
kennen kann. So hat der CIA die 
Möglichkeit, der Öffentlichkeit 
zu erzählen, was ihm gerade ein- 
fällt. 


Das Spielzeug von 
US-Präsidenten 


Präsidenten sehen dies gern. Je- 
der Präsident, ganz gleich was er 
gesagt hat, bevor er sein Amt 
übernahm, war erfreut zu erfah- 
ren, daß der CIA sein eigenes pri- 
vates Werkzeug ist. Die Präsiden- 
ten machten sich die Gelegenheit 
zunutze, den Kongreß und die 
Öffentlichkeit über ihre Verwen- 
dung des CIA im Dunklen zu las- 
sen. 


CIA 
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Dies war die Grundlage meines 
Buches »The CIA and the Cult of 
Intelligence«. Ich war zu der 
Schlußfolgerung gekommen, als 
Mitglied des CIA, daß unsere Po- 
litik und Praktiken vielfach nicht 
im besten Interesse der Vereinig- 
ten Staaten sondern eigentlich 
gegenproduktiv waren, und daß 
das amerikanische Volk, wenn es 
davon wüßte, dies nicht dulden 
würde. 


Ich schied 1969 aus dem CIA aus, 
zu einem Zeitpunkt als wir tief in 
Vietnam verwickelt waren. Und 
wie sind wir in großem Maßstab 
in Vietnam  hineingeschlittert? 
Wie bekam Präsident Lyndon 
Johnson einen Blankoscheck 
vom amerikanischen Kongreß? 
Durch den Zwischenfall im Golf 
von Tonkin. Dem amerikansi- 
chen Volk wurde mitgeteilt, nord- 
vietnamesische Motortorpedo- 
boote seien am Abend des 4. Au- 
gust 1964 hinter zwei amerikani- 
schen Zerstörern hergejagt. Dies 
wurde durch das Nachrichtenwe- 
sen bestätigt. 


Wahr an dieser Geschichte ist, 
daß zwar Torpedoboote ausliefen 
und die amerikanischen Zerstö- 
rer, die sich weit draußen in inter- 
nationalen Gewässern befanden, 
anvisiert aber niemals auf diese 
geschossen haben. Sie unternah- 
men drohende Manöver, knurr- 
ten sozusagen etwas, schossen 
aber nicht. Es war dunkel und 
wurde immer dunkler. Unsere 
Seeleute meinten etwas gesehen 
zu haben, aber da waren keine 
Einschläge, keine Meldungen 
darüber, daß etwas vorbeige- 
zischt war. 


So begann das 
Vietnam-Abenteuer 


So wurde auch darüber berichtet: 
eine kleine Auseinandersetzung, 
sonst nichts, keine Waffe wurde 
‚abgefeuert und auch kein Ver- 
such dazu unternommen. Unsere 
Schiffe waren nicht in Gefahr. 
Aber mit Hilfe des Nachrichten- 
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wesens nahm Präsident Johnson 
den Bericht zur Grundlage, und 
verkündete wir seien angegriffen 
worden. Er ging vor den Kon- 
greß, verlangte und bekam sei- 
nen Blankoscheck, und der Kon- 
greß spielte mit. Jeder weiß, was 
dann geschah. Wir steckten bald 
bis zum Hals im Vietnam-Aben- 
teuer. 


Jeder Präsident lobt die Geheim- 
haltung und kämpft darum. Das 
tat auch Präsident Nixon in mei- 
nem Fall. Als ich zu der Schluß- 
folgerung kam, daß das amerika- 
nische Volk mehr über den CIA 
und darüber, was er im Schilde 
führt, erfahren müsse, entschloß 
ich mich dazu, nach Capital Hill 


Be Te ee rn 7 


Dann traf ich Fulbright - in ei- 
nem Frisörladen. Er hatte Angst, 
sich mit mir in seinem Büro zu 
treffen. Ich traf mich mit Syming- 
ton in seiner Wohnung. Ich traf 
mit Senatoren auf Cocktail-Par- 
ties wie zufällig zusammen. Aber 
sie konnten Stennis immer noch 
nicht dazu bringen, den Unter- 
ausschuß für das Geheimdienst- 
wesen einzuberufen. 


Desinteresse und 
Naivität im Kongreß 


Senator Richard Schweiker aus 
Pennsylvania sagte mir, er habe 
in einem Nachmittagsgespräch 
mit mir mehr über die Arbeits- 


US-Präsident Richard Nixons Besessenheit hinsichtlich der 
Arbeit und Erfolge des CIA führte zum Ende seiner Präsi- 
dentschaft. 


zu gehen, um mit den Senatoren 
im Aufsichts-Unterausschuß für 
das Geheimdienstwesen zu spre- 
chen. Ich erfuhr, daß Senator 
John Stennis, seinerzeit Leiter 
des Unterausschusses, schon seit 
über einem Jahr keine Sitzung 
mehr abgehalten hatte, so daß 
die anderen Senatoren über- 
haupt keine Ahnung davon hat- 
ten, was der CIA tat. 


Die Senatoren William Fulbright 
und Stuart Symington sagten im- 
mer wieder zu Stennis »Last uns 
eine Sitzung abhalten«, aber er 
ignorierte sie. Die anderen Sena- 
toren schrieben Stennis einen 
Brief und legten ihm dringend 
nahe, sich wenigstens in einer ge- 
heimen Vorstandssitzung anzu- 
hören, was ich zu sagen hatte, 
aber er ignorierte sie weiterhin. 


weise der Geheimdienste erfah- 
ren, als in den sechs Jahren seiner 
Arbeit im Unterausschuß. Das 
überraschte mich nicht, weil ich 
einige Jahre zuvor die Budgetan- 
gelegenheiten für den CIA-Di- 
rektor Richard Helms erledigt 
hatte. Man befürchtete, daß der 
Billigungs-Unterausschuß des Se- 
nats einige Fragen über die stei- 
genden Kosten für die techni- 
schen Spionageprogramme stel- 
len könnte. Direktor Helms 
hatte dies offensichtlich schon 
einmal durchgemacht. 


Wie Helms es ausdrückte, hatten 
er und der Leiter für Wissen- 
schaft und Technologie des CIA, 
Albert (Bud) Wheelon, eine »La- 
terna magica-Schau« für den Aus- 
schuß veranstaltet, komplett mit 
Farbdias und Vorführungen der 


fortgeschrittendsten technischen 


Errungenschaften des CIA für 
den Spionagedienst: eine in ei- 
nem Tabakbeutel versteckte Ka- 
mera, einen in einem falschen 
Zahn verborgenen Funksender, 
ein Tonband in einer Zigaretten- 
schachtel. 


Eine oder zwei harte Fragen’wur- 
den von Senator Russell aus Ge- 
orgia wiedergegeben, der Vorsit- 
zender des Ausschusses und ein 
starker Unterstützer der Agentur 
war. Es gab natürlich keine Dias 
oder High-Tech Hardware, um 
die Programme zu zeigen, die der 
CIA vor dem Kongreß verbergen 
wollte. Der Haushaltsentwurf se- 
gelte unangetastet durch den Un- 
terausschuß. 


Was ich durch meinen Umgang 
mit Kongreßabgeordneten, in 
meiner Zeit beim CIA und nach 
meinem Ausscheiden aus dem 
Dienst erfahren hatte, war, daß 
die Männer, die die Lage ändern 
wollten, nicht die Macht dazu 
hatten, und jene, die die Macht 
hatten, keine Veränderung woll- 
ten. Da der Kongreß ein hoff- 
nungsloser Fall und das Weiße 


Haus bereits im Bilde und sehr _ 


dafür war, daß der CIA weiter un- 
ter Geheimhaltung arbeiten 
sollte, entschloß ich mich dazu, 
mit der Presse zu reden. 


Ich gab mein erstes Interview der 
»U.S. News and World Report« 
und das brachte den Stein ins rol- 
len. Bald hatte ich Verbindungen 
zu Verlegern in New York, mit de- 
nen ich über die Herausgabe mei- 
nes Buches sprach. 


In der Lampe 
war eine Wanze 


Ich erhielt bald einen Telefonan- 
ruf von Admiral Rufus Taylor, der 
in der Agentur mein Chef, aber 
um diese Zeit bereits aus dem 
Dienst ausgeschieden war. Er bat 
mich, ihn in einem Motel in den 
Vororten von Virgina, jenseits 
des Potomac von Washington aus 
gesehen, aufzusuchen. Nachdem 
mein Argwohn durch die große 
Entfernung des Treffpunkts von 
der Dienststelle geweckt worden 
war, wurde ich von Admiral Tay- 
lor begrüßt, der wohlbedacht ei- 
nen große Vorrat an Getränken 
mitgebracht hatte: eine Flasche 
Scotch, eine Flasche Bourbon, 
eine Flasche Wodka, eine Flasche 
Gin ... »Ich konnte mich nicht 
mehr daran erinnern, was Sie mö- 
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gen«, sagte er zu mir, »daher 
habe eine von jeder.Sorte mitge- 
bracht.« i 


Ich begann damit, Lärm zu verur- 
sachen: Abzug der Toilettenspü- 


lung, Händewaschen, Einschal- . 


ten des Fernsehers. Admiral Tay- 
lor war direkt hinter mir und 
schaltete alles aus. Ich machte 
weiterhin Geräusche, indem ich 
das Eis in meinem Glas hin- und 
herschüttelte bis sich-der Admiral 
niedersetzte. Es befand sich ein 
Tisch mit einer Lampe darauf 
zwischen dem Stuhl des Admirals 
und dem, auf den er mich nun bat 
mich zu setzen. Er sah mich mit 
einem verschmitzten Augenzwin- 
kern an: in die Lampe war natür- 
lich eine »Wanze« eingebaut. 


Wir sprachen miteinander, und 
Admiral Taylor sagte zu mir, der 
CIA sei darüber beunruhigt, was 
ich in meinem Buch schreiben 
könnte. Er schlug einen Handel 
vor: Ich.sollte keine Interviews 
mehr geben, keine Artikel mehr 
schreiben und vom Capitol Hill 
fernbleiben. Ich könne mein 
Buch schreiben, und es ihm und 
anderen ausgeschiedenen hohen 


_ Offizieren zur Durchsicht vorle- 


gen, und sie würden mich und die 
Agentur beraten. Anschließend 
sollten der CIA und ich unsere 
Differenzen bereinigen. Ich sagte 
zu ihm: »Schön und gut.« Wir 


' stießen darauf an und fuhren hin- 


aus zum Essen. Das war unser 
Abkommen. 


Eine gerichtlich 
verfügte Zensur 


Was ich nicht wußte, war, daß 
einige Abende später John Ehr- 
lichman und Richard Nixon im 
Weißen Haus zusammensitzen 
und über mein Buch sprechen 
würden. Es gibt ein Tonband von 
ihrem Gespräch: »Präsident Ni- 
xon, John Ehrlichman, 45 Minu- 
ten, Thema: Victor Marchetti«, 
das immer noch versiegelt ist. Ich 
kann es nicht bekommen. Ehr- 
lichman ließ mich über Kontakt- 
personen wissen, daß ich beim 
Abhören des Bandes genau er- 
fahren würde, was mir widerfah- 
ren war und warum. i 


Was auch immer die Einzelheiten 
ihres Gesprächs gewesen sein 
mögen, der Präsident der Verei- 
nigten Staaten hatte entschieden, 
daß ich mein Buch nicht veröf- 
fentlichen dürfe. Ich sollte der er- 
ste Autor in der amerikanischen 


Geschichte mit einer durch ein 
Gericht der Vereinigten Staaten 
zugestellten amtlichen Zensur- 
verfügung sein, weil Präsident 
Nixon nicht in Verlegenheit kom- 
men und auch nicht wollte, daß 
gegen den CIA eine Untersu- 
chung eingeleitet und dieser ei- 
ner Reform unterzogen werden 
sollte. Das hätte ihn nur daran ge- 
hindert, den CIA für seine eige- 
nen Zwecke einzuspannen. Ein 
paar Tage später, am 18. April 
1972, erhielt ich eine einstweilige 
Verfügung der Bundesbehörde 
mit der mir untersagt wurde, 
»Geheimdienstinformationen« 
preiszugeben. 


Nach mehr als einem Jahr ge- 
richtlicher Auseinandersetzun- 
gen wurde »CIA and the Cult of 
Intelligence« veröffentlicht. Die 
Gerichte gestatteten dem CIA, 
es vorweg zu zensieren, und als 
Ergebnis davon erschien das 
Buch mit über Hundert Löchern 
wegen Streichungen, die von 
dem CIA angeordnet wurden. In 
späteren Auflagen sind früher ge- 
strichene Wörter und Zeilen wie- 
der vorhanden, die der CIA laut 
Gerichtsverfügung in Fettdruck 
oder Schrägschrift wieder einset- 
zen mußte. Das Buch ist daher 
schwierig zu lesen, ja, es ist eine 
Art Kuriosität. Und natürlich 
sind alle Informationen, die laut 
Gerichtsbeschluß herausge- 
schnitten werden sollten, schließ- 
lich doch in die Öffentlichkeit 
durchgesickert. 


Dies alles wurde unternommen, 
um dem, CIA zu helfen Ge- 
schichte zu unterdrücken und zu 
verzerren, und es dem Präsiden- 
ten zu ermöglichen, das Gleiche 
zu tun. Präsidenten wie Harry 
Truman, der fälschlicherweise 
behauptete: »Ich hatte niemals 
den Gedanken als ich den CIA 
aufstellte, daß er in charakteristi- 
sche Tätigkeiten von Spionen und 


Die schmutzigen Dinge 
des Präsidenten 


verdeckten Agenten (cloak-and- 
dagger operations) eingespannt 
werden würde«, der die Agentur 
aber bereitwillig damit beschäf- 
tigte, geheime Spionagedienste 
zu leisten und. verdeckte Ein- 
griffe in die Angelegenheiten an- 
derer Länder durchzuführen. 
Oder Dwight D. Eisenhower, der 
es ableugnete, daß wir versuch- 
ten Sukarno in Indonesien zu 
stürzen, als wir gerade dabei wa- 


ren, und der in große Verlegen- 
heit geriet, als er versuchte, die 
U-2-Überflüge des CIA abzu- 
streiten und von Chruschtschow 
1960 in Paris bloßgestellt wurde. 


John F. Kennedy setzte, wie 
heute jedermann weiß, den CIA 
bei mehreren Versuchen, Castro 


-zu ermorden, ein. Wir benutzten 


alles von Mafia-Hauben bis zu 
Castros Maitresse, Marita Lo- 
renz, die den Diktator mit Pillen 
vergiften sollte, die in ihrem Spei- 
seeis verbörgen waren - die Pil- 
len schmolzen -. Ich habe keinen 
Zweifel daran, daß wenn wir Ca- 
stro hätten töten können, die 
USA nach Kuba hineingegangen 
wären. 


Präsident Nixons 
Besessenheit 


. Es herrschte die ziemlich weitver- 


breitete Annahme vor, einer der 
Gründe, warum Kennedy ermor- 
det wurde, sei darin zu sehen, 
daß dieser versucht habe, uns aus 
Vietnam herauszubekommen. 
Glauben Sie das nicht. Es war ein 
Präsident nach dem Geschmack 
des CIA, rauh, zäh, und auf eine 
hemmungslose und oft naive 


"Weise kooperativ und unterneh- 


mungslustig. Unter Kennedy 
wurden wir ernsthaft in Vietnam 
verwickelt, nicht so sehr militä- 
tisch als durch geheime Aktio- 
nen. 


Es ist eine Tatsache, daß die Ver- 
einigten Staaten den Sturz von 
Ngo Dinh Diem, des Premiermi- 


nisters von Vietnam, und Ngo ° 


Dinh Nhu, seines mächtigen Bru- 
ders, betrieben haben. Dem Bot- 
schafter ging ein Telegramm zu 


des Inhalts: »Wenn Lou Conein 


(Lucien Conein war ein Schlüs- 
selagent des CLA in Saigon) seine 
Sache vermasselt, dann hateer das 
zu verantworten.« 


Als E. Howard Hunt diese Me- 
mos und Telegramme fälschte, als 
er im Namen von Präsident Ni- 
xon für die »Klempner« (plum- 
bers) arbeitete, wußte er also, 
was er tat. Das war seine Verteidi- 
gung, daß er nicht irgendetwas 
tatsächlich fälschte oder erfand. 
»Solches Zeug war wirklich vor- 
handen, aber ich konnte es nicht 
finden«, sagte er. Natürlich 
konnte Hunt es nicht finden: bis 
spätestens zu diesem Zeitpunkt 
waren die Originalunterlagen 
verschwunden. Aber Hunt wußte 
genau, wasertat. 


Präsident Nixons Besessenheit 
hinsichtlich der Geheimhaltung 
führte natürlich zum Ende seiner 
Präsidentenschaft. Wie schon ge- 
sagt, Nixon war dazu entschlos- 
sen, mein Buch zu unterdrücken. 
Bei mehreren Gelegenheiten 


nach seinem Rücktritt wurde Ni- 


xon befragt, was er‘ damit ge- 
meint. habe, als er sagte, daß der 
CIA ihm dabei helfen würde die 
Watergate-Tonbänder zu vertu- 
schen, weil »er ihm etwas schul- 
dig sei«. Er antwortete: »Ich 
sprach über Marchetti«, mit an- 
deren Worten über die Bemühun- 
gen - immer noch geheim - die 
Veröffentlichung des Buches 
»The CIA and the Cult of Intelli- 
gence« zu verhindern. 


Viele Politiker auf der 
CIA -Gehaltsliste 


Ein weiteres Beispiel für die Ver- 
suche der Nixon-Regierung, Ge- 
schichte zu verschleiern, ist der 
noch andauernde Versuch die 
Einzelheiten über die »Neigung« 
der Regierung zu Pakistan in des- 
sen Konflikt mit Indien Anfang 
der: siebziger Jahre zu vertu- 
schen. Obwohl die grundiegen- 
den Tatsachen bald ans Tageslicht 
kamen, enthüllte der Bericht des 
Journalisten und Pulitzerpreis- 
träger Seymour Hersh über diese 
Angelegenheit in seinem keines- 
wegs schmeichelhaften Buch 
über Henry Kissinger, daß Mo- 
rarji Desai, eine bedeutende indi- 
sche politische Führungspersön- 
lichkeit, der später Premiermini- 
ster wurde, ein Agent des CIA 
war. Kissinger forderte Desai 
spornstreichs auf, Hersh zu ver- 
klagen, und der Fall schleppt sich 
heute, sieben Jahre später, im- 
mer noch hin. 


Ich kenne die Wahrheit, Hersh 
kennt sie ebenso, er lehnte es 
aber als gewissenhafter Journa- 
list ab, seine Quellen zu nennen. 
Die geschichtliche Wahrheit ist 
zwischen der amtlichen Geheim- 
haltung und Hershs Loyalität sei- 
nem Informanten gegenüber ein- 
gezwängt; ich hege nichtsdesto- 
weniger große Bewunderung für 
Hersh wegen siner Standhaftig- 
keit. 


Es ist eine Tatsache, daß sehr 
viele ausländische Führungsper- 
sönlichkeiten, darunter jene, die 
oft als »neutral« oder sogar feind- 
lich gegenüber den Vereinigten 
Staaten eingestellt angesehen 
werden, insgeheim auf der Ge- 


29 


v 


CIA 


Geschichte als 
Propaganda 
und Desinfor- 
mation 


haltsliste des CIA standen. Zum 
Beispiel als Jimmy Carter sein 
Amt übernahm, behauptete er, 
er wolle den CIA umgestalten. 
Kaum saß er im Weißen Haus, als 
man schon versuchte ihn auf die 
Probe zu stellen: die Nachricht, 
daß Jordaniens König Hussein 
von dem CIA bezahlt wurde, sik- 
kerte durch; Präsident Carter 
war bestürzt, denn jetzt war es 
sein CIA. Seine Bemühungen 
das Verhältnis abzuleugnen, wur- 
den durch Husseins lässige Of- 
fenheit zunichte gemacht. Er 
sagte vor der Presse: »Ja, ich 
habe das Geld genommen. Ich 
verwendete es für meinen Ge- 
heimdienst. Und das ist alles, was 
ich in dieser"Sache zu sagen 
habe.« A 


Überall die Hand 
im Spiel 


Es gab eine Reihe anderer natio- 
naler Führer, die in Husseins Ka- 
tegorie passen. Wie ich zum er- 
sten Mal in meinem Buch ent- 
hüllte, wurde Joseph Mobuto, 
ein Unteroffizier in den belgi- 
schen Streitkräften im Kongo vor 


dessen Unabhängigkeit, auf die . 


Gehaltsliste des CIA_ gesetzt. 
Deswegen herrscht er heute in 
Zaire. Der CIA bezahlte dem in- 
zwischen verstorbenen Jomo Ke- 
nyatta, dem Herrscher von Ke- 
nya, fünfzig- oder hunderttau- 
send Dollar pro Jahr, die er für 
Getränke und Weiber verpraßte. 
Daher mußten wir Kenyatta 
schließlich das Doppelte bezah- 
len und ihm sagen: »Dies ist für 
Sie und dies ist für Ihre Partei.« 


Der CIA hat Einzelpersonen und 
Bewegungen durch das ganze po- 
litische Spektrum hindurch in der 
Bundesrepublik Deutschland fi- 


'nanziert. Ein erstklassiges Bei- 


spiel dafür ist Willy Brandt, ehe- 


maliger Kanzler der Bundesrepu-- 


blik, der viel Unterstützung 
durch den CIA erhielt, als er Re- 
gierender Bürgermeister von 
Berlin war. Axel Springer, der 
christlich-demokratisch gesinnte 
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Presse- und Verlagsmagnat, der 
mit dem Finger auf Brandt 
zeigte, weil dieser mit dem CIA 
zusammenarbeitete, war eben- 
falls eine Bereicherung für den 
CIA, der seine Druckerzeugnisse 
dazu benutzte, um CIA-Propag- 
anda und Desinformation zu ver- 
breiten. Es war ein Fall, wo der 
Topf den Kessel schwarz nannte; 
ich kannte seinen Sachbearbeiter 
sehr gut. 


So sieht der CIA seine Mission, 
die Arbeit für die er geschaffen 
wurde. Der CIA soll mit jedem 
zu tun gehabt haben, nicht nur 
mit den Christdemokraten oder 
den Sozialdemokraten. Die 
Agentur soll überall ihre Hand 
im Spiel gehabt haben, auch bei 
den Kommunisten, so daß sie 
alle so manipuliert werden kön- 
nen, wie die US-Regierung es 
wünscht. 


Das Verhältnis 
CIA -Mossad 


Ein offensichtliches Feld der Des- 
information und ‘der Täuschung 
besteht in unserem Verhältnis zu 
einem Land, das oft als unser 
engster Verbündeter dargestellt 
wird: Israel. Ich bin oft über das 
Verhältnis zwischen dem CIA 
und deren israelischem Gegen- 
stück, den Mossad, befragt wor- 


‚ den. Der CIA unterhält praktisch 


zu jedem ausländischen Geheim- 
dienst, einschließlich des KGB, 
irgendeine Verbindung. Diese 
Beziehungen sind von Fall zu 
Fall unterschiedlich, aber unser 
Verhältnis zum Mossad war stets 
von eigenartiger Natur. 


Als ich noch im Dienst des CIA 
war, wurde dem Mossad allge- 
mein kein Vertrauen entgegenge- 
bracht. Es herrschte ein unge- 
schriebenes Gesetz, daß keine 
Juden israelische oder Nahostan- 
gelegenheiten bearbeiten konn- 
ten; man hatte seinerzeit das Ge- 
fühl, daß diese nicht völlig objek- 
tiv sein konnten. Es gab jedoch 
eine Spaltung in der Dienststelle, 
und Israel fiel nicht in das übliche 
Ressort, die Near Eastern Divi- 
sion. Stattdessen wurde es in der 
Spionageabwehr einem Sonder- 
ressort zugeteilt. Der Leiter die- 
ses Ressorts, James Jesus Angle- 
ton, stand den Israelis sehr nahe. 
Ich glaube, daß die Israelis durch 
Angleton viel mehr erfuhren, als 
sie eigentlich erfahren sollten, 
und dadurch auf unsere Tätigkei- 
ten einen weit größeren Einfluß 


- Angeltons 


ausübten, als das sonst der Fall 
gewesen wäre. 


Für seine Bemühungen wurde Ja- 
mes Angleton, der vor zwei Jah- 
ren starb, von den Israelis auf die 
Art und Weise geehrt, wie sie ge- 
wöhnlich ‘ihre nichtjüdischen 
Helfershelfer ehren. Sie be- 
schlossen in den Bergen von Ju- 
däa einen ganzen Wald zu Ehren 
zu pflanzen, und 
brachten an einem naheliegen- 
den Felsen ein prächtiges Schild 
in mehreren Sprachen an, auf 
dem Angelton als großer Freund 
Israels gepriesen wird. Israels 
Geheimdienstchefs aus Vergan- 
genheit und Gegenwart wohnten 
den Einweihungsfeierlichkeiten 
bei. 


Die Gedenktafel 
war aus Pappe 


Später suchte ein Fernsehrepor- 
ter aus meinem Bekanntenkreis 
auf einer Dienstreise nach Israel 
Angletons Denkmal auf. Mit 
einigen Schwierigkeiten konnte 
er es zwar ausfinding machen, 
aber etwas daran kam ihm selt- 
sam vor. Bei genauer Besichti- 
gung stellte sich heraus, daß An- 
geltons Schild nicht aus Bronze, 
sondern aus Karton hergestellt 
war. Auch war die ganze Umge- 
bung nicht besonders schmeichel- 
haft für Israels verstorbenen 
‘Wohltäter: die Bäume und das 
Schild befanden sich am Rande 
einer Müllkippe. Der britische 
Kameramann meines Freundes 
drückte es am besten aus: »Die- 
ser Kerl hat sein Land an die ver- 
dammten Israelis verraten und so 
haben sie ihn dafür bezahlt!» 


Der CIA hat Geschichte auf an- 
dere Weise verdreht als durch di- 
rekte Vertuschungen und Unter- 
drückung der Wahrheit. Eine Me- 
thode bestand darin, Bücher 
selbst herzustellen. Zum Beispiel 
war einer der Spitzenagenten des 
CIA in der Sowjetunion Oberst 
Oleg Penkowsky. Penkowsky 
wurde schließlich geschnappt 
und hingerichtet. Aber der CIA 
war nicht bereit, es dabei zu be- 
lassen. Die Dienststelle ent- 
schloß sich dazu, ein Buch zu 
schreiben, das man 1965 heraus- 
brachte mit dem Titel »The Pen- 
kovsky Papers«. Es beruhte an- 
geblich auf einem Tagebuch, das 
Penkowsky geführt hatte, ein Ta- 
gebuch in dem Penkowsky zahl- 
reiche Spionagecoups enthüllte, 
die darauf abzielten, die Sowjets 


in Verlegenheit zu bringen und 
den CIA aufzubauen. 


Spione pflegen natürlich keine 


Tagebücher zu führen, undeswar . 


unwahrscheinlich, daß die So- 
wjets an.die übertriebenen Be- 
hauptungen über Penkowsky und 
den CIA, die in »The Penkovsky 
Papers« aufgestellt wurden, 
glaubten. 


Wer wurde hereingelegt? Natür- 
lich die amerikanische OÖffent- 
lichkeit. Mehr als einmal kamen 
Leute nach einem Vortrag zu mir 
und zeigten mir das Buch, als sei 
es das heilige Evangelium. Ich 
sagte zu ihnen: »Ich habe den 
Mann gekannt, der es geschrie- 


‘ben hat.« »Sie kannten Pen- 


kowsky?« fragen sie immer wie- 
der, und ich sagte ihnen: »Nein, 
ich habe Penkowsky nicht ge- 
kannt, aber ich.kenne den Mann, 
der das Buch geschrieben hat.« 


Die Geschichte der 


Chruschtschow-Memoiren 
ee Rum 


Es sind auch nicht nur gewöhnli- 
che Staatsbürger durch den Pen- 
kowsky-Betrug hereingelegt wor- 
den. Senator Milton Young aus 


North Dakota, der im Unteraus- 


schuß zur Überwachung des CIA 


diente, sagte 1971 in einer Senats- 


debatte, bei der es um die Be- 
schneidung des Geheimdienst- 
Budgets ging: 


»Und wenn Sie etwas Interessan- 
tes und Maßgebliches über Ge- 
heimdienst wissen wollen, lesen 
Sie »The Penkowsky Papers« ... 
das ist eine sehr interessante Ge- 
schichte darüber, warum der 
Nachrichtendienst, den wir in 
Kuba unterhielten, uns so wichtig 
war und darüber, was die Russen 
dachten und wie weit wir gehen 
konnten.« 


Das vielleicht erstaunlichste Bei- _ 


spiel für die Manipulierung der 
Welt der Publizisten durch den 
CIA ist der Fall »Khrushchev Re- 
members«. Es wird immer noch 
weithin geglaubt, Chruschtschow 
sei der Verfasser dieses Buches. 
Er soll es in einem Sommer her- 
untergeschrieben und sich dann 
gefragt haben: »Wo kriege ich es 
veröffentlicht? Aha! Time-Life!« 


Die Bände erreichten Time-Life, 
wir alle lasen das Buch und sag- 
ten uns: »Ist das nicht interes- 
sanıt?« 


Br 


Ein paar.Gedanken sollten aus- 
reichen, um die Vorstellung zu 
zerstreuen, daß der KGB 
Chruschtschow gestatten würde, 
- sich in seiner Datscha hinzuset- 
zen und ein Tonband nach dem 
anderen ohne gestört zu werden 
herunterzudiktieren. Er hat si- 
cherlich Bänder diktiert,. aber 
diese wurden vom KGB zensiert 
und editiert, und dann wurde zwi- 


schen den USA und der UdSSR 


Eine großartige Werbung 
für CIA und KGB 


noch eine Menge gestrichen, 
nachdem auf höchster Ebene ent- 
schieden wurde, daß ein solches 
Buch von gegenseitigem Nutzen 
sein könnte. Breschnew konnte 
es gegen Teile des Widerstands 
verwenden, der ihm von stalini- 
stiischen Hardliners entgegenge- 
bracht wurde, und Nixon konnte 
es verwenden um die Unterstüt- 
zung für seine Entspannung zu 
verstärken. 


Der CIA und der KGB arbeiten 
bei der Durchführung dieser 
Operation zusammen. Die Bän- 
der wurden dem Büro der »Ti- 
mes« in Moskau übergeben. 
Strobe Talbot, der heute oft im 
Fernsehen auftritt und Büroleiter 
der »Time« in Washington ist, 
brachte die Bänder mit. Ich war 
in einer Wohnung anwesend, in 
der er sie ein paar Tage lang ver- 
steckte. Die Bänder wurden 
dann übersetzt und ein Manus- 
kript angefertigt. Zu dieser Zeit 
lehnte »Time« es ab, jemanden 
der Chruschtschow persönlich 
- gekannt hatte, unter ihnen Mitar- 
beiter des Weißen Hauses, die 
Bänder anhören zu lassen. 


Kenntnisreiche Leute sagten zu 
mir: »Ich glaube dies nicht.«»Da 
ist etwas mächtig faul an der Sa- 
che«. Als sie lasen, was Chruscht- 
schow persönlich gesagt haben 
soll, waren sie noch skeptischer. 
Aber das Buch kam heraus: 
»Khrushchev Remembers«, be- 
gleitet von einem massiven Wer- 
befeldzug. Es war eine großartige 
Propagandaleistung für den CIA 
und den KGB. 


Ich habe »Khrushchev Remem- 
bers« in meinem Buch kurz ange- 
schnitten, aber mich nicht sehr 
mit den Einzelheiten befaßt, son- 
dern widmete der Affäre nur ver- 
suchsweise ein paar Abschnitte. 
Kurz, bevor mein Buch veröf- 


fentlicht wurde, zog »Time« ei- 
nen zweiseitigen Artikel über 
mich in Erwägung, bis man er- 
fuhr, daß ich Vorbehalte über die 
Glaubwürdigkeit des Buches 
»Khrushtchev Remembers« zum 
Ausdruck gebracht hatte. Ich er- 
hielt daraufhin Telefonanrufe 
von Talbot und Harry Schaech- 
ter, seinerzeit »Time« Bürochef 
in Washington, in denen ich auf- 
gefordert wurde, die anstößigen 
Passagen herauszunehmen. 


Ich hatte wahrheitsgemäß ge- 
schrieben, daß vor der Veröffent- 
lichung Strobe Talbot die gebun- 
denen - Niederschriften der 
Chruschtschow-Bände über Hel- 
sinki nach Moskau zurückge- 
bracht hatte, so daß der KGB 


noch eine letzte Überprüfung - 
vornehmen konnte. Ich sagte zu _ 


Schaechter und Talbot, daß wenn 
sie zu mir kommen, mir in die Au- 
gen sehen und mir dann sagen 
würden, daß ich die Dinge ver- 
kehrt sehe, ich dann den Ab- 
schnitt über »Khrushchev Re- 
members« herausnehmen würde. 
Keiner von ihnen kam jedoch bei 
mir vorbei und die Abschnitte 
blieben in meinem Buch, und 
»Time« brachte trotzdem einen 
zweiseitigen Artikel über mich. 


Wie ich im Vorwort zu »The CIA 
and the Cult of Intelligence« 1974 
ausführte, laufen demokratische 
Regierungen, die gegen totali- 
täre Feinde kämpfen, Gefahr, de- 


ren Methoden nachzuahmen und 


dadurch die Demokratie zu zer- 
stören. Durch Unterdrückung hi- 
storischer Tatsachen und Herstel- 
lung von Geschichtsfiktionen 
stellt der CIA mit seiner hartnäk- 
kigen Geheimhaltung und ausge- 
dehnten Hilfsmitteln eine beson- 
dere Gefahr für das Recht der 
Amerikaner dar, in der Gegen- 


- wart und Zukunft durch ein ob- 


jektives Wissen um die Vergan- 
genheit unterrichtet zu werden. 
Solange der CIA Geschichte ma- 
nipuliert, müssen die Historiker, 
die sich mit seiner Tätigkeit befas- 
sen, Revisionisten sein, wenn wir 
die Wahrheit über die Tätigkeit 
dieser Dienststelle in Vergangen- 
heit und Gegenwart erfahren sol- 
len. Oo 


Bei dem vorstehenden Beitrag han- 
delt es sich um einen Vortrag von 
Victor Marchetti auf def neunten 
internationalen Konferenz der Histo- 
riker der revisionistischen Schule. 
Der Vortrag erschien in englischer 
Sprache in der Zeitschrift »The Jour- 
nal of Historical Review«, PO. Box 
1306, Torrance, Kalifornien 90505. 


Rumänien 


Wer war 


Ceausescu? 


Dan Roman 


Dan Roman war Freiheitskämpfer in den rumänischen Bergen als Nicolae 
Ceausescu von den Medien des westlichen Establishments gelobt und von 
den westlichen Regierungen einschließlich der der Vereinigten Staaten 
und der Bundesrepublik geehrt wurde. Roman wurde mehrere Male von 
der kommunistischen rumänischen Regierung ins Gefängnis gesperrt, ein- 


mal sogar zum Tode verurteilt. Er saß fast zwei Jahrzehnte in verschiede- 


nen Gefängnissen und Zwangsarbeitslagern in Rumänien. 


Weihnachten 1989 bescherte dem 
rumänischen Volk die blutigsten 
Tage seit dem Zweiten Weltkrieg, 
und an diesem Tag wurde der blu- 
tigste Tyrann unserer Zeit, Nicolae 
Ceausescu, hingerichtet. Wer war 
überhaupt dieser vorzeitige Ab- 
gänger aus der Volksschule, dieser 
Schusterlehrling? 


Der Liebling 
des Westens 


"War er der »unabhängige« Mann, 


für den die amerikanischen Präsi- 
(denten Richard Nixon und Jimmy 
Carter am Weißen Haus den roten 
Teppich ausrollen ließen? War er 
der charismatische Führer der in 
den Vereinigten Staaten mit 21 Sa- 
lutschüssen empfangen wurde? 
War er das »Genie«, das die 
»selbstregierende« Nation nach 
dem Image der internationalen 
Medien führte? Oder war er ein 
Diktator, ein Despot und Unter- 
drücker des rumänischen Volkes 
wie die Medien ihn nach seiner 
Hinrichtung beschrieben? 


Damals in den glorreichen Tagen 
starteten die westlichen Medien ei- 
nen eifrigen Propagandafeldzug 
über Ceausescus »Unabhängig- 
keit« von Moskau und sein Bild 
war ständig auf den Fernsehbild- 
schirmen und auf den Titelseiten 
der Zeitungen überall in der west- 
lichen Welt zu sehen. Keine Ein- 
zelheit entging ihnen. 


Wenn dieser größte »unabhän- 
gige« rumänische Gelehrte nieste, 
hustete, lächelte oder lachte, mit 
seiner geliebten Frau Hand in 
Hand oder sonstwie herumstol- 
zierte, dann war das wert erwähnt, 
kommentiert und hervorgehoben 


zu werden. Wenn er seine »Unab- 
hängigkeit« herausstotterte, dann ° 
erhob sich ringsum ein Donner des 
Applaus und der Bewunderung. 
Da waren sogar einige Stimmen - 
anfangs, im Flüsterton, später lau- 
ter - die für den rumänischen Mör- 
der den Friedensnobelpreis vor- 
schlugen. 

Unter den Tausenden von Verbre- 
chen die dieser blutige Henker 
beging, fällt mir eines ein, dessen 
Zeuge ich war. Ende der sechzi- 


. ger Jahre importierte die rumäni- 


sche Securitate (Geheimpolizei) 
aus Moskau eine tödliche Sub- 
stanz, die zur Hinrichtung politi- 
scher Häftlinge bestimmt war. 
Ceausescu selbst befahl der Secu- 
ritate das tödliche Gift in be- 
rühmten politischen Gefängnis- 
sen und Konzentrationslagern 
wie Aiud, Jilava und Gherla, nur 
um einige zu nennen, anzuwen- 
den um buchstäblich jeden Ver- 
such der Rebellion gegen sein Re- 
gime zu töten. 


Die Todesstrahlen 
vom KGB 


Die aus der UdSSR eingeführte 
Substanz erzeugte Leber- und 
Nierenkrebs und die Gefangenen 
starben, als ob sie einer Krank- 
heit unterlegen wären. Ceaus- 
escu verwendete das Strahlungs- 
gift um seine Feinde und Rivalen 
zu töten. Gerüchten zufolge soll 
sogar Gheorghe Gheorghiu-Dej, 
sein Vorgänger, durch die tod- 
bringenden Strahlen getötet wor- 
den sein. In der UdSSR wurden 
die Todesstrahlen vom KGB un- 
ter der Führung von Juri Ehren- 
stein (Andropow) verwendet, 
um Leonid Breschnews Gegner 
zu beseitigen. 
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- Rumänien 


Wer war 
Ceausescu? 


Anfang der siebziger Jahre hatte 
Ceausescu zwei sehr auffällige 
Motive um westliche Regierun- 
.. gen zu täuschen: den Status der 
»meistbegünstigten Nation« von 
den Vereinigten Staaten zu erlan- 
gen und sich den Friedensnobel- 
preis zu erschleichen. Eine Zeit- 
lang, nachdem er von den Bol: 
‘schewisten ausgewählt worden 
war, die Karte der chinesisch- 
israelisch-sowjetischen Verbin- 
dung auszuspielen und dabei als 
»Unabhängiger« zu agieren, re- 
dete ihm seine Frau Elena ein, er 
sei der größte Schauspieler, den 
die Welt je gesehen habe, und 
könne fehlerlos den friedliebend- 
sten Mann der Welt darstellen. 


Elena, ebenfalls eine vorzeitige 
Volksschulabgängerin, war eifrig 
darum bemüht, ihre Person da- 
durch aufzuwerten, daß sie sich 
Anerkennung von Universitäten 
in Ländern, die sie und ihr Ehe- 
gatte besuchten, verschaffte - 
und sie besuchten über hundert 
Länder. Sie zahlte riesige Sum- 
men für Ehrendoktorhüte oder 
für andere Diplome und Ehren- 
mitgliedschaften in verschiede- 
nen hochangesehenen wissen- 
schaftlichen Gesellschaften. 


- Um jeden Preis den 
Friedensnobelpreis 


Leider wollten die angesehenen 
Universitäten ihr keinen Doktor- 
titel verleihen, ganz gleich wie- 
viel Geld sie dafür zu zahlen be- 
reit war. Nichtsdestoweniger nah- 
men einige afrikanische Universi- 
täten und Gesellschaften aus der 
dritten Welt ihr Geld an - das mit 
dem Blut unschuldiger Rumänen 
besudelt war - und überreichten 
ihr kunstvoll gedruckte Papiere 
in verschiedenen Sprachen und 
Schriftzeichen mit ihrem Namen 
darauf. 


Und doch wollte diese ungebil- 
dete aber ehrgeizige Frau, die die 
offiziellen Positionen der Kom- 
munistischen Partei und der Re- 
gierung zusammen mit ihrem 
Gatten bekleidete, um jeden 
Preis den Friedensnobelpreis. 
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Stiefelleckende Journalisten gin- 
gen so weit, das berüchtigte und 
ungebildete Paar mit Jupiter und 
Juno zu vergleichen. Niemand 
hätte so viele Hosiannas ausbrin- 
gen, so viele Superlative aufzäh- 
len können wie diese Speichellek- 
ker esbeidieser sowjetischen Ma- 
rionettenfigur getan haben, die 
wie zum Hohn von Moskau auf 
Stephans des Großen Thron »ge- 
krönt« wurde. 


Aber trotz all der vorgeblichen 
Schmeichelei,die so durchsichtig 
war, daß selbst ein Narr ihre Drei- 
stigkeit durchschauen konnte, 
spürte der paranoische Größen- 
wahnsinnige, der den »Persön- 


Der damalige US-Präsident Jimmy Carter (zweiter von links) 


fälle sein würden. Ceausescus 
Zeitalter würde ein besonderes 
Kapitel gewidmet, in dem seine 
größten Errungenschaften in er- 
habenen Fettdruck hervorgeho- 
ben und er selbst als die hervorra- 
gendste Figur der rumänischen 
Geschichte gepriesen wird. 


Moskau täuschte mit Hilfe der 
Medien des westlichen Establish- 
ments Amerika und andere west- 
liche Länder mit Ceausescus »un- 
abhängiger« Politik. Diese Schau 
des Betruges und der Doppelzün- 
gigkeit war Teil der bolschewisti- 
schen Strategie und Ceausescu 
war ein Bauer auf dem Schach- 
brett. 


besuchte mit seiner Frau (ganz rechts) das »ehrenwerte« 
und politische geschätzte Ehepaar Ceausescu. 


lichkeitskult« weit über den von 
Josef Stalin erhob, die Verach- 
tung keineswegs. Das rumäni- 
sche Volk jedoch, das sich über 


‘die erste Familie mit Tausenden 


von höhnischen Possen und zyni- 
schen Witzen lustig machte, ver- 
glich den Schuster und Unter- 
drücker mit Caligula, »Papa 
Doc« Duvalier und Idi Amin, um 
nur einige zu nennen. 


Eine Schau der 
Doppelzüngigkeit 


Sogar die Rumänische Akademie 
der Wissenschaften versprach, 
daß bald eine neue Geschichte 
des rumänischen Volkes, von 500 
nach Christus bis zur Gegenwart, 
dem sowjetischen Beispiel fol- 
gend, herauskommen würde. 
Das Volk wußte, daß Ahnlichkei- 
ten zwischen der alten und neuen 
Geschichte unbeabsichtigte Zu- 


Als augenscheinlich der größte 
Philosoph, Schriftsteller und Ge- 
lehrter des 20. Jahrhunderts 
»schrieb« Ceausescu eine Reihe 
von Büchern, die in fast alle Spra- 
chen der Welt veröffentlicht wur- 
den. Da er ein sehr vielseitiger 
Gelehrter und Experte auf allen 
Fachgebieten war, schrieb er Bü- 
cher über komplizierte Krankhei- 
ten und deren Behandlungsmit- 
tel, über Kernenergie und Raum- 
fahrt, über marxistische Philoso- 
phie und über den Anbau von 
Gemüse. Einige seiner Bücher 
wurden in afrikanische Stammes- 
dialekte übersetzt. 


Die Veröffentlichung der Bücher 
wurde auf ine sehr einfache und 
wirksame Weise in die Wege gelei- 
tet. Ein Agent der rumänischen 
Regierung setzte sich mit einem 
ausländischen Verleger ins Be- 
nehmen und unterzeichnete ei- 
nen Vertrag, nach dem die rumä- 


nische Regierung für alle unver- 
kauften Bücher aufkommen 
würde — was stets praktisch die 
ganze Auflage war. 


Ceausescu erhielt die Lizenzge- 
bühren in harter Währung, zahlte 
sie auf ein persönliches Konto bei 
einer schweizer Bank ein, und 
die rumänische Regierung zahlte 
für die Bücher dadurch, daß den 
Mündern rumänischer Kinder 
Fleisch, Eier, Milch, Obst und an- 
dere Verbrauchsgüter entzogen 
wurden. 


Die Schuld des 
westlichen Establishments 


Die Bücher wurden an Büche- 
reien, Schulen, Klubs und Kir- 
chen kostenlos verteilt, ‘weil 
kaum jemand — mit Ausnahme 


von Kanalarbeitern der Partei- 


etwas dafür bezahlen wollte. Und 
doch wurden alle Rumänen ge- 
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zwungen die »erhabenen Gedan- 


ken« des »Lieblingssohns« des 


Volkes zu schlucken und dabei ih- 


ren leeren Magen zu vergessen. 


Am Weihnachtstag 1989 wurde ei-. 


ner der blutigsten Tyrannen der 
ganzen Welt zusammen mit sei- 
ner gleichermaßen schuldigen 
Frau hingerichtet. Ihre Milliar- 
den von Dollar in Gold und'har- 
ter Währung, die in der Schweiz, 
im Iran, in Rotchina und Libyen 
zusammengerafft wurden -, wer- 
den vorbehaltlich entsprechen- 
der Verhandlungen - zu Vermö- 
genswerten des rumänischen Vol- 
kes. Aber damit kann nicht das 
ganze Leiden und die Todesfälle, 
für die er in seiner mehr als 20jäh- 
rigen Regierungszeit verantwort- 
lich war, abgegolten werden. 
Und das spricht auch nicht die 
westlichen Länder und deren Me- 
dien des Establishments, die mit- 
halfen ihn an der Macht zu hal- 
ten, von Schuld frei. m 


Praktische Produktideen für »CODE«-Leser - vorgestellt vom VITAL-Versand Tien: 


NEU: Elektrischer Fensterreiniger 


ohne Wasser-ohne Reinigungsmittel-in Sekunden glasklare Fenster 


Endlich können Sie einfach und pro- 
blemlos ohne Wasser, ohne Reini- 
gungsmittel, ohne Kraftanstrengung 
Fenster und alle glatten Flächen reini- 
gen. Keine Streifenbildung. Keine 
Schlieren. Der Blitz-Blank-Meister 
hat eine Reinigungsfläche von 20 x 8 
cm und ist sehr handlich (nur 800 g 
schwer). Preis DM 198,00. 


Einfachste Handhabung - 


Der neue elektrische Fensterreiniger 
Blitz-Blank-Meister funktioniert ohne 


elektronische 
Taschenübersetzer 


Der erste Übersetzungscomputer der Welt 
Hexaglot hat insgesamt 6 Sprachen zur 
Verfügung. Hexaglot verfügt über einen 
Wortschatz von 40.800 Wörtern insge- 
samt. In jeder der Sprachen Englisch, 
Französisch, Deutsch, Italienisch, Spa- 
nisch und Portugiesisch 6.800 Wörter. 
Zusätzlich pro Sprache 50 Redewendun- 
gen, die es Ihnen ermöglichen, sich immer 
und überall verständlich zu machen. 


Per Knopfdruck kann von jeder in jede 


Sprache übersetzt werden. Preis DM 
398,00. Hexaglot kann 14 Tage zur Pro- 
be angefordert werden. Verwenden Sie 
den Coupon oder rufen Sie einfach bei uns 
an (Telefon 0 59 21 - 40 74). 


Langenscheidt alpha 40, der "Englisch- 
Profi" mit 40.000 Wörtern für Deutsch- 
Englisch. Mitunregelmäßigen Verben, per- 
sönlicher Datenbank und Taschenrechner. 
Preis DM 298,00. 


großen Aufwand. Nach Aufheizen des 
Gerätes fährt man leicht über die zu 
säubernde Fläche. Eine leichte Dampf- 
schicht zwischen der zu reinigenden 
Fläche und dem Gerät löst jeden 
Schmutz sorgfältig und sauber auf. 
Wenn auch Sie in Zukunft auf mo- 
derne und einfache Weise Fenster 
putzen wollen, so fordern Sie Gra- 
tisprospekte des elektrischen Fens- 
terreinigers telefonisch oder mitdem 
Coupon an. Bestellung des Gerätes 
auf Rechnung möglich. 


Endlich Schluß mit Tabakqualm, 
Schmutzstoffen und Staub 


Wohlbefinden durch 


"reine" Raumluft 


Die Atemluft in Wohn- und Schlafräu- 
men, an Büro- und Arbeitsplätzen wird 
mit dem patentierten und von der Univer- 
sität in Bern empfohlenen Raumluft- 
reiniger und Ionisator VITAR wirksam 
und sicher gereinigt; ohne Wasser und 
ganz ohne Geräusche! Lungengängige 
Schwebepartikel (wichtig bei Zigaretten- 
rauch-Teerteilchen), Schmutzstoffe, 
Bakterien, Ruß und sogar Viren, Pol- 
len und Allergiestoffe werden mit den 
VITAR-Ionen verbunden und am Gerät 
gesammelt. Dadurch effektive Beseiti- 
gung der Giftstoffe und keine tägliche 
Wartung und Pflege notwendig. Kein 
Luftzug. Geringer Stromverbrauch (nur 
1 Watt). Preiswert (nur DM 478,00). 
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Für VITAR bieten wir Ihnen sogar einen 
4-Wochen-Test ohne Vorauszahlung an, 
damit Sie sehen, was Sie ohne VITAR 
alles eingeatmet hätten. 

Fordern Sie daher umgehend VITAR oder 
die Gratisprospekte an, um bald "reine" und 
somit gesunde Luft einatmen zu können. 
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Wählen Sie aus dem reichhaltigen 
Sortiment unseres Hauses sinnvolle 
und besondere Geschenke zu Weih- 
nachten oder zu anderen Gelegen- 
heiten aus. Auch für den Eigenge- 
brauch eignen sich die Produkte 
bestens. 

Anforderungen der Geräte oder 
Gratisinformationen können Sie 
schnell und einfach telefonisch oder 
mit dem Coupon vornehmen beim: 
Spezialversandhaus 
VITAL-Versand Tien GmbH, Bent- 
heimer Str. 7-11/3, 4460 Nordhorn, 
Telefon (0 59 21) 40 74 (0-24 h) 


l Die Produkte haben auch mich begeistert 


U] Bitte senden Sie mir schnellstmöglic 
alle Artikel kostenloses Informationsmaterial. 


und überzeugt. Ich fordere daher zur so- 
fortigen Lieferung folgende Geräte an: 


. . Stück elektrische Fensterreiniger DM 198,00 
. . Stück Hexaglot 6 Sprachen DM 398,00 

.. Stück alpha 40 Dt./Engl. DM 298,00 

.. Stück VITAR Raumluftreiniger DM 478,00 


U] zur Probe, zahlbar erst nach 14 Tagen 

oder Rücksendung des Gerätes 
U) auf Rechnung, +Versandspesen (ca. DM 5,00) 
DD per Nachnahme, ohne Versandkosten 


Vorname 
Straße und Hausnummer Telefon 


PLZ und Ort 


CODE 


Datum und Unterschrift 
VITAL-Versand Tien GmbH, 4460 Nordhorn 
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Europa- 


Journal 


Franzosen 
demonstrierten 


Laser-Waffen- 
‚system 


Ein Versuch mit dem Kohlendio- 
xydlaser Latex wurde in der Ver- 
suchsanlage der Firma Aerospa- 
tiale in Marcoussis bei Paris 


durchgeführt. Der Laser zer- 


störte einen Raketenkopf und 
eine Flugzeugkanzel. 


Der auf einem Turm montierte 
“ und mit einer ausgeklügelten 
. Zielvorrichtung ausgerüstete La- 
ser wurde aus einer Entfernung 
von 700 Metern abgefeuert und 
arbeitet mit einer Leistung von 
40 kW. Die Vorrichtung wird bald 
an Zielen erprobt, die sich mit 
Geschwindigkeiten von 250 Me- 
tern pro Sekunde oder 900 Kilo- 
meter pro Stunde bewegen. 


Der nächste Schritt, der Bau ei- 
nes 400 kW Laserwaffensystems 
ist in Erwartung einer möglichen 
Zusammenarbeit mit der Bun- 
desrepublik, die auf ähnlichen 
Forschungsgebieten tätig ist, zu- 
nächst verschoben worden. U 


Konsortium für 
Sänger- 


Raumfahrzeug 
gegründet 


In der Bundesrepublik wurde ein 
Konsortium für die Entwicklung 
eines Sänger-Raumfahrzeuges 
gegründet. Das Flugzeug könnte 
fast 20 Milliarden Dollar kosten. 
Das Konsortium ist zunächst zur 
Gänze deutsch, aber es bestehen 
Pläne, es ab 1993 in eine interna- 
tionale Gesellschaft zur Entwick- 
lung und Erprobung eines klei- 
nen Flugdemonstrators von der 
Größe eines typischen Jagdflug- 
zeuges umzuwandeln. 


Dem Konsortium gehören das 
Bundesministerium für  For- 
schung und Technologie an, die 
. Deutsche Aerospace - eine Fu- 
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sion zwischen Dornier und MTU 


-, verschiedene Universitäten 


und die von der Bundesregierung 
subventionierte Deutsche Aero- 
space-Forschungseinrichtung in 
Köln. Messerschmitt-Bölkow- 
Blohm (MBB), bald ein Teil von 
Deutsche Aerospace, wird in 
dem Projekt die wichtigste wirt- 
schaftliche Rolle spielen und ist 
verantwortlich für die Planungs- 
studie und die Aerothermodyna- 
mik. MTU ist verantwortlich für 
den Antrieb und Dornier arbeitet 
an Werkstoffen und Konstruktio- 


nen. 


Frankreich, das an dem Hermes- 
Raumpendier arbeitet, und 
Großbritannien, das soeben sein 
Aerospace-Flugzeugprojekt Ho- 
tol eingestellt hat, werden aus 
der internationalen Gemein- 
schaftsfirma ausgeschlossen, 
aber andere europäische, ameri- 
kanische, japanische oder sogar 
sowjetische Mitarbeit ist mög- 
lich, sagt Heribert Kuczera, der 
Leiter für Systemstudien bei 
MBB. ö 


Die Entwicklung des Raumfahr- 
zeuges wird etwa 2005 beginnen 
und die ersten Betriebsflüge sind 


‚für 2010 vorgesehen. Aber Kuc- 


zera meint, der Plan könne be- 
schleunigt werden, »wenn die 
Notwendigkeit und die politische 
Vision vorhanden ist«. DO 


ADLilobt 
»Viertes-Reich- 
Hysterie« 


Kenneth Bialkin, ehemaliger 
Vorsitzender der Anti-Defama- 
tion League (ADL) und ehemali- 
ger Anwalt für den Drogendealer 
Robert Vesco ließ in einem Inter- 
view einen Schauer von Lobhu- 
deleien auf die Ausfälle des briti- 
schen Journalisten Conor Cruise 
O’Brien gegen ein wiederverei- 
nigtes Deutschland, das er das 
»vierte Reich« nannte, hernieder- 
prasseln. 


»Es gibt keinen feineren Histori- 
ker öder politischen Experten 
in der Welt als Conor Cruise 
O’Brien. Er ist völlig ehrlich und 
auffassungsfähig. Ich kenne ihn, 
ich bin mit ihm zusammengetrof- 
fen, ich habe mit ihm gespro- 
chen. Er ist offen, aufrichtig und 
realistisch. Das Beste, was ich 
tun kann, ist mit ihm einer Mei- 
nung zu sein. Wenn er diese Be- 


sorgnis über das Auftauchen ei- 
nes vierten deutschen Reiches 
aufwirft, dann glaube ich, sollte 
man ihn sehr ernst nehmen.« 


Bialkin sagte, »es ist verständ- 
lich, daß die Wiederyvereinigung 
Deutschlands viele Angste und 
Bedürfnisse auslösen wird. Ein 
vereinigtes und gestärktes 
Deutschland könnte für Europa 
und andere eine Art Bedrohung 
darstellen. Man muß das Hit- 
ler-Zeitalter im Auge behalten. 
Man muß an die Angriffslust der 
Deutschen denken, die sich auf 
einen sehr bösen Weg führen lie- 

DO 


‚ Ben.« 


Kritik 
am angel- 


sächsischen 
Chaos 


Der Mitarbeiter der »Financial 
Times«; John Plender, zog in ei- 
nem Artikel mit der Überschrift 
»The Magic of Unfree Markets« 
einen Vergleich zwischen den 
durch die Vorgehensweise der 
Deutschen und Japaner erzielten 
Wirtschaftsergebnisse mit dem, 
was er als »angelsächsisches 
Chaos« nennt. 


Jetzt, wo jedermann über die 
Fehlschläge und das Scheitern 
des kommunistischen Wirt- 
schaftssystems redet, sollten »wir 
damit beginnen, uns ernsthaft 
mit den Fehlschlägen des kapita- 
listiichen Systems zu’ befassen, 
von denen viele von den schlecht 
überlegten Versuchen der Angel- 
sachsen, ihren Handelspartner 
eine Entregularisierung aufzuer- 
legen, herrühreng«, schreibt er. 


»Schließlich«, warnte Plender, 
»sind die größeren angelsächsi- 
schen Volkswirtschaften kaum at- 
traktive Modelle. Sie leiden un- 
ter massiven Handelsdefiziten, 
durch und durch unstabilen Fi- 
nanzmärkten, Firmenbereiche, 
die Erschütterungen durch Über- 
nahmen ausgesetzt sind, und in- 
dividualistischen Vorstößen, die 
den sozialen Zusammenhalt un- 
tergraben«. 


Im Gegensatz dazu habe sich das 
Herangehen Deutschlands und 
Japans an ihre jeweiligen Pro- 
bleme »segensreich« für deren 
Volkswirtschaften ausgewirkt. 


Japan schaffe ein »stabiles Klima 


für stetig wachsende Investitio- 
nen in Produktivität, in Anlagen . 
und Maschinen«. Japan »arbei- 
tet«, hob er hervor, und nur der. 


japanisch Eingriff in die Weltwirt- 
schaft habe die USA »stabili- 
siert« und Kalamitäten verhin- 
dert. 


Sollten die Japaner den Forde- 
rungen, die Kreditbewirtschaf- 
tung zu beenden und die enge Zu- 
sammenarbeit zwischen Regie- 
rung und Industrie zu untergra- 
ben, nachgeben, dann würde dies 
nur ein »ungemildertes angel- 
sächsisches Chaos verursachen«. 


Indem er die westlichen Politiker 
des freien Marktes »züchtigt«, 
stellt Plender fest, daß Osteuro- 
päer »die Korridore der japani- 


schen Wirtschaftsführer trauben- 


weise bevölkern«, da sie erkannt 
haben, daß die japanische Politik 
gesünder ist als die der Angel- 
sachsen. “ls 


Papst plädiert 
für moralische 
Werte 


In seiner Ansprache »Zustand 
der Welt« vor dem diplomati- 
schen Corps des Vatikan rief 
Papst Johannes Paul II. den We- 
sten dazu auf, den jüngst befrei- 
ten Ländern Osteuropas zu hel- 
fen, . Gesellschaften auf. der 
Grundlage moralischer Werte zu 
entwickeln, und sie nicht als neue 
Mitglieder eines Klubs von Kon- 
sumländern zu behandeln, indem 
sie die negativen Aspekte der mo- 
dernen westlichen Gesellschaft 
wie den »Hedoismus und den 
praktischen Materialismus« dort- 
hin exportieren. 


Mehr als die Hälfte seiner An- 
sprache war den großen Verände- 
rungen in Osteuropa gewidmet, 
die sich, wie er sagt, aus dem »un- 
stillbaren Durst nach Freiheit er- 
gaben, der Mauern zum Einsturz 
brachte und Türen öffnete«. 


Aber, so meinte der Papst, der 
Westen sollte Osteuropa nicht 
enttäuschen. »Die Zeit ist für die 
Europäer des Westens, die den 
Vorteil haben viele Jahre in Frei- 
heit und Wohlstand gelebt zu.ha- 
ben, gekommen, um ihren Brü- 
dern zu helfen voll und ganz ei- 
nen Platz wieder zu erlangen, der 
ihnen in einem Europa von heute 
und morgen gebührt.« 
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»Traurigerweise haben es westli-' 


che Demokratien allzu oft nicht 
verstanden, die in den vergange- 
nen Tagen für den Preis hoher 


- Opfer errungene Freiheit zu nut- 


zen. Man kann das vorsätzliche 
Nichtvorhandensein aller trans- 
zendenten moralischen Bezugs- 
punkte in der Führung sogenann- 
ter entwickelter Gesellschaften 
nur bedauern.« 


Der Papst sagte den Diplomaten 
aus 120 Ländern, der Westen 
habe zwar große Werte, wie Ge- 
rechtigkeit und Menschenrechte 
entwickelt, leider aber auch viele 
»Gegenwerte wie Egoismus, He- 
doismus, Rassismus und prakti- 
schem Materialismus. Die Neu- 
ankömmlinge zur Freiheit und 
Demokratie dürften von jenen 
nicht enttäuscht werden, die in ei- 
nem gewisse Veteranen sind«. 


Der Papst empfahl, jetzt, wo ein 
»Europa des Geistes« wieder le- 
bendig wird, sollten West- und 
Osteuropäer zusammenarbeiten, 
um ihre gemeinsamen. christli- 
chen Wurzeln neu zu entdecken. 


m 
Albanien 
richtet seine 
Dissidenten hin 


. In Albanien haben Hinrichtun- 


gen von Studentenführern und 
Volksgriechen begonnen, die 
auswandern wollen, berichtete 
die Londoner Zeitung »Daily Ex- 
press«. Albanien ist das einzige 
kommunistische Land, das bis- 


‘ lang noch nicht von der Leiden- 


schaft einer Revolution des Vol- 
kes erfaßt worden ist, und seine 
Hardliner - traditionsgemäß eine 
Pro-Peking-Führung - möchte 
auch, daß das so bleibt. 


Die Zeitung berichtete, daß 
Volksmengen gezwungen wur- 
den zuzusehen, als Hinrichtungs- 
kommandos rebellische Studen- 
ten erschossen. »Reisende, die 
die albanische Hauptstadt Tirana 
verließen, berichteten darüber, 
wie man Studenten eine Woche 
lang an provisorischen Galgen 
hängen ließ, als Erinnerung 
daran, daß einer Rebellion 
schnelle Rache folgen wird.« 


Unter den. Protestierenden, be- 
richtet »Daily Express«, befan- 
den sich Angehörige der hun- 
derttausend-köpfigen _griechi- 
schen Minderheit, die das Recht 


verlangen, nach Griechenland : 
auswandern zu dürfen. Zeugen 


behaupten,. daß vier Griechen, 
die durch die streng bewachte 
Grenze zu entkommen versuch- 
ten, »hinten an Fahrzeuge gebun- 
den und über kiesbefestigte Stra- 
Ben geschleppt wurden, bis sie 
tot waren«. 


Wie London 
vietnamesische 
Flüchtlinge 
behandelt 


Der britische Außenminister 
Douglas Hurd ordnete ein 
Geheimabkommen mit der Re- 
gierung des kommunistischen 
Chinas an, um allen vietnamesi- 
schen Flüchtlingen Nahrungsmit- 
tel und Wasser zu entziehen bei 
ihrem Versuch, sich die chinesi- 
sche Küste hoch in Richtung 
Hongkong zu bewegen, berich- 
tete der. Londoner »Sunday Ex- 
press«. 


Hurd forderte die chinesische Re- 
gierung auf, den Bewohnern der 
Küstendörfer zu befehlen, keine 
Nahrungsmittel, Wasser und an- 
dere Hilfe an »boat people« zu 
verabreichen und mit vietnamesi- 
schen Flüchtlingen besetzte Au- 


tobusse, die durch chinesisches : 


Gebiet in Richtung Hongkong 
fahren, zu stoppen. 


Es wird erwartet, daß schätzungs- 
weise 30.000 Vietnamesen versu- 
chen werden, nach Hongkong zu 
fliehen. Ein Mitarbeiter des Ro- 
ten Kreuzes in den Flüchtlingsla- 
gern von Hongkong sagte: »Es 
sieht wie eine unheilige Allianz 
zwischen London und Peking 


aus.« . U 
Sowjets wurden 
bei der 
rumänischen 
Revolution zu 


Rate gezogen 

Die Sowjetunion wurde über eine 
militärische Intervention zur Ver- 
hinderung der Rückkehr von Ni- 
colae Ceausescu aus dem Iran 
während der blutigen Revolution 


vom Dezember »ausgeforscht«, - 


behauptete der rumänisiche Pre- 


mierminister Petre Roman. Ro- 
man gab auch bekannt, daß zwei 
der Schlüsselfiguren in der Revo- 
lution, die Ceausescu entmach- 
tete, Ion Iliescu und General Ni- 
colae Militaru, jetzt Präsident be- 
ziehungsweise Verteidigungsmi- 
nister von Rumänien, sich vorher 
getroffen haben, um die Bildung 
eines Rettungsausschusses zu be- 
sprechen. 


»Ich fand nach der Revolutien 
heraus, daß Iliescu und Militaru 
sich einmal in einem Park getrof- 
fen hatten, um die Bildung eines 
Ausschusses zur nationalen Ret- 
tung in Erwägung zu ziehen, weil 
die Lage so schwierig wurde«, 
sagte Roman. 


Roman wies Anschuldigungen 
zurück, die rumänisiche Armee 
habe während der Revolution un- 
abhängig gehandelt. »Die Armee 
gehorchte den von Zivilbehörden 
getroffenen Entscheidungen«, 
sagte er und fügte hinzu, es sei 
möglich, daß Geheimpolizisten 
Armeeuniformen angezogen ha- 
ben, um das Feuer auf die Bürger 
in der Stadt Timisoara, wo ein 
Massaker die Volksrevolution 
entfachte, eröffnen zu können. 


Roman bestätigte, Rumänien 
werde im Warschauer Pakt blei- 
ben. D 


Britische Navy 
hat neue 
Lasergeschütze 


Die britische Kriegsmarine hat 
neue Lasetgeräte auf Kriegs- 
schiffe montiert, um Angriffe 
von tieffliegenden Flugzeugen 
abzuwehren. Nachdem dies. zu- 
nächst in der spanischen Wochen- 
zeitschrift »Tiempo« berichtet 
wurde, wird diese Aufstellung 


nun auch in der britischen Presse 
diskutiert. 


Die Londoner »Times« berich- 
tete, daß das Lasergeschütz oben 
auf der Brücke eines Kriegs- 
schiffs montiert und vom Kom- 
mandoraum des Schiffes gesteu- 
ert wird. Der von dem Geschütz 
ausgehende Laserstrahl ist dazu 
bestimmt, Piloten in gewissen 
Reichweiten zu blenden. »Die 
Waffe der Kriegsmarine wurde 
anscheinend vom Royal Signals 
and Radar Establishment 
(RSRE) des Verteidigungsmini- 
steriums in Malver und dem Ad- 
miralty Research Establishment 
(Forschungseinrichtung der Ad- 
miralität) entwickelt. Es wird an- 
genommen, daß man im RSRE 
zur ‚Zeit daran arbeitet, eine 
ganze Palette ähnlicher Waffen 
zum Gebrauch in Flugzeugen 
und an Land zu entwickeln.« 


Die »Times« behauptet, die 
durchgesickerten Berichte der 
Zeitung »Fiempo« könnten das 
Programm und die Entwicklung 
des Lasergeschützes »kompro- 
mittieren«, und die British La- 
bour Party beabsichtigte anzufra- 
gen, ob andere NATO-Mitglie- 
der auch solche Systeme besit- 
zen. 


Die »Times« schreibt: »Die So- 
wjetunion und die Vereinigten 
Staaten haben im vergangenen 
Juni ein Abkommen unterzeich- 
net, das »gefährliche militärische 
Aktionen« untersagt. Dazu ge- 
hörte die Verwendung von Laser- 
strahlen durch die Piloten zu 
Schaden kommen könnten. Das 
Abkommen, das am 1. Januar 
dieses Jahres in Kraft trat, wurde 
nach einer Reihe von möglicher- 
weise gefährlichen Zwischenfäl- 
len im Schwarzen Meer. getrof- 
fen, als amerikanische Piloten, 
die sowjetischen Kriegsschiffe 
überwachten, von Laserstrahlen 
getroffen wurden.« 


Kuba 


Castro 
exportiert 
Marxismus 


Mike Blair 


Der marxistische Diktator Fidel Castro benutzt mexikanisches Territo- 
- rium als Durchgangsgebiet für den Transport von Waffen und Munition 
für die Farabundo Marti National Liberation Front (FMNL). Diese ter- 
roristische Guerillaarmee versucht die antikommunistische Regierung 


von El Salvador zu stürzen. 


Nach uns zur Verfügung stehen- 
den Quellen transportieren kuba- 
nische Soldaten, die auf Befehl 
Castros handeln, inder. Sowjet- 
union hergestellte Waffen und in 
Kuba hergestellte Munition von 
Kuba über den 200 Meilen brei- 
ten Yucatan-Kanal zu Mexikos 
Halbinsel Yucatan. 


Mexikanische Regierung 
schaut weg 


Von einem Landestützpunkt 
längs eines unbevölkerten Ab- 
schnitts der Küste von Yucatan 
beginnt eine ‘entfernt liegende 
Landroute nach El Salvador. Sie 
verläuft quer durch die Halbin- 
sel, weicht bevölkerten Gebieten 
aus und führt dann quer hinüber 
in das benachbarte Guatemala. 
Von dort werden die Waffen quer 
durch Guatemala zur nördlichen 
Grenze von EI Salvador beför- 
dert. 


Die amerikanische Regierung 
hat leise und heimlich aber förm- 
lich bei Mexiko gegen die Benut- 
zung mexikanischen Gebiets zur 
Waffenlieferung an die Roten 
von EI Salvador Protest einge- 
legt. Wie berichtet wird, benut- 
zen die Kubaner kleine Überwas- 
serschiffe um die Waffen durch 
den Yucatan-Kanal zu befördern. 
In der Vergangenheit lagen je- 
doch Berichte über geheimnis- 
volle nächtliche Landungen gro- 
Ber ozeantüchtiger U-Boote. 
längs der Küste von EI Salvador 
vor. Es ist bekannt, daß die Kuba- 
ner mindestens zweimal diesel- 
elektrisch betriebene Untersee- 
boote sowjetischer Bauart in 
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Fidel Castro versorgt Mittel- 
und Lateinamerika nicht 
nur mit seiner marxisti- 
schen Ideologie, sondern 
unterstützt auch mit Waffen 
und Munition. 


Dienst gestellt haben, die zum 
Transport der Waffen von Kuba 
nach Yucatan verwendet werden 
könnten, um somit amerikani- 
schen Spionagesatelliten und 
Überwachungsflugzeugen zu ent- 
gehen. 


US-Waffen aus 
Vietnam für die Roten 


Die US-Regierung von Präsident 
George Bush hat bei den Sowjets 
gegen die Transferierung von so- 
wjetischen Waffen zu den Roten 
der FMNL protestiert. Wie be- 
richtet hat Bush während des 
kürzlichen amerikanisch-sowjeti- 
schen Gipfeltreffen in Malta mit 


$ 1 


dem sowjetischen Generalsekre- 
tär Michail Gorbatschow über 
die Angelegenheit gesprochen. 


Die Sowjets haben eindringlich 
darauf hingewiesen, daß sie für 
den Transport irgendwelcher 
Waffen zu den salvadorianischen 
Roten nicht verantwortlich seien, 
und daß sie sowohl Kuba als auch 
dem marxistischen Nicaragua 
mitgeteilt haben, daß sie gegen 
die Lieferung von Waffen an El 
Salvador sind. 


Es hat den Anschein, daß die So- 
wjets die Wahrheit sagen, da es 
schon seit langem ihre Gewohn- 
heit ist dafür Sorge zu tragen, daß 
den roten Guerillas in El Salva- 
dor Waffen amerikanischer Her- 
kunft geliefert werden. In den 
meisten Fällen bestanden die 
Waffenlieferungen aus amerika- 
nischen Waffen und Munition die 
von den amerikanischen Streit- 
kräften in Vietnam zurückgelas- 
sen wurden. 


Auf diese Weise können die So- 
wjets behaupten, daß sie nicht 
die Waffen liefern, die in El Sal- 
vador Verwüstung anrichten. 


Die Vereinigten Staaten verfuh- 
ren in ähnlicher Weise in Afghani- 
stan, wo sie Vorräte von Waffen 
aus dem Sowjetblock an die ge- 
gen die kommunistische Herr- 
schaft dieses islamischen Staates 
kämpfenden Guerillas lieferten. 


El Salvadors Botschafter für die 
Vereinigten Staaten, Dr. Miguel 
Salaveria, teilte uns mit, daß die 
jetzt nach El Salvador hereinströ- 
menden Waffen sowjetischer Her- 
kunft sind und die Munition »erst 
im vergangenen Jahr in Kuba neu 
hergestellt wurde«. 


Mexiko und seine links- 
lastige Geschichte 


Erst in allerjüngster Zeit war Me- 
xikos Regierung sehr lautstark in 
ihrer Verurteilung des amerikani- 
schen Eingriffs in Panama, um 
das linksstehende, illegal mit 
Drogen handelnde Regime des 
General Manuel Antonio No- 
riega aus dem Amt zu werfen. 


In der Vergangenheit zeigten me- 
xikanische Behörden auffallend 
wenig Interesse daran mit ameri- 
kanischen Regierungsbeamten 
bei der Eindämmung des Stroms 
von Drogen und des illegalen 
Grenzübertritts von Fremden in 


die Vereinigten Staaten zusam- 


menzuarbeiten. 


Es wird berichtet, daß die Nord- 
koreaner Spionageschiffe bis tief 
in den Golf von Kalifornien zu ei- 
ner Stelle nur 80 km von der ame- 
rikanisch-mexikanischen Grenze 
entsandten, wo sie die Tätigkeit 
der US-Air Force in Kalifornien 
und Arizona überwachten. 


Außerdem benutzten die Nord- 
koreaner den Golf, der die Halb- 
insel Baja vom mexikanischen 
Festland trennt, um Nachschub 
für marxistische Guerillas, die in 
entfernt liegenden Lagern in 
Nordmexiko unweit der amerika- 
nischen Grenze ausgebildet wur- 
den, zu entladen. 


Offensichtlich stellten die Lager 
für die Vereinigten Staaten eine 
deutliche Gefahr dar, da sie zur 
Ausbildung von Terroristen oder 
Guerillas zur Infiltration in ame- 
rikanisches Gebiet benutzt wor- 
den sein könnten. 


Spionageschiffe von 
Terroristen gesichtet 


Als über die Tätigkeit der Spiona- 
geschiffe berichtet wurde, war 
diese im Golf schon seit rund 
zwei Jahren im Gange. Die 
Schiffe. wurden von mexikani- 
schen ‚Fischern und amerikani- 
schen Touristen, die Mexiko be- 
reisten, gesichtet. Eines der 
Schiffe, das als die »Clomax 71« 
erkannt wurde, war in Nordkorea 
registriert, fuhr aber unter mexi- 
kanischer Flagge. Erst nach an- 
scheinend heftigem Druck sei- 
tens der Regierung von US-Präsi- 
dent Reagan wurde die Tätigkeit 
von den Mexikanern einge- 
schränkt. 


Im Januar 1984 wurde eines der 
Spionageschiffe von der mexika- 
nischen Kriegsmarine beschlag- 
nahmt und in den mexikanischen 
Hafen Puerto penasco beordert, 
wo es unter strenger Bewachung 
bis zum 4. Februar festgehalten 
wurde. Dann wurde es freigege- 
ben und konnte den Golf verlas- 
sen. 


Aus unseren Informationsquel- 
len erfuhren wir, daß die Kuba- 
ner die Nachschubroute nach El 
Salvador quer durch die Halbin- 
sel Yucatan mehrere Monate lang 
benutzt haben. oO 


Israel 


Was bringt die 
Zukunft? 


Victor Marchetti 


Sowohl die Israelis als auch die Palästinenser sind besorgt. Das Ende 
des kalten Krieges zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjet- 
union wird einen großen Einfluß auf die Nahost-Politik haben. 


: Am meisten besorgt sind die Is- 
raelis und ihre Freunde in den 
Vereinigten Staaten, die einen 
Rückgang sowohl in der finan- 
ziellen wie ‚auch (strategischen 
Unterstützung des‘ Judenstaates 
seitens der amerikanischen Re- 
gierung unter George Bush und 
des amerikanischen Kongresses 
befürchten. Aber:die Palästinen- 
ser erkennen auch die Notwen- 
digkeit, ihre.Lage neu zu über- 
denken, in einer sich schnell ver- 

. ändernden Welt, in der alte stra- 
tegische Verhältnisse revidiert 

‘ und : neue geschaffen werden 

müssen. 


Israel braucht eine 
neue Marketing-Strategie 


In einem Artikel in »Al-Fajr« 
(»Die Morgendämmerung«), ei- 
ner Jerusalemer palästinensi- 
schen Wochenzeitung, schlägt 
Dr. Ziad Abu Amr, Professor für 
Staatswissenschaften an der Uni- 
versität Bir Zeit am Westufer, 
eine neue palästinensisch-arabi- 
sche Strategie vor, begründet auf 
der Annahme, daß sowjetische 
und osteuropäische »Unterstüt- 
zung nicht mehr gewährleistet 
ist«. 


Er trifft eine Reihe von überzeu- 
genden Beobachtungen und 
Empfehlungen bezüglich der zu- 
künftigen Entwicklungen im Na- 
hen Osten und schlägt vor, daß 
eine neue Strategie auf der 
Grundlage der Verpflichtung zu 
einer politischen Schlichtung des 
arabisch-israelischen Konflikts, 
aber von einer Position der 
Stärke ausgehend, ausgearbeitet 
werden sollte. 


Amrs glaubt, daß »obwohl, ober- 
flächlich betrachtet, Israel in be- 
zug auf die Veränderungen in der 
UdSSR und Osteuropa der Ge- 


US-Präsident zögert mit der 
weiteren finanziellen und 
militärischen Unterstützung 
der Israelis. 


winner zu sein scheint, die Sache 
in Wirklichkeit aber so aussieht, 
daß die scheinbaren Gewinne ge- 
gen Israel gedreht werden kön- 
nen. Erstens, könne Israel sich 
nicht länger als Speerspitze des 
Kampfes gegen den Kommunis- 
mus und zum Schutz der vom 
Kommunismus bedrohten Inter- 
essen des Westens verkaufen. Is- 
rael wird jedoch versuchen, sich 
als eine Bastion zum Kampf ge- 
gen »Terrorismus« und »islami- 
schen Fundamentalismus« zu ver- 
markten, die angeblich für »Is- 
rael und für westliche Interessen 
in der Region schädlich sind«. 


Die Araber sollten 
konsequent bleiben 


Amr sieht die friedliche Rege- 
lung der Intifada und der palästi- 
nensischen Situation als Schlüs- 
sel zu einem modus vivendi mit 
Israel. In dieser Hinsicht gebe es 
zwei Auswahlmöglichkeiten für 
die von ihm vorgeschlagene ara- 
bische Strategie. 


»Die erste Option«, regt er an, 
»ist eine Aufforderung an Israel, 
die Rechte der Palästinenser und 
der Araber anzuerkennen und zu- 
zugestehen, so wie sie von der 
Völkergemeinde anerkannt wer- 
den, als einziges Mittel zur Been- 
digung des Konflikts ... Wenn Is- 
rael erst einmal solche Rechte zu- 
gesteht, steht es Israel frei nach 
allen möglichen Mechanismen 
und Sicherheiten zu suchen, um 
seine Sicherheit zu gewährleisten 
... Die Araber werden Israel im- 
mer auf halbem Wege entgegen- 
kommen, sie sollten jedoch auf- 
gefordert werden, ihre Unduld- 
samkeit aufzugeben.« 


Falls Israel die erste Option zu ei- 


.nem auf Gleichberechtigung be- 


ruhenden Abkommen ablehnen 
sollte, ‘empfiehlt Amr, daß die 
Araber eine. Politik auf der 
Grundlage einer »nichtagressi- 
ven: Achtung« des Judenstaats 
verfolgen. 


Er schreibt: »Einfach ausge- 
drückt, die Araber würden Isrea- 
el den Rücken kehren und jeden 
Dialog oder Verhandlung mit 
ihm ablehnen, solange Israel auf 
seiner Unduldsamkeit behartt ... 


Indessen sollten die Araber der 


Intifada - da diese die legitimste 
Form des Kampfes symbolisiert - 
jede Art von Unterstützung ange- 
deihen lassen, die demokratische 
Veränderung erweitern und festi- 
gen und ihre militärische Ab- 
schreckungsmöglichkeiten ver- 
bessern, zumindest solange bis 
der Konflikt gelöst ist und letz- 
tere ganz und gar unnötig wer- 
den. Darüberhinaus sollten die 
Araber weiterhin ihre Sache ge- 
genüber der Völkergemeinschaft 
und den verschiedenen Weltforen 
und Regierungen verfechten.« 


Ein Krieg bringt 
keine Lösung 


Amr ist sich darüber im klaren, 
daß die zweite Auswahlmöglich- 
keit ein möglicherweise gefährli- 
cher Weg ist. Daher empfiehlt er, 
daß, »wenn Israel aus Frustration 
oder Achtung heraus versucht, 
aggressiv zu werden und einen 
Krieg gegen die Araber führt, 
wie es 1967 getan hat, dann soll- 
ten es die arabischen Länder des 
Ostens mit Unterstützung ande- 
rer arabischer Staaten Israel ganz 
einfach klarmachen, ohne selbst 
mit den Feindseligkeiten zu be- 
ginnen, daß es mit Aggression 
nicht davonkommen wird. Sie 
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werden dann ihre Abschrek- 
kungsmöglichkeiten aktivieren«. 
Amr rät jedoch, daß, »wenn auch 
die Welt den Ausbruch eines 
neuen Krieges im Nahen Osten 
nicht mit Wohlwollen betrachten 
wird, so kann sie doch die Araber 
nicht vor Israel retten, wenn es 
sich dazu entschließt, einen 
Krieg gegen einen oder mehrere 
arabische Staaten zu führen. Da- 
her sollten sich die Araber auf ihr 
Abschreckungspotential  verlas- 
sen, um Israel davon abzubrin- 
gen, auf einen Krieg als Möglich- 
keit zur Lösung des Konflikts zu- 
rückzugreifen, und es dazu veran- 
lassen, sich stattdessen auf politi- 
sche Mittel-zu konzentrieren.« 


Auf alten Wegen 
alte Ziele erreichen 


In dieser Hinsicht trägt Amr ein 
interessantes Argument vor. Er 
schreibt: »Es ist bemerkenswert, 
daß gegenseitige Abschreckung 
die Supermächte dazu zwang, 
Kriege zu vermeiden und statt- 
dessen in Verhandlungen einzu- 
treten. Als Folge davon ... began- 
nen sie mit dem Prozeß der Rü- 
stungsbegrenzung, Abrüstung 
und den anderen Formen der 
Entwaffnung. Gegenseitige Ab- 
schreckung trug dazu bei, die 
Bühne für die Veränderungen zu 
errichten,die heute in der Welt- 
ordnung vonstattengehen.« 


Ihrerseits scheinen die Freunde 
Israels mehr darum besorgt zu 
sein nach Wegen zu suchen, um 
sicherzustellen, daß der Dollar- 
Strom der amerikanischen Steu- 
erzahler weiterhin nach Israel 
hineinfließt. Wenn diese Hilfe 
nicht mehr mit dem alten Argu- 
ment gerechtfertigt werden 
Kann, daß Israel Amerikas bester 
Verbündeter im Nahen Osten ist, 


dann, so glauben die Anhänger | 


Israels, müsse sie fortgesetzt wer- 
den, um die Einwanderung von 
sowjetischen Juden nach Israel - 
von denen die Zionisten die mei- 
sten in den besetzten palästinen- 
sischen Gebieten ansiedeln 
möchten - zu finanzieren. 


Während also die Araber sich der 
neuen Weltlage bewußt werden 
und versuchen ihre Probleme im 
Rahmen der neuen Weltordnung 
zu lösen, widersetzen sich die Is- 


raelis der Veränderung und ver- 


lassen sich auf die alten Wege, um 
ihre alten Ziele zu erreichen, an 
denen die Geschichte schnell vor- 
beigehen wird. 


Se 


Israel 


Zuruck zu den 
Grundlagen 


Mark Lane 


Traditionalisten fordern pro-israelische Neokonservative heraus. Die 
ideologischen Risse in der amerikanischen konservativen Bewegung - 


zwischen pro-israelischen Neokonservativen (Neocons) und den Ame- 
rican-First-Traditionalisten - von den liberalen Nachrichtenmedien Pa- 


leocons oder Paläokonservative oder Altkonservative genannt - wird 
immer breiter. Darüber hinaus hat die Debatte zwischen den beiden 
Gruppen eine Auswirkung zum Besseren auf die amerikanische Politik 
im Nahen Osten, die derzeit von der Regierung von George Bush neu 


definiert wird. 


Als Folge davon sind die Neokon- 
servativen, die vorwiegend aus 
ehemaligen jüdischen Liberalen 
und Ex-Marxisten bestehen, 
jetz, wo ihr. proisraelischer 
Ochse ernsthaft auf die Hörner 
genommen wird, verzweifelt zu 
Beschimpfungen übergegangen. 
Das Fundament der einseitigen 
Unterstützung für Israel wurde 
auf dem Untergrund des Anti- 
kommunismus errichtet. 


Suche nach Gründen für 
Hilfe an Israel 


Die Neokonservativen, die unter 
der Reagan-Regierung zu Macht 
und Prominenz emporstiegen, 
vertraten den Standpunkt, daß 
eine strategische und wirtschaftli- 
che Unterstützung für Israel auf 
breiter Basis das einzige wirk- 
. same Mittel sei, um gegen den so- 
wjetischen Expansionismus im 
Nahen Osten vorzugehen. Daß 
dies eine offenkundig falsche Prä- 
misse war, schien für die »Intel- 
lektuellen«, die diese Doktrin 
förderten, darunter solche Eife- 
rer wie Norman Podhoretz, Char- 
les Krauthammer und Jeanne 
Kirkpatrick, keine Rolle zu spie- 
len. 
Seitdem ihren Argumenten 
durch die politischen Umwälzun- 
gen in Osteuropa der Boden ent- 
zogen wurde, schlagen die Neo- 
konservativen in einem verzwei- 
felten Versuch um sich, um eine 
andere logische Grundlage für 
die amerikanische Unterstützung 
für Isreael - und für die Feind- 
schaft gegen die arabischen Staa- 
ten und die Palästinenser - zu fin- 
den. 
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Ronald Reagan gestand Is- 
rael uneingeschränkten 
Freihandel zu sowie einen 
Vermittlerstatus zwischen 
Europa und Amerika. 


In ihrem geschwächten Zustand 
versuchen die Neokonservativen 
auch das Wiederaufleben der Alt- 
konservativen - Konservative 
der alten Schule, die sich im Ein- 
klang mit ihrer anti-imperialisti- 
schen und Amerika-ZuerstPhi- 
losophie gegen ein übertriebenes 
Eintreten der USA für Israel stel- 
len. 


Diskussion um jüdischen 
Antisemitismus 


Ein kürzlich in »Present Tense«, 
einem Organ des American Je- 
wish Committee, erschienener 
Artikel malt ein trübes Bild von 
der Zukunft der Neokonservati- 
ven in diesem Kampf - und stellt 


die Altkonservativen als Bedro- 
hung nicht nur für Israel sondern 
auch für die Juden weltweit hin. 
Der Verfasser, Daniel Lazare, 
der New Yorker Herausgeber der 
in Chicago ansässigen sozialisti- 
schen Wochenzeitung »In These 
Times«, schreibt, die Philosophie 
der Altkonservativen mit ihrer 
Betonung auf Tradition, Familie 
und Isolationismus in der Außen- 
politik strebe nach einer Rück- 
kehr zum »Dorfleben«, was, wie 
er behauptet, von Unbeweglich- 
keit und Intoleranz zeuge. 


Seine verschleierten Hinweise 
am Anfang des Artikels auf den 
potentiellen Antisemitismus, der 
sich wie ein roter Faden durch die 


Weltanschauung der Altkonser- 


vativen hindurchziehe, kommen 
später deutlich zum Ausdruck. 
»Die Traditionalisten sprechen 
die Sprache des Antisemitismus, 
sie verrichten ihre Andacht an an- 
tisemitischen Kulturheiligtü- 
mern, aber bislang gelang es ih- 
nen, die Linie nicht zu über- 
schreiten. Gleichzeitig deutet 
aber alles darauf hin, daß sie das 
früher oder später tun werden.« 


Eine Untersuchung der Schriften 
und Reden von Russel Kirk, Au- 
tor des 1953 erschienenen Buches 
»The Conservative Mind«, und 
der von Lazare als »Patenonkel 
des neuen amerikanischen Tradi- 
tionalismus« bezeichnet wird, 
wird in dem Artikel benutzt, um 
die Überzeugungen der Altkon- 
servativen und ihren »sprießen- 
den Antisemitismus« zusammen- 
zufassen. 


In einer Ansprache vor der Heri- 
tage Foundation, dem konserva- 
tiven Washingtoner Think-Tank, 
kam Kirk auf den Kern des Strei- 
tes zwischen den Neu- und Alt- 
konservativen zu sprechen. 
»Nicht selten hatte es den An- 
schein«, sagte er, »als ob einige 
prominente Neokonservative Tel 
Aviv mit der Hauptstadt der Ver- 
einigten Staaten verwechseln.« 


Gegen den unein- 
geschränkten Freihandel 


Die Israelis und ihre Freunde in 
den USA sind darüber beunru- 
higt, daß ein Wiederaufleben der 
Altkonservativen unter den 
Amerikanern eine größere Emp- 
fänglichkeit für den Gedanken 
mit sich bringen könnte, daß die 
Zeit gekommen ist, sich ganz und 
gar von der Weltbühne zu tren- 


nen — um sich den überwältigen 


Inlandsproblemen zuzuwenden, 
vor denen die Vereinigten Staa- 
ten stehen. Dies würde natürlich 
Israel draußen in der Kälte ste- 
hen lassen, und zwar auf mehrfa- 
che Weise als nur der Verlust der 
direkten militärischen und wirt- 


schaftlichen Unterstützung durch 


die USA. 


Das von den Neokonservativen 
verteidigte und von der Reagan- 
Regierung verwirklichte Kon- 
zept des uneingeschränkten Frei- 
handels ist Anathema für die Alt- 
konservativen, die für Einfuhr- 
schranken eintreten, um die ame- 
rikanische Industrie zu schützen. 
Israel hofft aus seiner Freihan- 
delsvereinbarung mit den USA 
und aus seinem Vermittlerstatus 
zwischen Amerika und der Euro- 
päischen Gemeindschaft einen 
ordentlichen Profit ziehen. zu 
können. 


Die Altkonservativen wehren 
sich auch gegen unbegrenzte Ein- 
wanderung. Lazare stellt ver- 
schreckt wachsende nativistische 
Bewegungen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, Belgien und 
Frankreich fest und, sollten sie 
sich bis an die amerikanischen 
Küsten verbreiten, schreibt er, 
dann bedeutet das Schwierigkei- 
ten für die amerikanischen Ju- 
den, da »Juden immer wieder auf 
der Empfangsseite des Nativis- 
mus landen, der vom Nationalis- 
mus ausgebrütet wird.« 


Keine blinde 
Unterstützung Israels 


Es ist unwahrscheinlich, daß 
in den Vereinigten Staaten 
eine ernsthafte antisemitische 
Bewegung Fuß fassen könnte, 
und das wissen die Anhänger 
Israels ganz genau. Viel be- 
drohlicher für sie ist die Tatsa- 
che, daß die Weltanschauung 
der Altkonservativen keinen 
Platz hat für eine blinde Unter- 
stützung Israels. Sie glauben, 
daß dies dem Status der USA 
in der Welt Abbruch tut, und 
daß die dem innenpolitischen 
Prozeß in den USA zugefüg- 
ten Verzerrungen für Amerika 
schädlich sind. Daher ist es die 
Anderung des Status quo, die 
die Neokonservativen — und 
übrigens auch Verfechter an- 
derer politischer Überzeugun- 
gen -, die Israels Interessen 
höher bewerten als die der 
USA, wirklich verängstigt. U 
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Politische 
Krise der 
 Regierun 


Mark Lane 


Die innere politische Lage in Israel, kompliziert durch intensive per- 


sönliche Rivalitäten der Führung, verschlechtert sich viel schneller als 
im allgemeinen von diplomatischen und journalistischen Beobachtern 
wahrgenommen wird. Wegen Beschäftigung der amerikanischen Re- 
gierung mit der Panama-Noriega-Affäre, dem lateinamerikanischen 
Rauschgift-Kartellen und der Entwicklung in Deutschland sowie in 
Osteuropa werden die Intrigen und Komplotts innerhalb der israeli- 
schen Führung vom offiziellen Washington nicht beachtet oder zumin- 


dest nicht richtig bewertet. 


»Der Druck zur Lösung der Palä- 
stinenserfrage, bevor Israel eine 
Lösung von außen aufgezwungen 
wird, hat einen kritischen Stand 
erreicht«, verlautet aus einer In- 
formationsquelle. »Dies hat eine 
gefährliche Atmosphäre geschaf- 


- fen. Jeder Politiker möchte der 
- Heldsein, der den Judenstaat vor 


den Arabern und der amerikani- 
schen Bush-Regierung rettet.« 


Shamir hat sich in 


puncto USA geirrt 
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Zwei kürzliche. Ereignisse, die 
für die sich verschlechternde poli- 
tische Lage in Israel von besonde- 
rer Bedeutsamkeit sind - die aber 
außerhalb Israels nicht voll ver- 
standen worden sind - sind der 
»praktischa Zusammenbruch« 
im  Friedensspannungsprozeß 
zwischen Washington und Jerusa- 
lem und die Hintergründe des 
»politischen: Beinahe-Selbstmor- 
des« des Wissenschaftsministers 
Ezer Weizman. 


Premierminister Jitzhak Shamir 
kehrte im vergangenen Jahr von 
seinem Besuch in den Vereinig- 
ten Staaten unter dem Eindruck 
zurück, alles sei in bester Ord- 
nung. Seine Gespräche mit US- 
Präsident George Bush und mit 
dem amerikanischen Außenmini- 
ster James Baker veranlaßten ihn 
zu glauben, daß sie eine Go-slow- 
Annäherung an Verhandlungen 
mit den Arabern unterstützen. 
Shamir ist sich jedoch jetzt dar- 


Jitzhak Shamir, Premiermi- 
nister, wird von dem Ver- 
dacht geplagt, daß sich die 
USA immer stärker in die is- 
raelische Innenpolitik ein- 
mischen. 


über im klaren, daß er sich geirrt 
hat, aber er glaubt, er sei vorsätz- 
lich von der Bush-Baker-Mann- 
schaft in die Irre geführt worden 


-und er ist darüber sehr wütend. 


‚letzung der Souveränität 


Als der israelische Kabinettsmi- 
nister Elyakim Rubinstein im Ja- 
nuar zu Folgegesprächen mit 
dem amerikanischen Außenmini- 
sterium nach Washington kam, 
war er schockiert zu erfahren, 
daß das Ministerium nicht länger 
geneigt war, Shamirs Verschlep- 
pungspolitik zu dulden. Stattdes- 
sen teilte man Rubinstein mit, 
die USA hätten eine eigene An- 
näherung an die Probleme ent- 
wickelt, die darauf abzielt, die is- 
raelische Position aufzuweichen 
und gleichzeitig den Verhand- 
lungsprozeß mit’ den Arabern - 
einschließlich der PLO - zu be- 
schleunigen. 


Verletzung der 
Souveränität Israels 


Shamir sah dies als so etwas wie 
einen Verrat durch das Weiße 


Haus an, aber er war noch mehr. 


verärgert über den leichtfertigen, 
desinferessierten Ton, mit dem 
das US-Außenministerium die 
neue amerikanische Position dar- 
legte. Wie berichtet wird, sagte 
Shamir zu seinen engsten Bera- 
tern, er werde nicht dulden, daß 
die Amerikaner ihm auf diese 
Weise diktieren. Es sei »eine Ver- 
Is- 
raels«. 


Das amerikanische Positionspa- 
pier, das Rubinstein mit nach Je- 
rusalem nahm, enthüllte, daß die 
amerikanischen Politikmacher 
für israelische »Bedingungen« 
bezüglich der Auswahl der Palä- 
stinenser, mit denen in Kairo 
über den Shamir-Plan für Wahlen 
in den besetzten Gebieten Ge- 
spräche zu führen sind, nicht 
mehr empfänglich sind. In dem 
Papier wird nämlich gesagt, daß 
die USA schließlich die Israelis 
auffordern werden, sich direkt 
mit Vertretern der PLO an einen 
Tisch zu setzen, und daß die Ge- 
spräche über die Frage der Wah- 
len hinausgehen sollen. Israel 
sieht in diesem Papier die vor- 
sätzliche Unterhöhlung seiner 
langjährigen Position, nicht mit 
der PLO zu verhandeln, durch 
Bush und Baker. 


Israel unter 
Druck setzen 


Was die Dinge noch schlimmer 
macht, die amerikanische Posi- 
tion wurde vom Chef der Politik- 
planung des Ministeriums, Den- 
nis Ross, dargelegt, den die Israe- 
lis al$ einen ihrer stärksten Ver- 


bündeten in der US-Regierung 
erachteten, basierend auf dessen 
frühere Leistung im Mitarbeiter- 
stab des National Security Coun- 
cil während der Reagan-Regie- 
rung. Außerdem machte Ross 
Rubinstein klar, daß das Weiße 
Haus unter Bush mit der Unter- 
stützung der amerikanischen Ju- 
denheit rechne, um Israel unter 
Druck zu setzen, sich der neuen 
amerikanischen Position anzu- 
passen. 


Während seines letzten Besuches 
in den USA wurde Shamir von 
Führern amerikanisch-jüdischer 
Organisationen veranlaßt 
glauben, er habe ihre volle Unter- 
stützung für seine Palästinenser- 
Politik. Nun behauptet er, er sei 
betrogen worden, und gewisse 
einflußreiche amerikanische Ju- 
den seien stärker daran interes- 
siert, sich die Gunst des Weißen 
Hauses zu erwerben als Israel zu 
unterstützen. 


Shamir hat die amerikanische Ju- 
denheit niemals sehr hoch ge- 
schätzt, verlautet aus diesen 
Kreisen. Wegen seiner Abnei- 
gung gegen amerikanische Juden 
war der Premierminister im ver- 
gangenen Jahr auch so vergnügt 
über deren Unbehagen, »als sie 
außer sich waren« über die Frage 
wer ist Jude. Nichtsdestoweniger 
ist sich Shamir darüber im kla- 
ren, welch großen Einfluß sie in 
den Vereinigten Staaten und in- 
nerhalb der Regierung haben. 
Deswegen wird er sie wohl kaum 
völlig ignorieren oder unnötig 
verprellen. 


Hoffnung auf eine 
Regierungskrise 


Die Entlassung aus dem Kabinett 
und anschließende, aber einge- 
schränkte, Wiedereinstellung 
Weizmans war von noch größerer 
Bedeutung, weil dies Shamirs im- 
mer gespannter werdenden Sta- 
tus als Gleicher unter Gleichen in 
der israelischen Führung unter- 
streicht. Der Weizman-Zwischen- 
fall, verlautet aus vertraulichen 
israelischen Informationsquel- 
len, war die Folge einer Reihe 
von verwirrenden Maßnahmen 
und Gegenmaßnahmen mitein- 
ander wettstreitenden Parteien: 
Einerseits jene, die um den Füh- 
rer der Labor Alignment Finanz- 
minister Shimon Peres und der 
Frieden-Jetzt-Bewegung (Sha- 
lom Hashev) geschart sind, und 
andererseits jene die Shamir, Au- 


zu‘ 


Israel 


- Politische 
Krise der 
Regierung 


Benminister Mosche Arens und 
der Likud-Partei nahestehen. 
Peres unterstützte und ermutigte 
die Frieden-Jetzt-Demonstra- 
tion, die während der kürzlichen 
Urlaubssaison in Jerusalem statt- 
fand, und hoffte darauf eine Re- 
gierungskrise herbeizuführen. Er 
»wußte im voraus«, daß die israe- 
lische Polizei hart gegen die De- 
monstranten vorgehen ‚würde, 
und er hatte vor darauf zu reagie- 
ren, indem er Labor aus der Koa- 
litionsregierung, herausnehmen 
wollte. 


Aber der Mitführer der Arbeiter- 
Partei, _ Verteidigungsminister 
Jitzhak Rabin, weigerte sich Pe- 
res zu unterstützen. Rabin 
glaubte, die Ausnutzung der Frie- 
den-Jetzt-Demonstration, um 
die Regierung zu stürzen, würde 
»das falsche Signal an die Ara- 
ber« senden. 

Peres wandte sich dann an ein an- 
deres Mitglied der Arbeiter-Par- 
tei - Weizman - um Hilfe. Weiz- 
man war bereit, sich geheim mit 
einem Mitglied der rechtsstehen- 
den Likud-Partei, dem Industrie- 
und Handelsminister Ariel Sha- 
ron, zu treffen. Peres rechnete 
damit, daß Sharon wegen seines 
Ehrgeizes und seiner Differen- 
zen mit Shamir über das »Araber- 
Problem« bereit wäre, bei dem 
Plan zum Sturz der Regierung 
mitzuspielen, 


»Jordanien ist 
Palästina« 


Weizman besuchte Sharon auf 
dessen Ranch in der Negev-Wü- 
ste und hielt sich dort fast eine 
Woche lang auf. Weizman setzt 
auf Sharons Rivalität zum stell- 
vertretenden Premierminister 
David Levy, den Shamir zu sei- 
nem Nachfolger als Premiermini- 
ster auserkoren hat. Seinerseits 
erläuterte Sharon noch einmal 
seine Pläne, König Hussein zu 
»entfernen« und Jordanien zum 
Heimatland der Palästinenser zu 
machen. Er schlug sogar vor, 
sollte die Koalitionsregierung 
stürzen, mit Weizman eine neue 
politische Partei auf dem Kon- 
zept »Jordanien ist Palästina« zu 
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gründen. Nun war es Sharon, der 
auf Weizmans Ehrgeiz: setzte. 
Weizman, ehemaliger Verteidi- 
gungsminister und mächtiger 
Mann in der Likud-Partei, sprang 
1986 zur Labor Alignment über 
und arbeitet seitdem. auf eine 
Übereinkunft mit den Palästinen- 
sern hin. 


Indessen erfuhr Arens von den 
Treffen zwischen Weizman und 
Sharon »durch Telefonabhörun- 
gen und Informanten des Ge- 
heimdienstes« und setzte Shamir 
sofort unter Druck, Weizman zu 
feuern-weitgehend ein Signal an 
die Bush-Regierung. Sie waren in 
erster Linie daran interessiert, 
den Vorfall auszunutzen, um die 
Geheimgespräche zwischen den 
Vereinigten Staaten, der PLO 
und Vertretern der Israelis, die 
seit einiger Zeit im Gange waren 
und langsam außer Kontrolle ge- 
rieten, »abzuschrecken«. 


Alle warten auf Shamirs 
Kaninchen aus dem Hut 


Weizman, der — mit stillschwei- 
gender Genehmigung Shamirs — 
bei diesen Gesprächen als Wei- 
chensteller tätig war, hatte seine 
Befugnis überschritten, indem er 
sich mit dem Vorsitzenden der 
PLO Jassir Arafat traf, als er mit 
dem ägyptischen Präsidenten 
Hosni Mubarak und einem ame- 
rikanischen Regierungsbeamten 
in Kairo Gespräche führte. Nach- 
dem er gezeigt hatte, daß er im- 
mer noch Chef. der israelischen 
Regierung war, und nachdem er 
das gewünschte Signal nach 
Washington gesandt hatte, gab 
Shamir jedoch nach und Weiz- 
man durfte zwar seinen Kabi- 
nettsposten behalten, aber nicht 
in das allmächtige innere Kabi- 
nett zurückkehren. 


Shamir und Arens, so verlautet 
aus israelischen Kreisen, werden 
in Bezug auf die Absichten der 
amerikanischen Regierung im- 
mer argwöhnischer und haben 
den Verdacht, daß Washington 
versucht, sich in die Innenpolitik 
Israels »einzumischen«. Aber 
ihre Bewertung ist, daß die Verei- 
nigten Staaten nicht klug genug 
sind mit der Komplexität der by- 
zantischen Arrangements inner- 
halb Israels fertigzuwerden, vor 
allem hinsichtlich der Methode, 
die erforderlich ist, um die der- 
zeitige Koalitionsregierung dazu 
zu zwingen, dem Baker-Plan für 
den Nahen Osten zu entspre- 
chen. 


Panama 


Noriegas 
Mossad- 
Connection 


Mike Blair 


Michael Harari, der ehemalige israelische Stationschef des Mossad für 
Mittelamerika in Mexiko City und langjähriger enger Berater des pa- 
namaischen starken Mannes Manuel Antonio Noriega, wurde vor dem 
bevorstehenden militärischen Einfall amerikanischer Streitkräfte in 
Panama im vergangenen Dezember gewarnt. Er konnte später den 
US-Soldaten an Bord einer Maschine der israelischen Luftwaffe ent- 


kommen. 


Jene, die Hararis Tätigkeiten in 
Panama genau untersucht haben, 
glauben, daß das amerikanische 
Militär »weggesehen hat«, um 
dem israelischen Meisterspion zu 
ermöglichen, Panama zu verlas- 
sen bevor amerikanische Trup- 
pen gegen Noriegas Streitkräfte 
einschritten. 


Flucht mit einer 
Einkaufstasche 


Aus amerikanischen, militäri- 
schen Kreisen verlautet, daß in 
der Nacht der Invasion keine 
Flugzeuge Panama verlassen 
durften. Ein Offizier des ameri- 
kanischen militärischen Nach- 
richtendienstes meinte, es sei 
höchst unwahrscheinlich, daß ein 
Flugzeug mit Harari an Bord Pa- 
nama hätte verlassen können, 
ohne daß die amerikanischen 
Streitkräfte dies gestattet hätten. 


Oberst Eduardo Herrera, der 
Kommandeur von Panamas 
neuer Polizei, sagt, Harari habe 
sich in der Invasionsnacht in Pa- 
nama City aufgehalten. 


»Nach unserer Information be- 
fand Harari sieh um sieben Uhr 
an dem Abend, als die Nordame- 
rikaner uns besuchen kamen, in 
der Wohnung der Senora Felici- 
dad Noriega (Noriegas Ehefrau). 
Zwei israelische Mitarbeiter spra- 
chen mit ihm und fuhren dann 
mit ihm davon.« 


Es wurde berichtet, daß gegen 
ein Uhr nachts, gerade zu dem 


Golda Meir beauftragte als 
damaliger israelischer Pre- 
mierminister Harari mit der 
Leitung eines Killerkom- 
mandos. 


Zeitpunkt, als die US-Streit- 
kräfte mit dem Angriff began- 
nen, Harari gesehen wurde, als er 
an Bord eines israelischen Trans- 
portflugzeugs C-130 ging. Ertrug 
eine Einkaufstasche, und man 
hörte ihn scherzhaft bemerken, 
er sei »einkaufen gegangen«. 


Keinerlei Verbindung 
zur Regierung 


Harari erschien am 5. Januar im 
israelischen Fernsehen und 
sagte: »Hier bin ich. Ich bin nicht 
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als blonde Frau verkleidet oder in 
einem Koffer versteckt in Israel 
angekommen. Ich habe mich 
ganz allein, ohne irgendwelche 
Hilfestellung hinausgeschli- 
chen.« »Ich bin ein privater Ge- 
schäftsmann«, versicherte er. 
»Ich war niemals Berater für No- 
riega.« 


Israelische Regierungskreise ha- 
ben lange darauf bestanden, Ha- 
rari sei vor zehn Jahren aus dem 
Mossad ausgeschieden und habe 
bei seinen Unternehmungen in 
Panama keinerlei Verbindung zur 
panamaischen Regierung ge- 
habt. 


Laut Herrera muß Harari jedoch 
»Einfluß auf die Israelis gehabt 
haben.« 


Herrera, einst ein hoher Offizier 
in Noriegas  Panama-Streitkräf- 
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General Antonius Manuel Noriega, Panamas ehemaliger 


Stone sagte, Harari habe in die 


Wege geleitet, daß panamaische 
Terroristenbekämpfungskom- 
mandos in Israel ausgebildet wur- 
den. Die Kommandos, erklärte 
er, dienten als Elite-Sicherheits- 
Abkommandierungen für No- 
riega. 


Als Dank 
lukrative Geschäfte 


Laut Stone belohnte Noriega Ha- 
rari mit lukrativen Geschäftsab- 
schlüssen. 


Ein Beispiel dafür, erklärte er, 
war die Verlagerung des. Vertra- 
ges für die Wartung panamai- 
scher Flugzeuge in den USA von 
einem langjährigen Lieferanten 
auf einen Betrieb in Miami, der 


starker Mann, wird in den USA wegen Drogenschmuggelan- 


geklagt. 


ten, wurde nach einem Streit mit 
dem panamaischen Diktator zum 
Botschafter Panamas für Israel 
ernannt. Harari wurde von No- 
riega zum panamaischen Ehren- 
konsul in Tel Aviv ernannt. 


-»Ich war Botschafter für Israel«, 


sagte Herrera, aber Harari war 
mein: Chef. Alles was ich tat, 
mußte von Harari genehmigt wer- 
den.« 


Der im Ruhestand lebende 
Oberst der US-Armee Charles 
Stone, der von 1982 bis 1987 in 
Panama diente, sagte Harari 
»war ein Geschäftsmann, wie er 
sich auch selbst darstellt. Aber es 
geht weit über Geschäfte hinaus 
und in militärische Verbindungen 
mit den israelischen Streitkräften 


hinein.« 


Stone sagte, Harari vermittelte 
auch den Verkauf und Übergabe 
von Radar- und Luftverkehrsre- 
gelungs-Ausrüstungen an Pana- 
mas Militär. Herrera meint, Ha- 
rari sein in Panama als »Mr. Sixty 
Percent« bekannt, wegen der 
60prozentigen Gewinne, die er 
mit seinen Maklergeschäften mit 
Noriega erzielt haben soll. 


Wie berichtet, wurden zwischen 
Noriega und Harari noch fol- 
gende weitere Geschäfte abge- 
wickelt: 


Harari erledigte 
alles für Noriega 


Harari besorgte israelische Si- 
cherheit für Noriegas Reisen au- 


General Omar Torrijos (links, mit US-Präsident Jimmy Car- 
ter) betraute Harari mit den Sicherheitsdiensten. 


ßerhalb Panamas, darunter ein 
Staatsbesuch in Israel im Juni 
1984, wo Noriega von Spitzenbe- 
amten des israelischen Verteidi- 
gungs- und Außenministeriums 
empfangen wurde. 


Harari richtete Noriegas Schwei- 
zer Bankkonten zur Deponie- 
rung der Millionen, die Noriega 
aus illegalem Drogenhandel und 
anderen ungesetzlichen Tätigkei- 
ten erzielt hatte, ein. 


Harari beschaffte, wie berichtet, 
mit Billigung der höchsten Ebene 
der israelischen Regierung, be- 
stens ausgeklügeltes elektroni- 
sches Abhörgerät für Noriega, 
um diesem zu ermöglichen, sei- 
nen potentiellen Feinden auf der 
Spur zu bleiben. Die Ausrüstung 
soll es Noriega sogar ermöglicht 
haben, Schlüsselanlagen des 
amerikanischen Militärs in Pa- 
nama mit »Wanzen« abzuhören. 


Nach einem Bericht zahlte die is- 
raelische Regierung Noriega 
1985 oder 1986 mehrere Millio- 
nen Dollar für das Abfangen und 
die Übertragung von verschlüs- 
selten amerikanischen Meldun- 
gen und Daten über Lateiname- 
rika. 


Ein altgedienter 
Mossad-Spezialist 


Harari trat 1945 der Haganah, 
der jüdischen Miliz, die dem isra- 
elischen Militär voranging, bei 
und diente eine Zeitlang in Rom, 


wo er mithalf, Juden nach Palä- 
stina hineinzuschmuggeln. Er be- 
gann dann eine Laufbahn als 
Spionageabwehrspezialist für 
den Mossad. Wie berichtet, half 
Harari bei der Planung und Aus- 
führung des erfolgreichen israeli- 
schen Schlags auf Ugandas Flug- 
hafen Entebbe im Jahre 1976, 
wobei 105 Israelis befreit wur- 
den, die sich bei der Entführung 
des Passagierflugzeugs an Bord 
befanden und als Geiseln festge- 
halten worden waren. 

Der israelische Premierminister 
Golda Meir beauftragte ihn auch 
mit der Leitung eines Killer- 
trupps zur Aufspürung und Tö- 
tung von Terroristen, die bei den 
Olympischen Spielen 1972 an 
dem Mord an elfisraelischen Ath- 
leten beteiligt waren. 


Dieser aber verwechselte einen 
marokkanischen Kellner in ei- 
nem Restaurant in Norwegen mit 
einem der Mörder von München 
und schoß ihn vor den Augen der 
entsetzten Restaurantgäste nie- 
der. Sechs der Killer wurden in 
Norwegen vor Gericht gestellt 
und ins Gefängnis gesperrt, und 
Harari wurde schnell zum Sta- 
tionschef des Mossad für Latein- 
amerika in Mexico ernannt. 


Als er in Mexico stationiert war, 
traf er mit Noriegas gleicherma- 
ßen korruptem Vorgänger Gene- 
ral Omar Torrijos zusammen, 
und durch ihn wurde er mit No- 
riega bekanntgemacht, der Torri- 
jos als Chef von Panamas Militär- 
nachrichtendienst diente. oO 
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Nahost-Journal 


ADL kritisiert 
US-Army 


Zionistische Gruppen haben ein 
Überprüfungsgremium der US- 
Army dafür kritisiert, daß es die 
Behauptung des Veterans des 
Zweiten Weltkrieges David Ru- 
bitsky zurückgewiesen hat, er 
habe im Kampf allein 500 japani- 
sche Soldaten getötet, und ihm 
dadurch die Verleihung der Con- 
gressional Medal of Honor ver- 
wehrt. Rubitsky, 72 Jahre alt, hat 
seinen Fall in den letzten zwei 
Jahren überprüfen lassen, aber 
die amerikanische Armee sagte, 
es lägen »unwiderlegbare Be- 
weise« dafür vor, daß Rubitsky in 
einer Schlacht in Neu Guinea im 
Jahr 1942 keineswegs eine große 
Anzahl von Japanern getötet hat, 
wie er behauptet. 


Abraham Foxman, landesweiter 
amerikanischer Direktor der 
Anti-Defamation. League (ADL) 
der B’nai B’rith-Loge, nannte die 
Entscheidung der Armee »gewis- 
senlos«. Er sagte, die ADL sei 
»in den letzten beiden Jahren, 
seit sie von der Diskriminierung 
erfahren habe, im Namen von 
Rubitsky tätig gewesen«. Oo 


Der Bomben- 


anschlag auf 
den Pan-Am- 
Flug 103 

»Der Bombenanschlag auf den 
Pan-Am-Flug 103 steht in direk- 
tem Zusammenhang zu dem Waf- 
fen-für-Geiseln-Abkommen, das 
die Reagan-Regierung mit dem 
Iran auszuhandeln versuchte«, 
behauptet Bruce Hemmings. 
»Die Politik des Versuchs, zu ei- 
nem Abkommen mit den radika- 
len Iranern zu kommen, war sei- 


nerzeit ein Fehler und ist jetzt ein 
Fehler.« 


Hemming stand 17 Jahre lang in 
den geheimen Diensten des CIA 
und trat kürzlich als Protest ge- 
gen die geheimen »Lausbuben- 
streiche« der Agentur in Zusam- 
menhang mit den Machenschaf- 
ten zwischen der US-Regierung 
und dem Iran zurück. Speziell 
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wurde Hemmings von seinen Vor- 
gesetzten im CIA 1987 aufgefor- 


dert, ein Schreiben an das Senate . 


Intelligence Oversight Commit- 
tee (Ausschuß zur Überwachung 
der Geheimdienste) des amerika- 
nischen Senats zu richten des In- 
halts, daß Richter William Web- 
ster, der neu designierte Direktor 
des Central Intelligence, zu der 
Zeit, als er noch Direktor des 
FBI war, von den geheimen Waf- 
fenlieferungen aus den USA an 
den Iran keine Kenntnis hatte. 


Hemmings, der während der Zeit 
des Geheimabkommens am Iran- 
Schreibtisch: des CIA saß, sagte, 
er könne einen solchen Brief 
nicht schreiben - weil nach Mit- 
teilung seiner gleichberechtigten 
Kollegen im FBI Webster über 
die Waffenlieferungen genau Be- 
scheid wußte. Es sei sogar mög- 
lich, sagte der CIA-Beamte und 
Veteran der Kriegsmarine aus 
dem Vietnam-Krieg, daß Webster 
während seiner Bestätigungsan- 
hörungen einen Meineid leistete, 
indem er jede Kenntnis von der 
Iran-Contra-Affäre bestritt. 


So schrieb Hemmings einen 
Brief, in dem er die Fakten nie- 
derlegte, wie er sie kannte. Aber 
das Schreiben an den Senatsaus- 
schuß wurde von seinen Vorge- 
setzten, die immer noch dabei 
waren ihre Verwicklung in den 
Iran-Contra-Schlamassel zu ver- 
tuschen, stark redigiert. Außer- 
dem wurde das Schreiben wo- 
chenlang in der Hauptgeschäfts- 
stelle des CIA liegengelassen und 
erst Monate später an den Aus- 


' schuß versandt, als es keinen Be- 


zug auf Websters Ernennung als 
Direktor mehr haben konnte. 


Danach ging die Laufbahn des 
altgedienten amerikanischen Of- 
fiziers für überseeische Fälle 
nach unten. Obwohl Hemmings 
für die Agentur unter Deckung in 
Casablanca, Algier, Kalkutta, 
Neu Delhi ‚und Tunis gedient 
hatte - wo er von der Agentur für 
seine superlative Untergrundar- 
beit ausgezeichnet wurde - 
schien jetzt für ihn kein angemes- 
sener Posten in der Hauptdienst- 
stelle des CIA mehr vorhanden. 

Das politische Denken hinter der 
Verwicklung der USA in die 
Iran-Geschichte zur Zeit der ge- 
heimen Waffengeschäfte be- 
ruhte, laut Mitteilung des CIA- 
Veterans, auf einer Reihe von 
Fehleinschätzungen und Fehl- 
konzeptionen. Die ungeheuer- 
lichste von diesen war der Ge- 


danke, daß es einige Mitglieder 
der radikalen fundamdentalisti- 
schen Führung, wie den jetzigen 
Präsidenten Hashemi Rafsan- 
jani, gab, die »pragmatisch« 


seien und »mit denen man arbei-. 


ten könne«. E 


Ein weiteres wesentliches Versa- 
gen im politischen Denken der 
Amerikaner zu jener Zeit be- 
stand darin, »auf die Israelis zu 
hören«, die aus eigenen politi- 
schen Gründen wollten, daß die 
USA den Iran in dessen Krieg ge- 
gen den Irak unterstützen soll- 
ten. 2 


Obwohl zahlreiche Rechtferti- 
gungen für den Waffenverkauf 
an den Iran vorgebracht wurden, 
glaubt Hemmings, daß Hilfe für 
die im Libanon von islamischen, 
dem Iran treu ergebenen Fanati- 
kern festgehaltenen Geiseln nur 
eine untergeordnete Erwägung 
war. Erstens, war bereits be- 
kannt, daß die Geisel, an der der 
CIA und die US-Regierung am 
meisten interessiert war, der 
CIA-Offizier William Buckley, 
von den Iranern zu Tode gefol- 
tert wurde. 


Hemmings glaubt weiterhin, daß 
die meisten, der nicht zur Regie- 
rung gehörigen Mitglieder der 
»Enterprise« — das inoffizielle 
Netzwerk, das von dem damali- 
gen CIA-Direktor William Casey 
und Oberstleutnant Oliver North 
aufgebaut wurde, um Waffen in 
den Iran zu liefern - hauptsäch- 
lich besorgt waren, »Geld zu ma® 
chen« anstatt die Interessen 
Amerikas im Nahen Osten zu 
vertreten. 


Außerdem hegt der ehemalige - 


CIA-Offizier den Verdacht, daß 
einige seiner Vorgesetzten im 
CIA ebenfalls ein »einnehmen- 
des Wesen« an den Tag legten, 
und daß »sie geheime Bankkon- 
ten in der Schweiz unterhalten«. 
Die vollständige Wahrheit über 
die Waffengeschäfte mit dem 
Iran wird der amerikanische 
Steuerzahler wahrscheinlich nie 
erfahren. Der gemeinsame Kon- 
greßausschuß, der die Angele- 
genheit untersuchte, verlor die 
Nerven und das Weiße Haus lei- 
stete gute Arbeit, um den Scha- 
den in Grenzen zu halten. 


»Iran-Contra ist ein toter Punkt«, 
meinte ein Mitarbeiter des US- 
Kongresses kürzlich. »Und es 
wird nicht lange dauern, bevor es 
Pan Am 103 auch ist.« oO 


Historische 
Auslegung der 
Intifada 


In dem jüdischen Magazin »Tik- 
kun« schreibt David Biale, Pro- 
fessor für jüdische Geschichte an 
der Graduate Theological Union 
in Berkeley, zu den nahöstlichen 
Nachwehen des derzeitigen ost- 
europäischen politischen Erdbe- 
bens. Er führt aus: »Was Shamir 
und viele andere Israelis nicht be- 
griffen haben, ist, daß die 1967 
besetzten palästinensischen Ge- 
biete ebenso wie Osteuropa die 
Umwälzungen der Entkolonisie- 
rung des späten 20. Jahrhunderts 
durchmachen. Die Intifada ist si- 
cherlich eine antikoloniale Re- 
volte, wie es die Rebellion der Al- 
gerier gegen die Franzosen und 
der Kampf der Inder gegen die 
Briten in der ersten Zeit dieses 


Jahrhunderts waren. Trotz der 


bedeutenden Unterschiede zwi- 
schen ihnen haben diese Revol- 
ten eines gemeinsam: In jedem 
Fall verwehrte eine herrschende 
Gruppe aus dem Ausland der ein- 
geborenen Bevölkerung ihre na- 
tionalen und politischen 
Rechte.« 


Was der Verfasser dieses aufhel- 
lenden Artikels jedoch nicht sagt, 
ist, daß »Shamir und viele andere 
Israelis« die historische Bedeu- 
tung der palästinensischen Be- 
freiungsbewegung nicht begrei-. 
fen können. Die meisten ameri- 
kanisch-jüdischen, pro-israeli- 
schen Aktivisten .übrigens auch 
nicht. Sie werden in der Tat nie- 
mals deren Bedeutung erfassen. 
Eine derartige historische Ausle- 
gung der Intifada steht im direk- 
ten Konflikt mit der Auffassung 
von Eretz Yisrael, dem langer- 
sehnten und geheimnisvollen 
Ziel der revisionistischen Zioni- 
sten. Diese wahren Gläubigen 
haben darüber hinaus die israeli- 
sche Politik ununterbrochen seit 
der Machtübernahme 
chem Begins im Jahr 1977 be- 
herrscht. 


Alles, was Israel heute ist - vom 
besonderen und strategischen 
Verhältnis zu den Vereinigten 
Staaten, über die falsche ameri- 
kanische, neokonservative Be- 
wegung zur absoluten Weigerung 
sich ethisch und gerecht mit den 
Palästinensern zu befassen - 


rührt von den geheimnisvollen, 


Überzeugungen und verrückten 
Verblendungen des revisionisti- 


Mena- 
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schen Zionismus her. Chaim 
Weizman, Ben Gurion und die 
anderen sozialistischen Zioni- 
sten, die Israel gründeten - und 
ihre Anhänger, die den kleinen 
jüdischen Staat in den ersten 30 
Jahren führten und bei denen 
noch einige Hoffnung bestand, 
daß sie schließlich zu einer 
Schlichtung des Streits mit den 
Palästinensern kommen würden 
-, sind schon seit langem auf die 
hinteren Seiten der israelischen 
Geschichte verdrängt worden. 


Jitzhak Shamir (geborener Yzer- 
nitzky) kam 1935 im Alter von 20 
Jahren aus Polen nach Palästina. 
Er war bereits ein ergebener Jün- 
ger von Wladir Jabotinsky und 
dessen revisionistischen zionisti- 
schen Philosophie. Zwei Jahre 
später trat er der Irgun Zvaßiß 
Le’umi (National Military Orga- 
nization), der revisionistischen 
radikalen Widerstandseinheit 
bei, die sich von der Haganah, 
die von den sozialistischen Zioni- 
sten gesteuert wurde, abgespal- 
ten hatte. Fast unverzüglich 
schmeichelte sich Shamir wegen 
seiner terroristischen Neigungen 
bei den Revisionisten ein. 


1938 versuchten Shamir und ein 
Mitverschwörer der Irgun einen 
Sammelkiosk des Verteidigungs- 
fonds der Jüdischen Weltorgani- 
sation in Tel Aviv in die Luft zu 
sprengen, aber sie vermasselten 
ihre Aufgabe. Die Jüdische Wel- 
torganisation wurde damals von 
der Bewegung der sozialistischen 
Zionisten beherrscht. 


1940, nachdem Jabotinsky seine 
terroristischen Operationen auf- 
gegeben hatte, um mit den Briten 
im Zweiten Weltkrieg zusammen- 
zuarbeiten, trat Shamir der Lehi- 

“ Lehamei Herut Yisrael (Kämpfer 
für die israelische Freiheit) - bei, 
die als Stern-Bande berüchtigt 
wurde und deren Führer der all- 
gemein bekannte Abraham Stern 
war. Shamir wurde bald Opera- 
tionschef der Bande. In dieser Ei- 
genschaft sandten er und Stern 
1941 Abgesandte in die Türkei, 
um dortigen deutschen Diploma- 
ten ein Bündnis mit Sterns 
Gruppe vorzuschlagen, um ge- 
meinsam mit den Deutschen ge- 
gen die Engländer in Palästina zu 
kämpfen. Anscheinend wurde 
dem Vorschlag seitens der deut- 
schen Regierung niemals stattge- 
geben. 


In den darauf folgenden Jahren 
. kam Shamirs Fanatismus -ın 


Form von terroristischen und 
mörderischen Taten - voll zum 
Ausdruck. Er:nahm an’ der Pla- 
nung des Mordes an Lord 
Moyne, des britischen Resident 
Minister im Nahen Osten, in 
Kairo im Jahr 1944 teil. Shamir 
verkleidete sich seinerzeit als has- 
sidischer Rabbiner in Tel Aviv. 


Zwei Jahre später war er an dem 
Bombenanschlag auf das Haupt- 
quartier der britischen Armee im 
King David Hotel in Jerusalem 
beteiligt. Und 1947. war Shamir 
an der Ermordung des Schweden 
Graf Bernadotte, des Sonderver- 
mittlers der Vereinten Nationen 
für Palästina, beteiligt. Er wurde 
1941 von britischen Behörden 
verhaftet und noch einmal im 
Jahr 1946. Beide Male gelang es 
ihm zu entkommen und zu seinen 
terroristischen Tätigkeiten zu- 
rückzukehren, das zweite Mal 
aus einem Gefängnis in Eritrea in 
Ostafrika. Shamirs Hingabe zu 
Eretz Yisrael und seine Neigung 
zum Mord war niemals eine An- 
gelegenheit, die bezweifelt wer- 
den konnte. Als er in den fünfzi- 
ger und sechziger Jahren als Chef 
der europäischen Abteilung des 
Mossad diente, war er schnell da- 
mit bei der Hand »die Beseiti- 
gung« der Feinde Israels zu be- 
fehlen, behaupten ehemalige Of- 
fiziere des israelischen Nachrich- 
tendienstes. Und noch im Früh- 
jahr 1988 befahl Shamir in seiner 
Eigenschaft als Premierminister 
Israels die Ermordung eines der 
obersten Führer der PLO in Tu- 
nis, in der vagen Hoffnung, daß 
dies dem Aufstand der Palästi- 
nenser am Westufer und im Gaza- 
streifen vielleicht ein Ende set- 
zen würde. 


Kann man von einem Mann mit 
diesem Fanatismus und diesen 
tödlichen Neigungen jemals er- 
warten, zu einer vernünftigen 
und gerechten Vereinbarung be- 
züglich der Palästinenser und ih- 
res Landes zu kommen. m 


Wer spricht 
für die 
US-Juden? 


Nachdem sie jahrelang: in jüdi- 
schen Fragen, besonders in bezug 
auf Israel, eine solide Front gebil- 
det haben, sehen sich die großen 
amerikanisch-jüdischen Organi- 
sationen jetzt von innen und von 
außen Herausforderungen ge- 


genüber. Die Intifada — das palä- 
stinensische » Abwerfen« der isra- 
elischen militärischen Besetzung 
- und ihre Auswirkungen haben 
die einst monolithische amerika- 
nisch-jüdische . Pro-Israel-Ge- 
meinde bis auf die Grundfesten 
erschüttert. 


Ein jüngstes Beispiel für die 
Zweifel und Verwirrung, die sich 


langsam unter den Mitgliedern 


der Gemeinde verbreiten, war 
eine wenig publizierte Diskus- 
sion in New York. In dieser De- 
batte standen sich das Schwerge- 
wicht der Gemeinde, Seymour 
Reich, Leiter von B’nai B’rith In- 
ternational und Vorsitzender der 
Konferenz der Präsidenten der 
großen amerikanisch-jüdischen 
Organisationen, und sein Gegen- 
spieler Michael Lerner, Heraus- 
geber des Magazins »Tikkun«, 
und Vertreter einer »alternati- 
ven« jüdischen Lobby gegen- 
über. Das Thema der Diskussion 
lautete: »Wer spricht für ameri- 
kanische Juden?« 


Die Meinungen der Diskussions- 
teilnehmer wurden drastisch 
durch ihre gegensätzliche äußere 
Erscheinung unterstrichen. 
Reich, das Symbol der breiten 
Masse des organisierten "Juden- 
tums des Establishments, war 
makellos gepflegt und trug einen 
maßgeschneiderten Anzug mit 
teurer Krawatte. Lerner, der Her- 
ausforderer der Meinung des 
Establishments und der einst nie 
in Frage gestellten Macht, war 


‚lässig gekleidet und trug eine Jar- 


mulka und einen ungepflegten 
Bart im Stil der sechziger Jahre. 


Was jedoch noch wichtiger ist, 
Reich befand sich deutlich in der 
Defensive. Verschwunden war 
die Erhabenheit des Establish- 
ments der Vergangenheit. Erst 
vor einem Jahr hatten Reich und 
die Hauptführung sich gewei- 
gert, die bloße Existenz, ge- 
schweige denn die Rechtmäßig- 
keit alternativer Meinungen in- 
nerhalb der Gemeinde anzuer- 
kennen. »Wir sind keine monoli- 
thische Gemeinde«, räumte er 
ein. Die Konferenz der Vorsitzen- 
den strebt nicht danach »Mei- 
nungsäußerungen, die sich von 
den unsrigen unterscheiden, ab- 
zuwürgen«. Aber »wenn wir auch 
nicht alle amerikanischen Juden 
vertreten, so sprechen wir doch 
im Namen der breitesten Koali- 
tion der größten jüdischen Ge- 
meinde der Welt«. Reich fügte 
hinzu, die große Anzahl verschie- 


dener Organisationen unter der . 


Schirmherrschaft der Konferenz 
sei der Grund, »warum sich die 
Medien dafür interessieren, was 
wir zu sagen haben, und warum 
die Macher der öffentlichen Poli- 
tik zu unseren Versammlunge 

kommen«. 


Lerner seinerseits klagte an, daß 
die Führung des Mainstream der 
Gemeinde das volle Spektrum 
der Ansichten des amerikani- 
schen Judentums nicht richtig wi- 
derspiegele. 


»Was in der Presse richtig als Un- 
terstützung des Staates Israel 
durch uns alle genannt wird, wird 
fälschlicherweise als Unterstüt- 
zung der Politik der gegenwärti- 
gen Regierung des Staates Israel 
bezeichnet«, sagte Lerner. Er be- 
rief sich auf kürzliche Meinungs- 
umfragen, die von dem Soziolo- 
gen Steven Cohen durchgeführt 
wurden und aus denen hervor- 
gehe, daß beinahe die Hälfte der 
amerikanischen Juden über Isra- 
els Politik gegenüber den Palästi- 
nensern zutiefst beunruhigt sind. 


Lerner stand der Weigerung der 
Führung der amerikanischen Ju- 
denheit gegen den Premiermini- 
ster Jitzhak Shamir das Wort zu 


‚ergreifen besonders kritisch ge- 


genüber. In der organisierten jü- 
dischen Gemeinde herrschte ein 
Klima vor, in dem Juden nicht 
den Eindruck haben, daß sie Sha- 
mir mit »lauter und klarer 
Stimme« sagen könne, daß seine 
Politik »politisch destruktiv und 
moralisch abscheulich« ist. 


.. Die Gefahr der Geheimhaltung ° 


dieser Ansichten vor der derzeiti- 
gen israelischen Führung liegt 
darin, daß sich die Israelis nicht 
darüber klar sind, daß ihre fort- 
gesetzte Besetzung des Westufers 
und des Gazastreifen den Juden- 
staat die Unterstützung durch die 
amerikanischen Juden kostet. 
Die Kosten in den USA bestehen 
darin, daß viele Juden sowohl ge- 
gen die israelische Führung als 
auch gegen das organisierte Ju- 
dentum, das kein Forum für diese 
alternativen Ansichten darstellt, 
eine Abneigung entwickelt ha- 


Revisionismus 


Der 


Morgenthau- 


Plan 


Anthony Kubek 


Die Morgenthau-Tagebücher bestehen aus 900 Bänden, die sich in der 
Roosevelt-Library in Hyde Park, New York, befinden. Als Berater für 
den Unterausschuß für Innere Sicherheit des amerikanischen Senats 
wurde Anthony Kubek mit der Aufgabe betraut, alle Unterlagen zu 
untersuchen, die sich mit Deutschland befassen, vor allem solche, die 
mit dem Morgenthau-Plan zur Zerstörung Deutschlands nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Zusammenhang stehen. Der Unterausschuß war 
daran interessiert, welche Rolle Dr. Harry Dexter White, der Haupt- 
architekt des Plans dabei gespielt hat. 


Der amerikanische Finanzmini- 
ster Henry Morgenthau jun. 
diente von Januar 1934 bis Juli 
1945 in Präsident Franklin De- 
lano Roosevelts Kabinett. Bevor 
Morgenthau zum US-Finanzmi- 
nister ernannt wurde, hatte er 
jahrzehntelang in der Nähe von 
Roosevelts Wohnung am Hyde 
Park in New York gewohnt und 
galt als einer seiner engsten und 
am meisten vertrauten Freunde. 
Seine Ernennung war klar und 
deutlich der Höhepunkt einer 
zwanzigjährigen Hingabe und 
Bewunderung für seinen Nach- 
bar am Hudson River. Nach sei- 
nem offiziellen Biographen war 
es Morgenthaus »größte Freude 
im Leben, Roosevelt zu dienen, 
den er liebte und vertraute sowie 
bewunderte«. 


Emotionell aufgebracht 
durch Hitlers Aufstieg 


Das US-Finanzministerium und 
Minister Morgenthau hatte viele 
Funktionen, die alles bisher Da- 
gewesene in der Geschichte des 
Ministeriums übertreffen. Aus 
Morgenthaus-Tagebüchern geht 
hervor, daß sich das Finanzmini- 
sterium immer wieder anmaßte 
amerikanische Außenpolitik zu 
betreiben. In seinen Memoiren 
beschrieb der amerikansiche Au- 
Benminister Cordwell Hull dies 
mit den folgenden Worten: 


»Emotionell aufgebracht durch 
Hitlers Aufstieg und seine Verfol- 


Eau EZ DEDGLLE EEE EZE BZEDEEERZE DEE BE HE U 


des Außenministers waren. Seine 
Arbeit bei der Erstellung eines 
Katastrophenplans für die Be- 
handlung Deutschlands nach 
dem Kriege und die Art, wie er 
den Präsidenten dazu veran- 
laßte, ihn ohne Absprache mit 
dem Außenministerium zu ak- 
zeptieren, waren Musterbei- 
spiele dieser Art von Einmi- 
schung.« 


Schnellen und direkten 
Zugang zum Präsidenten 


Eigentlich war es aber Dr. Harry 
Dexter White, Morgenthaus 
hauptsächlicher Berater in Geld- 
angelegenheiten und schließlich 
stellvertretender US-Finanzmini- 
ster, der die meisten wichtigen 
Geschäfte des Ministeriums 
führte. Aus den Tagebüchern 
geht hervor, daß Whites Einfluß 
die ganzen Jahre des Zweiten 
Weltkriegs hindurch enorm groß 


war. 


Henry Morgenthau (links) mit seinem Chef, US-Präsident Franklin 


D. Roosevelt. Morgenthau wollte mit seinem Plan Deutschland 
bestrafen und endgültig zerstören. 


gung der Juden, versuchte Mor- 
genthau oft den Präsidenten dazu 
zu veranlassen, dem Außenmini- 
sterium vorzugreifen oder entge- 
gen unserem besseren Urteil zu 
handeln. Wir stellten manchmal 
fest, daß er Verhandlungen mit 
ausländischen Regierungen 
führte, die eigentlich Aufgabe 


Kurz nachdem Morgenthau 1934 
Minister wurde trat White auf 
Empfehlung des angesehenen 
Volkswirts Professor Jacob Viner 
von der University of Chicago als 
Wirtschaftsanalytiker in dessen 
Mitarbeiterstab ein. Damals 42 
Jahre alt, stand White kurz davor, 
von der Harvard University, wo 


ET BiRc, 00 re 
er vorher als Lehrer tätig war, 
den Doktortitel für Volkswirt- 
schaft zu erlangen. Er stieg im Fi- 
nanzministerium schnell 
wurde 1938 zum Director of Mo- 
netary Research (Direktor für 
Forschung in Geldangelegenhei- 
ten) ernannt und erwarb sich im 
Sommer 1941 den zusätzlichen Ti- 
tel eines » Assistenten des Mini- 
sters.« 


Wortgewandt, mit einem 
Schnurrbart versehen und stets 
elegant gekleidet, war er im Mini- 
sterium zwar eine auffällige Er- 
scheinung, blieb jedoch in der Of- 
fentlichkeit bis 1943, als Zei- 
tungsartikel ihn als den eigentli- 
chen Architekten der monetären 
Vorschläge des Ministers Mor- 
genthau für die Zeit nach dem 
Kriege identifizierten, weitge- 
hend unbekannt. 


Die Tagebücher enthüllten Whi- 
tes Technik der Dominierung 
über allgemeine Angelegenhei- 
ten des Ministeriums dadurch, 
daß er seine Pläne und Gedanken 
dem Minister. vortrug, der sie 
häufig direkt zum. Präsidenten 
trug. Es ist sehr bemerkenswert, 
daß Morgenthau schneller Zu- 
gang zum Präsidenten hatte als ir- 
gendein anderes Kabinettsmit- 
glied. Er stand rangmäßig niedri- 
ger als der Außenminister im Ka- 
binett, aber Hull beschwerte sich 
darüber, daß er oft so handelte 
als sei er »mit Befugnis beklei- 
det«, um auf das Gebiet der aus- 
wärtigen Angelegenheiten vor- 
stoßen zu können. Morgenthau, 
meinte Hull, »ließ es nicht bei sei- 
ner Arbeit im Finanzministerium 
bewenden«. 


Politik durch Manipulation 
von Informationen 


Über die Jahre hinweg brachte 
White eine Reihe von Wirt- 
schaftsspezialisten in das Finanz- 
ministerium, mit denen er sehr 
eng zusammenarbeitete. White 
und seine Kollegen waren daher 
in der Lage auf die amerikani- 
sche Außenpolitik einen Einfluß 
auszuüben, der, wie aus den Tage- 
büchern hervorgeht, tiefgehend 
und ohne Präzedenzfall war. Sie 
nutzten ihre Macht auf verschie- 
dene Weise aus, um den soge- 
nannten Morgenthau-Plan für 
die Nachkriegsbehandlung 
Deutschlands zu entwerfen und 
zu fördern. Ihre Tätigkeit be- 
schränkte sich nicht auf die Be- 
fugnis, die ihnen offiziell erteilt 
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worden war: Ihre Macht lag im 
Zugang und in ihrem Einfluß auf 
den Minister Morgenthau und 
andere Regierungsbeamte sowie 
den Möglichkeiten, die ihnen zur 
Verfügung standen, Informatio- 
nen auf denen die Politik ihrer 
Vorgesetzten basieren könnten 
entweder weiterzuleiten oder zu- 
rückzubehalten. 


Was dies zu einem einmaligen 
Kapitel in der amerikanischen 
Geschichte macht ist, daß Dr. 
White und einige seiner Kolle- 
gen, die eigentlichen Macher der 
lebenswichtigen Staatspolitik in 
jenen kritischen Jahren, später in 
Untersuchungen auf Kongreß- 
ebene als Mitglieder in einem 
Netzwerk der kommunistischen 
Spionage unmittelbar im Schat- 
ten des Washington-Denkmals 
identifiziert wurden. Zwei von ih- 
nen arbeiteten für die chinesi- 
schen Kommunisten. 


Verurteilung zu 


3 BEUDISHERTEDIEARENSEEIKUNN 


Mit den einfachsten Worten 
ausgedrückt bestand. das Ziel 
des Morgenthau-Plans darin, 
Deutschland zu entindustrialisie- 


ren und sein Volk zu einem Hir- 


tendasein zu degradieren sobald 
der Krieg gewonnen war. Wenn 
dies erreicht werden könnte, 
dann würden sich die militarisier- 
“ ten Deutschen niemals wieder er- 
‘heben, um den Frieden in der 
Welt zu bedrohen. ; 


Dies war die Rechtfertigung für 
ihre Planung, aber hinter diesem 
offensichtlichen Motiv lauerte 
drohend ein anderes. Das verbor- 
gene Motiv wurde im September 
1946, mehr als ein Jahr nach der 
Kapitulation der Deutschen in ei- 
. ner von mehreren Zeitungen ver- 
öffentlichten Kolumne der New 
Yorker »Herald Tribune« ent- 
larft. Das eigentliche Ziel der 
vorgeschlagenen . Verurteilung 
»ganz Deutschland zu einer per- 
manenten Kartoffelkost« war die 
Kommunisierung der geschlage- 
nen Nation. »Der letzte Weg um 
die Deutschen in die Arme der 


Sowjetunion zu treiben«, so. 


wurde ausgeführt, »besteht 
darin, daß die Vereinigten Staa- 
ten als Verfechter des wahllosen 
und bitteren Elends in Deutsch- 
land hervortreten sollten«. 


Jeder, der die Morgenthau-Tage- 
bücher einsieht, geht kaum daran 
vorbei tief von der ungeheuren 


Macht beeindruckt zu werden,- 


die sich in den gierigen Händen 
von Dr. Harry Dexter White an- 
sammelte, der 1953 von J. Edgar 
Hoover als sowjetischer Agent 
identifiziert wurde. White über- 
nahm volle Verantwortung für 
»alle Angelegenheiten, mit de- 
nen das US-Finanzministerium 
zu tun hatte und die irgendwie 
mit auswärtigen Angelegenhei- 
ten in Zusammenhang standen.« 
Er und seine Kollegen hatten die 
völlige Billigung des Ministers 
Morgenthau bei der Formulie- 
rung einer Blaupause für die Aus- 
schaltung Deutschlands als Welt- 
macht. Die Früchte, die der So- 
wjetunion als Folge einer solchen 
Planung durch das Finanzmini- 
sterium in den Schoß fallen könn- 
ten, waren unbereChenbar. 


Das was die 
Kommunisten wollten 


Als Mitglieder des Senate Inter- 
nal Security Subcommittee Eli- 
zabeth Bentley, die .als Kurier 
zwischen White und sowjetischen 
Agenten fungierte, fragten, ob 
sie etwas von einem ähnlichen 
»Morgenthau-Plan« für den Fer- 
nen Osten wüßte, gab sie die fol- 
gende Erklärung ab. 


Miss Bentley: »Nein. Der einzige 
Morgenthau-Plan von dem ich ir- 
gendetwas wußte, war der deut- 
sche.« 


Senator Eastland: »Wußten Sie 
wer diesen Plan aufgestellt hat?« 


Miss Bentley: »Es geschah auf- 
grund von Mr. Whites Einfluß, 
um die Verwüstung Deutschlands 
voranzutreiben, denn das ist was 
die Russen wollten.« 


Senator Ferguson: »Das war was 
die Kommunisten wollten?« 


Miss Bentley: »Sicher. Moskau 
wollte, daß sie — die deutschen 
Fabriken - völlig dem Erdboden 


. gleichgemacht werden sollten, 


weil sie dann für die Alliierten 
nicht mehr von Nutzen sein wür- 
den.« 


Mr. Morris: »Sie sagen, daß 


“ Harry Dexter White daran gear- 


beitet hat?« 


Miss Bentley: »Und auf unsere 
Anweisung hin trieb er die Sache 
energisch voran.« 


Als J. Edgar Hoover am 17. No- 
vember 1953 vor dem Unteraus- 


schuß aussagte, bestätigte er 
diese Zeugenaussage wie folgt: 


»Alle von Miss Bentley 'gemach- 
ten Angaben, die sorgfältig über- 
prüft wurden, haben sich als rich- 
tig herausgestellt. Sie wurde den 
eingehendsten Kreuzverhören 
unterzogen; ihre Zeugenaussage 
wurde von Untersuchungsaus- 
schüssen und bei Überprüfungen 
durch die Gerichte bewertet und 
wurde für richtig befunden.« 


Das strittige Handbuch 


. für die Besatzungspolitik 


Mr. Hoover fuhr fort: »Miss 
Bentleys Bericht über Whites Tä- 
tigkeit wurde später von Whitt- 
aker Chambers bestätigt; und die 
Dokumente in Whites eigener 


Handschrift, deretwegen es kei- 


nerlei Streitigkeiten geben kann, 
verleihen den früheren Informa- 
tionen über White Glaubwürdig- 
keit.« 


Morgenthau sprang unter die 
Decke, als er ein Exemplar des 
»Handbook for Military Govern- 
ment in Germany« in die Hand 
bekam, das zur Anleitung jedes 
amerikanischen und: britischen 
Beamten nach Ankunft in 
Deutschland gedacht war. Das 
Handbuch gewährte einen Ein- 
blick in eine ganz andere Art von 
Besatzungspolitik als die, welche 
sich die Beamten des Finanzmini- 
steriums erhofften. Seine Tonart 
war durchweg gemäßigt und- 
milde. Deutschland sollte sich 
nicht nur selbst unterhalten son- 
dern einen verhältnismäßig ho- 
hen Lebensstandard bewahren. 


Morgenthau verlor keine Zeit 
Präsident Roosevelt das »Hand- 
book« zu zeigen, der es sofort als 
zu weich zurückwieß. Von der 
kritischen -Denkschrift beein- 
druckt, die White ausgearbeitet 
hatte, machte der Präsident das 
Handbuch zunichte und sandte 
seinerseits eine beißende Denk: 
schrift an den Kriegsminister 
Henry L. Stimson, mit einer Ko- 
pie an Hull. 


»Dieses sogenannte Handbuch 
ist ziemlich schlecht«, begann 
Roosevelt, und er gab die Anwei- 
sung, »alle Exemplare« sofort 
einzuziehen, da es ihm den Ein- 
druck vermittele, daß Deutsch- 
land ebenso »wiederhergestellt 
werden sollte wie die Nieder- 
lande und Belgien, und daß das 
deutsche Volk so schnell wie mög- 


lich wieder auf seinen Vorkriegs- 
vermögensstand gebracht wer- 
den soll«. 


Die Deutschen 
brauchen Psychiatrie 


So wurden sowohl Hull als auch 
Stimson vom Präsidenten dar- 
über in Kenntnis gesetzt, daß das 
Außen- und das Kriegsministe- 
rium eine schärfere Einstellung 
gegen Deutschland zu entwik- 
keln hätten, oder man würde sie 


bei der Formulierung dieser Poli- 
tik umgehen. Laut General Lu- 


cius Clay hatte die Unterdrük- 
kung des »Handbook« schließ- 
lich eine »verheerende Auswir- 
kung auf die Moral der amerika- 
nischen Beamten, die dafür ver- 
antwortlich waren, Deutschland 
zu entwäffnen«. 


Indessen hatten das US-Außen- 


“ministerium und die Joint Chiefs 


of Staff schon ihre eigenen Vor- 
schläge und Anweisungen für 
Nachkriegsdeutschland fertigge- 
stellt. Nach dem Dokument des 
US-Außenministeriums sollte es 
keine »umfassende und dauer- 
hafte Behinderung der ganzen 
deutschen Industrie geben.« 


ICS 1067, wie die militärische Di- 
rektive beziffert war, war in ih- 
rem Geist unverkennbar dem 
»weichen« Entwurf des Außen- 
ministeriums ähnlich. Darüber 
hinaus befand sie sich in »Über- 
einstimmung« mit dem »Hand- 
book«, das heißt, dieser Entwurf 
duldete nicht nur sondern ermu- 
tigte sogar freundliche Beziehun- 
gen zwischen amerikanischen 
Soldaten und deutschen Zivili- 
sten. 


Das Ruhrgebiet zusperren 
und auslöschen 


Aus verschiedenen Zusammen- 
treffen zwischen dem Außen- 
und dem Kriegsministerium ent- 
stand schließlich eine neue Fas- 
sung der Direktive JCS 1067. 
Darin wurde der Geist des ur- 
sprünglichen Entwurfs völlig ins 
Gegenteil verkehrt. Sie trug weit- 
gehend die Handschrift von 
Harry Dexter White. Es war in 
der Tat bemerkenswert, wie sehr 
sich das Finanzministerium hier 
eingemischt und schließlich das 
Außen- und das Kriegsministe- 
rium dazu gebracht hatte, ihre 
Politik gegenüber Nachkriegs- 
deutschland grundlegend zu än- 
dern. 
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Revisionismus 

Der | 
Morgenthau- 
Plan 


Im Bereich der Finanzen hatte 
der Finanzminister natürlich mit 
der. Nachkriegsbehandlung 
Deutschlands zu tun. Aber Mor- 
genthau mischte sich weitgehend 
in Angelegenheiten ein, die mit 
Wirtschaft überhaupt nichts zu 
tun hatten. Die Deutschen benö- 
tigen Psychiatrie, sagte Morgen- 
thau zu White. Er sei daran inter- 
essiert, »eher den Geist als den 
Körper zu behandeln« und an der 
Planung, »wie die kommende 
Generation der Kinder aufzuzie- 
hen war«. Es wäre vielleicht klug, 
die gesamte Nazi-SS aus 
Deutschland herauszunehmen 
und sie in irgendeinen anderen 
Teil der Welt zu deportieren. 


»Ergreift sie einfach körperlich«, 
sagte er zu White, und »ich habe 
keine Angst diesen Vorschlag zu 
machen«, wenn es auch sehr 
»grausam sein könnte ... die Tat 
zu vollenden«. 


Bezüglich der Bestrafung der 
Nazi-Führer schlug White vor, 
eine Liste von »Kriegsverbre- 
chern« aufzustellen und sie ame- 
rikanischen Offizieren an Ort 
und Stelle vorzulegen, die mög- 
licherweise die Schuldigen aus- 
findig machen und auf der Stelle 
erschießen könnten. Morgen- 
thau bemerkte scherzend, man 
könne einen guten Anfang ma- 
‚chen mit Stalins »Liste mit 
50.000« - ein Hinweis auf Stalins 
Toast mit Wodka, den er auf der 
Konferenz von Teheran an Roo- 
sevelt und Churchill ausbrachte. 


. Die Lage des Ruhrgebiets war ei- 
nes der Hauptthemen auf einer 
der vielen Sitzungen des Finanz- 
ministeriums. Seit vielen Jahren 
waren die Kohlenfelder des Ruhr- 
gebiets für die deutsche Volks- 
wirtschaft von wesentlicher Be- 
deutung gewesen. Der britische 
Volkswirt John Maynard Keynes 
hatte nach dem Ersten Weltkrieg 
gesagt, das Kaiserreich sei »eher 
auf Kohle und Eisen als auf Blut 
und Eisen« aufgebaut. Kohle war 
das Rückgrat der gesamten deut- 
schen. Industrie, lebenswichtig 
für Deutchschlands Stromkraft 


“und für seine chemische, synthe- 
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„tische Öl- und Stahlindustrie. Es_ 


war daher Morgenthaus beharrli- 
che Ansicht, daß das Ruhrgebiet 
»zugesperrt und ausgelöscht« 


werden müsse, und er war sich 
dessen sicher, daß der Präsident 


in diesem Punkt »völlig mit ihm 
übereinstimmt«. 


Im weiteren Verlauf der Gesprä- 
che deutete White gerissen an, 
daß es vielleicht besser wäre, das 
Ruhrgebiet unter internationale 
Kontrolle zu stellen, was »Repa- 
rationen für zwanzig Jahre mit 
sich bringen würde«. Dies war 
ein Scheinvorschlag den Morgen- 
thau auch unverzüglich zurück- 
wies. »Harry, das kannst Du mir 
überhaupt nicht verkaufen«, 


sagte er, »weil es nur ein paar _ 


Jahre unter Kontrolle stehen 
würde und die Deutschen dann 
einen weiteren Anschluß (An- 
spielung auf Österreich) bekä- 
men!« . 


Das einzige Programm, bei dem 
er mitmachen würde, erklärte 
Morgenthau, sei die »völlige 
Schließung des Ruhrgebiets«. 
Als Herold Gaston, der Public 
Relations Beamte des Finanzmi- 
nisteriums ihn unterbrach und 
fragte, ob dies bedeute »die Be- 


völkerung auszutreiben«, Ant- 


wortete Morgenthau: »Mir ist 
völlig egal was mit der Bevölke- 
rung geschieht ... ich würde je- 
den Pütt, jedes Stahlwerk und 
jede Fabrik vornehmen und zer- 
stören.« 


»Jeglicher Art?«, fragte Gaston. 
»Stahl, Kohle, alles. Einfach zu- 
machen«, sagte Morgenthau. 
»Sie würden doch die Bergwerke 
nicht schließen, nicht wahr?«, er- 
kundigte sich Daniel Bell, einer 
der Gehilfen des Ministers. »Na- 
türlich«, antwortete Morgenthau 
und er wiederholte, daß die ein- 
zige Wirtschaftstätigkeit, die un- 
versehrt bleiben müsse, die 
Landwirtschaft ıst -— und die 
könne einer Form von internatio- 
naler Kontrolle unterstellt wer- 
den. Er sei dafür, erst die deut- 
sche Wirtschaftsmacht zu zerstö- 
ren, und dann »werden wir uns 
als zweites um die Bevölkerung 
kümmern«. 


Zerstörung der deutschen 
Wirtschaftsmacht 


Morgenthau schien sehr zuver- 
sichtlich zu sein, daß der Präsi- 
dent in seiner Unterstützung für 
ein Bestrafungsprogramm für das 


Nachkriegsdeutschland nicht 
wankend werden würde. Ein 
wirksamer Plan müsse jedoch in- 
nerhalb.der nächsten sechs Mo- 
nate durchgeführt werden, an- 
dernfalls könnten die Alliierten 
plötzlich »weich« werden. 


Der beste Weg damit zu begin- 
nen, riet Morgenthau, sei ameri- 
kanische Pioniere in jede Fabrik 
für synthetisches Benzin zu schik- 
ken und diese in die Luft zu 
sprengen, oder »die Wasserhähne 
aufzudrehen, um sie unter Was- 
ser zu setzen«. Dann sollen sich 
doch die »großen Menschen- 
freunde ganz einfach zurückleh- 
nen und entscheiden, was mit der 
Bevölkerung geschehen soll«. 
Am Ende würde das Ruhrgebiet 
»einigen der »Silberminen in Ne- 
vada« ähneln«, sagte Morgen- 
thau. »Sie meinen wie Shermans 
Marsch an die Küste?«, fragte 
Dar Bell. Morgenthau antwor- 
tete unverblümt, daß er das Ruhr- 
gebiet zu einer »Geisterland- 
schaft« machen wolle. 


Solcherart waren die Ansichten 
des Ministers Morgenthau über 
die Behandlung Deutschlands. 
Noch niemals in der amerikani- 


. schen Geschichte wurde ein rach- 


süchtigeres Programm für eine 


besiegte Nation vorgeschlagen. . 


Dadurch, daß das Wirtschaftsmi- 
nisterium einen noch nie dagewe- 
senen Einfluß auf die Festlegung 
der amerikanischen Politik ge- 
genüber Deutschland ausübte, 
wurden die jeder. Logik wider- 
sprechenden Trugschlüsse, die 
Umgehung von wichtigen Fragen 
und die vorsätzliche Mißachtung 
wesentlicher wirtschaftlicher Zu- 
sammenhänge, die im obigen Ge- 
spräch offenkundig zutagetraten, 
als endgültig angenommen in den 
Nachkriegsplan eingegliedert. 
Außerdem durfte kein Papier 
von irgendwelcher Bedeutung, 
das sich mit der Besetzung 
Deutschlands befaßte, freigege- 
ben werden bevor es das Finanz- 
ministerium billigte. Das Außen- 
und das Kriegsministerium ver- 
hielten sich bald dem Finanzmini- 
sterium gegenüber auf diesem 
Gebiet, normalerweise ihr Ver- 
antwortungsbereich, buchstäb- 
lich unterwürfig. 

Auf einer Sitzung im Büro des 
Präsidenten brachten Morgen- 
thau und Stimson ihre gegensätz- 
lichen Meinungen zum Aus- 
druck. Stimson widersprach hef- 
tig der Empfehlung des Finanz- 
ministeriums zur Zerstörung des 
Ruhrgebiets. 


Ich bin nach wie vor gegen ein . 
derartiges Programm«, erklärte 
er und sagte, er halte es für »völ- 
lig falsch« den Menschen von Eu- 
ropa die Produkte zu entziehen, 
die das Ruhrgebiet herstellen 
könne. Der Plan des Finanzmini- 
steriums, falls er angenommen 
würde, würde neue Kriege her- 
vorrufen, Sympathie für die 
Deutschen in anderen Ländern 
erwecken und die Hilfsmittel zer- 
stören, die für den allgemeinen 
Wiederaufbau des verwüsteten 
Europa benötigt werden. Er 
drang auf den Präsidenten ein, 
keine übereilte Entscheidung zu 
treffen und »einstweilen« Hulls 
Vorschlag aufzugreifen, daß die 
umstrittene Wirtschaftsfrage 
Thema zukünftiger Gespräche 
sein sollte. 


Churchill änderte 
seine Meinung 


Auf der Gipfelkonferenz von 
Quebec zwischen Roosevelt und 
Churchill im .September 1943 
wurde Morgenthau gebeten, den 
Engländern seinen Plan zu erläu- 
tern. Churchill war zunächst ent- 
setzt und nannte den Plan »in 
scharfem Ton« »grausam und un- 
christlich«. 


Aber Morgenthau ritt auf.dem 
Gedanken herum, daß die Zer- 
störung des Ruhrgebiets nach 
dem Kriege für Großbritannien 
neue Märkte erschließen würde. 
Er versprach Churchill auch ein 
amerikanisches Darlehen in 
Höhe von 6,5 Milliarden Dollar. 
Churchill »änderte seine Mei- 
nung« am darauffolgenden Mor- 
gen. 


Obwohl auf der Konferenz von 
Quebec auswärtige Angelegen- 
heiten und militärische Dinge 
eingehend besprochen wurden, 
waren weder Hull noch Stimpson 
anwesend. Das Finanzministe- 
rium bekam bei Verhandlungen 
über Deutschland den Vorrang 
über das Außenministerium und 
das Kriegsministerium. 


Die Auswirkungen von Morgen- 
thaus Sieg in Quebec machten: 
sich schnell in Washington spür- 
bar. Bei einem Mittagessen mit 
dem Staatssekretär im Kriegsmi- 
nisterrum, Robert Patterson, 
brachte Morgenthau die Verein- 
barung von Quebec zur Sprache. 
Patterson sagte scherzhaft: »Eu- 
ropa dadurch zu degradieren, 
daß man Deutschland zum Ak- 


kerland macht, widerstrebt Ih- 
nen das nicht?« Morgenthau ant- 
wortete: »Nicht im Falle 
Deutschlands.« 


Ein Verbrechen gegen 
die Zivilisation 


Hull war der festen Ansicht, daß 
man Morgenthau aus dem Ge- 
biet der allgemeinen Politik hätte 
heraushalten sollen. Stimson 
ebenfalls. Als Stimson hörte, daß 
der Präsident den Plan des Fi- 
nanzministeriums in Quebec mit 
seiner Unterschrift versehen 
hatte, entwarf er schleunigst ein 
weiteres kritisches Memoran- 
dum. »Wenn ich der Ansicht 
wäre, daß die Vorschläge des Fi- 
nanzministeriums — unser verein- 
bartes Ziel, ein dauerhafter 
Friede - vollenden würden«, 
schrieb er, »dann würde ich nicht 
auf meinen Bedenken bestehen. 


‘ Aber ich kann nicht glauben, daß 


sie einen dauerhaften Frieden 
herbeiführen werden. In Geist 
und Betonung sind sie strafend, 
nicht aber wie ich meine korrek- 
tiv oder konstruktiv.« 


Er fuhr fort: »Es liegt nicht im 


Bereich der Möglichkeit, daß die 


... ganze Nation von siebzig Millio- 
. nen Menschen, die viele Jahre 
- lang in den Künsten und Wissen- 
;, ‘schaften Hervorragendes gelei- - 
" stet haben und durch ihre Tüch- 


“ tigkeit und Energie einen der 


». höchsten Industriestandards in 


Europa erreichten, zwangsweise 
aufgefordert werden sollen, alle 


: ihre früheren Lebensmethoden 


aufzugeben und sie auf ein Ni- 
veau herunterdrücken, auf dem 
praktisch . die völlige Kontrolle 
über die Industrie und Wirtschaft 
anderen Völkern überlassen wer- 
den soll ... Erzwungene Armut 
ist noch schlimmer, denn sie zer- 


., stört den Geist nicht nur des Op- 


fers sondern entehrt den Sieger. 
Es wäre ebenso so ein Verbre- 
chen, wie das der Deutschen an 
ihren Opfern - es wäre ein Ver- 
brechen gegen die Zivilisation 
selbst.« 


Deutschland wurde 
bestraft und demontiert 


Die Nachricht von »Morgen- 
thaus Coup in Quebec« sickerte 
an die Presse durch mit zwei Fol- 
gen: Eine bestand darin, daß 
Roosevelt wegen der. eigentli- 
chen Reaktion offensichtlich zu 


‚dem Schluß gekommen war, daß 


sein Finanzminister . einen 
»schweren Fehler« begangen 
hatte. Die andere Folge war, daß 
sich der Widerstand der Deut- 
schen an der Westfront ver- 
stärkte. Bis dahin bestand näm- 
lich noch eine einigermaßen gute 
Chance, daß die Deutschen ihren 
Widerstand gegen die amerikani- 
schen und britischen Streitkräfte 
aufgeben und die Russen im 
Osten weiterhin in Schach halten 
würden, um dem schrecklichen 
Schicksal einer sowjetischen Be- 
setzung zu Entgehen. Dies hätte 
den Krieg um Monate verkürzt 
und die Ausbreitung des bösarti- 
gen Kommunismus in Mittel- 
und Ostdeutschland abwenden 
können. 


Wie es den Regierungsbeamten 
des Finanzministeriums gelang 
grundlegende Merkmale ihres 
Planes in die militärische Direk- 
tive einzubringen, die ursprüng- 
lich von den Joint Chiefs of Staff 
erstellt und als JCS 1067 bekannt 
wurde, wird in den Tagebüchern 
völlig offengelegt. White sorgte 
dafür, daß viele Elemente seiner 
Denkweise in JCS 1067 verkör- 
pert wurden. Frühere Direktiven 
als Leitlinie für amerikanische 
Truppen nach ihrer Ankunft in 
Deutschland, die bereits sechs 
oder mehr Berichtigungen stilisti- 
scher Art unterzogen worden wa- 
ren, wurden jetzt mehr mit Mor- 
genthaus und Whites Gedanken 
an Bestrafung in Einklang ge- 
bracht. Eine neue Direktive, mit 
der nach einer vollständigen Ent- 
nazifizierung verlangt, wurde, 
spiegelte mit einigen Anderun- 
gen den Geist und die Substanz 
des vom Finanzministeriums vor- 
gelegten Plans wider. 


Hindernis für die amerika- 
nischen Bemühungen 


In den vollen zwei Jahren, in de- 
nen die JCS 1067 der Eckstein 
der amerikanischen Politik war, 
wurde Deutschland bestraft und 
anschließend demontiert, ganz 
im Einklang mit den grundlegen- 
den Bestimmungen des Morgen- 
thau-Plans. JCS 1067 untersagte 
die Verbrüderung von US-Solda- 
ten mit den Deutschen, ordnete 
ein strenges Entnazifizierungs- 
programm an, das sich sowohl 
auf das öffentliche Leben als 
auch auf die Geschäftswelt er- 
streckte, untersagte amerikani- 
sche Hilfe beim Wiederaufbau 
der deutschen Industrie und hob 
lediglich die Wiederherstellung 


des Landwirtschaftssektors her- 
vor. 


Später wurde die Direktive JCS 


1067 zu einem schweren Hinder- 


nis für die amerikanischen Bemü- 
hungen in: Deutschland. Sie 
stellte das dar, was man ohne 
Übertreibung einen schweren 
Mühlstein um den Hals der ame- 
rikanischen Militärregierung 
nennen könnte. Sie gab der Mili- 
tärregierung der Vereinigten 
Staaten nur begrenzte Befugnis, 
indem sie speziell den amerikani- 
schen Beamten untersagte, ir- 


-gendwelche Schritte zur Wieder- 


herstellung der deutschen Wirt- 
schaft zu unternehmen, abgese- 
hen davon die landwirtschaftli- 
che Produktion auf dem höchst- 
möglichen Stand zu bringen. 

Über verschiedene Kanäle hatte 


White Informationen darüber ge- 


sammelt, welche Direktiven an- 
dere Ministerien vorbereifeten. 
Dies erreichte er durch ein Sy- 
stem des »Handelns« mit Mor- 
genthau, das dieser auf seinen 
Vorschlag hin in die Wege geleitet 
hatte. Wie Elizabeth Bentley vor 
dem Internal Security Subcom- 
mittee aussagte: 
beim Einholen von Informatio- 
nen so erfolgreich ... weitgehend 
wegen Harry Whites Idee Mor- 
genthau dazu zu überreden, In- 
formationen auszutauschen«. 
Beamte des Finanzministeriums 
sandten zum Beispiel Informatio- 
nen an das Marineministerium, 
und die Kriegsmarine tat umge- 
kehrt das Gleiche. Es gab laut 
Miss Bentley mindestens »sieben 
oder acht Dienststellen«, die mit 
Morgenthau Informationen aus- 
tauschen. 


Jalta als schrecklicher 
Fehlschlag 


Auf der Konferenz von Jalta am 
4. Februar 1945 war die Nach- 
kriegsbehandlung Deutschlands 
der wichtigste Punkt auf der Ta- 
gesordnung. Das Verhalten des 
US-Präsidenten läßt auf die ge- 
waltige Einwirkung von Whites 
Meisterplan und Morgenthaus 
Verkaufskunst auf sein Denken 
schließen. Bei wichtigen Punkten 
bezüglich Deutschland kapitu- 
lierte der Präsident bereitwillig 
vor den Sowjets. Stalin und Roo- 
sevelt stimmten im allgemeinen 


. darüber überein, daß die besieg- 


ten Deutschen ihrer Fabriken 
entblößt und sie sich selbst über- 
lassen werden sollten. Aber 
Churchill wollte genug von der 


»Wir waren 


vorhandenen Wirtschaftsstruktur 
Deutschlands erhalten, um der 
besiegten Nationen zu ermögli- 
chen, sich bis zu einen gewissen 
Grad zu erholen 


In seinem Buch »Beyond Con- 
tainment« bewertet William H. 
Chamberlain Jalta als eine Tragö- 
die des Appeasement: 


»Wie München muß Jalta als 
schrecklicher Fehlschlag einge- 
stuft werden, praktisch ebenso 
wie moralisch ... Das Jalta-Ab- 
kommen ... stellte in zwei seiner 
Merkmale die Stellungnahme 
der Vereinigten Staaten zum Prin- 
zip der menschlichen Sklaverei 
dar. Eines dieser Merkmale war 
die Erkenntnis, daß deutsche Ar- 
beitskräfte als Quelle für Repara- 
tionen benutzt werden könnten 
... Und die Vereinbarung, daß so- 
wjetische Staatsbürger, die in den 
östlichen Besatzungszonen ange- 
troffen werden, den sowjetischen 
Behörden zu übergeben waren, 
kam für die vielen Sowjetflücht- 
linge, die nicht nach Hause zu- 
rückkehren wollten, der Voll- 
streckung eines Gesetzes gegen 
flüchtige Sklaven gleich.« 


Ein zweiter 
Deutschland-Plan 


Nachdem Präsident Roosevelt 
aus Jalta zurückgekehrt war, er- 
griffen Beamte des Außenmini- 
steriums die Gelegenheit, selbst 
ein Programm für Nachkriegs- 
deutschland durchzudrücken. 
Am 10. März 1945 legte der Au- 
Benminister Edward Stettinius 
dem Präsidenten den Entwurf ei- 
ner neuen politischen Direktive 
für die militärische Besetzung 
Deutschlands zu dessen Begut- 
achtung vor. Die Hauptbetreiber 
dieser Strategie waren Leon Hen- 
derson, James C. Dunn und Ja- 
mes W. Riddleberger, der Ex- 
perte des Ministeriums für deut- 
sche Fragen. Sie berieten sich ab- 
sichtlich nicht mit Beamten des 
Finanzministeriums, weil sie 
wußten, daß von dort aus große 
Bedenken erhoben würden. 


Die Denkschrift vom 10. März 
war ein angemessener Ersatz für 
die rigorose JCS 1067, die White 
und Morgenthau so sehr gefiel. - 
Sie beruhte auf dem zentralen 
Konzept, daß Deutschland für 
die wirtschaftliche Erholung Eu- 
ropas wichtig war. Sie sah eine ge- 
meinsame alliierte Kontrolle 
über Deutschland, Beibehaltung 
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Revisionismus 


Der 
Morgenthau- 
Plan 


eines Großteils der deutschen In- 
dustrie und einen »Mindestle- 
bensstandard« für das deutsche 
Volk vor. Die Denkschrift sah 
keine Zerstückelung vor und 
Deutschland sollte damit begin- 
nen, »sich finanziell baldmög- 
lichst wieder auf eigene Füße zu 
stellen.« 


Als Morgenthau eine Kopie der 
Denkschrift des Außenministe- 
riums sah, wurde er so wütend, 
daß er unverzüglich den Staatsse- 
kretär im Kriegsministerium, 
John J. McCloy, anrief, um seine 
Beschwerde loszuwerden. »Es ist 
verdammungswürdig, eine 
* Schande!«, rief er aus. »Riddle- 
berger und diese Burschen setzen 
uns dieses Ding vor die Nase ... 
Ich werde es nicht ohne weiteres 
hinnehmen.« 


Der Plan des Außenministe- 
riums, falls angenommen, hätte 
für Morgenthau und White eine 
völlige Niederlage bedeutet. »Es 
macht mich so wütend«, tobte 
Morgenthau, »ich glaube der Prä- 
sident sollte Jimmy Dunn und 
zwei oder drei andere von diesen 
Kerlen feuern.« 


Einige Tage später, mit einer von 
White, Coe und Glasser aufge- 
setzten Denkschrift bewaffnet, 
eilte er ins Weiße Haus. Er. war 
bestürzt, Roosevelts Tochter 
Anna und ihren Ehemann Major 
John Boettinger anzutreffen, die 
für den Präsidenten sorgten, 
»dessen Gesundheit zu dieser 
Zeit so stark angeschlagen war, 
daß Geistesstörungen zu erwar- 
ten waren«. Roosevelt glaubte 
anscheinend nicht mehr, daß 
Morgenthau mit seinem Zer- 
stört-Deutschland-Plan »einen 
Schnitzer« begangen hatte, und 
als Boettinger kommentierte: 
»Du willst doch nicht, daß die 
Deutschen verhungern«, antwor- 


tete der Präsident: »Warum 
nicht?«. 

Roosevelt war bereits 

dem Tode nahe - 


Morgenthau sagte zu White, er 
sei über Boettingers Haltung 
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beunruhigt. Die Frage,.die sich 
hier stellt, ist, wußten die So- 
wjets, was das amerikanische 
Volk nicht wußte - nämlich, daß 
Roosevelt dem Tode nahe war 
und jeden Augenblick Blackouts 
erleiden konnte? Morgenthau 
berichtete seiner Mannschaft je- 
doch triumphierend, der Präsi- 


(dent habe seinen Plan als »gutes 


hartes Dokument« bezeichnet. 


Morgenthau vertraute seinem Ta- 
gebuch an: »Wir haben eine gute 
Mannschaft, sie können die 
Mannschaft einfach nicht ausein- 
anderbrechen ... Es ist sehr er- 
mutigend, daß wir den Präsiden- 
ten dazu bringen konnten, uns zu 
unterstützen ... sie versuchten 
ihn zu veranlassen, seine Mei- 
nung zu ändern und konnten es 
nicht - diese Bande vom Außen- 
ministerium. Früher oder später 
muß der Präsident halt sein Haus 
säubern. Ich meine diese böse 
Bande ... Sie sind im Herzen Fa- 
schisten ...« 


Keine Reparationen 
wie 1918 


Das Außenministerium war dar- 
über bitter enttäuscht, daß der 
Präsident seine Denkschrift vom 
W. März zurückgewiesen hatte. 
Es war eine schwere Niederlage 
für Riddleberger, Dunn und an- 
dere, die für ein vernünftigtes 
Programm für Deutschland ein- 


traten. Morgenthau vertrat die 


Ansicht, das neue JSC-Doku- 
ment müsse unmißverständlich 
zum Ausdruck bringen, daß das 
Papier des Außenministeriums 
vom 10. März offiziell zurückge- 
zogen worden sei. White fragte 
MeCloy und General Hilldring, 
ob jeder im Kriegsministerium 
verstehen würde, daß das neue 
Dokument die Denkschrift vom 
10. März »überholt« hat. McCloy 
versicherte ihn, daß jedermann 
ordnungsgemäß benachrichtigt 
würde. White fragte ihn dann, ob 
es in der Army völlig »klar« sei, 
daß das Finanzministerium »Vor- 
rang hat und die Revision jedes 
anderslautenden Dokuments mit 
sich bringt«. General Hilldring 
antwortete, dassei kein Problem. 


Ein Hauptstreitpunkt zwischen 
dem Finanzministerium und dem 
Kriegsministerium war die Frage 
der Behandlung deutscher 
Kriegsverbrecher. Stimson riet 
dem Präsidenten Prozesse zu füh- 
ren statt der Politik des »soforti- 
gen Niederschießens«, die von 


Morgenthau angeregt werde, den 
Vorrang. zu geben. Stimson 
glaubte, der Beschuldigte müsse 
das Recht haben gehört zu wer- 
den, und es müsse ihm gestattet 
werden, Zeugen zu seiner Vertei- 
digung zu benennen. 


Ein: weiterer Streitpunkt zwi- 
schen dem Finanzministerium ei- 
nerseits und dem Außenministe- 


rium sowie dem Kriegsministe-. 


rium andererseits war die Frage 
der Reparationen. Das Finanzmi- 
nisterium glaubte, daß Repara- 
tionen auf das beschränkt wer- 
den sollten, was die Alliierten 
nach Kriegsende aus dem besieg- 
ten Deutschland: herauswringen 
konnten. Morgenthau und White 
waren partout gegen das alte 
Konzept der langfristigen Repa- 
rationszahlungen, weil solch ein 
jährlicher Tribut den Wiederauf- 
bau der Industrie auf breiter Ba- 
sis erforderlich machen würde. 
Sie wollten die Deutschen zu 
»Schafhirten« machen und ihnen 
dann die volle Verantwortung da- 
für aufbürden, für sich selbst zu 
sorgen. Die Auferlegung von 


- »Reparationen« wie beim Ersten 


Weltkrieg würde mehr oder weni- 
ger zu nichts anderem führen als 
zur Wiederbelebung der deut- 
schen Industriemacht. In ihrer 


‚Denkweise lauerte diese Aus- 


sicht tatsächlich drohend am Ho- 
rizont. . 


Zwangsarbeit als 
Wiedergutmachung 


White und seine Kollegen waren 
sorgfältig darauf bedacht, die 
Nachkriegsbeziehungen zur So- 
wjetunion nicht zu gefährden. Sie 
gaben häufig ihrer Befürchtung 
einer Einkreisung Rußlands 
durch den Westen Ausdruck. Sie 
glaubten, daß jene Einzelperso- 
nen in der amerikanischen Regie- 
rung, die Deutschland wiederher- 
stellen wollten, sich von dem Ge- 
danken tragen ließen, daß ein 
starkes Reich als »Bollwerk ge- 
gen Rußland« erforderlich sei. 
Auf diese Einstellung sind sicher- 
lich viele der derzeit zwischen 
Moskau und Washington aufge- 
tretenen Schwierigkeiten zurück- 
zuführen. 


Aufeiner der Sitzungen unter Be- 
teiligung der einzelnen Ministe- 
rien entwickelte sich ein Streitge- 
spräch über die Frage der 
Zwangsarbeit von Deutschen als 
Wiedergutmachung für Kriegs- 
schäden in Rußland. Beamte aus 


dem : Finanzministerium traten 
dreist für die Bildung großer Ver- 
bände von Arbeitskräften ohne 
äußere Kontrollen ein. Dieser 
Vorschlag wurde vom Kriegsmi- . 
nisterium, Außenministerium 
und anderen Ministerien zurück- 
gewiesen, die die Ansicht vertra- 
ten, daß dies die Behandlung von 
zwei oder drei Millionen Men- 
schen als Sklavenarbeiter bedeu- 
ten würde. Morgenthau erin- 
nerte seine Gegenspieler daran, 
daß die ganze Frage der Zwangs- 
arbeit bereits in Jalta entschieden 
worden sei. 


»Wir führen lediglich die Jalta- 
Vereinbarung durch«, rief er aus, 

und jeder der dagegen Ba 

. »protestiert gegen Jalta . 

Es ist bemerkenswert, daß fünf 
Monate vorher Präsident Roose- 
velt eine Denkschrift an Morgen- 
thau geschickt hatte, die besagte, 
daß, wenn »sie (die Russen) deut- 
sche Arbeitskräfte haben wollen, 
gibt es keinen Grund dafür, 
warum sie diese nicht unter ge- 
wissen Umständen und unter ge- 
wissen Bedingungen bekommen 
sollten«. 


Die Folgen des 
Morgenthau-Planes 


White vertrat die Auffassung, 
daß, wenn die Russen zwei Mil- 
lionen deutsche Arbeiter zum 
Wiederaufbau ihrer verwüsteten 
Gebiete benötigen, er nichts Fal- 
sches daran erkennen könne; es 
sei »im Interesse Rußlands« und 
sogar Deutschlands, wenn die Ar- 
beitskräfte aus den Reihen der 
Gestapo, der SS und der NSDAP 
herangezogen werden. »Das ist 
keine Bestrafung für Verbre- 
chen«, erklärte er, »das ist ledig- 
lich ein Teil des Reparationspro- 
blems ebenso wie sie gewisse Ma- 
schinen von Deutschland haben 
wollen .. 

Solange Morgenthau Finanzmi- 
nister war, glänzte White in dieser 
seltsamen Svengali-Rolle, aber 
grundlegende Anderungen in der 
Leitung der amerikanischen Au- 
Benpolitik traten ein, nachdem 
Harry 'Iruman Präsident gewor- 
den war. Als der Präsident noch 
Senator war, las er in den Zeitun- 
gen über den Morgenthau-Plan 
und er gefiel ihm nicht. Morgen- 
thau wollte nach Potsdam kom- 
men und. drohte mit seinem 
Rücktritt, falls man ihn nicht zum 
Mitglied der US-Delegation ma- 
chen würde. Truman nahm sei- 
nen Rücktritt sofort an. 


. »Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 


_Jesci Oberbach | ; 
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Revisionismus 


Der. 
Morgenthau- 
Plan 


Was waren nun die Endfolgen des 
Morgenthau-Plans? Welche tat- 
sächliche Wirkung hatte er auf 
Deutschland? »Obwohl diese Po- 
lIitik niemals voll übernommen 
wurde«, schrieb W. Friedmann, 
»hatte sie doch einen beträchtli- 
chen Einfluß auf die amerikani- 


sche Politik in den letzten Sta-- 


dien des Krieges und während 
der ersten Phase der Militärregie- 
rung«. Obwohl Präsident Roose- 
velt und Premierminister Chur- 
chill schließlich die Torheit des- 
sen erkannten, was sie in Quebec 
gebilligt hatten, sorgten Morgen- 
thau, White und die Mitarbeiter 
des Finanzministeriums dafür, 
daß der Geist und die Substanz 
ihres Planes in der offiziellen Po- 


- Jitik, so wie diese. sich letztend- _ 


lich in der als JCS 1067 bekannt- 
gewordenen Strafdirektive wider- 
spiegelte, vorherrschten. 


Der Marshall-Plan ersetzte 
den Morgenthau-Plan 


Auf sehr entschiedene Weise be- 
stimmte die JCS 1067 die Haupt- 
richtlinien der US-Politik in 
Deutschland für volle zwei Jahre 
nach der Kapitulation. Sicher trat 
im Herbst 1945 eine neue Strö- 
" mung in der amerikanischen Poli- 
tik in Erscheinung und diese 
führte schließlich im Juli 1947 zur 


formellen Annullierung der Di- . 


rektive. Bevor sie jedoch amtlich 
widerrufen wurde, mußten die 
unteren Verwaltungsebenen ihre 
harten Bestimmungen durchfüh- 
ren. 


»Die Offiziere der Militärregie- 
rung«, schreibt Professor Harold 
Zink, »waren unfähig zu erken- 
nen, wie Deutschland ohne ein 
beträchtliches Ausmaß an Indu- 
strialisierung umorganisiert wer- 
den konnte. Sie versuchten das 
Morgenthau-Diktat in ihre Wirt- 
schaftspläne einzupassen, verlo- 
ren sich aber schließlich mehr 
oder weniger in einem Zustand 
der völligen Hilf- und Haltlosig- 
keit.« 


Wie White sicherlich vorausgese- 
hen hatte, war die Wirtschafts- 
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lage Deutschlands zwischen 1945 
und 1948 verzweifelt. Die Städte 
blieben Trümmerhaufen und Un- 
terkünfte waren knapp, da ein er- 
barmungsloser Strom fachlich 
nicht ausgebildeter Flüchtlinge in 
die Westzonen strömten, wo die 
Lebensmittelration von 1.500 Ka- 
lorien pro Tag kaum zum Lebens- 
erhalt ausreichte. Wie Stimson, 
Riddleberger und die anderen 
vorausgesagt hatten, führte 
der: wirtschaftliche Niedergang 
Deutschlands jetzt zum Zusam- 
menbruch des Handels auf dem 
Kontinent, der für den Wohl- 
stand anderer europäischer Na- 
tionen von wesentlicher Bedeu- 
tung war. Solange die deutsche 
Industriemacht abgewürgt war, 
wurde die wirtschaftliche Erho- 
lung Europas hinausgezögert - 
und dies führte mit der Zeit zu 
ernsthaften politischen Kompli- 
kationen. Um Europa wieder ge- 
sundzupflegen, wurde 1947 der 
Marshall-Plan entworfen. Er 
warf endlich die Philosophie des 
White-Morgenthau-Programms 
über Bord. ’ 


Morgenthau-Plan ent- 
sprach Moskaus Wünschen 


Die Währungsreform von 1948 
änderte die Lage über Nacht. 
Diese längst fälligen Maßnah- 
men beseitigten die schlimmsten 
Beschränkungen und Hinder- 
nisse, und von da an begann die 
Bundesrepublik Deutschland ih- 
ren phänomenalen wirtschaftli- 
chen Wiederaufstieg. 


Nachdem dies alles gesagt ist, ver- 
folgt eine Frage den Historiker 


“wie ein Alptraum. Sie lautet: 


Wenn der Morgenthau-Plan in 
der Tat psychopathisch deutsch- 
feindlich war, war er auch bewußt 
und absichtlich rußland-freund- 
lich? Der US-Finanzminister hat 
niemals bestritten, daß sein Plan 
sowohl in seiner Philosophie als 


‚auch in seiner beabsichtigten 


Auswirkung _deutschfeindlich 
war, aber niemand in seinem Mi- 
nisterium hat jemals zugegeben, 
daß er auch gleichermaßen ruß- 
landfreundlich war. In seinem 
Buch »And Call It Peace« vertrat 
Marshall Knappen 1947 die An- 
sicht, daß der Morgenthau-Plan 
»sehr genau dem entsprach, was 
man als russische Wünsche in der 
Deutschlandfrage _ vermuten 
könne. 


Er bot ein gewisses Maß an Ra- 
che und hinterließ keinen starken 


Staat im russischen Wirkungsbe- 
reich.« 


In einem Dokument nach dem 
anderen enthüllen die Tagebü- 
cher Harry Dexter Whites Ein- 
fluß sowohl auf das formative 
Denken als auch auf die endgülti- 
gen Entscheidungen des Mini- 
sters Morgenthau. Da er von hö- 
herer Wirtschaft und den Ge- 
heimnissen der internationalen 
Finanz nichts verstand, hatte der 
Minister sich bei allen allgemei- 
nen und besonderen Empfehlun- 
gen stets auf. seine Mannschaft 
von Experten gestützt. White war 
der Kapitän dieser Mannschaft; 
bezüglich der deutschen Frage 
spielte er von Anfang an alle grö- 
Beren Trümpfe aus. 


Auf Whites Rat hin wurde zum 
Beispiel das Bureau of Engraving 
und Printing im April 1944 ange- 
wiesen, der sowjetischen Regie- 
rung einen Duplikat-Drucksatz 
zum Drucken des Besatzungsgel- 
des zu liefern, das im Nachkriegs- 
deutschland gesetzliches Zah- 
lungsmittel werden sollte. Das 
Endprodukt dieser phantasti- 
schen Entscheidung sollte im 
ganzen besetzten Deutschland 
die Inflation stark anheizen, und 
die Last des Rückkaufs dieser 
von den Sowjets: gedruckten 
Geldscheine fiel schließlich mit 
einer Gesamtsumme von mehr 
als eine Viertelmilliarde Dollar 
zu Lasten des amerikanischen 
Steuerzahlers. White ließ dieser 
Empfehlung im Mai 1944 eine 
weitere folgen, die wiederum 
dem späteren Plan vorausging. 
Diesmal drang er auf ein Nach- 


kriegsdarlehen von 10 Milliarden . 


Dollar an die Sowjetunion. 


Die Arbeit eines 
sowjetischen Spions 


Man erinnere sich daran, daß in 
ihrer Aussage vor dem Unteraus- 
schuß des Senats für Innere Si- 
cherheit der selbsteingestandene 
kommunistische Kurier Eliza- 
beth Bentley anklagte, daß White 
der Insider war, der den Plan für 
den Minister Morgenthau ausar- 
beitete und »auf unsere Anwei- 
sung hart vorantrieb«. 


Auch Edgar J. Hoover vom FBI 
klagte an, daß White ein aktiver 
Agent der sowjetischen Spionage 
war. Und trotz der Tatsache, daß 
er fünf Berichte an das Weiße 
Haus gesandt hatte, in denen er 
den Präsidenten vor Whites Tätig- 


- Wirbel 


keiten warnte, hievte Truman die- 
sen. auf einen Posten bei den Ver- 
einten Nationen. Als die erschüt- 
ternde Geschichte über Whites 
Dienstleistungen als sowjetischer 
Agent erstmals in einer Rede des 
Generalstaatsanwalts Herbert 
Brownell in Chicago enthüllt 
wurde, rief dies einen ziemlichen 
öffentlicher Anklagen 
und Gegenanklagen durch den 
zu diesem Zeitpunkt schon im 
Ruhestand befindlichen Harry 
Truman hervor. 


Die Konzentration kommunisti- 
scher Sympathisanten im Finanz- 
ministerium ist jetzt eine Angele- 
genheit öffentlicher Archive. 
White wurde schließlich Staatsse- 
kretär. Mit ihm zusammen arbei- 
ten Frank Coe, Harold Glasser, 
Irving Kaplan undVictor Perlo, 
die alle in beeidigten Zeugenaus- 
sagen als Teilnehmer an der bol- 
schewistischen Verschwörung 
identifiziert wurden. Als sie von 
Ermittlern des US-Kongresses 
befragt wurden, beriefen sie sich 
beharrlich auf den fünften Zu- 
satzartikel der amerikanischen 
Verfassung. 


Willkürliche Macht über 


” 


das Schicksal von Nationen | 


Niemals zuvor in der amerikani- 
schen Geschichte hatte eine nicht 
gewählte Bürokratie von ge- 
sichtslosen Beamten aus dem 
»vierten Stock« eine derart will- 
kürliche Macht über die Zukunft 
von Nationen ausgeübt wie 
Harry Dexter White und seine 
Mitarbeiter im Finanzministe- 
rium unter Henry Morgenthau 
jun. Was sie mit ihrer merkwürdi- 
gen Verdrehung amerikanischer 
Ideale zu erreichen versuchten 
und wie nahe sie dem völligen Er- 
folg waren, wird in den Morgen- 
thau-Tagebüchern demonstriert, 
die ich die Ehre hatte zu untersu- 
chen und die 1967 vom Subcom- 
mittee of the Committee on the 
Judiciary (Unterausschuß des 
Ausschusses für das Justizwesen) 
des Senats der Vereinigten Staa- 
ten veröffentlich wurden. u 


Professor Anthony Kubek hat den 
vorstehenden Beitrag als Vortrag auf 
der neunten Konferenz der Revisioni- 
sten in Kalifornien gehalten. Der Vor- 
trag wurde zum ersten Mal in engli- 
scher Sprache in der Zeitschrift des 
Instituts for Historical Review »The 
Journal of Historical Review» veröf- 
fentlicht. 


David David Irving 


Haftbefehl 


in Österreich — 
Blumen 


in der DDR 


Karl Philipp 


K} 


Obwohl das österreichische Innenministerium die Votragsreise durch 
neun Städte schon im Junli 1989 genehmigte, erging im Verlauf der 
Redetournee im November 1989 geben den in der Welt am meisten ge- 
lesenen englischen Historiker, David Irving, Haftbefehl. Irvings und 
der Organisatoren Rechtsanwalt erhielten vom Innenminister zu- 
nächst die Bewilligung, daß der berühmte Zeitgeschichtler der Welt in 
Österreich seine neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse, wonach es 
weder in Auschwitz, Birkenau noch Majdanek Gaskammern zur Tö- 
tung von Menschen gab, der Öffentlichkeit vorstellen dürfe. Diese ur- 
sprüngliche erteilte Zusage von höchster Stelle wurde noch während 
Irvings Rundreise in einen Haftbefehl verkehrt. Nach Irvings Ansicht 
konnten die österreichischen Behörden dem wachsenden Druck der 
- jüdischen Gemeinde Wien nicht mehr standhalten und gaben sich 
schließlich dafür hin, ihn wider die guten Sitten eines zivilisierten Staa- 
- tes mit einem Haftbefehl durch das Land zu hetzen. Der Geschichts- 
wissenschaftler sah sich genötigt, seine Vorträge ab Salzburg in jeweils 
grenznahen Orten der Bundesrepublik abzuhalten. 


- Die merkwürdige Haltung der 
österreichischen Behörden 
wurde durch Dr. Felix Ermacora 
vom Institut für Staats- und Ver- 
waltungsrecht der Universität 
Wien in einem Brief vom 6. No- 
vember 1989 an einen um die 
Freiheit der Forschung bangen- 
den Mitbürger mit folgenden 
Worten bestätigt: »Im Grunde ge- 
nommen teile ich Ihre Meinung. 
Es zeigt sich jedoch aus der Ge- 
richts- und Verwaltungspraxis im- 
mer wieder, daß die österreichi- 
schen Behörden soweit wie mög- 
lich eine Darstellung der Ereig- 
nisse vor 50 Jahren in einem ganz 
bestimmten Sinne wünschen. 
Dazu dient der Artikel 10, Absatz 
2 der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention. Die europäi- 
sche Kommission hat in einer 
jüngsten Rechtssprechung der 
österreichischen Auffassung 
Rechnung getragen und Begren- 
zungen der Meinungsfreiheit un- 

‚ter Berufung auf’das Demokra- 
tieinteresse geteilt.« 


Zum Auftakt seiner weltweiten 
Vortragsreisen für 1990 erhielt 


Der britische Historiker Da- 
vid Irving besuchte Dresden 


und entschuldi 
den britischen 


te sich für 
olocaust. 


David Irving eine Einladung von 
Kulturdirektor Matschke der 
Stadt Dresden um anläßlich des 
45. Jahrestages der Zerstörung 
eine Rede im Rahmen der Trauer- 
feierlichkeiten zu halten. In ei- 
nem Telegramm an den Histori- 
ker empfand es die Stadt als Ehre 
und.Verpflichtung zugleich, ihm, 


dem verdienten Zeitgeschichtler 
den großen Saal des Kulturpala- 
stes für seinen Vortrag am 13. Fe- 
bruar zur Verfügung zu stellen. 


Ehre undVerpflichtung 
zugleich 


Bereits am Morgen des 13. Fe- 
bruar bat das DDR-Fernsehen 
um ein Vorabinterview und Jour- 
nalisten meldeten sich zahlreich 
zu der für vierzehn Uhr anbe- 
raumten Pressekonferenz an. 
Der Konferenzraum konnte nur 
schwer alle Zeitungs- und Radio- 
journalisten fassen, als Irving 
seine Recherchen zu seinem 
Buch »Die Zerstörung Dres- 
dens« erläuterte und sich an- 
schließend den Fragen der Jour- 
nalisten stellte. 


Die Alliierten waren 
»christliche Krieger« 


Überall in der Stadt klebten Pla- 
kate mit Irvings Portrait und dem 
Hinweis auf seinen Vortrag im 
Kulturpalast. Vor dreißig Jahren 
wurde Irving schon einmal von 
den Stadtoberen zu einem Vor- 
trag eingeladen. Dies geschah an- 
läßlich des Erscheinens seines 
Buches. Sich an Österreich erin- 
nernd, sah Irving seinem Vortrag 
am Abend mit gemischten Gefüh- 
len entgegen: »In Österreich 
würde man mich mit Sicherheit 
verhaften, wenn ich sagen 
würde, die Engländer und die 
Amerikaner hätten 1945 Dresden 
bombardiert. Denn wie wir wis- 
sen, wünscht man sich dort die 
Ereignisse vor 50 Jahren in einem 
ganz bestimmten Licht. Und in 
diesem Licht dürfen die Alliier- 
ten nur als »christliche Krieger« 
erscheinen und nicht als.Zerstö- 
rer und Mörder«, kommentierte 
Irving seine Erfahrungen mit der 
österreichischen Justiz aus 
schmerzhafter Erinnerung. 

Während kurz vor 17 Uhr noch 
Ströme von Dresdner Bürgern in 
den großen Saal des Kulturpala- 
stes drängten, bot sich dem Hi- 
storiker ein selten großer »Bahn- 
hof«. Irving wurde von Kulturdi- 
rektor Matschke, seinem Mitar- 
beiterstab sowie von Stadthono- 
ratioren mit Blumen unter dem 
gleißenden und blitzenden 
Scheinwerferlicht der zahlrei- 
chen Kameras von Zeitungs- und 
Fernsehjournalisten herzlich will- 
kommen geheißen. Irving be- 
dankte sich und erinnerte wit- 
zelnd an seinen Besuch vor drei- 


Big Jahren: »Die Herzlichkeit der 
Dresdner hat sich ebensowenig 
verändert wie die Schwierigkeit, 
einen englischen Tee zu bekom- 
men.« 


Irvings Vortrag wurde durch die 
Ballade von Gerd Honsik »Der 
Untergang von Dresden« vom 
Dichter selbst eingeleitet. Späte- 
stens mit der Strophe: »Ringsum 
das Tagewerk grauenhafter Wut: 
verschmorte Kinder an verkohl- 
ten Brüsten,verrenkt - ein Meer 
von Gliedern, Schultern, Hüften 
-, gegart, gesotten in verkochtem 
Blut...« traten den bis auf die 
oberen Ränge niedergelassenen 
Zuhörern die Tränen in die Au- 
gen. 


Aufdeckung des 
Menschheitsverbrechen 


Als der Historiker auf die von un- 
zähligen Scheinwerfern hell be- 
leuchtete Bühne und vor das Mi- 
krofon trat, erhoben sich alle An- 
wesenden und empfingen ihn mit 
stehendem Applaus. Irving ließ 
die Menge wissen, daß die Zer- 
störung Dresdens Schuld an sei- 
ner Historikerkarriere war. Noch 
als er in Westdeutschland vor 
mehr als 30 Jahren als Stahlko- 
cher arbeitete, wußte er ebenso 
wenig wie die meisten seiner 
Landsleute von der sinnlosen 
und brutalen Zerstörung der Kul- 
turstadt an der Elbe. Ein Kollege 
informierte ihn seinerzeit dar- 
über. 


Bei seinen: zunächst einfachen 
Nachforschungen bestätigten 
sich die Aussagen seines Kolle- 
gen und der Entschluß zur Auf- 
deckung dieses »Menschheitsver- 
brechen« - wie er es nannte — war 
gefaßt. Drei Jahre intensivster 
Recherchen in Archiven sowie 
umfangreichste Befragungen von 
Zeitzeugen folgten, bis sein Erst- 
lingswerk in Druck ging. 


Auf ihn aufmerksam wurde ein 
englischer Verlag, als er in Zei- 
tungsannoncen Mitglieder _ von 
gegen Dresden eingesetzte Bom- 
berbesatzungen zwecks Befra- 
gungen suchte. Der Verlag sich- 
tete die von Irving bis dahin zu- 
sammengetragenen Dokumente 
und Beweise und bot ihm sofort 
einen Vertrag an. »Winston Chur- 
chill feierte,‘ nachdem er Hun- 
derttausende von Frauen, Kin- 
dern, Kriegsversehrten und Tiere 
»gebraten« hatte. Ich freue mich 
über den »Bombenerfolg« meines 
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Haftbefehl 

in Österreich — 
Blumen 

in der DDR 


Buches und seiner jedes Jahr wie- 
derkehrenden Neuauflagen aus 
anderen Gründen. Die Mensch- 
heit muß es wissen, welch ab- 
scheulichem Verbrechen die 
schönste aller deutschen Städte 
‚zum Opfer fiel«, erläuterte Irving 
den Antrieb seiner Schaffens- 
kraft. ; 


Im Zuge seiner dreißigjährigen 
Forschungsarbeiten in den be- 
kanntesten Archiven der Welt, 
trug der Brite tonnenweise Do- 
kumente zusammen, die in Ge- 
stalt von Befehlen, Plänen, Re- 
den und Memoranden beweisen, 
daß Winston Churchill schon in 
den frühen dreißiger Jahren die 
Bombardierung der deutschen 
Zivilbevölkerung vorbereitete. 


»Im Gegensatz zu Churchill 
wollte Hitler niemals den Bom- 
benkrieg gegen die Zivilbevölke- 
rung«, konfrontierte Irving die 
verdutzte Zuhörerschaft. »Es 
war Winston Churchill, der mit 
der Bombardierung deutscher 
Städte den Luftkrieg begann, 
nachdem er am 3. September 
1939 der Reichsregierung den 
Krieg erklärte«, wußte der Histo- 
riker durch seine Dokumenten- 
funde zu belegen. »Hitler bom- 
bardierte weder Rotterdam noch 
Paris.« 


Daß sich die Russen nie am Luft- 
krieg gegen die deutsche Zivilbe- 
völkerung beteiligten, wollte Ir- 
ving der sowjetischen Weitsicht 
zugeordnet wissen. Die Sowjets 
dächten in Generationen und 
nicht in Jahren. Das, so Irving, 
sei wahrscheinlich der Grund ge- 
wesen, daß man sich an diesen 
Verbrechen gegen das deutsche 
Volk nicht beteiligte. Es würde 
sonst jeden politischen Neube- 
ginn erschwert haben. 


Das größte Bomberauf- 
gebot der Geschichte 


Irving rekonstruierte für seine 
mehr als 1000 Zuhörer den Her- 
gang des Angriffs auf Dresden. 
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Nach den Bombenangriffen 
kamen amerikanische Tief- 
flieger und schossen auf die 
Überlebenden. 


Der gigantischste Bombereinsatz 
der Weltgeschichte sollte bereits 
im Januar 1945 erfolgen. Chur- 
chill wußte jedoch von den gewal- 
tigen Flüchtlingsströmen. Insbe- 


sondere von der Flüchtlingswelle. 


aus Breslau, die sich in Richtung 
Dresden fortbewegte. Von seinen 
Generälen kamen Vorschläge, 
deutsche Hydrierwerke zu zer- 
stören, um der deutschen Wehr- 
macht den Treibstoff zu entzie- 
hen. Derartige Vorschläge brach- 
ten Churchill zum Rasen. 


Irving hielt ein Dokument der 
Zeitgeschichte hoch und zitierte 
Teile des Inhalts. Worte von 
Churchill: »Ich möchte keine Vor- 
schläge hören, wie wir die Kriegs- 
wirtschaft sowie die Kriegsma- 
schinerie außer Gefecht setzen 
können. Ich möchte Vorschläge 
haben, wie wir die deutschen 


= 


Flüchtlinge bei ihrem Entkom- 
men aus Breslau braten können.« 


Der geeigneteste Weg zu diesem 
Ziel schien Churchill, die Hun- 
derttausende Frauen, Kinder, 
Verletze, Alte, Kriegsversehrte 
und Tiere, in Dresden ohne 
Fluchtwege und verteidigungslos 
eingeschlossen zu wissen. zwi- 
schen den Mauern der Stadt 
konnte es im Gegensatz zum 
freien Feld kein Entkommen ge- 
ben. 


Als die Zahl der in Dresden ange- 
langten Flüchtlinge die Zahl 
600.000 überschritten und damit 
mehr als 1.200.000 Menschen zu- 
sammengepfercht in Elbflorenz 
auf die Beendigung des für die 
Alliierten zu diesem Zeitpunkt 
längst gewonnenen Kriegs hoff- 
ten, zogin der Nacht vom 13. auf 
14. Februar 1945 das Unheil am 
fernen Horizont auf. Das Alli- 
ierte Oberkommando stellte zu 
diesem Zeitpunkt fest, daß es in 
Dresden weder Flakabwehr noch 
Nachtjäger gab und daß alle 


Krankenhäuser, Standort- sowie 
Hilfslazarette überfüllt waren. 
Das größte Bomberaufgebot der 
Menschheitsgeschichte, die 
Flotte der Vereinten Nationen, 
erhielt von Churchill am 13. Fe- 
bruar 1945 unter dem Deckna- 
men »Clarion« den Mordbefehl. 
Die Hinrichtung Dresdens war 
damit besiegelt. Der englische 
Luftmarschall Arthur Harris 
(Bomber Harris) setzte für die- 
sen Holocaust an der deutschen 
Zivilbevölkerung 9000 amerika- 
nische und britische viermotorige 
Bomber, einmotorige Jäger und 
Jagdbomber ein. Dresden hatte 
noch nicht einmal Schutzbunker 
gehabt. 

Erster Nachtangriff: 13. Februar 
1945, 21.30 Uhr. Dreißig Minuten 
lang prasselte es Feuer und Stahl 
vom Himmel. 460.000 Stab- 
brandbomben und Phosphorka- 
nister, 3000 der größten Luftmi- 
nen und Sprengbomben suchten 
mörderisch ihr unschuldiges 
Ziel. Dresden brannte nach die- 
sem Schlag. Häuserzellen tau- 
melten wie von Erdstößen ge- 
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- schüttelt. Menschen, Tiere und 
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Gebäude verglühten in dieser 
Hölle wie Zunder. 


Maschinengewehr-Feuer 
auf Flüchtlinge 


Zweiter Nachtangriff: 14. Fe- 
bruar 1945, 0.30 Uhr. Die 
Schächte öffneten sich 35 Minu- 
ten lang für 280.000 Brandbom- 
ben. und Phosphorkanister, 
11.000 Sprengbomben und Luft- 
minen. Der erste Schlag dürfte 
etwa 100.000 Menschen das Le- 
ben gekostet haben. Die erneut 
über dem sternenklaren Nacht- 
himmel von Dresden heraufgezo- 
gene Mordgewalt stürzte wie- 
derum senkrecht auf das in Panik 
und ohne Ziel in den Feuer- 
schluchten umherirrende, ra- 
sende, sterbende Meer von un- 
rettbarem Leben. 


Ein Höllenorkan von mehr als 
1000 Grad brauste durch die Stra- 
ßenschluchten und raubte den 
Todgeweihten ganzer Bezirke die 
Atemluft. Verwandelte alles Le- 
bendige in feinen Staub und ließ 
die Gemäuer der Ruinen glühen 


wie ein Hochofen das flammende 


Eisen. Die Feuerwehr, die sich 
‚dem Phosphororkan entgegen- 


warf, fiel bis auf einen Mann. 


Blondes Kinderhaar wurde zu 
schwarzem Staub, vor dem Hin- 


tergrund brennender Häuser, 
Bäume und Asphalt. 
Zum Marsfeld, gellten die 


Schreie von Abertausenden in ih- 
rer Verzweiflung. - Mittlerweile 
war der Zoo getroffen und Lö- 
wen reihten sich hilflos ein als pa- 
nisches Geleit. Die erhoffte Ret- 
tung im Marsfeld war ein Trug- 
schluß. Kampfflugzeuge stürzten 
sich hernieder auf jene, die zu 
entkommen versuchten. Maschi- 
nengewehrgarben aus den Bord- 
geschützen bereiteten den 
Flüchtlingen ein jähes und bluti- 
ges Ende: 


Ob essich um kleine Kinder oder 
um greise Mütter handelte, ihre 
Körper barsten unter den Ge- 
schossen der Tiefflieger. Diejeni- 
gen, die in den Kellern Zuflucht 
suchten, zerfielen zu Asche in der 
Phosphorglut. Dann raste die 
Feuerbrunst über den Kreissaal 
des Krankenhauses hinweg. Die 
Entbindungsstation war überfüllt 
mit schwangeren Frauen. Viel- 
fach regte sich unschuldiges, 
neues Leben und ward doch noch 
verdammt zum Tode. Vereinzelt 


gebährten Frauen Kinder in der 
Flammenhölle, hasteten hinaus 
mit ihrer zarten Unschuld fri- 
schen Lebens. Dort gierte klir- 
render Frost und sengender Or- 
kan nach beider Leben. 


Kriegsversehrte, Verwundete 
quollen aus den Fenstern hinein 
in den brodelnden Asphalt. Der 
Schloßteich versprach, in aus- 
wegloser Not, kühle Rettung vor 
der tobenden Feuersbrunst. 
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Maschinengewehrsalven nieder. 
Ja, die Ernte war reichlich. 


Irving: »Am 13. und 14. Februar 
1945 wurde eine der schönsten 
deutschen Städte durch britische 
und amerikanische Terrorbombe- 
nangriffe vernichtet. Wahrschein- 
lich fanden an die 500.000 Men- 
schen den Tod. In jener Nacht 
wurden in Dresden mehr Men- 
schen getötet, als im Zuge der 
Atombombenabwürfe über Hi- 
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Ein amerikanischer Bomberverband klinkt seine Bomben 
über Dresden aus. Und das sind die Opfer (unten). 


Doch Phosphorbrände sind nicht 
zu löschen. Die unteren wurden 
zerquetscht, zerdrückt. Sie er- 
tranken, während die Schichten 
darüber im Sturm der Funken er- 
stickten. Über der gesamten 
Stadt brüllte der Brand. Aufüber 
24 Quadratkilometer erstreckte 
sich der Höllenschlund dieser 
Mordnacht. 


Das ist schlimmste 
Propaganda 


Dritter Angriff: 14. Februar 
1945, 11.15 Uhr. 1200 amerikani- 
sche viermotorige Bomber beleg- 
ten die Vororte von Dresden mit 
Brand- und Sprengbomben. Eine 
halbe Stunde lang suchten 180 
amerikanische Tiefflieger für ihre 
automatischen Bordwaffen Fraß 
am Elbufer und in den Trümmern 
der Straßenschluchten. Auf alles 
was sich regte gingen Garben von 
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roshima und Nagasaki. Über 
12.000 Gebäude wurden dem 
Erdboden gleich gemacht. Opfer- 
zahl und Zerstörung übertrafen 
bei weitem alles, was sonst Städte 
im Zweiten Weltkrieg erlitten.« 


Und Schlesiens großer Dichter 
Gerhart Hauptmann schrieb: 
»Wer das Weinen verlernt hat, 
der lernt es wieder beim Unter- 
gang Dresdens.« 


Der Historiker setzte sich nun 
mit den von verschiedenen Sei- 
ten wiedergegebenen Zahlen der 
Mordopfer auseinander, da die 
offiziellen Medien meistens von 
35.000 Toten sprechen. »Das ist 
schlimmste Propaganda«, em- 
pörte sich Irving. »Wenn wäh- 
rend des Bombenangriffs auf 
Hamburg im Juli 1943 55.000 
Menschen den Tod fanden, dann 
können es in Dresden unmöglich 
weniger gewesen sein. Dabei 
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muß berücksichtigt werden, daß 
Hamburg eine funktionierende 
Luftverteidigung besaß und die 
Bombenlast noch nicht einmal 
ein Drittel dessen betrug, was 
über Dresden niederging. Al- 
leine daran erkennen Sie, meine 
sehr verehrten Damen und Her- 
ren, daß es sich dabei wieder um 
einen Propagandaschwindel han- - 
delt. Die alliierten Verbrechen 
durften gemäß offiziellen Richtli- 
nien niemals größer sein als jene, 
welche man den Deutschen anzu- 
lasten gedachte. Das ist der ein- 
zige Grund«, kommentierte der 
Historiker die Nachkriegszahlen- 
Akrobatik. 


Irving konnte 135.000 Tote nach- 
weisen. Allerdings liegen 480.000 
amtlich erfaßte Bombenopfer 
vor. Darunter 37.000 Kinder und 
Säuglinge, 46.000 schulpflichtige 
Kinder, 55.000: Kriegsversehrte, 
Kranke, Arzte und Schwestern, 
Rotkreuzhelferinnen und Pflege- 
personal, 12.000. Rettungsmann- 
schaften, Feuerwehr, Sanitäter, 
Luftschutzhelfer und Luftschutz- 
polizei. Es scheint auch völlig ab- 
surd in Anbetracht der zum Zeit- 
punkt des Angriffs mit 1.200.000 
Menschen vollgestopften Stadt 
und bei mehr als 700.000 von 
9000 Kampfflugzeugen abgewor- 
fenen Bomben von 35.000 Toten 
zu sprechen. Vielmehr kamen auf 
zwei Einwohner eine Bombe. 


Dresden mahnt! 
Nie wieder! 


Irving: »Warum gedenkt man 
denn der Bombardierung? An- 
dere Städte hatten mehr als 
35.000 Opfer zu beklagen. Diese 
Zahlen sind eine Beleidigung für 
die Überlebenden dieses Holo- 
caustes an der Dresdner Bevölke- 
rung und an den vielen Flüchtlin- 
gen.« 


Irving hielt ein Flugblatt der 
CDU zum Jahrestag der Bombar- 
dierung hoch und verlas den 
Text: Dresden mahnt! Nie wie- 
der: Faschismus, Rassismus, Sta- 
linismus, Machtmißbrauch. »Das 
schlägt doch dem Faß den Boden 
aus«, entrüstete sich Irving. »Die 
Mörder von Dresden waren be- 
kanntlich Antifaschisten, Anti- 
rassisten, Antistalinisten und De- 
mokraten. Hier gehen die ver- 
meintlichen Demokraten der so- 
genannten westlichen Wertege- 
meinschaft wieder nach dem be- 
liebten und bewährten Motto 
vor: das Opfer istimmer schuld.« 


David Irving 
Haftbefehl 

in Österreich - 
Blumen 

in der DDR 


Der Brite konnte abschließend 
nur schwer begreifen, wie es die 
Nachkriegsdeutschen fertig 
brachten, Churchill auch noch 
den Karlspreis zu verleihen: 
»Churchill war ein Verbrecher. 
Er hat diesen Massenmord nicht 
nur kaltblütig geplant, sondern 
er hat ihn hinterher auch noch 
ausschweifend mit Alkohol gefei- 
ert. Er befahl seinen Bomberver- 
bänden nach der Vernichtung 
Dresdens Chemnitz anzugreifen, 
um die der Hölle entronnenen, 
jene, die es schafften, nach 
Chemnitz zu entkommen, eben- 
falls zu braten. Diesem Kriegs- 
verbrecher wurde in der Bundes- 
republik der Karlspreis verlie- 
hen. Ein unglaublicher Vorgang. 
Und Bomber-Harris wurde in der 
Westminster-Abtei durch ein 
wappengeschmücktes Namens- 
schild ein ewiger Ehrenplatz in 
der Kirche der englischen Könige 
eingerichtet. Dieses Privileg ist 
nur wenigen Rittern des Groß- 
kreuzes des Bath-Ordens vorbe- 
halten. Meine sehr verehrten Da- 
men und Herren, Überlebende 
und Nachkömmlinge von Überle- 
benden des Holocaustes von 
Dresden. Der Holocaust an den 
Deutschen in Dresden war echt. 
Der an den Juden in den Gas- 
kammern von Auschwitz ist frei 
erfunden. Ich.schäme mich, ein 
Engländer zu sein.« 


Mit diesen Worten schloß Irving 
seinen Vortrag. Die anschlie- 
ßende Podiumsdiskussion, an 
der auch das DDR-Fernsehen 
teilnahm, fand in einer anderen 
Räumlichkeit statt. Was die Men- 
schen von Irving in erster Linie 
wissen wollten, war, wie konnte 
er sagen, der Holocaust an den 
Juden in den Gaskammern von 
Auschwitz sei frei erfunden. 


Irving hielt einige Dokumente 
hoch und verwieß darauf, daß 
diese Papiere der englischen Ab- 
teilung für psychologische 
Kriegsführung entstammten. 
»Diese Unterlagen beweisen ein- 
deutig«, so Irving, »daß die Gas- 
kammerpropaganda den brillan- 
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ten Köpfen des britischen Kriegs- 
propagandaministeriums ent- 
stammt.« 


Der Historiker zitierte in diesem 
Zusammenhang den Leiter der 
Abteilung, Cavendish Bentinck, 
der die Regierung warnte, die ei- 
gene Gaskammerpropaganda 
‚mit der Autorität der Regierung 
seiner Majestät zu versehen. 
Bentinck, so Irving, befürchtete, 
daß sich die englische Krone da- 
für später einmal ebenso peinlich 
zu entschuldigen hätte, wie sie es 
seinerzeit im Zusammenhang mit 
der Propaganda von den durch 
deutsche Landser angeblich ab- 
gehackten belgischen Kinder- 
hände im Ersten Weltkrieg tun 
mußte. 
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Luftangriffen übrig. 


Irving verwies auf 
das Leuchter-Gutachten 


Irving verwies darauf, daß sich 
seine Erkenntnisse auf das von 
dem französischen Professor Fau- 
risson und dem Kanadier Ernst 
Zündel in Auftrag gegebene und 
von dem amerikanischen Inge- 
nieur für Gaskammern zur Tö- 
tung von Menschen, Fred Leuch- 
ter, erstellten Gutachtens stütz- 
ten.: Leuchter untersuchte. Ge- 
mäuerproben der in Auschwitz, 
Birkenau und Majdanek als Gas- 
kammern bezeichneten Gebäude 
und fand dort keine Zyanidrück- 
stände, während in den Proben 
der von allen Holocaust-Histori- 
kern als offizielle Kleidungsent- 
lausungskammer eingestufte 
Räumlichkeit 1050 Gramm pro 
Kilo nachzuweisen waren. In den 
von den Behörden als Gaskam- 


Das blieb von Dresden nach britischen und amerikanischen 


David Irving (links) wird vom Kulturdirektor der Stadt Dres- 


den und der Vorsitzenden des Magistrats begrüßt. 


mern ausgewiesenen Gebäude 
hätten allerdings bis zu einer Mil- 
lion mal mehr Rückstände vor- 
handen sein müssen, als in der 
Kleidungsentlausungskammer. 


Für Irving beweist diese Sach- 
lage, daß es die Gaskammern zur 
Tötung von Menschen in Ausch- 
witz, Birkenau und Majdanek 
niemals gab. | 


Ein Diskussionsteilnehmer 
wollte wissen, wie er denn die 
Zeugenaussagen in dieser Frage 
bewerte, welche ja von der Exi- 
stenz der Gaskammern Zeugnis 
ablegten. 


Irving bezeichnete diese Zeugen 
als Fall für die Psychiatrie. Er zi- 
tierte eine Zeugenaussage, die 
ihm von der zentralen Verfol- 
gungsstelle für NS-Verbrechen in 
Ludwigsburg zur Verfügung ge- 


stellt wurde. Dieser von Irving zi- 
tierte Zeuge wollte gesehen ha- 
ben, wie ein SS-Mann mit Gas- 
maske auf der Leiter bis zum 
Dach der Gaskammer empor- 
stieg und den Inhalt der Büchse 
Zyklon B in die Einwurfsluke 
schüttete. Nach etwa zehn Minu- 
ten gräßlichen Geschreis sei alles 
verstummt und ein Lagerkom- 
mando - ohne Gasmaske ge- 
schützt - transportierte nach An- 
gaben dieses Zeugen die mehr als 
1000 Leichen heraus. Der Zeuge 
versicherte unter Eid, daß der 
blaue Nebel noch über den Lei- 
chen schwebte, als das Lager- 
kommando die Leichen hinaus- 
schaffte. 


Größtes Propaganda- 
märchen unseres 
Jahrhunderts 


Irving: »In der Tat ist: dieser 
Zeuge ein Fall für die Psychiat- 
rie. Wo noch vor einer Minuten 
die Menschen an dem bläulichen 
Nebel starben, machte sich das 
Lagerkommando daran — umge- 
ben von diesem tödlichen, bläuli- 
chen Nebel - die Leichen hinaus- 
zuschaffen. War das Lagerkom- 
mando immun gegen Zyklon-B? 
Des weiteren wissen wir heute, 
daß die sogenannten Einwurfslu- 
ken erst später, also nach 1945 an- 
gebracht wurden, um die Ge- 
bäude den Zeugenaussagen an- 
zupassen. Sehr schlampige Ar- 
beit übrigens. Und von Zeugen 
dieses Formats gibt es Hunderte, 
versichert der Ludwigsburger 
Staatsanwalt voller Stolz. Tat- 
sächlich wäre das Lagerkom- 
mando in diesem geschilderten 
Fall sofort selbst getötet worden, 
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wäre es in die angebliche Gas- 


kammer zum Abtransport der an- 
geblich durch Giftgas getöteten 
Menschen gegangen.« 


Der Geschichtswissenschaftler 
fügte noch hinzu, daß es in ei- 
nem, wie dem soeben geschilder- 
ten Fall, keines Gases bedurft 
hätte. Die mehr als 1000 Men- 
schen wären auf der 80 Quadrat- 
meter Grundfläche, in die sie an- 
geblich gepfercht wurden, alleine 
an Sauerstoffmangel in wenigen 
Minuten gestorben. 


Irving: »Bedenken Sie, daß auch 


- die dünnen Holztüren mit Glas- 


- Geschichtsschreibung 
- zwischen 10000 und 20000 Kre- 


scheiben der angeblichen Gas- 
kammern nur nach innen zu öff- 
nen waren. Wie sollte das mög- 
lich sein, nachdem ein Leichen- 
knäuel von mehr als 1000 Kör- 


- pern die Türen versperrte? Ein 


weiters Phänomen ist die Tatsa- 
che, daß die Luftaufnahmen der 
Alliierten aus dem Jahr 1944 kei- 
nerlei Rauchentwicklung über 
dem Standort der angeblichen 
Krematorien zeigen, obwohl zu 
diesem Zeitpunkt nach gängiger 
täglich 


mierungen stattfanden. 


Abgesehen davon verschafft ein 
Anruf beim nächsten Kremato- 
-rium Klarheit. Es ist technisch 
_ nämlich unmöglich, soviel Lei- 
chen in so wenig Krematorien 
wie in Auschwitz zu kremieren. 
- Weiterhin löst sich das Zyankali- 


gas von den Kristallen erst bei 27 


Grad Celsius. Diese Temperatu- 
ren waren in Auschwitz, zumin- 
dest im Winter nicht gegeben. Im 
Klartext bedeutet das, daß bei 


weniger als 27 Grad Wärme das 


Gas niemals zur Entfaltung ge- 
kommen wäre. 


Ich habe einigen Parlamentari- 
ern des britischen Unterhauses 
angeboten, diesen Test mit mei- 
ner Person in Auschwitz durchzu- 


führen. Aber die Herrschaften 


meldeten sich seit dieser Zeit 
nicht mehr bei mir. Ich habe auch 


gefordert, daß das Leuchter-Gut- 


achten von offiziellen Stellen 


- nachvollzogen wird. Seit zwei 


Jahren ohne Erfolg. Meine Da- 
men und Herren, bei den Gas- 
kammern von Auschwitz handelt 


es sich um das größte Propagan- 


damärchen des zwanzigsten Jahr- 


-  hunderts.« 
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Eine Dame wollte wissen, ob 


denn überhaupt niemand in 


‚Auschwitz EN wurde. 


San. > 
Irving: »Die Sowjets haben am 
21. September 1989 die Totenbü- 
cher von Auschwitz veröffent- 
licht. In diesen Totenbüchern 
wurden alle Sterbefälle während 
des Lagerbestehens minutiös auf- 
gezeichnet. Insgesamt waren es 
74.000. Ich weiß nicht, wieviel 
von diesen. 74.000 umgebracht 
wurden. Ich weiß nur, in Gas- 
kammern kamen diese Men- 
schen nicht ums Leben. Es ist ja 
auch bekannt, daß in den Lagern 
schlimme Seuchen wüteten: Der 
jüdische Professor Arno Mayer 
schreibt in seinem jüngsten 


Buch, daß mehr als die Hälfte al- 
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nichts anderes verbrochen, als 
Deutsche oder Japaner zu einer 
Zeit zu sein, indem das Land, in- 
dem sie ansässig waren, mit dem 
Land ihrer Väter Krieg führte. 
Aber wie gesagt, Auschwitz war 
kein Vernichtungslager.« 


Ein anderer Diskussionsteilneh- 
mer aus Dresden meldete sich zu 
Wort und gestand, daß er sich mit 
diesen, für ihn neuen, geschichtli- 
chen Aspekten geradezu über- 
rollt fühle. Er sagte wörtlich: 
»Herr Irving, ich höre diese sen- 
sationellen Ausführungen zum 
ersten Mal. Und ich bin schok- 


land vorstelle, antwortete er: 
»Neutral und stark, damit es sich 
selbst verteidigen kann.« 

Auf die Frage, in welchen Gren- 
zen er dieses starke, neutrale 
Deutschland sehe, antwortete er: 
»In fünf Jahren sehe ich dieses 
Deutschland weitestgehend in 
den früheren Reichsgrenzen. Die 
von Polen besetzten Gebiete sind 
fast ausnahmslos dünn besiedelt, 
so daß ein Anschluß keine großen 
Probleme mit sich bringen wird.« 


»Aber kann dieser Prozeß fried- 
lich verlaufen?« wollte die Dame 
vom Fernsehen wissen. Irving: 


Die Vergeßlichen und Unwissenden vergessen oder verdrängen den entsetzlichen Holo- 
caust an den Deutschen in Dresden. 


ler Lagerinsassen eines natürli- 
chen Todes starb. Er schreibt 
auch, daß es keinen Ausrottungs- 
plan gegenüber den Juden sei- 
tens Hitlers gab. Deshalb können 
seriöse Historiker nicht von ei- 
nem Holocaust in Auschwitz 
sprechen. 


Auch Bonn wird 
bevormundet 


Auschwitz war mit Sicherheit 
kein Sanatorium. Es war ein Ar- 
beitslager und die Verhältnisse 
dort waren wahrscheinlich nicht 
gut. Ich bin sicher, daß auch Ver- 
brechen an Lagerinsassen verübt 
wurden. So wie beispielsweise 
Verbrechen an den: deutschen 
und japanischen Insassen in den 
amerikanischen und kanadischen 
Konzentrationslagern begangen 
wurden. Diese Menschen hatte 


kiert. Aber ich glaube Ihnen. Wir 
wurden von den Offiziellen in der 
DDR seit 45 Jahren in allen Be- 
reichen so schamlos belogen, daß 
ich mir über den Wahrheitsgehalt 
Ihrer Erkenntnisse keine Gedan- 
ken mache. Und übrigens ist 
auch die Bundesrepublik von den 
seinerzeitigen Kriegsgewinnlern 
ebenso besetzt und bevormundet 
wie es die DDR ist. Warum soll- 
ten die Sieger im Westen ehrli- 
cher gewesen sein? Wiedergut- 
machung leistet man ja schließ- 
lich nur, wenn man sich schuldig 
fühlt. Ja, Herr Irving, Sie haben, 
glaube ich, recht. Das paßt alles 
zusammen.« 


David Irving wurde im Anschluß 
an die Podiumsdiskussion noch 
zusätzlich vom DDR-Fernsehen 
zur deutschen Wiedervereini- 


gung befragt. Auf die Frage, wie 
er sich ein vereinigtes Deutsch- 


»Natürlich friedlich.« 

Aber freiwillig würden die Polen 
diese Ländereien nicht herausge- 
ben, forschte die Reporterin wei- 
ter. Irving: »Die Transaktion wird 
nach der Formel »Mark gegen 
Hektar: abgewickelt werden.« 


Im Anschluß an das Fernsehinter- 
view wurde David Irving wie- 
derum von Kulturdirektor Mat- 
schke, seinen Mitarbeitern und 
von den Honoratioren der Stadt 
mit Blumen verabschiedet. Die 
Stadtoffiziellen verliehen ihrer 
Hoffnung Ausdruck, David Ir- 
ving recht bald wieder in Dresden 
begrüßen zu dürfen. Der Histori- 
ker spendete seine Gage, sowie 
die Einnahmen aus seinem Bü- 
cherverkauf als symbolische Wie- 
dergutmachung Englands an 
Deutschland zum Wiederaufbau 
alter Kulturstätten in Dresden. 


Presse 


»Junge 


Freiheit« 


Alfred König 


Im fünften Jahrgang erscheint eine Zeitung namens »Junge Freiheit«, 
die vom »Förderverein zur Wiedervereinigung Deutschlands Unitas 
Germanica e.V.« herausgegeben wird. Im Untertitel bezeichnet sich 
die »Junge Freiheit« selbst als »Deutsche Zeitung für Politik und Kul- 
tur«. Liest man jedoch die Februar- Ausgabe, muß sich einem zwangs- 
läufig der Eindruck aufdrängen, eine Zeitung vor sich zu haben, die 
unter dem nationalen Deckmantel die Interessen von CDU und CSU 
vertritt - und die sind nun einmal nicht konform mit denen Deutsch- 


lands. 


Was als erstes beim Lesen dieser 
Zeitung auffällt, daß sie den Re- 
publikanern nahesteht, gleichzei- 
tig aber auf deutliche Distanz zu 
deren Vorsitzenden, Franz 
Schönhuber, geht. So hat sich.die- 
ser dann auch in einem Leser- 
brief jegliche weitere Zusendung 
der Zeitung verboten, da sie an- 
geblich falsche Informationen 
über sein Verhalten während der 


ersten Tage der mitteldeutschen _ 


Revolution verbreitet hat. 


Sympathie für 
Georg Gysi 


In einem weiteren Leserbrief be- 
schwert sich ein Herr, daß der 
pensionierte Konteradmiral der 
Bundesmarine und frühere hohe 
Geheimdienstler Günter Poser, 
der maßgeblich am ersten Pro- 
gramm der Republikaner mitge- 
arbeitet hat, als »senil und welt- 
fremd« bezeichnet wurde. Jeder 
der Poser persönlich kennt, weiß, 
daß er dies gerade nicht ist, son- 
dern ganz im Gegenteil aufgrund 
seines Wissens ein für die natio- 
nale Seite sehr wichtiger Mann 
ist. 

Besonders schlimm ist in dieser 
Februar-Ausgabe der »Jungen 
Freiheit« aber die Seite 3. Acht- 
zig Prozent dieser Seite werden 
von einem Interview mit 
dem CDU-Abgeordneten und 
deutschland-politischen Spre- 
cher seiner Fraktion, Eduard 
Lintner, eingenommen. Zwar 
sagt dieser »wir brauchen keine 
Zustimmung zur Wiedervereini- 
gung«, spricht sich aber gegen 
eine  Neutralisierung (Teil)- 
Deutschlands und indirekt für 


56 


Fred A. Leuchter, ein ameri- 
kanischer Experte für Gas- 
kammern, sorgt mit seinem 
Gutachten über Auschwitz 
für internationale Aufmerk- 
samkeit. 


eine Anerkennung der Oder- 
Neiße-Linie als polnische West- 
grenze aus. 


Die restlichen 20 Prozent dieser 
Seite werden von einem, wie sich 
unschwer herauslesen läßt, nicht 
ohne Sympathien verfaßten Por- 
trät des derzeitigen SED-Vorsit- 
zenden Gregor Gysi eingenom- 
men, der als »Manager der 
Wende« bezeichnet wird. Aus- 
führlich wird darauf eingegan- 
gen, warum Gysi trotz angeblich 
bereits seit einiger Zeit bestehen- 
der Zweifel am »real existieren- 
den Sozialismus« dennoch eine 
Zeit lang am System festhielt, 
gleichzeitig aber bereits aktiv für 
oppositionelle Gruppen, wie das 
»Neue Forum« (sofern es sich 
beim »Neuen Forum« wirklich 
um eine Oppositionsgruppe und 
nicht um eine von der SED ge- 


lenkte Organisation handelt; der 
Verfasser) einsetzte. 


Das Spiel mit 
Namen 


Der »erste Hammer« erscheint 
dann auf Seite 4. Als erste von 
fünf Meldungen steht dort zu le- 
sen »Von Thadden pro Schönhu- 
ber«. Danach will der ehemalige 
NPD-Vorsitzende den derzeiti- 
gen Republikaner-Vorsitzenden 
bereits seit 1981 kennen, sich 
aber nicht bei den Republika- 
nern beteiligen, da man das »als 
Knüppel gegen Schönhuber« ver- 
wenden würde. Den Republika- 
nern räumt von Thadden doppelt 
so. hohe Chancen ein, wie sie die 
NPD in den sechziger Jahren 
hatte. 


Hiermit wird also einem Mann 
Platz eingeräumt, der, wie sich 
aus einer persönlich ausgefüllten 
Akte aus dem Berliner Zentralar- 
chiv ergibt, nach dem Krieg für 
den russischen * Geheimdienst 
GPU gearbeitet hat - zwar hieß 
dieser schon seit einigen Jahren 
NKWD, wurde aber von der 
überwiegenden Zahl der Deut- 
schen immer noch GPU genannt 
—. Das ist der gleiche von Thad- 
den, der Informationen zufolge 
an Entführungen wahrhaft natio- 
nal eingestellter Deutscher nach 
Ost-Berlin beteiligt gewesen sein 
soll. 


CODE ist im Besitz eines Schrei- 
bens eines ehemaligen führenden 
Mitglieds der NDP, nämlich 
Herrn Thielen, an den NPD-Vor- 
sitzenden Mußgnug vom 13. De- 
zember 1973. Hierin steht: »Si- 
cherlich kennen Sie das rechts- 
kräftige Urteil des Oberlandesge- 
richts Celle vom 15. 11. 1972, aus 
dem in vernichtender Weise der 
Unwert von Thaddens als Politi- 
ker hervorgeht. 


Ein Hammer nach 
dem anderen 


Zudem sind Sie von dem Mit- 
glied Ihrer Partei, Herrn Töpper- 
wien, Göttingen, über den Inhalt 
meines Schreibens vom 4. Mai 
1973 an letzteren unterrichtet, in 
dem der Wortlaut der Feststellun- 
gen des Oberlandesgerichts Celle 
in seinem Urteil wiederholt wird. 


1. Im Gefolge des von Thadden 
wurden laufend Personen ent- 
deckt, die kriminell sind und de- 


nen man Beziehungen zu Ge- 
heimdiensten nachsagt. == 


2. Von Thadden mißbrauchte und 

täuschte Delegierte, mißachtete 

die Satzungen und setzt sich über 

Recht und Rechtsprechung höh- 
nend hinweg. 


3. Von Thadden duldet in seiner 
Umgebung nur Personen seines 
Schlages, nämlich solche, die das 
Recht mit Füßen treten, das Ver- 
trauen der Mitglieder mißbrau- 
chen, im Zwielicht und Betrug 
ihr Geschäft suchen, Eid und Eh- 
renwort als Bagatelle ansehen, 
gewagte Schulden machen und 
ihre Gläubiger betrügen. 


4. Von Thadden spiegelt das We- 
sen des politischen Hasardeurs 
und Vabanquespielers wider, und 
er sei der Totengräber nationaler 
Parteien. 


Mein Schreiben an Herrn Töpper- 
wien nahm von Thadden zum An- 
laß, gegen mich eine Straffestset- 
zung durch das Gericht zu bean- 
tragen. Diese Antrag wurde ko- 
stenpflichtig und rechtskräftig zu- 
rückgewiesen. Darüber hinaus 
hatte von Thadden gegen fol- 


- gende Behauptungen in meinem 


seinerzeitigen Rundbrief sich. 
nicht gewehrt. 


1. Wörtliche Wiedergaben von 
Außerungen der Mitglieder des 
Präsidiums und des Bundesvor- 
standes der NPD sowie die Mit- 
gliederliste waren dem Geheim- 
dienst der Bundesrepublik und 
anderer Nationen im Osten be- 
kannt geworden. Ich habe im 
Präsidium von Thadden und Heß 
erklärt, nur sie kämen als Infor- 
manten in Betracht, da sie in bei- 
den Gremien säßen und allein 
Zugang zu den internen Ge- 
schäftsvorgängen (Mitgliederli- 
sten) hätten. Diese Feststellung 
wurde von beiden widerspruchs- 
los hingenommen. 


2. Über Gehälter, Aufwandsent- 
schädigungen, nicht beschlos- 
sene Entnahmen und Rednergel- 
der verschaffte er sich monatlich 
ein Einkommen von etwa DM 
5.000,-. Der Sachverständige 
stellte den geringen Aussagewert 
der Buchführung fest und räumte 


Im September 1944 bombar- 
dierten britische Bomber 
das KZ Auschwitz. Das Bild 
wurde aus einem Bomber 
über dem KZ aufgenom- 
men. 


_ Presse: 


»Junge 
Freiheit« 


die Möglichkeit weiterer Unkor- 
rektheiten ein. 


3. Ich sagte ihm deshalb in Ge- 
genwart von Zeugen: »Sie sind 
der widerlichste Lump, der mir in 
meinem Leben begegnet ist. Ihre 
niederträchtige Gesinnungslosig- 
keit war für mich eine harte Zu- 
mutung. Sie haben mich ge- 
täuscht und belogen und ihre 
Stellung als Bundesgeschäftsfüh- 
rer und Ihre Tätigkeit als Schrift- 
leiter der DN mißbraucht, um die 
Mitglieder zu täuschen.< Er, der 
angeblich nationale Politiker und 
Nachfahre eines deutschen 
Adelsgeschlechtts nahm dies 
hin.« j 


Die Antwort auf den 
Leuchter-Bericht 


Und einem derartigen Mann wird 
von der »Jungen Freiheit« Platz 
eingeräumt. Und aus der Zehn- 
Zeilen-Meldung geht nicht her- 
vor, daß man sich seitens der Zei- 
tung von von Thadden distan- 
ziert, wie dies etwa mit dem Wort 
»Bezeichnenderweise« hätte ge- 
macht werden können. 


Der »zweite und größte Ham- 
mer« folgt dann auf Seite 7. Auf 
dieser Seite veröffentlicht der als 
Initiator des »Historikerstreits« 
in die Analen eingegangene Pro- 
fessor Ernst Nolte von der Freien 
Universität Berlin »Die Antwort 
auf den »Leuchter-Report««. In 
der Einleitung zu dem entlarven- 
den Bericht heißt es wie folgt: 


»Im Frühjahr 1988 fand in To- 
ronto ein Strafprozeß gegen den 
Deutsch-Kanadier Ernst Zündel 
statt; er war angeklagt, Zweifel 
an der Ermordung von sechs Mil- 
lionen Juden während der NS- 
Zeit verbreitet zu haben. In dem 
Prozeß spielte der »Leuchter-Re- 
port« über die KZ’s Auschwitz, 
Birkenau und Majdanek. eine 
Rolle. Leuchter, ein in Boston 
ansässiger, auf das Entwerfen 
und Herstellen von Exekutions- 
Gaskammern in US-Gefängnis- 
sen spezialisierter Ingenieur, 
kommt in einem chemisch-ther- 
modynamischen Gutachten zu 
dem Schluß, daß es in diesen 
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KZ’s »keine Exekutions-Gaskam- 
mern« gegeben habe. Eine ernst- 
hafte und vor allem seriöse Aus- 
einandersetzung mit diesem Gut- 
achten hat bislang nicht stattge- 


funden. 


Heute sind die Spuren 
angeblich verschwunden 


Der JF-Redaktion liegt eine »kri- 
tische Stellungnahme« des Insti- 
tuts für Zeitgeschichte (Mün- 
chen) vor, worin das Leuchter- 
Gutachten als eine »pseudowis- 
senschaftliche, ziemlich plump 
gemachte NS-apologetische Pro- 
pagandaschrift« tituliert wird, der 
Untersuchungen des gerichtsme- 
dizinischen Instituts der Univer- 
sität Krakau aus dem Jahre 1945 
gegenüberstünden, die auch an 
Gebäuderesten in Auschwitz so- 
wie an Opfern deutliche Spuren 
von Zyklon-B nachgewiesen hät- 
ten. Die damals an den Ruinen 
festgestellten Spuren wären 
heute verschwunden, da sie »seit 
mehr als vierzig Jahren Wind und 
Wetter ausgesetzt« gewesen 
seien.« 


In seinem Eröffnungsabsatz 
kommt Nolte zu dem Schluß: 
»Der Stellungnahme des Instituts 
für Zeitgeschichte ist in der Sa- 
che kaum etwas hinzuzufügen ... 
Der Leuchter-Bericht vermag 
mithin nicht zu überzeugen.« 


Zwar kritisiert auch Nolte, daß es 
besser gewesen wäre, damals 
eine internationale Sachverstän- 
digenkommission einzusetzen, 
so wie es die Deutschen bei den 
Morden von Katyn taten, und 
sich nicht nur auf das Sachver- 
ständigengutachten der Universi- 
tät Krakau zu beschränken sowie 
»unabweisbare Fragen, so dieje- 
nige nach der Glaubwürdigkeit 
einzelner Zeugen, insbesondere 
der kriegsgefangenen SS-Offi- 
ziere, nach den Widersprüchen 
bei den Zahlenangaben und auch 
nach der technischen Ausführbar- 
keit« zu beantworten, doch än- 
dert dies nichts an Noltes Mei- 
nung, Leuchter habe unrecht. 


Er begründet dies vor allem da- 
mit, daß es »auch für den natur- 
wissenschaftlichen Laien nach 
dem ersten Schock einleuchtend 
(wird), daß in Räumen, die seit 
mehr als vierzig Jahren Wind und 
Wetter ausgesetzt sind, zwin- 
gende Beweise hinsichtlich der 
Nicht-Existenz bestimmter Vor- 


gänge nicht mehr gewonnen wer- 
den können, es sei denn, der 
Nachweis gelänge, eine durch äu- 
Bere Einflüsse unzerstörbare 
Blaufärbung habe sich analog zu 
dem Zustand der sog. Entwe- 
sungsräume ergeben "müssen. 
Eben diesen Nachweis führt 
Leuchter nicht ...« 


Dann schreibt Nolte weiter! 
»Doch alle diese Fragen betref- 
fen entweder die Deutung oder 
dasjenige, was man die »Hülle« 
nennen könnte. Dem »Kern< ge- 
genüber ist kein Zweifel möglich: 
dem keineswegs bloß auf »natürli- 
che< Ursachen wie Tvphus und 
anderen Seuchen zurückzufüh- 
renden Untergang von vielen 
Hunderttausenden von Juden 
(aber auch von zahlreichen Sla- 
wen, Zigeunern und Geistes- 
kranken) im deutschen Machtbe- 
reich während der Kriegsjahre. 
Man mag die Glaubwürdigkeit 
der Aussagen von Höß, Wisliceny 
und selbst Eichmann mit der Be- 
gründung in Frage stellen, daß sie 
nicht unter rechtsstaatlichen Be- 
dingungen zustandegekommen 
sind, aber die Berichte der Ein- 
satzgruppen stehen außerhalb je- 
den Zweifels, selbst wenn die ein- 
zelnen Zahlenangaben übertrie- 
ben sein sollten ...« 


Über die britischen Bom- 
benangriffe schweigt man 


Nolte endet mit den Worten: 
»Wer aus ganz Europa Millionen 
von Menschen zusammenholte, 
um sie in typhusverseuchten 
Ghettos einzupferchen, muß von 
Vernichtungsabsichten erfüllt ge- 
wesen sein. Aber nach meiner 
Auffassung spricht die höchste 
Wahrscheinlichkeit dafür, daß 
nicht ein besserer Leuchter-Be- 
richt in die Welt tritt, sondern, 
daß in Gestalt von noch konzise- 
ren Gutachten gerade das Gegen- 
teil geschehen wird.« 


Dazu sind einige Klarstellungen 
notwendig: So wurden keines- 
falls »Millionen Menschen zu- 
sammengeholt, um sie in typhus- 
verseuchten Ghettos einzupfer- 
chen«. Vielmehr wird auch von 
ehemaligen KZ-Gefangenen 
sehr oft selber darauf hingewie- 
sen, daß die sanitären Verhält- 
nisse in der Regel in Ordnung 
waren. Typhus-Epidemien ent- 
standen beispielsweise im KL 
Bergen-Belsen, nachdem briti- 
sche Bomber die Zufahrtswege 


zerbombt und das Lager von der 
Außenwelt und der Versorgung 
lebenswichtiger Güter abge- 
schnitten hatten sowie Gefan- 
gene einen Aufstand probten und 
die sanitären Anlagen zerstörten. 


Leuchter hat sich mit 
Verwitterung beschäftigt 


Jeder auf dem Gebiet der Gase 
bewandte Chemiker hätte Herrn 
Nolte erklären können, daß die 
Gase bei einer derart massiven 
Konzentration. wie sie in den 
Exekutions-Gaskammern hätte 


« gegeben sein müssen, tief in den 


Stein eindringen. Durch »Wind 
und Wetter« werden aber nur die 
obersten Schichten der im Stein 
enthaltenen Gas-Konzentratio- 
nen in vielleicht Millimeter- 
Stärke abgetragen, die tiefer im 
Stein gelegenen bleiben dagegen 
erhalten und lassen sich auch 
noch nach 45 Jahren - ein ange- 
sichts modernster Meßinstru- 
mente ohnehin winzig kleiner 
Zeitraum — messen und hoch- 
rechnen. 


Und Leuchter geht sehr wohl dar- 
auf ein. So heißt es in den Punk- 
ten 14.000 und 14.001: »Wie 
schon erwähnt, wurden gezielt 
gerichtlich verwertbare Proben 
von Backsteinen, Mörtel, Beton 
und Ablagerungen von Stätten in 
Polen genommen. Zyanide und 
Zyanidverbindungen können an 
einem gewissen Standort lange 
Zeit verbleiben, und wenn sie 
nicht mit anderen Chemikalien in 
Reaktion treten, können sie in 
Backsteinen und Mörtel herum- 
wandern. 


Aus den angeblichen Gaskam- 
mern der Krematorien I, II, III, 
IV und V in Auschwitz wurden 31 
gezielte Proben entnommen. 


Ein Kontrollmuster wurde aus 
der Entlausungsanlage Nr. 1 in 
Birkenau entnommen. Dieses 
Kontrollmuster wurde aus einer 
Entlausungsanlage entnommen, 
von der bekannt war, daß dort 
Zyanid verwendet worden ist, 
was auch durch das Vorhanden- 
sein von Blaufärbung offenbar 
wurde. 


Die chemische Untersuchung des 
Kontrollmusters Nr. 32 zeigte ei- 
nen Zyanidgehalt von 1.050 mg/ 
kg, eine sehr starke Konzentra- 
tion (während die der anderen 
Proben zwischen 0 und 7,9 mg/kg 
lagen; der Verfasser). 


Die Beschaffenheit der Stand- 
orte, aus denen diese Proben ent- 
: nommen wurde, ist die gleiche 
wie im Standort, aus dem das 
Kontrollmuster stammt: kalt, 
- dunkel und: feucht. Nur bei den 
Krema IV und V war es anders, 
da diese Lokalitäten dem Son- 
nenlicht ausgesetzt waren (die 
Gebäude waren abgerissen) und 
das Sonnenlicht die Zersetzung 
von ungebundenem Zyanid be- 
schleunigt haben dürfte. Zyanid 
: verbindet sich in Mörtel und in 
Backsteinen mit Eisen und wird 
“ zu eisenhaltigem Zyanid oder 
“ preußisch-blauem Pigment, ei- 
ner sehr stabilen Eisen-Zyanid- 
Verbindung.« 


Was Professor Nolte 
verschweigt 


Leuchter weist also selber auf die 
Vergleichbarkeit der Proben hin. 
außerdem wäre es doch vermes- 
sen zu glauben, daß er, der selbst 
von den amerikanischen Behör- 
den - dem Department of Cor- 
rection and Human Resources 
des Staates Missouri - als »engi- 
‚ neer spezializing in gas chambers 
and executions« und als »well ver- 
sed in all areas and is the only 
consultant in the United States 
‘that I know of« bezeichnet wird 
und von daher einen Ruf zu ver- 
lieren hat, einen so kläglichen 
Fehler begehen würde. Und das 
Institut für Zeitgeschichte ist 
doch für seine Einseitigkeit be- 
‘. kannt. 


‘ Daneben geht Nolte in seinem 
»Gegengutachten« in keinster 


-, Weise auf die vielen anderen 


Punkte von Leuchter ein, daß 
beispielsweise »Drainagen ange- 
legt waren, die es ermöglicht hät- 
ten, daß Gas jedes Gebäude im 
Lager erreicht hätte«, »keine zu- 
friedenstellende Einbringungs- 
möglichkeit für Zyklon B vorge- 
sehen war«. 


Ebenfalls kein Wort zu Leuchters 
Aussage, daß die vorhandenen 
Krematorien überhaupt nicht in 
der Lage gewesen seien, derart 
viele Leichen, wie immer berich- 
tet, zu verbrennen. So bezifferte 
Leuchter die Zahl der hypothe- 
‘tisch möglichen Vergasungstoten 
‚auf 123.976, die der hypothetisch 
‘ möglichen Kremierungen auf 
242.176 und die der real mögli- 
..chen Kremierungen auf 106.512! 
Also deutlich weniger als die im- 
“mer wieder genannten vier Mil- 
lionen. 


Und die in der Einleitung zu Nol- 
tes »Antwort« gemachte Feststel- 
lung, daß die Universität Krakau 
an Gebäuderesten von Ausch- 
witz deutliche Spuren von Zy- 
klon B nachgewiesen habe, stellt 
auch keinen Widerspruch zu dem 
Bericht Fred A. Leuchters dar, da 
dieser selbst zu eben diesem Er- 
gebnis kommt (1.050 mg/kg) -un- 
bestritten ist aber selbst in der 
heutigen (Umerziehungs-)Ge- 
schichtsschreibung, daß es in 
Auschwitz keine Exekutions- 
Gaskammern, sondern reine 
Entlausungsgaskammern gab. 
Die Menschenvergasungen sol- 
len vielmehr in Birkenau stattge- 
funden haben. 


Welchen Interessen 
dient man 


Und eine Zeitung, wie die 
»Junge Freiheit«, die ein derart 
oberflächliches Gegengutachten 
abdruckt, ohne jedoch das 
Leuchter-Gutachten in all seinen 
Ergebnissen konkret darzustel- 
len und die Leser, die in ihrer 
überwiegenden Zahl den ge- 
nauen Wortlaut des Leuchter-Be- 
richts wohl nicht kennen, damit 
zwangsläufig zu einem für den 
Amerikaner ungünstigen Ergeb- 
nis kommen zu lassen, muß sich 
die Frage gefallen lassen, welche 
Interessen sie wirklich vertritt: 
deutsche jedenfalls nicht. 

Denn die Tendenz ist klar: Profes- 
sor Ernst Nolte gilt wegen des 
von ihm ausgelösten Historiker- 
streits als »Rechter«. Selbst als 
»Nazi« wurde er von einigen be- 
schimpft. Für viele ist er eine Art 
Symbolfigur dafür, daß die »Ein- 
zigartigkeit« der damaligen Ge- 
schehnisse nunmehr auf den Bo- 
den der Tatsachen, daß es eben 
lediglich ein kleiner Teil der Ge- 
schichte war, »heruntergespielt« 
werden soll. 


Wenn also ein derartiger Mann so 
offen, wie Nolte dies tut, Front 
gegen den Leuchter-Bericht 
macht, (gegen den selbst nach ge- 
nau zwei Jahren, Leuchter stellte 
seinen Bericht am 5. April 1988 
fertig, noch kein in der selben 
Ausführlichkeit erstelltes Gegen- 
gutachten vorliegt), »dann muß 
das ja wirklich, wie das Institut 
für Zeitgeschichte es sagt, eine 
»pseudowissenschaftliche, . ziem- 


lich plump gemachte NS-apolo-. 


getische Propagandaschrift« 
sein«. Und hierzu hat die »Junge 
Freiheit« nicht unwesentlich bei- 
getragen. DO 


so 
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Historiker Streit 


Antwort auf 


den »Leuchter- 


Report« 


Ernst Nolte 


Die Monatszeitschrift »Junge Freiheit« veröffentlichte in der Februar-Ausgabe 19% un- 
ter dieser Überschrift einen Beitrag von Professor Dr. Ernst Nolte von der Freien Uni- 
versität in Berlin. Wir drucken diesen Artikel wortgetreu nach, um den Lesern die Mög- 
lichkeit zu geben, die Antworten unserer Mitarbeiter David Irving und Fred A. Leuch- 


ter besser interpretieren zu können. 


Die Zeitung leitete den Beitrag von Pro- 
fessor Nolte mit folgendem redaktionel- 
lem Vorspann ein: Im Frühjahr 1988 fand 
in Toronto ein Strafprozeß gegen den 
Deutsch-Kanadier Ernst Zündel statt; er 
war angeklagt, Zweifel an der Ermor- 
dung von sechs Millionen Juden wäh- 
rend der NS-Zeit verbreitet zu haben. In 
dem Prozeß spielte der »Leuchter-Re- 
port« über die KZ’s in Auschwitz, Birke- 
nau und Majdanek eine Rolle. Leuchter, 
ein in Boston ansässiger, auf das Entwer- 
fen und Herstellen von Exekutions-Gas- 
kammern in US-Gefängnissen speziali- 
sierter Ingenieur, kommt in seinem che- 
mischthermodynamischen Gutachten zu 
dem Schluß, daß es in diesen KZ’s »keine 
Exekutions-Gaskammern« gegeben 
habe. Eine ernsthafte und vor allem se- 
riöse Auseinandersetzung mit diesem 
Gutachten hat bislang nicht stattgefun- 
den. Der JF-Redaktion liegt eine »Kriti- 
sche Stellungnahme« des Instituts für 
Zeitgeschichte (München) vor, worin 
das Leuchter-Gutachten als eine »pseu- 
dowissenschaftliche, ziemlich plump ge- 
machte NS-apologetische Propaganda- 
schrift« qualifiziert wird, der Untersu- 
chungen des gerichtsmedizinischen Insti- 
tuts der Universität Krakau aus dem 
Jahre 1945 gegenüberstünden, die noch 
an Gebäuderesten in Auschwitz sowie an 
Opfern deutliche Spuren von Zyklon-B 
nachgewiesen hätten. Die damals an den 
Ruinen festgestellten Spuren wären 
heute verschwunden, da sie »seit mehr 
als vierzig Jahren Wind und Wetter ausge- 
setzt gewesen« seien. Hierzu und zu offe- 
nen Fragen der Holocaust-Forschung äu- 
Berte sich exklusiv in der JUNGEN 
FREIHEITder Berliner Historiker Prof. 
Dr. Ernst Nolte: 

Der Stellungnahme des Instituts für Zeit- 
geschichte ist in der Sache kaum etwas 
hinzuzufügen. Neben dem dort erwähn- 
ten Gutachten von J.-C. Pressac gibt es 
inzwischen noch weitere gewichtige Äu- 
Berungen, und auch für den naturwissen- 
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schaftlichen Laien wird es nach dem er- 
sten Schock einleuchtend, daß in Räu- 
men, die seit mehr als vierzig Jahren 
Wind und Wetter ausgesetzt sind, zwin- 
gende Beweise hinsichtlich der Nicht- 
Existenz bestimmter Vorgänge nicht 
mehr gewonnen werden können, es sei 
denn, der Nachweis gelänge, eine durch 
äußere Einflüsse unzerstörbare Blaufär- 
bung habe sich analog zu dem Zustand 
der sog. Entwesungsräume ergeben müs- 
sen. Eben diesen Nachweis führt Leuch- 
ter nicht, und der Vergleich, den er mit 
Hinrichtungen in amerikanischen Gas- 
kammern vornimmt, ist zwar für einen 
Ingenieur naheliegend und keineswegs 
illegitim, aber er schlägt angesichts der 
ganz andersartigen Umstände nicht 
durch. Der Leuchter-Bericht vermag 
mithin nicht zu überzeugen. 


Gleichwohl sollte er ein Anstoß zum 
Nachdenken sein. Als im Frühjahr 1943 
die Massengräber der 4500 polnischen 
Offiziere bei Katyn von deutschen Trup- 
pen entdeckt wurden, ließ die deutsche 
Regierung eine internationale Ärzte- 
kommission und zahlreiche ausländische 
Journalisten zum Tatort kommen, und es 
blieb kaum ein Zweifel zurück, daß die 
Sowjets die Schuld trugen. (Ob der Be- 
fehl von Stalin selbst herrührte oder von 
der Zentrale der Geheimpolizei oder 
von lokalen Machthabern, konnte natür- 
lich nicht gestellt werden.) Gleichwohl 
leugnete die Sowjetuntion das Verbre- 
chen strikt ab und legte. es während der 
Nürnberger Prozesse sogar »den Faschi- 
sten« zur Last. Sie hätte mit größerer Zu- 
versicht so handeln können, wenn die 
Untersuchungen lediglich im Gerichts- 
medizinischen Institut der Universität 
Berlin gemacht worden wären. Im Gut- 
achten des Instituts für Zeitgeschichte 
wird darauf hingewiesen, daß Untersu- 
chungen über Gasspuren an Überresten 
der Opfer 1945 vom Gerichtsmedizini- 
schen Institut der Universität Krakau 


durchgeführt wurden. Eine internatio- 
nale, großenteils aus Neutralen beste- 
hende Kommission von Ärzten und Na- 
turwissenschaftlern hätte jeden Zweifel 
im Keim ersticken können. Daher ist um 
die Feststellung nicht herumzukommen, 
daß die sowjetischen und polnischen Be- 
hörden bei der »Spurensicherung« nicht 
die notwendige Sorgfalt haben walten 
lassen. Insofern sind die Zweifel, die 
heute von »revisionistischer« Seite vor- 
gebracht werden, nur eine Entsprechung 
zu jenem hartnäckigen Leugnen hinsicht- 
lich Katyns, und sie sollten deshalb nicht 
ausschließlich und einseitig negativ beur- 
teilt werden. 

Sie können vielmehr die Einsicht stär- 
ken, die unter Sachkennern kaum be- 
stritten ist, nämlich die Einsicht, daß es 
noch viele »offene Fragen der Holo- 
caust-Forschung« gibt. So ist es ja ein 
auffallender Tatbestand, daß alle großen 
Darstellungen. der »Endlösung« von 
Reitlinger und Hilberg bis zu Adam und 
Dawidowicz im Grunde Schilderungen 
der nationalsozialistischen Judenpolitik 


“oder der europaweiten Deportationen 


sind, aber daß sie das Endstadium in 
Auschwitz bzw. .Treblinka, Belczek usw. 
nicht mehr zum Gegenstand ausdrückli- 
cher Untersuchung machen. Gerade hier 
jedoch ergeben sich unabweisbare 
Frage, so diejenige nach der Glaubwür- 
digkeit einzelner Zeugen, insbesondere 
der kriegsgefangenen SS-Offiziere, nach 
den Widersprüchen bei den Zahlenanga- 
ben und auch nach der technischen Aus- 
führbarkeit. Das im Gutachten erwähnte 
Buch von J.-C. Pressac ist meines Wis- 
sens das erste, das einen Teil dieser Fra- 
gen im Detail angeht. In Deutschland 
wird ihm hoffentlich bald ein anderes, im 
Manuskript bereits fertiggestelltes Buch 
folgen, das charakteristischerweise von 
einem »Amateurhistoriker« geschrieben 
ist. Ob diese Bücher ohne die Herausfor- 
derung durch den Revisionismus zustan- 
degekommen wären ist fraglich. 

Wenn der Revisionismus und mit ihm 
Leuchter für die Öffentlichkeit klar ge- 
macht hätten, daß auch »Auschwitz« ein 
Gegenstand wissenschaftlicher Untersu- 
chungen und Kontroversen sein muß, 
müßte man ihnen ein Verdienst ausspre- 
chen, auch dann, wenn sich letzten En- 
des herausstellen sollte, daß die Opfer- 
zahlen noch größer und die Vorgänge 
noch schrecklicher waren, als man bisher 
angenommen hat. 

Aber es muß auch eine Vielfalt von Inter- 
pretationen geben. Zwischen »Intentio- 
nalisten« und »Funktionalisten« sind 
nicht die Tatbestände strittig, wohl aber 
deren Motivierung. Glücklicherweise 
gilt diese Kontroverse bisher als wissen- 
schaftlich legitim, so daß sie von morali- 
schen Verdammungsurteilen frei geblie- 
ben ist, obwohl die funktionalistische 
These zu der Konsequenz führt, daß die 
»Judenvernichtung« lediglich ein Neben- 
ereignis des Zweiten Weltkriegs war. 
Aber ebenso strittig dürfen und sollten 


die Fragen sein, ob der Vernichtungspro- 
zeß eher aus dem überlieferten Antise- 
mitismus oder aus der neuen Erfahrung - 
des Antibolschewismus resultierte und 
ob es sich um einen »nationalen« oder 
um einen »internationalen« Vorgang 
handelte. 

Doch alle diese Fragen betreffen entwe-- 
der die Deutung oder dasjenige, was 
man die »Hülle« nennen könnte. Dem 
»Kern« gegenüber ist kein Zweifel mög- 
lich: dem keineswegs bloß auf »natürli- 
che« Ursachen wie Typhus und andere 
Seuchen zurückzuführenden Untergang 
von vielen Hunderttausenden von Juden 
(aber auch von zahlreichen Slawen, Zi- 
geunern und Geisteskranken) im deut- 
schen Machtbereich während der Kriegs- 
jahre. Man mag die Glaubwürdigkeit der 
Aussagen von Höß, Wisliceny und selbst 
Eichmann mit der Begründung in Frage 
stellen, daß sie nicht unter rechtsstaatli- 
chen Bedingungen zustandegekommen 
sind, aber die Berichte der Einsatzgrup- 
pen stehen außerhalb jedes Zweifels, 
selbst wenn die einzelnen Zahlenanga- 
ben übertrieben sein sollten. 

Ich würde die funktionalistische Auffas- 
sung sehr ernst nehmen, wenn die Juden 
in Hitlers Äußerungen vor dem Kriege 
und während des Krieges ebenso nur 
eine Nebenrolle gespielt hätten, wie es 
angeblich mit ihrer Vernichtung der Fall 
war. Aber Hitlers Denken und die natio- 
nalsozialistische Ideologie als solche ver- 
langten mit der gleichen Konsequenz die 
Eliminierung des »Weltfeindes«, wie die 
bolschewistische Ideologie die Liquidie- 
rung des »Klassenfeindes« forderte. Kei- . 
nes der beiden Postulate war von vorn- 
herein und notwendigerweise mit »physi- 
scher Vernichtung« identisch. Aber 
beide trieben sich nur allzuleicht dahin 
fort, sofern Bedingungen besonderer 
Art und insbesondere Anzeichen von Wi- 
derstand gegeben waren. Die »Revisioni- 
sten« haben nach meiner Auffassung 
nicht von vorneherein unrecht, wenn sie 
auf die Klärung zahlreicher Einzelfragen 
dringen - eine Klärung, die im Ender- 
gebnis ihren Erwartungen sehr wenig 
entsprechen mag. Aber sie haben in mei- 
nen Augen schlechterdings unrecht, 
wenn sie die nationalsozialistische Ideo- 
logie als »bloße Rhetorik« abzutun ver- 
suchen. Ich persönlich würde - um mich 
der revisionistischen Terminologie zu be- 
dienen - sogar dann ein «exterminationi- 
stischer Intentionalist« bleiben, wenn 
mir ein sehr viel besser begründeter 
»Leuchter-Bericht« vorgelegt würde. 
Wer aus ganz Europa Millionen von 
Menschen zusammenholte, um sie in ty- 
phusverseuchte Ghettos einzupferchen, 
muß von Vernichtungsabsichten erfüllt 
gewesen sein. Aber nach meiner Auffas- 
sung spricht die höchste Wahrscheinlich- 
keit dafür, daß nicht ein besserer Leuch- 
ter-Bericht in die Welt tritt, sondern daß 
in Gestalt von noch konziseren Gegen- 
gutachten gerade das Gegenteil gesche- 
hen wird. Ei * 


Historiker-Streit 


Wahrheit 
macht frei! 


David Irving 


Genauso, wie David Irvings Hitler-Biographie »Hitlers Krieg« - nun- 
‚ mehr einbändig unter dem Titel »Führer und Reichskanzler«, Langen- 
Müller, erschienen - der auslösende Punkte für den sogenannten Hi- 
storikerstreit wurde — denn vorher hatte sich die deutsche Historiker- 
schaft mit allgemeinen Feststellungen bequemt, und sich herzlich we- 
nig um den tatsächlichen Stand der Urkunden - so hat seit Juni letzten 
Jahres das von ihm in englischer Sprache eingeleitete und herausgege- 
bene Prozeßgutachten »The Leuchter Report« endlich die längst fällige 
wissenschaftliche Kontroverse unter Historikern des Dritten Reiches 
“ über Auschwitz und das Vorhandensein überhaupt der berüchtigten 
Gaskammern ausgelöst. Bislang hatte diese Kontroverse nur rechts au- 


Ben geschwelt. 


Mit der aufwendigen Lieferung 
“ von Laborergebnissen und Be- 
weisen über das Nichtvorhanden- 
sein von nennenswerten Zyanka- 
liresten in den angeblichen »Gas- 
kammer-Trümmern«, im Gegen- 
satz zu der noch vorhandenen, 
bekanntlich mit Zyklon-B betrie- 
benen _Kleider-Entseuchungs- 
kammer, hat der Leuchter-Be- 
richt ein Fragezeichen über den 
ganzen Mythos von Auschwitz 
gesetzt. 


Ein neutraler, unbestech- 
- licher Diplomingenieur 


Die wissenschaftliche Methodik 
ist unanfechtbar. Leuchter, ein 
neutraler, politisch unvoreinge- 
nommener, unbestechlicher Di- 
plomingenieur, ist US-Fachmann 
für Hinrichtungsverfahren. Wenn 
man heute dem Leichentuch von 
Turin kein Glauben mehr schen- 
ken kann, umso weniger den 
»tödlichen Gaskammern« von 
Auschwitz. 


Ich gebe zu, das Leuchter-Gut- 
achten weist Lücken auf, dieman 
allerdings bei Herausgabe eines 
geschichtlichen Prozeßdoku- 
ments nicht beseitigen konnte; 
bei diesen handelte es sich jedoch 
um periphere Wertungen und sta- 
tistische Berechnungen des Inge- 
nieurs Leuchter; diese tun aber 
an den wissenschaftlichen Labor- 
- ergebnissen keinen Abbruch, in 
denen festgestellt wurde, daß im 
Februar 1989 in den »Gaskam- 


mer«-Trümmern keine nennens- 
werten Zyankaliverbindungen 
festgestellt wurden. Dagegen in 
einer Musterprobe aus der Klei- 
derentseuchungskammer eine 
Zyankalimenge von 1050 Milli- 
gramm pro Kilo. Das sind wissen- 
schaftliche, exakte, in einem un- 
abhängigen, kommerziellen US- 
Labor festgestellte Tatsachen. 


Nun kommt das Münchner Insti- 
tut für Zeitgeschichte mit einem 
-in wessen Auftrag? - hergestell- 
ten Gegengutachten. Dieses 
kenne ich zwar nicht, denn das In- 
stitut hat wohlweislich mir davon 
keine Kenntnis gegeben. Zei- 


tungsberichten zufolge, stützt es- 


sich auf ein Gutachten des Ge- 
richtsmedizinischen Instituts der 
Universität Krakau, sowie auf 
ein Gutachten des Franzosen J.- 
C. Pressac; letzterer ist wohl 
identisch mit dem früheren 
rechtsradikalen, nunmehr »ein- 
seitig« gewordenen Franzosen 
Jean Claude Pressac, dessen Ver- 
leger, die Zionisten Serge und 
Beate Klarsfeld, dem deutschen 
Volke wohl überdrüssig bekannt. 


Unzulänglichkeiten 
in der Methodik 


Zum merkwürdigen Krakauer 
Bericht wäre folgendes zu sagen. 
Ich kenne ihn wohl. Bezeichnen- 
derweise wurde die Existenz die- 
ses, in polnischer Sprache ange- 
fertigten Gutachtens erst nach 
Veröffentlichung des Leuchter- 


Berichts bekannt. Welch Zufall! 
Der polnische Bericht wurde mir 
von befreundeterjüdischer Seite 
in London im November letzten 
Jahres zugespielt. Ich habe ihn in- 
zwischen unabhängig übersetzen 
lassen. 


Anders als der Leuchter-Bericht 
weist meines Erachtens das Kra- 
kauer 
Unzulänglichkeiten sowohl in 
der Methodik als auch in den Fol- 
gerungen auf - wenn man gut- 
gläubig voraussetzt, daß es sich 
tatsächlich um ein authentisches, 
aus dem Jahre 1945 stammendes 
Dokument handelt. Mir lag nur 
eine Fotokopie vor. ; 


Hier wäre zu bemerken, daß die 
deutsche Forschung nicht immer 
eine glückliche Hand gezeigt hat, 
ist doch der Hitler-Forscher und 
Endlösungsfachmann Professor 
Dr. Eberhard Jäckel, Stuttgart, 
mühelos auf die gefälschten Hit- 
ler-Tagebücher und ähnliche Ur- 
kunden hereingefallen. Und er 
hat sogar das angesehene Münch- 
ner Institut für Zeitgeschichte 
veranlaßt zu einem Preis von DM 
50.000 die erst nach dem Krieg 
zusammengedichteten »Kriegsta- 
gebücher« des Hitler-Adjutanten 
Generalleutnant Gerhard Engel 
nicht nur zu erwerben, sondern 
auch, trotz meiner Einwände, zu 
veröffentlichen. 


Das Krakauer Gutachten behan- 
delt einen Zinkrahmen, von wel- 
chem ohne Belege behauptet 
wird, er stamme aus Auschwitz, 
und eine Haarmenge - nicht 
»Überreste der Opfer«, die wie- 
derum angeblich aus Auschwitz- 
Birkenau stammen, und zwar 
25,5 Kilo Haar in einem Papier- 
beutel. 


Nun bin ich zwar kein Haarmen- 
genfachmann, denke aber, daß 
25,5 Kilo Haar etwa das Volumen 
eines kleineren Elefanten aus- 
macht, was sich wiederum 
schwerlich, auch tot, in einen 
»Papierbeutel«e unterbringen 
läßt. 


Nicht die einzigen 
Ungereimtheiten 


Das ist sowieso unwichtig, denn 
die - laut Gutachten schwachen, 
nur am Rande des Feststellbar- 
keitsvermögens - vorhandenen 
Zyankalimengen lassen sich we- 
niger abenteuerlich durch die 
normalen, in Auschwitz wie auch 


Gutachten wesentliche ' 


in den sonstigen KZs obwalten- 
den -Entwesungs- beziehungs- 
weise Entlausungsvorkehrungen 
erklären. Den KZ-Häftlingen . 
wurden gleich bei der Ankunft 
die Haare geschoren und die 
Kleidungsstücke abgenommen 
zwecks Entlausung in der vorher 
erwähnten, hierfür speziell er- 
bauten Sondereinrichtung. Dies 
stellt übrigens die einzige, echte 
Gaskammer in Auschwitz dar, 
auch heute noch vorhanden, wird 
jedoch Touristen wohl gemerkt 
nicht gezeigt, denn die Intelligen- 
teren würden wohl gleich die be- 
rechtigte Frage stellen, warum 
seien hier die blauen Zyankali- 
flecken noch an den Wänden 
trotz »Wind und Wetter« vorhan- 
den, aber nicht nicht in den To- 
desgaskammern? 


Warum hier die gasdichten Pan- 
zertüren mit Gucklock, wo nur 
Kleidung mit Zyankali (Zyklon 
B) entseucht wurde, und nicht 
dort in den Kammern, wo angeb- 
lich Millionen vergast wurden? 
Warum ist in letzteren, tödlichen 
Kammern ein Fenster aus norma- 
lem Fensterglas in der Tür, das je- 
der Häftling hätte leicht heraus- 
schlagen können? 

Das sind nicht die einzigen Unge- 
reimtheiten. In den heutigen An- 
lagen in Auschwitz-Birkenau las- 
sen sich die Stellen klar nachwei- 
sen, wo irgendwelche Behörden 
in den 46 Jahren seit Aufnahme 
der erst in den siebziger Jahren 
bekannt gewordenen alliierten 
Luftaufklärungsfotos an den 
Bauten herumgefummelt haben, 
wohl um die Decken und anderes 
den Nachkriegsaussagen der 
gottloeb in Hunderttausenden 
noch vorhandenen Überleben- 
den dieses »Vernichtungslager« 
anzupassen. 


Wie solche Aussagen zustande 
kamen, ist ein Kapitel für sich, 
gehört aber nicht in diese Stel- 
lungnahme. 


Sogar ein 30jähriger ehemaliger 
polnischer Mitarbeiter des 
Auschwitz-Museums hat in ei- 
nem Leserbrief an die »New York 
City Tribune« - siehe CODE Nr. 
2/1990, Seite 66 - letzten Jahres 
zugegeben, daß es sich für die Po- 
len um einen notwendigen, devi- 
senbringenden Schwindel han- 
delt. Meine gleichgesinnten Kol- 
legen und ich, wir haben einen Vi- 
deofilm über alle die Unzuläng- 
lichkeiten hergestellt. Endlich 
soll hier Klarheit geschafft wer- 
den. m 
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Historiker-Streit 


Probleme 


mit 


Gaskammern 


Fred A. Leuchter 


Der amerikanische Gaskammer-Experte Fred A. Leuchter hat speziell 
für CODE einige Ergänzungen zu seinem Gutachten erarbeitet, die 
wir unseren Lesern nicht vorenthalten möchten. 


Eine Frage wurde aufgeworfen 
bezüglich der Bedeutung einiger 
der gerichtlich verwertbaren Pro- 
ben (Kremas IV und V), die in 
Auschwitz-Birkenau entnommen 
und von mir in meinem Bericht 
(An Engineering Report on the 
Allege Execution Gas Chambers 
at Auschwitz, Birkenau und Maj- 
danek, Poland, vom 5. April 
1988) analysiert wurden. Zu- 
nächst handelt es sich bei dem 
fraglichen Ferriferrocyanid 
(Preußisch Blau) um eine äußerst 
stabile Verbindung. Sie wurde in 
Hülle und Fülle — 1050 Milli- 
gramm pro Kilo - in der Entlau- 
sungskammer Nr. 1 in Birkenau 
gefunden. Spuren der Verbin- 
dung wurden in den angeblichen 
Gaskammern zur Menschentö- 
tung in den Kremas I, II, III, IV 
und V gefunden. 


Die Verhältnisse 
sind die gleichen 


Die Frage der Stabilität ist klar 
und eindeutig dadurch beantwor- 
tet worden, daß große Mengen in 
der Entlausungskammer Nr.l 
(Probe Nr. 32) vorhanden waren. 
Größere - nicht kleinere - Men- 
gen hätte man in Kremas I, II, 
III, IV und V finden müssen. Sie 
wurden dort aber nicht gefun- 
den. 


-Es ist richtig, daß Kremas IV und 
V seit der Sprengung der Ge- 
bäude vor etwa fünfundvierzig 
Jahren (1945) den Elementen 
ausgesetzt waren, aber die Daten 
sind die gleichen wie für Kremas 
I, II und III, die unversehrt sind. 
Kremas I, IH und III befinden sich 
im jungfräulichen Zustand und es 
gibt keine Beweise dafür, daß ir- 
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gendwelche Wandflächen durch 
Mensch oder Natur verändert 
wurden. Die Verhältnisse in 
Krema I und der Entlausungs- 
kammer Nr. 1 sind die gleichen 
und, obwohl die Gebäude den 
Kremas II und III beschädigt 
sind, befinden sich die Kremas II 
und III im gleichen Zustand wie 
Krema I und Entlausungskam- 
mer Nr. 1. 


Die in den Kremas I, II und IH 
entnommenen Proben stimmen 
in der Natur und Analyse mit de- 
nen überein, die in den Kremas 
IV und V entnommen wurden. 
Für sich betrachtet wären die in 
den Kremas IV und V entnomme- 
nen Proben nicht bedeutsam, 
aber im Lichte der Tatsachen, 
daß die Analysen die gleichen 
sind wie bei Kremas I, Il und III 
sagt uns eine Menge. Sie unter- 
stützen die Befunde in Kremas I, 
II und III ebenso wie die der Ent- 
lausungskammer Nr. 1. 


Wir weisen darauf hin, daß je hö- 


her der Eisengehalt des Mauer- 
werks ist, desto größer ist auch 
die Cyanidmenge, die sich mit Ei- 
sen verbindet und daher der grö- 
Bere. Cyanidrückstand (Preu- 
Bisch Blau). Die geringste Eisen- 
menge wurde in der Entlausungs- 
kammer Nr. 1 gefunden, was die 
Schlußfolgerung erhärtet, daß 
Kremas I, II, III und IV wenig 
oder gar kein Cyanwasserstoffgas 
(Zyklon B) gesehen haben. 


Alle Proben bestätigen 
das Ergebnis 


Die Beunruhigung über die in 
den Kremas IV und V entnomme- 
nen Proben - weil sie den Ele- 


"von 


gendwelche Wandflächen. durch 
Mensch oder Natur verändert 
wurden. Die Verhältnisse in 
Krema I und der Entlausungs- 
kammer Nr. 1 sind die gleichen 
und, obwohl die Gebäude den 
Kremas II und III beschädigt 
sind, befinden sich die Kremas II 
und III im gleichen Zustand wie 
Krema I und Entlausungskam- 
mer Nr. 1. 

Alle Proben - Nr. 1 bis Nr. 32 - 
bestätigen meine Untersuchungs- 


ergebnisse, daß Kremas I, II, I, 


IV und V als Gaskammer zur Tö- 
tung einer großen Anzahl oder 
auch nur kleinen Anzahl von 
Menschen ungeeignet sind. 


Kurz gesagt, die angeblichen 
Gaskammern in Auschwitz-Bir- 
kenau wurden zu keinem Zeit- 
punkt als Gaskammern benutzt. 
Ich habe William B. Lindsey, For- 
schungschemiker für E. I. Du- 


Pont de Namours & Co (Inc.), . 


der jetzt im Ruhestand lebt, ge- 
beten, einen kurzen Bericht über 
die physikalischen Eigenschaften 
Ferriferro-Verbindungen 
(Preußisch Blau) zu erstellen. 


Giftigkeit von 


Zyklon B 


Aus den medizinischen Daten 
geht hervor, daß 300 Teile pro 
Million ohne ärztliche Behand- 
lung schnell zum Tod führen. 100 
bis 200 Teile sind tödlich inner- 
halb einer halben Stunde. Für 
US-Gaskammern wurde über- 
legt, daß etwa 1600 Teile erforder- 
lich sein würden, um einen 
schnellen unabänderlichen Tod 
zu gewährleisten und eine Dosis 
in doppelter Stärke würde es 
möglich machen, daß eine ausrei- 
chende Menge von Zyklon B den 
Hinzurichtenden durch Konven- 
tion — da sich kein Luftstromap- 
parat in der Gaskammer befindet 
- innerhalb einer kurzen Zeit er- 
reicht. 


Das durchschnittliche Volumen 
einer amerikanischen : Gaskam- 
mer ist etwas weniger als 600 Ku- 
bikfuß. Etwa zwei Dutzend 
Schwefelcyanidbriketts mit ei- 
nem Durchschnittsgewicht von 


‚einer halben Unze werden in ver- 
‚schiedenen Pinten verdünnter - 


18 bis 33 Prozent - Schwefelsäure 
gegeben um die erforderliche 
Menge HCN-Gas zu erzeugen. 
Die Kammer wird mit einem rela- 
tiven — zur Außenumgebung - 
Unterdruck von zehn psi, der 
zwei psi HCN-Gas beinhaltet, be- 


trieben. Die Faustregel ist somit . 


annähernd zwei psi HCN-Gas/ 
600 Kubikfuß bei etwa 80 Grad 
Fahrenheit (26 Grad Celsius). 
Die normale Zeit bis zum Tod be- 
trägt etwa vier Minuten. 


Diese Zahlen schwanken ein we- 
nig je nach Größe der Kammer, 
die durch die physikalischen 
Zwänge ihrer Lage : bestimmt 
wird und dadurch, ob es sich um 
eine Ein-Mann- oder Zwei- 
Mann-Kammer handelt. Diese 
Zahlen wurden auf die einfachste 
Kammer ohne Installation be- 
rechnet, wo der Steinguttopf mit 
der Säure (Gaserzeuger) sich un- 
ter einem der Stühle befand. 


Die meisten Kammern waren 
ausgeklügelter mit dem Gaser- 
zeugen unterhalb der Kammer 
und einem Leistungssytem, um 
die Säure zum Gaserzeuger und 
das innerhalb der Kammer abge- 
worfene Schwefelcyanid über ein 
Ventil in den Gaserzeuger zu be- 
fördern. 


Aus technischen Daten, die uns 
von der Firma Degesch (Deut- 
sche Gesellschaft für Schädlings- 


. bekämpfung) für das Insektenbe- 
kämpfungsmittel Zyklon B zur ° 


Verfügung gestellt wurden, geht 
hervor, daß größere Mengen 
HCN erforderlich sind, um viele 
Insekten zu töten, die aber ver- 
gleichbar sind mit jenen Dosie- 
rungen, die in den amerikani- 


schen Gaskammern zur Tötung . 


von Nagetieren verwendet wer- 


den. Degesch spezifiziert auch 


lange Begasungszeiten und noch 


‚längere Entlüftungszeiten. Bega- 


sungszeiten bis zu 72 Stunden 
und Entlüftungszeiten von min- 
destens zehn Stunden je nach 


"Temperatur- und Feuchtigkeits- 


verhältnisse. 


Die Todeszeiten 
wären Stunden 


Man nehme zur Kenntnis, daß 
ein Toxikologe behaupten wird, 
daß die Dosis von 3200 Teile 
(0,32 Prozent) viel höher als not- 
wendig sei; er hat völlig Recht. 
Aber er zieht dabei nicht das Pro- 
blem in Erwägung, innerhalb 
kürzester Frist innerhalb der 
Kammer eine ausreichende Do- 
sis von mehr als 600 Teile zu dem 
Hinzurichtenden zu fördern. 


In Anbetracht der Tatsache, daß 
alle amerikanischen Gaskam- 
mern auf Konvektion angewie- 


he TE Fer a 


- sen sind, um das Gas zu vertei- 
: len, wie das auch bei allen angeb- 
“ lichen deutschen Nazi-Gaskam- 


mern in Polen der Fall war, war 
eine viel größere Gaskonzentra- 
tion an der Quelle erforderlich. 


“ Noch größer ist das Problem mit 


den angeblichen Gaskammern in 


. Polen in Anbetracht der Tatsa- 


che, daß sie angeblich mit Hinzu- 
richtenden vollgestopft waren, 
was eine natürliche Konvektion 


erheblich behindern würde. Dort . 


waren keine Umlaufventilatoren, 
und selbst wenn diese vorhanden 
gewesen wären, dann hätten sie 
wegen der Blockierung durch die 


. „Hinzurichtenden nicht funktio- 
- niert.-Eine weit höhere Dosis von 


HCN-Gas wäre erforderlich ge- 
wesen, selbst mit Umlaufventila- 
toren, und eine viel längere Gas- 
verteilungszeit wäre notwendig, 
um das Gas durch die ganze Kam- 
mer hindurch in Umlauf zu brin- 


- gen. 


- Die Todeszeiten wären dann in 


Stunden und nicht in Minuten zu 


. messen gewesen. In Anbetracht 


der durchlässigen - nicht gasdich- 
ten - Kammern, die dort verwen- 
det wurden, der erforderlichen 
HCN-Dosierungen und der von 


den großvolumigen Ventilatoren 


\, 'erzeugten Drucke hätten die Be- 


dienungsleute ohne Frage sich 


, selbst und die halbe Umgebung 
* begast. Der Unfall in Bophal, In- 
. dien, wäre blaß im Vergleich zu 


ee 


» der Zahl der Unfallopfer, die hier 
: zu beklagen gewesen wären. U] 


Historiker-Streit 


Eigenschaften 
von Preußisch 


Blau 


William B. Lindsey 


Der Autor war langjähriger Forschungschemiker in den amerikani- 
schen Werken von E. I. DuPont de Namours & Co (Inc.) 


Eisen-Berlinat (Berliner Blau 
und Preußisch Blau) wurde von 
Diesbach, einem Färber in Ber- 
lin, im Jahr 1704 entdeckt. Seit- 
dem wurde es weiterhin, manch- 
mal ausschließlich als dunkel- 
blaues Pigment und Farbstoff ver- 
wendet wegen seiner hervorra- 
genden Stabilität gegen Witte- 
rungseinflüsse - Regen und Son- 
nenschein - und Wäschewaschen. 
Es wird auch weiterhin als Far- 
ben, Tinten und für Wäsche- 
bläuen verwendet wegen seiner 
Stabilität - sogar in fein verteilter 
Form - in Wasser. 


Lichtfest über 
lange Zeiten 


Die tiefe blaue Farbe in »Blau- 
pausen«, in Wasserlösungen ent- 
wickelt, ist ebenfalls Eisen-Berli- 
nat, und es ist hier besonders 
nützlich wegen seiner extremen 
Unauflösigkeit in Wasser und sei- 
ner Lichtfestigkeit über lange 
Zeiträume hinweg. Wenn es zur 
Färbung von Geweben oder Pa- 
pier verwendet wird, dann ist das 
Substrat, welches sich im Verlauf 
langer Zeiträume verschlechtert, 
nicht die Pigmentteilchen. 


Erst in den letzten Jahren hat 
Kupferphtalocyanin-Pigment das 
Eisen-Berlinat als blauen Aus- 
wahlfarbstoff bei teueren Han- 
delsfarben verdrängt. Dies ge- 
schah, um eine unterschiedliche 
Abtönung von Blau zu bekom- 
men und die gleiche Deckkraft 
mit einem geringeren Pigmentge- 
wicht zu erzielen. »Blaupausen« 
wurden im Handel ersetzt nicht 
wegen eines Mangels an Farben- 
festigkeit und Dauerhaftigkeit 
der »Blaupause«, sondern weil 
schnellere, weniger »unsaubere« 


- »trockene« - automatische Me- 
thoden zur Verfügung standen, 
Eisen-Berlinat wird jedoch im- 
mer noch in einer Vielfalt von 
Handelsfarben, Tinten und 
Bläuen verwendet, wo eine licht- 
feste, ungiftige Blaufärbung von 


langer Dauerhaftigkeit ge- 
wünscht wird. 
Obwohl Eisen-Berlinat schon 


seit Jahren hergestellt wird, stand 
seine genaue chemische Struktur 
bis vor relativ kurzer Zeit in 
Zweifel. Jahrelang wurde »Berli- 
ner Blau« als Ferriferrocyanid 
und »Thurnbull’s blue« als eisen- 
haltiges Ferricyanid bezeichnet. 
Als Folge davon, und um Ver- 
wechslungen zu vermeiden, ver- 
wenden Autoren die Begriffe 
»Eisen-Berlinat«. 


Es besteht nur eine geringe au- 
genscheinliche Ähnlichkeit zwi- 
schen Eisen-Berlinat und den 
meisten anderen gängigen Cyani- 
den. Es ist ein tiefes Blau, aber 
die meisten gebräuchlichen Cy- 
anide sind weiß, fehlweiß oder 
bräunlich. Eisen-Berlinat ist eine 
der unlöslichsten Substanzen, 
viele andere Cyanide sind leicht 
lösbar und hochgiftig für Tiere. 


Eisen-Berlinat ist unempfindlich 
gegen Wasser und-kann einge- 
nommen werden, ohne daß das 
Subjekt als Folge davon Cyanid- 
vergiftung erleidet. Die meisten 
anderen Cyanide reagieren sogar 
mit Wasser und geben tödlichen 
Cyanwasserstoff frei. 


Die außergewöhnliche Stabilität 
von Eisen-Berlinat sowie seiner 
Farbe wird auf die räumliche An- 
ordnung von sechs Cyanidradika- 
len und zwei Eisenatomen, das 
»Berlinat«-Ion, in dem Molekül 


zurückgeführt. Obwohl es in der ° 
anorganischen Chemie noch an- 

dere ähnliche molekulare Kom- 

plexe gibt, sind sie nirgendwo so 

gebräuchlich, so billig und so 

nützlich wie Eisen-Berlinat. 


Eine außergewöhnliche 
Stabilität 


Ein Maß für .die Unlöslichkeit 
von Eisen-Berlinat in Wasser bei . 
zwei Grad Celsius wurde von Ta 
nanaew und anderen gefunden. 
Sie bestimmen das Löslichkeits- 
produkt von Eisen-Berlinat mit 
einem Wert von 3,0x10. Dies er- 
gibt eine Löslichkeit von 3,6 Mil- 
ligramm Eisen-Berlinat in einem 
Kubikmeter (1000 Liter) Wasser, 
um eine vollständige Sättigung zu 
erreichen. Im Vergleich dazu löst 
ein Liter Wasser bei 18 Grad Cel- 
sius fünf Milligramm weißes 
Zinkcyanid auf, bei zehn Grad 
Celsius lösen 100 Milliliter Was- 
ser 48 Gramm weißes Schwefel- 
cyanıd auf. Bei Raumtemperatur 
ist Cyanwasserstoff eine klare, 
wasserähnliche Flüssigkeit. Die 
beiden Flüssigkeiten sind misch- 
bar wie zum Beispiel Ethanol 
und Wasser mischbar sind. 


Dieser sehr stabile Eisen-Ber 
linat-Komplex kann durch 
Reagenzien wie 100 prozentige 
Schwefelsäure und andere Kom- 
plexbilder wie Tartrat (Salz der 
Weinsäure) und Oxalsäure zer- 
setzt werden. 


Es ist die extreme langfristige 
Stabilität von Eisen-Berlinat ge- 
gen Licht, Witterungseinflüsse, 
Wäschewaschen, die Eisen-Berli- 
nat jahrelang zu einem wertvol- 
len Handelsprodukt gemacht 
hat. Wenn ihm die Lichtfestigkeit 
abging, dann würden Farben, 
Flaggen, Uniformen, die mit ihm 
gefärbt sind, in der Sonne ver- 
blassen. 


In der Farbe, vielleicht sein größ- 
ter Anwendungsbereich, würde 
dies einen schmutzigfarbenen 
Pigmentträger auf dem Substrat 
hinterlassen. Würde es ihm an 
Stabilität gegenüber Wasser man- 
geln, dann würden Tinten und 
Wäschebläuen den Kunden ohne 
die erforderliche tiefe blaue 
Farbe, so wie sie gebraucht wer- 
den, erreichen. Gewebe - zum 
Beispiel Uniformen -, die mit Ei- 
sen-Berlinat gefärbt sind, wür- 
den schon nach ein paarmal wa- 
schen wie »stonewashed« Jeans 
aussehen. m) 
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Vertrauliches 


Syrien 
Stürzt das 


Marionetten- 
regime der 


Supermächte 


Die von den USA und den So- 
wjets unterstützte Marionetten- 
regierung in Syrien befindet sich 
seit dem Sturz des Ceausescu- 
Regimes in Rumänien in schlech- 
ter Verfassung, heißt es in einem 
Pressebericht aus dem Präsiden- 
tenpalast des Premierministers, 
General Michel Aoun, in Ba- 
abda, Libanon. 


»Mit dem Sturz des Ceausescu- 
Regimes ist das Hafez Assad-Re- 
gime in Syrien erschüttert wor- 
.den«, wird kommentiert. »Bis 
zum heutigen Tag hat Rumänien 
nämlich 45 Prozent der syrischen 
Militär- und Industrietechnolo- 
gie gestellt, in Anwendung der 
»Vorzugsvereinbarungen über 
Zusammenarbeit< zwischen den 
beiden Regimes in den Berei- 
chen der Wirtschaft, der Indu- 
strie, des Handels und des Mili- 
tärwesens. Angesichts dieser 
Entwicklung ist das Assad-Re- 
gime besorgt um seine Infra- 
struktur in Anbetracht der Tatsa- 
che, daß 70 Prozent des Straßen- 
und Fernmeldenetzes rumäni- 
scher Bauart ist, und darüber 
hinaus ohne Entschädigung von 
Mannschaften verschiedener ru- 
mänischer »Experten< durchge- 
führt wurden.« 


Man weist auch weiter auf die 
»technischen und menschlichen 
Austausche auf der Ebene der 
Methoden und Mittel zur Unter- 
drückung der Bevölkerung hin«. 


Für Syrien wird es auch immer 
schwieriger seine riesigen Dro- 
genproduktions- und Dealerfir- 
men zu verbergen, die wie Regie- 
rungsbeamte des Weißen Hauses 
behaupten, gar nicht vorhanden 
sein sollen. Als Reaktion aufeine 
Forderung unter dem Freedom 
of Information Act (Gesetzt für 
Informationsfreiheit) in den Ver- 
einigten Staaten durch Joseph 
Boohaker, einem der stellvertre- 
tenden Vorsitzenden des Council 
of Lebanese-American Organi- 
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zations, antwortete die amerika- 
nische Drogengesetz-Vollstrek- 
kungsbehörde, sie habe so viele 
Akten über ihre »Operation Mi- 
nerat« — eine Untersuchung der 
von Syrien gesteuerten Heroin- 
produktion im Bekaatal des Lib- 
anon -, daß es 108 110,38 Dollar 
kosten würde, um die gesamten 
Akten zu kopieren. oO 


Israel 
Sowjetische 


Juden sollen 


Westbank 
besiedeln 


Israels Premierminister Jitzhak 
Shamir, voller Begeisterung über 
die Aussicht aufeine größere Ein- 
wanderung sowjetischer Juden 
nach Israel, prahlte kürzlich vor 
seinen Anhängern der Likud-Par- 
tei damit, daß das Hineinströmen 
sowjetischer Juden zu einem 
»größeren Israel, einem stärke- 
ren Israel, Eretz Yisrael«, führen 
wird. ; 


‘Die stillschweigende Folgeruhg 


war klar: Die sowjetischen Juden 
werden das Westufer und den Ga- 
zastreifen bevölkern und die dort 
lebenden Palästinenser vertrei- 
ben. Aber nach einem führenden 
Demographen, Dr. Efrat, wird 
dies wahrscheinlich nicht der Fall 
sein - es sei denn die israelische 
Regierung zwingt die Sowjetju- 
den dazu ın den besetzten Gebie- 
ten zu leben. 


Auf der Grundlage früherer 
Praktiken werden sich die sowjet- 
jüdischen Einwanderer, wenn sie 
die Wahl haben, weitgehend da- 
für entscheiden in Israels größe- 
ren Städten und Wohngegenden 
zu leben. 1988 wählten 50 Pro- 
zent der Sowjetjuden Jerusalem, 
Tel Aviv oder Haifa als Wohnsitz. 
Weitere 30 Prozent wählten an- 
dere dicht bevölkerte Zentren in- 
nerhalb Israels. Nur zwölf Pro- 
zent entschlossen sich dazu in die 
Entwicklungsstädte in Galiläa 
und die Negevwüste zu gehen, 
und auch dort suchten sie sich nur 
die größeren Städte aus. Keiner 
der sowjetischen Einwanderer 
traf die Wahl, in den besetzten pa- 
lästinensischen Gebieten leben 
zu wollen. Es ist auch kein Zu- 
fall, daß fast alle Emigranten vor- 
her in der Sowjetunion in Städten 
lebten. MM 


China 

Peking verstärkt 
Unterdrückung 
der Studenten 


Die kommunistische Regierung 
Chinas hat Sicherheitsstreit- 
kräfte in Alarmbereitschaft ver- 
setzt und die Polizeikräfte in Zi- 
vil auf dem Universitätsgelände 
verstärkt, nachdem bekannt ge- 
worden war, daß der rumänische 
kommunistische Diktator Nico- 
laie Ceausescu gestürzt worden 
ist. Aus chinesischen Quellen ver- 
lautet, daß die Polizei jede Ver- 
sammlung von Studenten über- 
wachen und jeder Gruppe, ganz 
gleich wie klein sie auch sei, die 
das Universitätsgelände verläßt, 
nachspüren sollte. 


Als am 23. Dezember 1989 be- 
richtet wurde, Ceausescu sei 


“ der Gefangennahme entgangen, 


schlugen Studenten ein regie- 
rungsfeindliches Plakat an das 
schwarze Brett einer Universität 
an: »Ein Hund wird vermißt. Er 
heißt Ceausescu. Kleiner Hund, 
mische Dich nicht unter die ande- 
ren drei Hunde: Deng (Xiao- 
ping), Yang (Shangkun) und Li 
(Peng).« 


Um  schärfere Kontrollen sicher- 
zustellen, wurde der Urlaub für 
Polizeibeamte gestrichen und 
Führern von Arbeitereinheiten 
eingeschärft, bei irgendwelchen 
Anzeichen von Reibereien sofort 
scharf einzugreifen. 


Den Tod von Ceausescu feierten 
die Studenten der Universität 
von Peking, indem sie Flaschen 
zerschlugen - eine auf Deng 
Xiaoping, dessen Namen auf chi- 
nisisch wie »kleine Flasche« 
klingt, gerichtete Stichelei. 


en 
Garcia wütend 
über US- 
Invasion 

in Panama 


Die panamaische Flagge weht 
neben der Perus oberhalb ds Pa- 
lastes des peruanischen Pr.sulen 

ten Alan Garcia. Garcia sagte in 
einem Interview mit der »New 
York Times«: »Sie wird solange 


oben bleiben, bis die Yankee- 
Truppen Panama verlassen.« 
»Mit welcher Befugnis entführ- 
ten die Vereinigten Staaten Bür- 
ger und stellen sie vor Gericht? 
Die Invasion war eine illegale 
Fahndung gegen eine ganze Na- 
tion«, meint Garcia. 


Er sagte voraus, daß die öffentli- 
che Meinung in Lateinamerika- 
auf den »Zirkus« des Noriega- 
Prozesses negativ reagieren 
werde. »So sehr Noriega ein Dik- 
tator war, wird man ihn noch 
mehr als Lateiamerikaner denn 
als Diktator schen. Die Men- 
schen werden eine Leidenschaft 
für ihn entwickeln.« 


Was diejenigen betrifft, die der- 
zeit in den Büros des panama- 
ischen Präsidentenpalastes_sit- 
zen: »Die Tatsache, daß Endara 
den Amtseid auf einem US-Mili- 
tärstützpunkt abgelegt hat, 
nimmt diesem die ganze Legiti- 
mität. Wenn erst einmal der Kar- 
neval der Invasion vorüber ist, 
werden die Proteste beginnen 
und amerikanische Truppen wer- 
den die interne Wirtschaftskrise 
nicht lösen«, fügte er hinzu. 


»Der Einmarsch in Panama hat 
die Beziehungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und Latein- 
amerika um 30 Jahre zurückver- 
setzt«, sagte Garcia. »Die Verei- _ 
nigten Staaten sind der Ansicht, 
daß sie Lateinamerika mißachten 
und mißhandeln können, weil sie 
mehr an Osteuropa interessiert 
sind. Lateinamerika ist verwun- 
det, aber seine Führer wollen 
noch nichts sagen.« u 


China 

Kultur- 
revolution 
kehrt zurück 


Der Vizepräsident deskommuni- 
stischen China Wang Zhen kün- 
digte einen Angriff gegen chine- 
sische Intellektuelle an, was an 
Mao Tse Tungs berüchtigte Kul- 
turrevolution erinnert. Er sagte, 
er werde 4000 Intellektuelle in 
ein »Reformarbeitslager« in der 
entfernt gelegene nordwestliche 
Provinz Xinjiang schicken. 


Wang, ein Vertrauter des Genos- 


sen Mao, war Kommandeur der - 


produktiven Bauernarmee in 
Xinjiang, die von der Penkinger- 


Regierung schon seit langem als 


Exilort für politische Häftlinge 


benutzt wird. 


Die Ankündigung rief unter den 
Intellektuellen in Peking einen 
Sturm der Entrüstung hervor. 
‚ Der große Meister der chinesi- 
. schen Malerei, Li Kou Yen, starb 
am 5. Dezember 1989 an einem 
Herzanfall, nach dem er vom 
Kulturministerium »eingeladen« 
wurde zu erklären, was er wäh- 
rend der Demonstration des letz- 
ten Frühjahrs und Sommers ge- 
tan hat. Etwa 250 Beamte muß- 
ten ihre Tätigkeit im Mai und 
Juni bereits siebenmal in einem 
von dem kommunistischen Re- 
“"gime eingeführten »Doppeler- 
klärungs«-Programm »klarstel- 
len«. m 


‚Iran 

"Neues Waffen- 

 abkommen 
mit den USA 


“ Geheimdienstkreise haben den 
"Verdacht, das die Lieferung von 


- weiteren Waffen in den Iran ei- 


= nes der Geprächsthemen zwi- 
schen dem amerikanischen Bera- 

‘ter für Nationale Sicherheit, 
Brent Scowroft, dem stellvertre- 
„tenden US-Außenminister Law- 
“rence Eagleburger und den chi- 
. nesischen Führern gewesen ist. 


- Wie berichtet, fand die letzte 
Runde der amerikanisch-irani- 
schen Verhandlungen Ende No- 
vember 1989 in Algier statt, und 
zwar kurz nach Bushs persönli- 
cher Entscheidung, iranische 
Vermögenswerte in der Größen- 

‘ordnung von 576 Millionen Dol- 
lar wieder freizugeben. Die näch- 
sten Schritte sollen amerika- 
nische Entschädigungsleistungen 
an die von dem Abschuß des ira- 
nischen Airbus im Juli 1988 be- 
„. troffenen Familien, sowie neue 

“Waffenlieferungen sein. Bereits 
im Dezember gab dann Washing- 
ton auch offiziell bekannt, daß 
Entschädigungen an die Familien 
der nicht-iranischen Familien 
bald ausgezahlt werden. 


Aus Gcheimdienstkreisen sind 
“ folgende  Verhandlungspunkte 
bekannt geworden: Anfang Dc- 
zember besuchte eine große chi- 
nesische Militärdelegation Te- 
heran, und die chinesisch-irani- 
sche Zusammenarbeit ist im letz- 


ten Jahr auf allen Gebieten, dar- 
unter auch bei der Kernenergie, 
verstärkt worden. 


Zweitens: Irans Mitteilungen in 
den vergangenen Monaten, wo- 
nach seine Rüstungsindustrie ei- 
nen neuen Typ von Hubschrau- 
ber oder sogar Düsenjäger 
»Made in Iran« entwickelt hat- 
ten, sind, wie berichtet wird, nur 
eine Tarnung für einen Strom 
von Waffenlieferungen aus dem 
Westen. 


Drittens: Einige Kunden von 
Kissinger Associates haben fi- 
nanzielle Interessen sowohl in 
China als auch im Iran, wie zum 
Beispiel die Fluor Corporation, 
die zusammen mit der deutschen 
Firma Thyssen in Isfahan den öl- 
petrochemischen Komplex er- 
richtete. Im November 1989 
schloß die iranische Regierung 
mit Thyssen eine entsprechende 
Vereinbarung ab, um die Arbei- 
ten fortzusetzen. oO 


Algerien 
Aufschwung 


der Fundamen- 
talisten 


Algerien scheint nach einer Mas- 
senversammlung von 10000 isla- 
mischen Frauen in der Haupt- 
stadt Algier, die von Scheich 
Mahfoud Nanah organisiert 
wurde, reif füreinen Aufschwung 
in den Aktivitäten der islami- 
schen Fundamentalisten zu sein. 


Auf der Versammlung drängten 
die streitbaren Frauen auf eine 


la 
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Beendigung jeder prowestlichen- 


und feministischen Tätigkeit. 


Die Massenversammlung zeigte 
die Stärke der Moslems, die im 


Laufe des letzten Jahres an Ein- 


fluß in Algerien gewonnen ha- 
ben. Als Folge verlangten einige 
Mitglieder des Zentralkomitees 
der regierenden National Libera- 
tion Front (NLF), daß islamische 
Gesetze in Algerien in die Tat um- 
gesetzt und das Lehrfach Franzö- 
sisch aus den Schulen verbannt 
oder durch Englisch ersetzt wird. 


Die Verbreitung des Fundamen- 
talismus in Algerien ist die Folge 


gemeinsamer Druckausübung 
durch die Vereinigten und den In- 
ternationalen Währungsfonds 


(IWF) mit dem Ziel, einer »grö- 


Beren Liberalisierung und Demo- 
kratisierung der algerischen Ge- 
sellschaft«. 


Das gleiche Argument wird in 
Washington gegen Tunesien an- 
gewendet. Während des Staatsbe- 
suchs des tunesischen Präsiden- 
ten Ben Ali hat US-Präsident Ge- 
orge Bush seine »Überraschung« 
über Ben Alis Weigerung, den tu- 
nesischen Fundamentalisten ei- 
nen offiziellen Status zu verlei- 
hen, zum Ausdruck gebracht. 
Der Anführer der tunesischen 
Fundamentalisten, Ghannoushi, 
arbeitet bekanntlich im Namen 
des CIA in Afghanistan, wo er als 
tunesischer Moslem verschie- 
dene Versöhnungsmissionen zwi- 
schen den afghanischen Mudja- 
hedin-Gruppen leitete. Während 
seine politische Unterstützung 
aus Washington kommt, wird 
Ghannoushi direkt von den Sau- 
dis finanziert. 


Im Austausch für die tunesischen 
Moslems, die in Afghanistan im 
Namen Washingtons eine Rolle 
spielen, versprach die Bush-Re- 
gierung Einfluß geltend zu ma- 
chen, um deren öffentliche Aner-- 
kennung in Tunesien zu erlangen. 
Diese wiederholten Forderungen 
haben jetzt einen ernsthaften di- 
plomatischen Streit zwischen Tu- 
nesien, Saudi Arabien und den 
Vereinigten Staaten ausgelöst. 


China 

Vor neuen 
Protesten der 
Freiheits- 
kämpfer 


Shen Tong, ein Führer der chine- 
sischen demokratischen Bewe- 
gung, der im vergangenen Juni 
aus der Volksrepublik China floh, 
berichtete auf einer Pressekonfe- 
renz in den USA, die Milderung 
des Kriegsrechts in Peking sei 
»sehr kosmetisch«, aber die Stu- 
denten und Arbeiter planen 
»jede Gelegenheit auszunutzen, 
um es auf die Probe zu stellen«. 


Es wird in den kommenden Wo- 
chen sehr viele symbolische Tage 
geben, die für das chinesische 
Volk sehr bedeutsam sind. Diese 
Tage werden dem chinesischen 
Volk große Möglichkeiten bieten 
wieder etwas änzufangen. Shen 
räumt ein, daß das Massaker die 
eigentliche Studentenbewegung 
zerschlagen hat. Die Gewalttätig- 
keiten hätten aber in der Bevöl- 
kerung als Ganzes eine viel grö- 
ßere Abneigung erzeugt und dies 
schüre . den Widerstand durch 
eine Kombination von Arbei- 
tern, studentischen Intellektucl- 
len und örtlichen Bchörden. Die 
Küstenstädte sind sehr liberal 
und offen und liegen im Streit mit 
der Zentralregierung. Sogar in’ 
Peking gibt cs Parteimitglieder, 
die die Führung in Frage stellen. 


»Alles, was die chinesische Re- 
gierung im vergangenen Jahr ge- 
tan hat, war die Arbeiterführer 
umzubringen. Aber die Arbeiter 
haben noch ihre Interessen. In 
den vergangenen elf Jahren, als 
studentische Intellektuelle die 
Führung übernahmen. folgten 
die Arbeiter nicht. Jetzt haben 
die Arbeiter ‘mehr Selbstbe- 
wußtsein.« { & 
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Betr.: Weltkirchenrat 
»Kirchengelder 

für SWAPOs; 

Nr. 3/% 


Am 21. März 1990 wird in Windhoek 
die kommunistische Neger-Republik 
»Namibia« ausgerufen. Die terroristi- 
sche SWAPO-Bewegung unter Füh- 
rung von Comrade Sam Nuyoma wird 
in Übereinstimmung mit der interna- 
tionalen Hochfinanz die zukünftigen 
Geschicke dieses Landes bestimmen. 
In diesen Tagen geht eine der größten 
politischen Schmierenkomödien ih- 
rem Ende zu. Seit den Tagen des Turn- 
hallenschwindels in den Jahren 1975/ 
76 ist die Bevölkerung von Südwest 
im Namen der Demokratie und der 
Selbstbestimmung durch alle politi- 
schen Strukturen geschleift worden, 
um sie schließlich reif zu machen für 
eine Ovambo-Diktatur. 

Nirgendwo in Afrika scheint es kor- 
ruptere und charakterlosere weiße 
Politiker gegeben zu haben als gerade 
in Südwest. Das jahrelange blinde 
Vertrauen zu abgefeimten Politikern 


und Falschspielern und das völlige. 


Fehlen jeglicher Courage teilen die 
weißen Südwester mit den weißen 
Siediern in Kenia, Nordrhodesien, 
Rhodesien, Angola und Südafrika. 
Nur die Franzosen in Algerien und 
die Portugiesen in Lourenco Marques 
wehrten sich ihrer Haut, erlagen aber 
dann dem Verrat. 

Wie die weißen Siedlergemeinschaf- 
ten in Rhodesien und Südafrika hat- 
ten auch die Südwester mehrfach die 
Gelegenheit, sich mit ihrer Stimme 
vor dem Untergang zu retten: 1977 im 
Referendum, 1978 erste »Ein Mann 
eine Stimmen-Wahl«, 1980 Wahl zum 
weißen Landesrat und im März 1989 
wiederum Wahl zum weißen Landes- 
rat, daneben noch etliche Zwischen- 
wahlen. 

Bis häufig 80-90 Prozent der abgege- 
benen Stimmen konnten die Unter- 
gangsparteien immer wieder ein- 
heimsen. Die HNP dagegen, die ver- 
zweifelt und mit gerinsten finanziel- 
len Mitteln der weißen Bevölkerung 
den rettenden Ausweg zeigte, stieß 
immer wieder auf Ablehnung und er- 
reichte meistens kaum 10 Prozent der 
Stimmen. 

Als die weiße Bevölkerung im März 
1989 bei der letzten Wahl zum Lan- 
desrat in großer Mehrheit die Wahl 
boykottierte (auf Empfehlung der 
Republikanischen Partei) oder die 
korrupte Nationale Partei wählte, 
war der politische Kampf verloren. 
Als letzte Möglichkeiten boten sich 
Riesen-Demonstrationen der gesam- 
ten Bevölkerung gegen die Ausfüh- 
rung von UNO-Resolution 435 an. 
Wiederum versagten sich die Politi- 
ker der Nationalen Partei, und das 
Schicksal nahm seinen Lauf. 

Die künftige Entwicklung dieses Lan- 
des ist vorgezeichnet. Nach einer rrela- 
tiv erträglichen Übergangszeit, in der 
»Namibia« ein Modell für Südafrika 
darstellen soll, wird die Zeit der ei- 
gentlichen Entkolonisierung in etwa 
2-3 Jahren beginnen. Sobald die po- 
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tische und militätische Macht in Süd- 
afrika in die Hände des ANC über- 
gangen ist, wird das große Rachege- 
richt über die Weißen im südlichen 
Afrika kommen. Es kommt ja nicht 
ungefähr, daß der »Westen« ausge- 
rechnet die schlimmsten Terroristen 
Mugabe, Nuyoma und Mandela an 
die Macht gerückt hat. 


Heinz Calow, Swakopmund, Süd- 
westafrika. 


Betr.: Deutschland 
»Wir sind das Volk«, 
Nr. 2/90 


Ein Volk von der Bedeutung des deut- 
schen Volkes und in einer derart do- 
minierenden Lage im Herzen Euro- 
pas kann man nicht neutralisieren. 
Das hatten ja die »Siegermächte« (Ju- 
den und Allierte) schon seit dem 8. 
Mai 1945 mit ihren Lizenzpolitikern 
in der DDR und der BRD versucht. 
Dieser Versuch ist aber am 9. Novem- 
ber 1989 durch den Aufstand der 
DDR-Deutschen gegen das Jalta- 
Diktat der »Siegermächte« und durch 
das Überrennen der Berliner-Mauer 
gescheitert. Davon wurden die »Sie- 
germächte« und ihre BRD- und 
DDR-Lizenzpolitiker, die sich auf 
dem Status quo von Jalta eingerichtet 
hatten, total überrascht und machten 
daher zuerst süßsaure Gesichter zum 
Geschehen in Berlin und der DDR. 
Heute sind sie dabei, auch dieses zu 
»bewältigen« im deutschfeindlichen 
Sinne. Und über das von ihnen favori- 
sierte »Europa«-Konzept urteilte der 
neben Friedrich der Große einzige 
Realpolitiker Deutschlands Bis- 
marck: »Ce qui parle Europe a tort!« 
Die »Siegermächte« hatten sogar 
1945 versucht - Morgenthau- und Eh- 
renburg-Plan — das deutsche Volk to- 
tal zu vernichten. Nicht aus humani- 
tären Erwägungen, die den »Sieger- 
mächten« total fremd sind. 
Bombenterror gegen die deutsche Zi- 
vilbevölkerung und den Atombom- 
benterror gegen die japanische Zivil- 
bevölkerung ersetzten diese Vernich- 
tungspläne. Dazu malträtierten sie 
Deutschland, zerstückelten es und 
hielten bis heute den Krieg mit 
Deutschland. durch die »Feindstaa- 
tenklauseln der UNO-Charta« auf- 
recht, die ihnen jederzeit das Recht 
zu neuen Repressalien ermöglichen — 
natürlich im Namen der »UNO-Men- 
schenrechte«. 

Der Deutschenhaß und der Vernich- 
tungswille der »Siegermächte« war — 
ist und bleibt - so groß, daß sie sogar 
die Oberherrschaft der außereuropäi- 
schen Mächte USA und UdSSR 1945 
in Kauf nahmen und den Verlust ihrer 
Empire einschließlich Kolonien. 

Und ganz gleich, wer oder welches 
Staatssystem in Deutschland 
herrschte, ob Wilhelm II., Strese- 
mann (Freimaurer) oder Hitler, ob 
Monarchie, Demokratie oder Dikta- 
tur - von solchen Politikern konstruk- 
tive Politik zu erwarten, ist eine Illu- 
sion! 


Helmut Golz, Köln. 


Betr.: Deutschland »Die 
Stunde der Wahrheit«, 
Nr. 2/% 


Der Diktator ist gestürzt, endlich, 
und sein Sturz verursacht ein Gedrän- 
gel bei denjenigen, die ihm noch 
rasch einen Eselstritt versetzen möch- 
ten. 

Auf seine Komplizen wird Jagd ge- 
macht, das heißt, auf die östlichen, 
und sie werden für ihre Verbrechen 
zur Rechenschaft gezogen. 

Wer aber zieht die westlichen Mittä- 
ter der Diktatur zur Rechenschaft? 
Die das menschenverachtende Sy- 
stem doch jahrzehntelang unterstützt 
haben: Die allestaten, um die zahlrei- 
chen Schwächen dieser allein auf Un- 
terdrückung spezialisierten Einrich- 
tung zu kompensieren? Die immer 
wieder verhinderten, daß der ganze 
Widersinn dieses unmenschlichen Sy- 
stem sich gegen die Urheber selbst 
kehrte? Die der Diktatur eilfertig alle 
diejenigen Geschäfte abnahmen, die 
ihr bei der Unterdrückung der Völker 
vielleicht hätten hinderlich sein kön- 
nen? 

Und das alles konnten sie aus einer 
gesicherten Position inmitten der 
freien Welt heraus tun, unter deren 
Schutz und mit Hilfe ihres Potentials; 
unter dem Deckmantel »Entspan- 
nung«, der ihnen half, ihre Kompli- 
zenschaft mit den Unterdrückern zu 
verbergen und jeden Widerstand aus 
den eigenen Reihen in Mißkredit zu 
bringen. 

Das hat nun ein Ende, und wir sollten 
unverzüglich darangehen, diese jüng- 
ste Vergangenheit zu bewältigen. Die 
Dinge müssen schonungslos beim Na- 
men genannt werden, und die Mit- 
schuldigen an der kommunistischen 
Tyrannei ebenso. 

Können wir es denn zulassen, daß sie, 
die zuvor ihre Karriere als Komplizen 
der Unterjochung begonnen hatten, 
sie nun als Vergangenheitsbewältiger 
in ihrem Sinn fortsetzen, um sich so 
aus der Anklagebank heraus in den 
Richterstuhl zu mogeln? 

Sind wir es den Menschen im Osten, 
die so lange unter der Tyrannei zu lei- 
den hatten und so große Opfer brin- 
gen mußten, um sich von ihr zu be- 
freien, denn nicht schuldig, daß wir 
nun all diejenigen zur Verantwortung 
ziehen, die hier im Westen ebenfalls 
zu ihren Leiden beigetragen haben? 
Und bei dieser Vergangenheitsbewäl- 
tigung sollte man den gleichen Maß- 
stab anlegen wie bei der unaufhörli- 
chen Bewältigung der ominösen 
zwölf Jahre. Da könnten wir gleich 
zeigen, ob wir inzwischen etwas dazu- 
gelernt haben. 


Richard Helm, München. 


” 


Nach der Aufhebung der Grenze zwi- 
schen der BRD und der DDR besteht 
die Gefahr, daß unsere Terroristen in 
die DDR übersiedeln. Außerdem 
muß vermieden werden, daß bei der 
Schaffung einer Demokratie, einer 
wirklichen Volksregierung, alle Feh- 
ler unserer Demokratie wiederholt 


werden. Helmut Schmidt hatte mal 
gesagt, daß unsere Demokratie mit 
schweren Fehlern behaftet ist, die 
man nicht beheben kann. 

Er hatte scheinbar gemeint, daß in 
unserer Demokratie die Bevölkerung 
auf die Regierung überhaupt keinen 
Einfluß hat. 

Sie darf nur alle vier Jahre ihren 
Stimmzettel in die Wahlurne werfen, 
für Personen, die sie nicht kennt, die 
sich nach der Wahl beschimpfen und 
bekämpfen, sich behindern und 
darum keine Möglichkeit zum ge- 
meinsamen, vernünftigen Regieren 
haben. 

Es muß alles getan werden, um eine 
wirkliche, ‚geschlossene Volksregie- 
rung zu schaffen, die gemeinsam alles 
zum Wohle des Volkes tut und ihren 
Amtseid auch wirklich hält. 

Anstelle feindlicher Parteien, müssen 
an der Spitze des Staates, erstklassig 
ausgebildeten Fachkräfte gesetzt wer- 
den, zum Beispiel das Gesundheits- 
wesen muß von erstklassigen Medizi- 
nern und die Verteidigung von fähi- 
gen Offizieren organisiert werden. 
Die Bevölkerung muß die Kontrolle 
haben, daß alles zum Wohle des Vol- 
kes geschieht und daß sie nicht ge- 
täuscht und belogen wird. 

Man darf nicht wieder den Fehler ma- 
chen und die Regierung in feindliche 
Parteien spalten. 

Es ist keine leichte Aufgabe, eine sol- 
che neue, wirkliche Volksregierung 
zu schaffen und darum müssen ent- 
sprechende Fachkräfte sorgfältig aus- 
gewählt werden, um bei der Organi- 
sation einer solchen Regierung alle 
Fehler der zur Zeit bestehenden »De- 
mokratien« zu vermeiden. 


Herbert Biemann, Fellbach. 


Betr.: Deutschland 
»Massenflucht 

aus der DDR«, 

Nr. 12/89 


Was sich seit dem 9. November 1989 : 
im Zonenrandgebiet getan hat, wäre 
vor Monaten noch als Utopie oder 
mit den Worten des Bundeskanzlers 
als »Blühender Unsinn« abgetan wor- 
den. Nun ist es doch geschehen! Die 
Grenzen zur DDR und Ost-Berlin, 
Mauer und Stacheldraht, haben 
große Löcher erhalten. Der erste 
Schritt zur Wiedervereinigung 
Deutschlands ist getan! Der Volks- 
wille triumphierte über die Spaltungs- 
politiker in Ost und West! Das Volk, 
die Deutschen in Mitteldeutschland, 
machen Realpolitik, und eine Fülle 
von »Trabis« rollt mit der ganzen Fa- 
milie zum Einkauf und zu Besuchen 
in den Westen! 

Aber machen wir uns nichts vor: der 
Weg. zur deutschen Einheit ist noch 
weit. Berge von Problemen müssen 
noch bewältigt werden. Aber packen 
wir es an: Raus aus der NATO und 
dem Warschauer Pakt! »Neutralität 
ist kein Verrat!« (Günther Kießling) 
Helfen wir den Deutschen drüben. 


Rudolf Stubert, Kulmbach. 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
— einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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